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Die Massen in der 
Französischen Revolution 


Neuerscheinung 


Spengler, Jünger, Moeller van den Bruck, der „Tatkreis, je 
„Herrenchlub“ — diese Namen stehen für die durchaus ve. 
schiedenartigen konservativen Richtungen im Deutschland 
des beginnenden 20. Jahrhunderts. Der Verfasser dieses Buchu 
folgt den Schicksalen und Gedankengängen ihrer prominm 
testen Vertreter. Der Nationalsozialismus hat die Personm 
wie die Ideen teils aufgesogen, teils zum Schweigen gebracht, 
Wie es dazu kommen konnte, wird man nach der Lektin 
von Prof. Klemperers Buch besser verstehen. Zugleich wid 
aber die europäische Tradition des konservativen Gedanke 
sichtbar, von der die Ideen der zwanziger und dreißiger Jahn 
sich oft weit entfernten. 


Prof. Klemens von KLEMPERER ist 1920 in Berlin geborm, 
studierte in Wien und an der Harvard-Universität und Ichn 
heute in Amerika. Seine Maßstäbe erweisen ihn als geistign 
Enkel Friedrich Meineckes. 


Neuerscheinung 


Wer war in der Französischen Revolution das „Volk“ (ws 
die einen sagen) oder der „Mob* (wie die anderen PN 
Was waren das für Leute, die die Bastille stürmten und & 
Monarchie stürzten ? Warum schlossen sie sich zusamme! 
Um diese Fragen zu beantworten, hat Dr. Rud& die 
vorhandenen Pariser Polizeiakten der Zeit durchforscht 
legt nun zum erstenmal dar, wie die Massen der Revie 
tion sich zusammensetzten, und was sie bewegte. Damit 
auch der Soziologie und Massenpsychologie neues Mateil 
erschlossen. 


„Man muß Dr. Rud6 zu dieser faszinierenden Arbeit beglic 
wünschen, die die ungenügenden und oft irreführenden D 

stellungen der allgemeinen Geschichtsbücher ergänzen w 
korrigieren wird.“ (Histey 
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PARTEIORGANISATION UND PARTEIBEGRIFF 
IN FRANKREICH 1789 - 1940 


VON 
RUDOLF VON ALBERTINI 


NICHT nur der Politologe, sondern auch der Historiker hat sich mit 
der Geschichte der politischen Parteien zu befassen. Der moderne 
Parlamentarismus ist so sehr an politische Parteien gebunden und 
durch die jeweilige Struktur des Parteiensystems bestimmt, daß nur 
eine Analyse der Parteien und des Parteibegriffes ein adäquates 
Verständnis ermöglicht. Dabei genügt es nicht, die rechtliche Stel- 
lung der Partei im Verfassungstext oder — wie das bis anhin üblich 
war — die ideologischen Komponenten und die Programme der 
Parteien zu kennen. Man muß ihrem inneren Aufbau und den viel- 
fältigen Beziehungen zwischen Wählerschaft, Parteien und Parla- 
ment nachgehen, um die Funktionsweise eines parlamentarischen 
Systems und dessen Erfolg oder Mißerfolg zu verstehen. 

England und die Vereinigten Staaten verfügen bereits über 
ausgezeichnete Darstellungen ihrer politischen Parteien und haben 
deren innere Organisation und ihre Funktion in der politischen Wil- 
lensbildung historisch wie systematisch untersucht. In Deutschland 
hat die entsprechende Forschung eingesetzt. Frankreich dagegen 
hat zwar in Wahlgeographie und Wahlsoziologie (Goguel) Pionier- 
arbeit geleistet und die allgemeine Systematik des Parteiwesens 
(Duverger) vorangetrieben, ist aber bisher noch nicht der Ent- 
stehung und dem Wandel der französischen Parteiorganisationen 
und des jeweiligen Parteibegriffes nachgegangen. Wahlgeographie 
und -soziologie schaffen zweifellos einen wichtigen Zugang zum Ver- 
ständnis des französischen Parlamentarismus, besser vielleicht als 
die nur rudimentären Parteiorganisationen. Allein, gerade die Tat- 
sache, daß es in Frankreich trotz einer frühen Parlamentarisierung 
und Demokratisierung bis 1940 nur zu Ansätzen moderner Partei- 
organisationen gekommen ist, verlangt nach historischer Interpre- 
tation. Ein Versuch dazu soll im folgenden gemacht werden — im 
Sinne eines Aufrisses, der vielleicht einige allgemeine Aussagen und 
Vergleiche erlaubt, im übrigen aber die fehlende Detailforschung 
nicht vorausnehmen kann, sondern dazu hinführen will!). 


!) wertvolle Hinweise verdanke ich Jacques Godechot (Toulouse), Paul Bastid 
(Paris), Jacques Kayser (Paris), Gilbert Ziebura (Berlin). 
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NAEH Leere LED Ge 
I. Die französische Revolution 


Der Begriff der Partei, des „parti‘‘, findet sich bereits im 
Ancien Regime zur Bezeichnung bestimmter politischer oder 
konfessioneller Gruppierungen, vor allem in Zeiten innerer Span- 
nung oder eines Bürgerkrieges. Mit „parti“ soll die Abspaltung 
und Abgrenzung bestimmter Persönlichkeiten oder klar faßbarer 
Gruppen vom postulierten oder vorausgesetzten Einheitswillen der 
Nation und des diese repräsentierenden Herrschers bezeichnet 
werden. „Parti‘‘ steht dann sehr nahe dem Begriff der ‚‚faction“ 
und ist mit Widerstand, Aufruhr, Sonderwille und Sonderinteresse 
verbunden, hat also eine ausgesprochen abschätzig-negative Bedeu- 
tung. Das ist wichtig für die Folgezeit. Im übrigen müssen wir aber 
vom engeren Begriff der Partei ausgehen. Er setzt erstens einen 
nationalen Vertretungskörper voraus, der zwar in sich noch ständi- 
sche Elemente enthalten mag, aber nicht eine bloß ständische Re- 
präsentation darstellt und seine Entscheidung nicht nach Ständen 
fällt; zweitens eine wenigstens rudimentäre Organisation, die die 
Partei gegen bloße Vereinigung Gleichgesinnter und informelle 
Gruppen abgrenzt; drittens mindestens potentiell freie Wahlen, 
da die moderne Partei ihren Anteil an der politischen Macht wesent- 
lich durch den Wettbewerb der Wahlen zu gewinnen versucht; 
viertens muß die Einheit von Staat und Gesellschaft gelockert und 
der Ansatz zu einer „Öffentlichen Meinung“ vorhanden sein. Denn 
die moderne politische Partei wirkt im Raum des vom Staat ge- 
lösten gesellschaftlichen Bereiches, sucht die Öffentlichkeit mit 
ihrem Appell zu erfassen und zu gliedern und trachtet dann, an der 
politischen Willensbildung teilzunehmen. 

Diese Voraussetzungen sind im 18. Jahrhundert wohl nur in 
England gegeben. Die ständische Ordnung ist verblaßt; das Par- 
lament, insbesondere das House of Commons, bildet nicht eine 
Vertretung der Stände, sondern eine auf potentiell freien Wahlen 
beruhende Nationalvertretung. Durch die Verschmelzung der 
Gentry mit der städtischen Oligarchie hat sich seit langem eine Füh- 
rungsschicht herausgebildet, welche die Staatsgewalt innehat und 
zudem, durch Verfassung und Recht geschützt, über einen gesell- 
schaftlichen Raum verfügt, der in sich durch freie Vereinigungen, 
politische Klubs und eine aktive Presse gegliedert und ansprechbar 
ist und damit die Bildung von Parteien zuläßt oder geradezu ver- 
langt. Da diese Führungsschicht relativ geschlossen ist, seit 1689 
die bestehende Ordnung anerkennt und im Parlament einen Ort 
besitzt, wo sich die im gesellschaftlichen Bereich gebildeten Gruppen 
gegenüberstehen und um die Macht ringen, können in England die 
politische Partei als solche und der Parteibegriff — wenn auch nur 
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langsam — ihren negativen Aspekt verlieren und schließlich, vor 
allem bei Edmund Burke, positiv gefaßt werden: als notwendiges 
Korrelat zum Parlament, insofern im Nebeneinander und Gegen- 
einander politischer Parteien sich die Willensbildung abspielt und 
die freiheitliche Entscheidung fällt. 

Das vorrevolutionäre Frankreich hingegen ist politisch- 
institutionell weitgehend absolutistisch-zentralistisch aufgebaut, 
sozial ständisch gegliedert und verfügt über keine Vertretungs- 
körper, die mit dem englischen Parlament verglichen werden kön- 
nen. Allerdings bildet sich zwar auch in Frankreich — und ganz 
besonders in Frankreich — eine vom Staate gelöste „bürgerliche 
Gesellschaft‘, die sich in Zirkeln, Logen und den berühmten 
Societes de pensee zusammenschließt und die öffentliche Meinung 
beeinflußt. Doch haben diese Societes keinen direkten Zugang zur 
Macht, keine politische Mitbestimmung und entwickeln sich zu- 
sehends zu Orten der Kritik und Revolutionierung!). Die öffent- 
liche Meinung kann nicht im Rahmen einer Verfassung und inner- 
halb einer Nationalvertretung durch Gruppen- und Meinungsbil- 
dung zu Geltung und Macht gelangen, sondern richtet sich gegen 
das Regime als solches, steht diesem in wachsender Distanz gegen- 
über und konzentriert sich auf die Frage nach den allgemeinen 
Prinzipien eines wohlgeordneten Staates. 

Selbst dort, wo die absolutistische Monarchie in Frage gestellt 
wird und durch Schaffung einer repräsentativen Körperschaft mit 
| legislativen Kompetenzen umgebaut werden soll, findet sich wenig 
Verständnis für die Funktion der politischen Partei. BeiMontes- 
quieu allerdings zeigt sich ein vielversprechender Ansatz. Er geht 
aus vom dynamischen Charakter der politischen Willensbildung im 
freiheitlichen Staat und erkennt, daß sich dann notwendigerweise 
Gruppen mit den ihnen eigenen ‚„‚passions‘‘ gegenüberstehen; fehlt 
oder verkümmert die innere Auseinandersetzung, die einen partei- 
mäßigen Charakter tragen muß, so fehlt oder verkümmert auch die 
Freiheit?). Die Mitwirkung der Bürger am Staat, die notwendige 
Kontrolle und Kritik der Exekutive durch die „Opposition“ führt 




































!) Dazu die bekannten Arbeiten von Augustin Cochin. Vor allem aber Rein- 
hart Koselleck, Kritik und Krise. Freiburg 1959 u. a. S. 64. 

?) „On n’entend parler, dans les auteurs, que des divisions qui perdirent 
Rome; mais on ne voit pas que des divisions y &taient necessaires, qu’elles y 
 avaient toujours &te, et qu’elles y devaient toujours £tre...et, pour regle 
‚ generale, toutes les fois qu’on verra tout le monde tranquille dans un &tat 
qui se donne le nom de r&publique on peut &tre assur& que la liberte n’y est 
pas“. Grandeur et d&cadence des Romains Kap. IX Oeuvres completes, ed. 
Masson 1950 Bd. III, 414. „...d’Angleterre, oü l’on voit la libert€ sortir sans 
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zur Parteibildung, die nicht nur als Absonderung und als Vertre- 
tung von Einzelinteressen auf Kosten des Gemeinwohls, sondern 
als nützlich und einem freiheitlichen Gefüge inhärent betrachte 
werden muß!). Montesquieu sieht hier — wenigstens im Ansatz — 
die enge Beziehung zwischen einer vielfältig gegliederten Gesell. 
schaft, politischen Parteien und der freiheitlichen Regierungsform, 
Doch werden leider diese Gedankengänge nicht weiter ausgeführt, 
Trotz eines ‚„soziologischen‘‘ Interesses an der Funktionsweise der 
Institutionen und ihren gesellschaftlich-geistigen Voraussetzungen 
liegt auch bei Montesquieu das Schwergewicht beim institutionellen 
Aufbau; dieFreiheitssicherung erfolgt in ersterLinie durchGewalten- 
teilung oder Gewaltenverschränkung. 

Diese Feststellung gilt in noch stärkerem Maße für die um- 
fangreiche staatsrechtliche und publizistische Literatur der Folge- 
zeit. Wo England Vorbild bleibt, werden vor allem die ‚‚corps inter- 
mediaires‘‘ und ihre freiheitliche Funktion im Staatsaufbau hervor- 
gehoben?). Wird von Parteien gesprochen, so ergibt sich eine Kritik 
am Parteiwesen Englands im 18. Jahrhundert, das nicht zur Nach- 
ahmung auffordert. Die Generalstände werden nun schrittweise — 
in bezug auf Bestellung, Periodizität, Kompetenzen, Verhältnis 


cesse des feux de la discorde et de la sedition; le prince toujours chancelant 
sur un tröne inebranlable...‘“. Lettres persanes, Lettre CXXXVJ, a.a.0, 
Bd. III, 274. 

1) „Und da die vollziehende Gewalt, die über alle Amtsstellen verfügt, große 


Aussichten gewähren kann, ohne jemals Befürchtungen erwecken zu müssen, | 


so werden sich alle, die von ihr etwas erlangen wollen, gerne auf ihre Seite 
stellen, während sie von denen angegriffen werden wird, die sich nichts er- 
hoffen...Der Haß zwischen diesen beiden Parteien wird immer fortdauern, 
weil er ohnmächtig ist. Da diese Parteien aus freien Männern bestehen, so 
wird, wenn die eine zu sehr die Oberhand gewinnt, die Freiheitsliebe dafür 
sorgen, daß sie in ihrem Einfluß beschnitten wird, während die Bürger, wie 
hilfreiche Hände am Körper, der anderen wieder aufhelfen. Esprit des Lois, 
Buch XIX, Kap. 27, deutsche Ausgabe Forsthoff, Tübingen 1951, Bd. |, 
433/34. — „Für die Republik (hier etwa im Sinne von Demokratie) ist es 
ein Unglück, wenn es keine Parteien mehr gibt, und das ist der Fall, wenn 


man das Volk mit Geld bestochen hat! Dann wird es kalt, liebt nur noch fi 


das Geld und nicht mehr den Dienst für den Staat: ohne sich um die Re- 
gierung und ihre Pläne zu kümmern, erwartet es in Ruhe sein Gehalt“ 
Buch II. Kap. 2, a.a. ©. I., 24. — Dazu Sergio Cotta, La nascita dell’idea di 
partito nel secolo XVIII, in: Il Mulino Nr. 89, S. 474 ff. 

2) z.B. Artikel „Parlement‘ in der Encyclopedie. Das englische Parlament 
wird zudem als ‚assembl&e et la r&union des trois &tats du royaume“ be- 
zeichnet. Voltaire im ‚„Dict. philosophique‘ Art. ‚„Gouvernement‘“‘ bezeich- 
net zwar das Unterhaus als ‚‚veritablement la nation‘, geht aber nicht näher 
auf dessen Funktionsweise ein. 
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zum Monarchen — zur Nationalvertretung umgeformt, wobei man 
gleichzeitig ihren ständischen Charakter abbaut und schließlich 
den Dritten Stand als Nation und somit die Vertretung des Tiers 
Etat als den alleinigen Repräsentanten des Gesamtvolkes postu- 
liert!). Da die Publizistik an der Frage der Institutionen orientiert 
ist und eine freiheitliche Verfassung erst entworfen und geschaffen 
werden muß — nicht wie in England innerhalb einer schon be- 
stehenden Ordnung argumentiert werden kann —, tritt das Problem 
der Partei zurück oder erscheint in der üblichen negativen Form. 
Dies umsomehr, als man von der Nation als Einheit sprechen muß, 
das Volk als Gesamtheit dem Monarchen entgegenzusetzen beginnt 
und die Privilegien von Ständen und Körperschaften immer mehr 
als unvereinbar mit Freiheit und einer modernen Ordnung auszu- 
geben versucht. Man ist somit nicht bereit, die Willensbildung des 
Volkes, das sich eben gerade als Einheit und Gesamtheit zu ver- 
stehen beginnt, wieder aufzuspalten. Eine Kritik der Montesquieu- 
schen Theorie der ‚‚corps intermediaires‘‘ findet sich daher nicht nur 
bei Physiokraten und Vertretern des aufgeklärten Absolutismus 
wie Turgot?), sondern auch bei einem Vertreter der „konstitutionel- 
len Monarchie‘ wie Mounier®). Zwischengewalten gelten als Über- 
reste feudaler Privilegierung und scheinen mit dem Anspruch des 
Dritten Standes, die Nation zu verkörpern und als solche politisch 
mitbestimmen zu können, unvereinbar. 

Im übrigen muß vorerst auch die Repräsentation klar heraus- 
gearbeitet werden. Zwar hat bereits Montesquieu das neue Prinzip 


!) Martin Göhring, Weg und Sieg der modernen Staatsidee in Frankreich, 
Tübingen 1947, S. 212ff. Er zeigt u. a., daß die Siey&s’sche Identifikation 
von Tiers Etat und Nation mehrere Vorläufer hat. S. 218, 245, 264. 

?) „Turgot vindiziert ausdrücklich dem Staat das Recht zur Aufhebung 
jedes „Corps particulier“. Kurt von Raumer, Absoluter Staat, korporative 
Libertät, persönliche Freiheit, in HZ 1957 Bd. 183/1, S. 92. 

9) Die neue Verfassung müsse die Möglichkeit haben, gegen die vielerlei 
Privilegien vorzugehen. Der ‚esprit d’inter&t particulier qui isole les Pro- 
vinces, les villes et les corps‘‘ sei Zeichen des Despotismus oder der Anarchie. 
Nouvelles observations sur les Etats Generaux de France, 1789, S. 196. 
Montesquieu wird — trotz aller Bewunderung — ausdrücklich abgelehnt. 
Die ‚Corps intermediaires‘‘ seien keine Freiheitssicherung. — Auch Roede- 
rer: „L’inegalit& peut s’introduire dans la representation, par le privilöge de 
certains corps ou de certains ordres d’envoyer un nombre de d&putes egal ä& 
celui des autres ordres.... on trouve dans ces principes de nouvelles raisons 
die proscrre toute introduction de corps ou de d&put&s de corps, soit civiles 
ou economiques, dans une assemblee d’Etats-generaux, soit comme partie 
integrante ou comme partie constituante‘“. De la deputation aux Etats- 
Generaux, 1788, S. 60. 
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erkannt, aber noch steht ganz das imperative Mandat — nicht als 
Partei-, sondern als Lokal- und Wählermandat — im Vorder- 
grund, da nur so eine echte Repräsentation des Volkes möglich er- 
scheint!). Eine politische Partei wäre ein Zwischenglied, das die 
Verbindung zwischen Wähler und Abgeordnetem verfälschen 
würde, und das somit abgelehnt werden müßte. Das zeigt sich nun 
besonders deutlich bei Rousseau. Indem er von der Volkssouve- 
ränität ausgeht — die gewissermaßen die absolute Souveränität des 
Monarchen umstülpt und dem Volke vindiziert — und einen eigent- 
lichen Gemeinschaftswillen postuliert, kommt er zur Ablehnung 
jeder Repräsentation; die Souveränität ist unteilbar und unüber- 
tragbar, höchstens zeitweise delegierbar. Dem Volke und nicht 
seinen Delegierten bleibt die legislative Gewalt vorbehalten; im- 
peratives Mandat und Referendum resultieren daraus folgerichtig. 
Er weiß andererseits, daß die ‚„volonte generale‘‘ nicht immer mit 
der „volonte de tous‘‘ übereinstimmt, da die jeweiligen Sonder- 
interessen eine Verfälschung ergeben können. Rousseau glaubt 
aber annehmen zu dürfen, daß sich diese Sonderinteressen jeweils 
ausgleichen und gegenseitig aufheben und daß der Gemeinschafts- 
wille dennoch zur Geltung gelangen kann, sofern sie sich nicht in 
Assoziationen, die ein gewisses Eigenleben gewinnen, kristallisieren 
und so den freien Ausgleich verhindern. Damit wird aber die 
politische Partei unvereinbar mit der Demokratie?). Es geht in der 
1) Montesquieu hatte zwar das imperative Mandat aus praktischen Gründen 
abgelehnt, betonte aber, daß Abgeordnete mit imperativem Mandat ‚in 
höherem Grade Ausdruck der Stimme der Nation‘ wären. Esprit des Lois 
XIX, 6 a.a.0O.I, 219. — Die Encyclopedie, Art. Representants, spricht 
vom Recht der Wähler, ihre Repräsentanten jederzeit abzuberufen. Mounier 
dagegen kennt die Repräsentation und fordert ein weites Mandat, damit die 
Abgeordneten wirklich verhandeln können. Wenn sie nicht frei beraten und 
durch Mehrheitsbeschluß entscheiden können, blieben die Generalstände 
eine Abgabestelle für Klagen und würden nicht zur Nationalvertretung. 
a.a. 0. S. 225. 

2) „Il ya souvent bien de la difference entre la volonte de tous et la volonte 
generale: celle-ci ne regarde qu’ä l’inter&t commun; l’autre regarde & l’inte- 
ret prive, et n’est qu’une somme de volontes particulieres. Mais Ötez de 
ces memes volontes les plus et les moins qui s’entre-detruisent, reste pour 
somme des differences la volonte generale. — Si, quand le peuple suffisam- 
ment informe delibere, les citoyens n’avaient aucune communication entre 
eux, du grand nombre de petites differences r&sulterait toujours la volonte 
generale, et la deliberation serait toujours bonne. Mais quand il se fait des 
brigues, des associations partielles aux depenses de la grande, la volonte de 
chacune de ces associations devient generale par rapport ä ses membres, et 
particuliere par rapport & l’&tat: on peut dire alors qu’il n’y a plus autant 


de votants que d’hommes, mais seulement autant que d’associations. Ls % 
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Demokratie Rousseaus nicht um ein Ausbalancieren von Gruppen- 
interessen, sondern um die Verwirklichung eines angeblich existen- 
ten Gemeinwillens; für das parlamentarische System, das auf 
Repräsentation und politischen Parteien beruht, ist hier kein Platz. 

Es ist Siey&s in seiner Schrift „Qu’est-ce que le Tiers Etat ?“, 
der die Rousseausche Demokratie mit der damals aktuellen Aus- 
einandersetzung um Generalstände und Nationalvertretung ver- 
bindet, die Existenz von Privilegien, Ordres und Ständen kritisiert 
und die Souveränität der Nation, vertreten durch den Dritten 
Stand, in propagandistischer Absicht zum Ausdruck bringt. Er 
übernimmt zwar das Prinzip der Repräsentation, insofern der 
Abgeordnete nicht den Wahlkreis, sondern die Nation vertreten 
soll, und weist das imperative Mandat zurück, bestätigt aber Rous- 
seaus Ablehnung der politischen Partei. Ausgehend von einer 
„nation unie‘‘ und einer zeitgemäßen Beurteilung aller ‚corps 
intermediaires‘‘ als nicht gerechtfertigte Privilegierung von Sonder- 
interessen glaubt auch er, daß nur im freien Wirken individueller 
Repräsentanten die ‚„volonte nationale‘ sich ‚„äußern‘‘ könne und 
realisieren lassel). Trotz des Rousseauschen Ausgangspunktes ist 
hier der Weg freigelegt für das Selbstverständnis des frühliberalen 
Parlamentarismus, der den Abgeordneten als Repräsentanten der 
Nation begreift und daraus eine Kritik an der politischen Partei 


differences deviennent moins nombreuses et donnent un re&sultat moins 
general... Il importe donc, pour avoir bien l’&nonce de la volonte generale, 
qu’iln’y ait pas de societ& partielle dans l’&tat, et que chaque citoyen n’opine 
que d’apr&s lui.. ..‘‘ The political writings of J. J. Rousseau, hg. von Vaug- 
ham, 1915 Bd. II. 42. 

!) „Il faut que dans la d&cadence m&me des moeurs publiques, lorsque l’Egois- 
me parait gouverner toutes les ämes, il faut, dis-je, que, m&me dans ces longs 
intervalles, l’assembl&e d’une nation soit tellement constituee, que les inter- 
£ts particuliers y restent isol&s et que le voeu de la pluralit& y soit toujours 
conforme au bien general.‘ Qu’est-ce que le tiers &tat? Ausg. Champion 


1888, S. 86. „sa diversit& est son remede .... Qu’-on ne soit donc pas &tonne 
si l’ordre social exige avec tant de rigueur de ne point laisser les simples 
citoyens se disposer en corporations ...‘‘ S. 86. — Bezeichnend auch sein 


Urteil über England: „Le gouvernement est en Angleterre le sujet d’un 
combat continuel entre le ministere et l’aristocratie de l’opposition. La nation 
et le roi y paraissent presque comme simple spectateurs. La politique du roi 
consiste A adopter toujours le parti le plus fort. La nation redoute &galement 
l’un et l’autre parti. Il faut, pour son salut, que le combat dure; elle soutient 
donc le plus faible pour l’emp£cher d’etre tout & fait &crase‘‘, S. 62. Hätte 
England aber echte Repräsentanten, so wäre dies nicht nötig, d.h. das 
Gegeneinander zweier politischer Parteien wird nicht als wertvoll, sondern 
als Verfälschung und Notlösung betrachtet. 
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als unnötigem Zwischenglied und als Beeinträchtigung der für das 
Gemeinwohl unerläßlichen freien und individuellen Stellungnahme 
ableitet. 

Die Einberufung der Generalstände entspricht noch nicht 
den eigentlichen Wahlen zu einem Parlament, weil die ständische 
Gliederung nach wie vor besteht und die Aufgabe eine wesentlich 
andere ist: Generalstände sollen dem König die Wünsche und 
Ansprüche, gewissermaßen die Stimme des Volkes, zu Gehör 
bringen, nicht aber als Nationalvertretung dem König gegenüber- 
stehen und legislative Entscheidungen fällen. Der Wahlmodus 1789 
ist ein eigenartiges System sich verkleinernder Wahlkollegien, die 
schließlich ihren Mandatar nach Paris entsenden. Er hat das 
„Cahier‘‘ seines Wahlkreises vorzubringen und fungiert daher als 
Vertreter dieses Bezirkes. Obschon der König mit seinem Verbot 
des imperativen Mandates (Erlaß vom 24. Januar 1789) einen 
ersten Einbruch ins ständische System vollzieht und den Weg zur 
Nationalvertretung freilegt, und obschon etwa die Dauphine ihren 
Abgeordneten ausdrücklich ein Repräsentationsmandat mitgibt, 
gilt allgemein doch noch das imperative Mandat!). Parteien gibt es 
nicht, doch spielen Logen, Societes de pensee und Societes de 
lecture eine maßgebliche Rolle. Bei der Listenaufstellung und bei 
der Abfassung der Cahiers sind sie öffentlich und hinter den Kulis- 
sen sehr aktiv, können ihre Wünsche und Kandidaten vorbringen 
und als ‚inner circle‘ fungieren?). Da offizielle Kandidaten und 
Programme fehlen und in den Colleges @lectoraux Bauern und 
Bürger ohne Vorbereitung und Führung zusammenkommen, kön- 
nen die Mitglieder dieser bestehenden Vereinigungen — sehr oft 
lokale Advokaten — zum Zuge kommen und durch entsprechende 
Handhabung der Prozedur usw. ihre Kandidaten zur Geltungbringen. 


1) Camille Koch, Les origines frangaises de la prohibition du mandat impera- 
tif, these Nancy 1905, S. 12ff. Das nicht-imperative Mandat eines Rabaut 
Saint-Etienne bei Martin Göhring, Rabaut Saint-Etienne, Berlin 1935, 
S.113... Dazu: Jacques Cadart, Le regime &lectoral des Etats Generaux 
de 1789, Annales de l’Universite de Lyon 3e, 2, 1952, S. 152; Robert Reds- 
lob, Die Staatstheorien der französischen Nationalversammlung von 1789, 
Leipzig 1912, S. 105f. 

2) Augustin Cochin, Comment furent &lus les deputes aux Etats Generaux, 
in: Les societes de pens&e et la democratie moderne, Paris 1921. „On voyait 
les premiers essais de l’art des intrigues et des cabales pour faire tomber les 
nominations sur ceux de son parti. On ne voulait point de listes de candidats; 
tous €taient appeles ä choisir sur tous. Les voix se disperserent tellement 
dans les premieres operations qu’on ne pouvait obtenir la majorit& absolue 
pour aucun des designes ...‘‘ Etienne Dumont, Souvenirs sur Mirabeau, 
Paris 1832, S. 40. 
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In Versailles sind zunächst keine Parteien vorhanden!); die 
Ansammlung von Deputierten ist noch ungegliedert und muß vor- 
erst die Form einer Assemblee Nationale, einer parlamentarischen 
Nationalvertretung gewinnen. Die Sitzordnung bei Eröffnung der 
Generalstände ist denn auch noch ständisch: Geistlichkeit zur 
Rechten, Adel zur Linken des Thrones, Tiers Etat dem Throne 
gegenüber; die ständische Gliederung zeigt sich u. a. auch in der 
verschiedenen Bekleidung. Da der Dritte Stand aber nicht nur seine 
Cahiers de dole&ances abgeben will, sondern selbstbewußt weitere 
Ansprüche erhebt und unabhängig auftritt, ergibt sich die Not- 
wendigkeit innerer Gliederung: die Massenversammlung kann 
nicht aktiv werden, Entscheidungen vorbereiten und fällen, solange 
sie nicht in kleineren, homogeneren Gruppen handlungsfähig ge- 
worden ist. Diese Gliederung ergibt sich vorerst aus der regionalen 
Herkunft. Bereits am Abenddes Eröffnungstages (5.Mai) gruppieren 
sich die Deputierten nach Provinzen, um das weitere Vorgehen zu 
beraten?) ; markante Persönlichkeiten, die in der Region bereits eine 
Rolle gespielt haben, werden als parlamentarische Führer aner- 
kannt. 

Die Stellungnahme nach Regionen kann aber nur eine vorüber- 
gehende sein, denn in dem Moment, da Sachfragen zur Diskussion 
gelangen, muß sich schrittweise die Aufgliederung nach Meinungen, 
politischen Zielen und sozialen Interessen ergeben. Vor allem die 
Frage des Vetos hat Ende August-September 1789 zur Frontbildung 
beigetragen, die sich nun in der Sitzordnung abzuzeichnen beginnt: 
rechts des Präsidenten sitzen die Aristokraten, die Königstreuen, 
dann wohl auch die ‚„‚moderes‘‘, links die ‚„‚progressiven Patrioten‘“. 
Es bleibt aber ein starkes Zentrum — die „impartiaux‘, später 
auch „plaine, marais, ventre‘‘ genannt —, das sich in Abstimmun- 
gen der einen oder anderen Seite anschließen kann. Das französische 
Parlament ist also im Vergleich zu England nicht nach Regierungs- 
mehrheit und Oppositon getrennt; die Übergänge sind vielmehr 
fließend und die Majoritäten ergeben sich von Fall zu Fall. Nur 
„le parti montagnard‘“‘ scheint klar durch die Sitzordnung abge- 
grenzt zu sein: Aulard betont jedoch, daß der Begriff erst spät 
aufkommt und sich eine klare Gruppierung der extremen Linken 


!) Untersuchungen über Parteien und Parteibegriff in der Revolutionszeit 
liegen nicht vor. Der Begriff der Partei wird von den Historikern ganz un- 
differenziert verwendet. 

?) Albert Mathiez, La Revolution frangaise, 9. Aufl., Paris 1946, Bd. I, 
5.51. Für die Abgeordneten der Dauphine, die sich beim Erzbischof von 
Vienne treffen, auch Jean Egret, La revolution des Notables, Paris 1950, 
S. 69, 
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in den oberen Rängen des Konventes nur schrittweise ein- 
bürgert!). 

Aus der Sitzordnung ergibt sich dann auch die Abgrenzung 
„Droite‘“‘ und „Gauche‘2), doch ist schwer zu sagen, wann und wo 
die örtliche Bezeichnung. im Parlament erstmals als Abstraktum für 
eine politische Gruppierung oder Partei verwendet wird. 

Die Parlamente der Revolution verfügen über einigermaßen 
abgrenzbare Gruppierungen. Einfachheitshalber sprechen daher die 
Historiker meist von politischen Parteien, doch handelt es sich eher 


um Fraktionen oder ‚groupes‘“, zudem ohne Präsidenten und 
Bureau. 

Wichtig ist vor allem der Club breton und spätere Club des 
Jacobins®?). In ihm und durch ihn werden nicht nur die Stellung- 


!) Robespierre zu Beginn des Konventes an seine ‚Commettants‘: Dans 
l’assemblee actuelle ... il y a, dans la plaine et dans le pays aquatique, de 
tres braves gens et des montagnards, et, sur la montagne, on entend bour- 
donner quelquefois des insectes feuillantins et de petites mouches girondins 
€echappes du marais‘‘ A. Aulard, Histoire politique de la Revolution fran- 
gaise‘‘, 1903, S. 413, Anordnungsskizze bei Reinhard, Histoire de France 
(Larousse) Bd. II, S. 117. 


2) Journal de Versailles über die Sitzung vom 28. August 1789: ‚Un bruit 
assez fort, parti d’un des cötes de la salle, a interrompu l’orateur‘‘ (Euvres 
de M. Robespierre hg. v. Bouloiseau, Lefebvre, Soboul, Paris 1950, B. VI, 71, 
Assemblee Nationale et Commune de Paris über die Sitzung vom 23. Januar 
1790: „..... cette proposition a &te fort mal accueillie par la partie de l’Assem- 
blee siegeant & la droite du President‘ S. 205. Der Begriff der Partei wird 
eingeführt: Journal des Etats generaux ‚‚Cette proposition delicate a &veille 
les deux partis: mais l’un et l’autre ont &t& d’accord‘ S. 207. Revolution de 
France et de Brabant am 21. Februar 1791: „... Je ne fais pas au cöte 
gauche l’injure‘ S. 647. Mirabeau in seiner ‚Note pour la Cour‘‘ vom 7. Sep- 
tember 1790: ‚... il ne peut obtenir un succ&s sans se r&unir au cöte droit“. 
Correspondance entre le Comte de Mirabeau et le Comte de Marck, hg. v. 
Bacourt, Paris 1851, Bd. II, 168. Villlle am 14. Dezember 1815: ‚‚Le cöte 
gauche l’a appuy& (seine Rede) comme le cöte droit ... On m’a su, dans 
tous les partis, et surtout du cöte droit le plus grand gr& de cette conduite. 
Me&moires et correspondance du Comte de Villele, Paris 1888, Bd. I, S. 408 bis 
409. Am 7. Januar 1816 ‚‚Le cöte droit n’a pu obtenir le rejet de l’article.... 
le cöte gauche ne voulait pas plus‘ S. 441. 


3) Dazu vor allem Gerard Walter, Histoire des Jacobins, Paris 1946. Schon 
vor Beginn der Generalstände kommen die Abgeordneten der Bretagne in 
einem Cafe zusammen, um ein geschlossenes Auftreten zu ermöglichen. So 
schreibt ein D&pute am 1. Mai 1789 an die Officiers municipaux: ‚On a loue 
une salle oü on pourra se reunir parce qu’on a senti la ne&cessit& de conferer 
lors de l’Assembl&e generale pour les affaires qui exigent un plan suivi et 
arrete.“ zit. Walter S. 14. Manche Abgeordnete fühlen sich fremd und hilflos 
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nahme in der Assemblee und eine einheitliche Stimmabgabe vor- 
bereitet!), sondern auch wichtige Initiativen besprochen und dann 
als Gesetzesanträge eingebracht?). Der Klub vermag erfolgreich 
aufzutreten, da in einer noch wenig gegliederten Versammlung 
unabhängiger ‚‚deputes‘‘ ohne klar formulierte Programme und 
ohne „Fraktionsführer‘‘ die organisierte Minderheit Bedeutung er- 
langt und mittels Anschluß der ‚„flottants‘‘ entsprechende Mehr- 
heiten gewinnt. 

Der Klub ist vorerst im wesentlichen eine Vereinigung von 
Abgeordneten und hat recht exklusiven Charakter. Doch bald wird 
die Mitgliedschaft erweitert und gleichzeitig die Verbindung mit 
den „societes populaires‘‘ der Provinz aufgenommen. Man will eine 
„Massenbasis‘‘ gewinnen, um die eigene Position in Wahlen, Mani- 
festationen und indirekt im Parlament zu stärken; die innere Struk- 
tur wird demokratisiert und eine nationale Organisation aufgebaut. 
Zeitweise sind etwa 400 Deputierte Mitglieder des Klubs; 1791 sind 
48 Pariser und 400 provinziale Klubs angeschlossen. Die am 


in Versailles und suchen nach Führung und Anleitung; in der Provinz scheint 
man dies sogar vorausgesehen zu haben. L. de Cardenal, La Province pendant 
la Revolution. Histoire des clubs jacobins (1789—95), Paris 1929, S. 28. Es 
muß betont werden, daß von Anfang an auch Abgeordnete anderer Provin- 
zen (u.a. Mirabeau, Bailly, Siey&s, Barnave, Robespierre) Mitglieder des 
Clubs sind und der regionale Charakter gesprengt wird. 

I) Ein Depute schreibt am 15. Juni 1789: „La chambre oü le comite de 
Bretagne s’assemble presque tous les soirs. Il y a &t@ convenu que pour 
porter dans l’assemblee des Etats Generaux un voeu unanime des deputes 
de la province, les questions propos6es dans les Etats Gen6raux le seraient le 
jour m&me dans l’Assemblee de Bretagne et que l’opinion dominante serait 
portee par un membre de l’assemblee et second& par les autres, avec ce prin- 
cipe que toutes les vues se porteraient toujours vers le bien general dans les 
affaires gen6rales‘‘ Walter. S. 16. 

®, Im club breton „le duc d’Aiguillon fit lecture de la proposition sur les 
droits feodaux qu’il presenta le lendemain & l’Assemblee‘“‘, de Lameth, 
Histoire de l’Assemblee constituante, zit. La Societe des Jacobins, Recueil 
de documents pour l’histoire du Club des Jacobins de Paris, hg. v. Aulard, 
Paris 1889, S. XI. — „La veille (de la s&ance royale du 23 juin 1789), le Club 
breton s’assembla au nombre de 150. On y discuta ce qu’il conviendrait de 
faire dans tous les cas. Il fut convenu ä l’unanimite que les communes se 
tiendraient dans le plus profond silence avant, pendant et apres la c&r&monie. 
Les membres du club convinrent aussi de se disperser dans les differentes 
parties de l’Assemblee et que chacun d’eux contiendrait ou fortifierait ceux 
qui seraient tentes de se detacher.‘‘ Memoires de Condorcet, zit. Aulard, 
recueil S. XV. — Und dies mit Erfolg! Mathiez a.a. 0. S.55. — 8. Juli: 
Le soir de cette r&ponse, 100 deputes se r&unirent au club breton, pour 
concentrer la resistance‘ a. a. O. 58. 
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8. Februar 1790 beschlossenen Statuten zeigen die doppelte Ziel- 
setzung sehr deutlich: einerseits soll der Klub weiterhin der poli- 
tischen Diskussion, der Vorbereitung von Petitionen, der Stellung- 
nahme zu den auf der Tagesordnung stehenden Fragen und der 
Einwirkung auf Wahlen in Bureaus und Komitees dienen; wobei 
allerdings die freie Stimmabgabe im Parlament ausdrücklich 
gewährleistet bleibt!). Andererseits hat der Klub als Erziehungs- 
und Propagandazentrale zu fungieren, welche den Kontakt mit der 
Provinz und mit den Wählern aufrechterhält?). Die Klubs der 
Provinz werden nur lose durch die ‚‚lettres d’affiliation‘‘ mit dem 
Pariser Klub verbunden, doch sorgt ein „‚comite de correspon- 
dance“ dafür, daß die Beziehung nicht abreißt, die Direktiven in 
die Provinz hinausgehen und umgekehrt Anregungen und Petitio- 
nen der Provinz in Paris zur Diskussion gestellt werden?). 

So ergeben sich aus der Fraktion oder ‚parlamentarischen 
Partei‘ Ansätze zu einer Partei im modernen Sinn, in der die Abge- 
ordneten nur noch eine Minderheit bilden, als wichtige Persönlich- 
keiten jedoch und infolge ihres Parlamentsmandates ihren maßgeb- 
lichen Einfluß geltend machen können. Die Organisationsstruktur 
bleibt allerdings diejenige einer Societe, einer freien Vereinigung 


1) „On discutera dans la Societe tout ce qui peut interesser la liberte, l’ordre 
public et la Constitution, mais les discussions qui y auront lieu ne göneront 
aucunement la libert€ d’opinion de ses membres dans l’Assembl&e nationale“ 
Art. XIV der Statuten, Aulard, Recueil, S. XXIII. 

2) Aus der Präambel zu den Statuten: ‚... Ainsi, ces soci&tes formees par 
l’enthousiasme du bien public, les discussions politiques qui firent en tout 
temps les delices des peuples libres, sont commandees aujourd’hui par les 
inter£ts les plus chers de notre patrie. Sa liberte, sa tranquillit&, nous pressent 
d’unir les bons citoyens par une correspondance intime; et, s’il lui reste des 
ennemis, tout jusqu’a leur süret€@ nous invite & former contre leurs efforts 
une r&union si puissante qu’ils cessent, en perdant l’espoir d’appeler sur notre 
patrie des troubles qui ne presenteraient plus que des dangers pour eux. — 
Une Societe etablie aupr&s de l’Assemblee nationale en refermant un grand 
nombre de deputes des differentes provinces peut seule offrir un centre 
commun ä& celles qui s’&tabliront dans tout le royaume; elle recevra leurs 
instructions et leur transmettra les vues qui r&esulteront du rapprochement 
des lumieres et des interets; elle leur transmettra, surtout, l’esprit des 
decrets de l’Assemble&e nationale, ä l’ex&cution desquels toutes ces societes 
seront particulitrement vouees... Article I: L’objet de la Societe des amis 
de la constitution est: 1. de discuter d’avance les questions qui doivent £tre 
decidees dans l’Assemblee nationale; 2. de travailler & l’&tablissement et & 
l’affermissement de la constitution suivant l’esprit du pr&ambule ci-dessus; 
3. de correspondre avec les autres Societes du m&me genre qui pourront se 
former dans le royaume.‘‘ Aulard, recueil, S. XXVIII, XXX. 

3) Mathiez a. a. O. S. 102. 
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politisch Gleichgesinnter; eine Abgrenzung zwischen Fraktion und 
außerparlamentarischen Parteigremien besteht nicht!); die Lokal- 
parteien sind nur lose und nicht durch ein Vertretungssystem mit 
der Zentrale verbunden; die Mitgliedschaft in verschiedenen Klubs 
ist noch erlaubt und eine Fraktionsdisziplin kann nicht erzwungen 
werden. 

Je mehr sich in der Assemblee constituante die Fronten ver- 
deutlichen und je vehementer die Gegensätze ausgetragen werden, 
desto stärker wächst das Bedürfnis, gleichgesinnte Abgeordnete und 
Anhänger zu sammeln und durch organisatorischen Zusammen- 
schluß zu aktivieren?). So begründen einige führende Parlamen- 
tarier (u. a. Mirabeau, La Fayette, Bailly, Sieyes, Le Chapelier) 
im April 1790 die Societe de 1789°). Sie soll gemäß Statuten ‚ni 
une secte ni un parti‘‘ sein, d. h. der Parteibegriff ist noch negativ 
und deutet eine Verfälschung des als Einheit postulierten Gemein- 
willens und eine Organisation von Sonderinteressen an. Obschon 
auch hier die vorbereitende Diskussion von Gesetzesanträgen zur 
primären Aufgabe erklärt und somit der „parteiliche Gesichts- 
punkt‘ anerkannt wird®), bleibt es faktisch bei einem Debattier- 
klub (die Mitgliederzahl soll auch die 600 nicht überschreiten) ohne 
Massenbasis. Es zeigt sich schon hier recht deutlich, daß dem ge- 
bildeten Bürgertum mit seinen vielen markanten Persönlichkeiten 
der Aufbau einer eigentlichen Partei besonders schwerfällt und das 
Festhalten an der eigenen, unabhängigen Stellungnahme jeden 
Disziplinierungsversuch scheitern läßt. 

Mirabeau sieht sich denn auch in seiner Hoffnung, mit dem 
Klub und durch ihn seine Position in der Assemblee verstärken zu 
können, getäuscht). Er ist aber auch der einzige unter seinen Zeit- 
genossen, der sich nicht so sehr am Gewaltenteilungsprinzip als an 
der parlamentarischen Regierungsweise, wie sie sich im England 


!) Das Bedürfnis war aber offenbar da. ‚Sur l’observation du Marquis de 
Crillon en mars 1790 on de&clara que l’on ne traiterait pas des affaires & porter 
äl’Assemblee en presence des membres du club qui ne seraient pas d&putes et 
qu’ä cet effect il serait tenu deux s6ances par semaine auxquelles ces profanes 
n’auraient pas le droit d’assister.‘‘ Aulard, recueil, S. XXXI, Anm. Nach 
Walter S. 53 wurde diese Bestimmung höchstens während einiger Wochen 
eingehalten. 

?2) Bereits Mounier hat versucht, seine Koalition mit einem Comit& Central 
und Unterkomitees abzustützen. Egret a. a. O.S. 54, 125, Mathiez a. a. O. 
5.81. 

?) Augustin Challamel, Les clubs contre-revolutionnaires, Paris 1895. Cl. 
Perroud, Quelques notes sur le club de 1789, in: La Re&volution frangaise,1900. 
{) Challamel S. 428. 

5) Alfred Stern, Das Leben Mirabeaus, Berlin 1889, Bd. II, 168. 
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des 18. Jahrhunderts eingebürgert hat, orientiert und eine parla- 
mentarische Monarchie anstrebt. Die Partei hat bei ihm ausnahms- 
weise keinen negativen Akzent und wird in ihrer Funktion, einer 
Regierung die notwendige parlamentarische und außerparlamen- 
tarische Unterstützung zu gewähren, anerkannt!). 

Der Versuch von monarchistischer Seite (Graf Clermont- 
Tonnerre), im Club monarchique den Jakobinern eine eigene 
parteiliche Organisation entgegenzustellen, ist am Widerstand der 
Linken gescheitert?). 

Auch die Feuillants, die sich im Juli 1791 von den Jakobi- 
nern abgespalten haben, vermögen keine eigentliche Partei aufzu- 
bauen?). Sie schwächen zwar anfänglich die Jakobiner empfindlich 
und können vorübergehend einen Teil der affilierten Societes der 
Provinz gewinnen, aber eine innere Straffung gelingt nicht. Ja, in 
ausdrücklicher Kritik und Opposition zum Jakobinerklub, lehnt 
man die dortige Gewohnheit ab, im Klub nicht nur über gesetzliche 
Maßnahmen zu diskutieren, sondern durch klubinterne Abstim- 
mung eine Vorentscheidung zu fällen, die den Abgeordneten mehr 
oder weniger bindet. Man betont das Prinzip des freien Mandates?) 
und will sich ausdrücklich nicht zwischen Volk und Parlament ein- 
schalten und als Partei fungieren. Die Feuillants pflegen ihre Ver- 
bindung zur Exekutive?) und können so Ansprüche und Interessen 
zur Geltung bringen, verbleiben aber als ‚‚Partei‘‘ locker organisiert 


1) In seinem Memorandum an den Hof schreibt Mirabeau am 14. Oktober 
1790: „Le parti veritablement populaire est celui qui veut maintenir la 
Constitution contre les m&contents. La cour sera de ce parti, si elle ne leur 
donne aucun espoir.‘‘ Correspondance II, 227. Und am 18. Oktober: Das 
Projekt, die Ministerernennung der Assembl&e zu überlassen, sei ungeschickt, 
denn ‚‚enfin de former un ministere qu’aucun parti ne serait porte a defendre 
puisqu’il ne serait d’aucun parti.‘“ S. 247. ‚Le Roi ne pouvait gouverner sans 
se coaliser avec le parti dominant; un nouveau ministere, forme d’apres 
l’impulsion de la majorite et second& par elle, lui donnera bientöt cet avan- 
tage, et lui fera reconqu£rir son influence.‘‘ S. 248. 

2) Challamel S. 123f. M&moires de Malouet, Paris 1868 S. 375f. 388f. 

3) Georges Michon, Essai sur l’histoire du parti feuillant, Adrien Michon, 
Paris 1924. 

4) Am 17. Juli schickt der Pariser Klub an die affilierten Organisationen 
eine Adresse, in der als Aufgabe bezeichnet wird, ‚‚de ramener la Societe des 
Amis de la Constitution & sa formation originaire et primitive, de conserver 
a cette institution la destination utile de pr&parer les travaux de l’Assemblee 
nationale, de s’y borner & discuter les questions, sans rien arr&ter par les 
suffrages..... enfin de donner dans la capitaie l’exemple... de la plus entiere 
liberte d’opinion lors de la discussion des projets de loi‘. Michon S. 271. 

5) Michon S. 271. 
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und auch in der Mitgliedschaft (am 21. Dezember 1791 zirka 1000 
Mitglieder, davon 264 Abgeordnete) auf einen engeren Kreis wohl- 
habender Leute beschränkt. Indem sie sich der zunehmenden 
Radikalisierung der Jakobiner und deren innerer Disziplinierung 
entziehen wollen und zu einer loseren Organisation zurückkehren, 
verlieren sie die Möglichkeit, als Konkurrenten der Jakobiner auf- 
zutreten; es gelingt diesen daher in erstaunlich kurzer Zeit, ihre 
alte Stärke und „‚Massenbasis‘‘ zurückzugewinnen. 

Engeren Zusammenhalt und eine stärkere ‚„‚Fraktionsdisziplin‘ 
finden wir bei den Girondisten!). Die Brissotisten gründen je- 
doch keine eigene Societe, sondern benützen die Salons (u. a. den- 
jenigen der Madame Roland) zur Koordination — die auch 
anscheinend zeitweise recht gut funktioniert hat. Symptomatisch 
ist, daß den Girondisten die angebliche Bildung einer Partei zum 
Vorwurf gemacht wird. Die Jakobiner versuchen eine Diskredi- 
tierung, indem sie die vorherige Absprache der Abgeordneten — 
privat und nicht in der Öffentlichkeit des Jakobinerklubs — als 
„faction‘‘ ausgeben?). Und die Girondisten verteidigen sich mit dem 
Argument, eben gerade keine Partei bilden zu wollen?)! Man wird in 
der Tat nicht von einer Partei sprechen können, da das organisa- 
torische Element und die Verbindung zu den lokalen Organisa- 
tionen fast völlig fehlen?). 

Mit der illegalen Ausschaltung der Girondisten (2. Juni 1793), 
die als „Machtergreifung‘‘ der Jakobiner zu verstehen ist, ergibt 
sich die Einparteienherrschaft innerhalb eines totalitären Systems. 
Ansätze in Methoden und Geisteshaltung sind bereits vorher sicht- 
bar geworden, insbesondere die Aktivität einer außerparlamen- 
tarischen Minderheit, die sich als Vertretung der ‚‚volonte generale‘ 
auszugeben versucht und einen vielfältigen, oft geradezu terrori- 
stischen Druck auf die repräsentative Volksvertretung ausübt. Dies 
kommt nun voll zur Auswirkung. Dabei ergreift die Partei nicht 
einfach Besitz vom Staate, um unter Ausschaltung der Opposition 
autoritär zu regieren, sondern es zeigt sich das Neben-, In- und 
!) Aulard, Histoire S. 387f. Mathiez II. 96f. 

?) Mathiez II. 98. 

°) „Nous &tions si peu disposes a former un parti, que la seule pensee d’une 
demarche combinee nous revoltait. Chacun de nous voulait &tre independant 
et se conduire A sa maniere. Nous esperions toujours que les Ecrits sages et 
veridiques de quelques-uns d’entre nous suffiraient pour &clairer le peuple, 
et surtout nous voulions @viter le reproche de former un parti‘. 

#) Aulard spricht hier von Partei: ‚en tout cas, c’&tait bien un parti‘‘ S. 413 
u.a. Wenn er aber gleichzeitig den persönlichen Einfluß von Mme Roland 
und erst noch sentimentale Beziehungen stark betont, so kann das nicht 
gerade als Beweis für die Existenz einer ‚modernen Partei‘ dienen. 
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Gegeneinander von Staat und Partei, das zu den Merkmalen des 
modernen Totalitarismus zu gehören scheint. Es ist der Jakobiner- 
klub, der nun, fest in der Hand Robespierres, dem Staate das Bewe- 
gungsgesetz gibt: hier ist die Dynamik und das ideologische Zen- 
trum; hier fallen die eigentlichen Entscheidungen, die dann vom 
Konvent nur noch bestätigt und von den staatlichen Behörden aus- 
geführt werden (Loi des suspects, Lev&e en masse, Aktion gegen die 
Pr£tres refractaires, Dechristianisierung!)). Der Begriff der „Frei- 
heit“ wird in Gehorsam umgedeutet und der Terror gegen den 
angeblichen inneren wie äußeren Feind legitimiert. Der Jakobiner- 
klub verfügt gleichzeitig über die affilierten Organisationen und 
kann so die weitere Öffentlichkeit erfassen, manipulieren und ter- 
rorisieren. Auch die typischen Kompetenzüberschreitungen und 
Zuständigkeitsverwischungen stellen sich ein: die „‚Societes‘‘ setzen 
sich an die Stelle von Munizipalbehörden, Delegierte der Partei 
fungieren als Delegierte der Zentralregierung, Gegner des Regimes 
werden denunziert, Beamte überwacht, abgesetzt und neu ernannt, 
Ein interner Säuberungsprozeß des Jakobinerklubs treibt die 
Radikalisierung voran, findet immer wieder wirkliche oder nur 
potentielle Gegner und hält das eigentliche Machtinstrument ‚,rein“, 
Dazu kommt, daß Robespierre seine Diktatur nicht infolge einer 
legalisierten Machtstellung im Staate ausübt, sondern als Führer | 
der herrschenden Partei. 

Dieser in mancher Hinsicht erstaunlich weitgehenden Voraus- 
nahme heutiger totalitärer Systeme, der hier nicht weiter nach- 
gegangen werden kann?), entspricht auch die Theorie der Partei. 
Robespierre und Saint-Just als die maßgebenden Ideologen 
basieren zwar zweifellos auf Rousseau, deuten ihn aber gemäß den 
jetzt gegebenen Anforderungen um?). Ausgangspunkt sind sowohl 
die Souveränität des Volkes wie auch die Volonte generale, die den f 
eigentlichen und unfehlbaren Willen der Gesamtheit widerspiegelt. f 
Indem man sich selbst und die Societes populaires, also die eigene | 
1) Jacques Godechot, Les institutions de la France sous la R&volution et : 
l’Empire Paris 1951, S. 299. 

2) Ich verweise auf J. L. Talmon, The Origins of Totalitarian Democracy, 
London 1952. Früher bereits Crane Brinton, The Jacobins, 1930. 

3) Diese Umdeutung muß betont werden, denn die heute gängige Verbindung | 
zwischen Rousseau und dem Totalitarismus unterschlägt meist jene Aspekte 
des Rousseauschen Staatsdenkens, die damit nicht in Einklang zu bringen 
sind. Rousseau lehnt zwar das Repräsentationsprinzip ab, fordert aber regel- 
mäßige Volksabstimmungen. Er hält Parteien für schädlich, nicht weil er } 
den Jakobinerklub oder eine moderne Einheitspartei wünscht, sondern weil f 
er überzeugt ist, daß gerade die Vielheit sich gegenüberstehender Interessen 
einen Ausgleich schaffen und so die Freiheit sichern könne. 
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Partei, zu Trägern der Volonte generale und zu ihrem Vollstrecker 
aufwirft, kann man jede abweichende Meinung, jede andere Gruppe, 
alle Außen- und Abseitsstehenden als Feinde des Volkes verdäch- 
tigen und jeden Ansatz oppositioneller Organisation als Aufspaltung 
des angeblich eindeutigen und einheitlichen Volkswillens abstem- 
peln und als „faction‘‘ mit allen Mitteln bekämpfen. Die totalitäre 
Organisation nützt die bestehende Abneigung gegen Parteien aus 
und kann, angeblich stellvertretend für die Gesamtheit, den Terror 
des manipulierten Hasses gegen die „factions‘‘ richten!). Parteien 
seien nützlich gewesen im Kampf gegen den Despotismus des An- 
cien Regime, hätten aber nach dem „Sieg des Volkes“ ihre Berech- 
tigung verloren. Die Forderung, legitime Gruppeninteressen, Hal- 
tungen und Programme immer wieder neu zum Ausgleich zu brin- 
gen, kann nicht mehr anerkannt werden: denn die herrschende 
Partei weiß sich im Besitz der Wahrheit und gibt vor, wenn nicht 
die „volonte de tous‘‘, so doch die ‚‚volonte generale‘ zu verwirk- 
lichen. 


Die Parteibildungen der Revolutionszeit bleiben rudimentär, 
die innere Geschlossenheit und Disziplin ist schwach. Zwar kann 
durch vorher getroffene Absprachen die parlamentarische Beratung 
und Beschlußfassung recht wirkungsvoll beeinflußt werden, doch 


!) Robespierre: „Tout parti est funeste & la chose publique; et il est de 
l’inter&t de la nation de l’&touffer comme il est du devoir de chaque citoyen 
de le devoiler‘‘, zit. Talmon S. 302. — Saint-Just: „L’etranger soufflera 
meme la discorde entre les partis qu’il aura fait naitre, afın de les grossir et 
de laisser la Revolution isol&e. Tout parti est donc criminel, parce qu’il est 
un isolement du peuple et des societes populaires, et une independance du 
gouvernement. Toute faction est donc criminelle, parce qu’elle tend ä diviser 
les citoyens; toute faction est donc criminelle, parce qu’elle neutralise la 
puissance de la vertu publique. La solidit& de notre R&publique est dans la 
nature möme des choses. La souverainete du peuple veut qu’il soit uni; elle 
est donc opposee aux factions: toute faction est donc un attentat & la 
souverainete. Les factions &taient un bien pour isoler le despotisme et 
diminuer l’influence de la tyrannie; elles sont un crime aujourd’hui, parce 
qu’elles isolent la libert& et diminuent l’influence du peuple. Voilä l’esprit 
des factions. L’&tranger a medite les causes du renversement de la tyrannie 
parmi nous, et veut les employer pour renverser la R&publique. Citoyens de 
toute la France, si vous avez un coeur n& pour le bien et pour sentir la verite, 
vous conservez maintenant les piöges de vos ennemis, vous vous unirez en 
€tat de souverain pour resister & tous les partis. Il ne faut point de parti 
dans un Etat libre pour qu’il puisse se maintenir; il faut que le peuple et 
le gouvernement les r&priment, par la seule raison qu’ils sont favorables 
aux projets de l’&tranger, comme je l’ai dit.‘ CEuvres completes de Saint- 
Just, Paris 1908, Bd. II, 273/74. 


Historische Zeitschrift 193. Band 36 
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besteht keine Fraktionsdisziplin. Die Redner treten daher auch 
nicht im Namen ihrer Fraktion oder ihres „groupe‘‘ aufl); sie 
pochen auf ihre freie Entscheidung. Das Repräsentationsprinzip mit 
seinem freien Mandat ringt um Anerkennung. Da es noch um die 
Verfassung als Ganzes geht, liegt es nahe, von der Einheit der 
Nation auszugehen. Der Parteibegriff der Revolution ist daher 
wesentlich negativ, insofern die politische Partei als organisierte 
Vertretung partikulärer Interessen und als Bedrohung einer auf das 
Gemeinwohl ausgerichteten Willensbildung und -entscheidung er- 
scheint. Eine Instanz zwischen Wählerschaft und Parlament wird 
als Verfälschung der Repräsentation abgelehnt. Die politische Partei 
ist noch nicht als legitime, ja notwendige Organisation innerhalb 
einer pluralistischen Gesellschaft anerkannt. Es zeigt sich zudem 
ein ständiges Mißtrauen des von Rousseau herkommenden Repu- 
blikaners und Demokraten gegenüber dem ‚„depute‘‘. Dieser wird 
zwar als Sachwalter des Volkes anerkannt, gleichzeitig aber ver- 
dächtigt, seine wichtige und einflußreiche Position zu eigenem Vor- 
teile auszuwerten und sich vom Willen seiner ‚„commettants“ zu 
lösen. Der Abgeordnete bedarf also einer Kontrolle durch die 
Wähler. Diese kann aber offenbar nicht von der organisierten Partei 
mit ihren Gremien und Fraktionsbeschlüssen ausgehen, sondern 
erfolgt durch den einzelnen Bürger und Wähler, höchstens durch 
das lokale Komitee. Kein Zufall etwa, daß ein Condorcet — an 
Rousseau anknüpfend — regelmäßige Verfassungsreferenda, kurze 
Legislaturen und eine Einschränkung der staatlichen Tätigkeit f 
postuliert hat. War schon ein imperatives Mandat nicht mehr mög- 
lich, so sollte wenigstens auf diesem Wege versucht werden, der 
Oligarchisierung der Parlamentarier entgegenzuwirken und die 
Bindung der Abgeordneten an ihre Wähler sicherzustellen?). Die 
Jakobiner haben dieses Mißtrauen in ihrem Sinn auszunützen ver- f 
standen und ihren Klubs eine Kontrollfunktion übertragen?). Die | 
Radikalsozialisten der Dritten Republik sind auch hier die Erben f 
der Revolution. 


1) Daraus ergibt sich eine oratorische Verlängerung und Wiederholung der 
Debatten; B. Mirkine-Guetzevitch, Le parlamentarisme sous la Constituante, F 
in: Revue d’histoire politique et constitutionnelle III, 11939, S. 320, Anm. 2. F 


2) „Le grand art de gouverner y consiste donc & opposer sans cesse aux | 
inquietudes partielles des factions du peuple, la confiance de la masse entiere 
du m&me peuple et l’opinion commune aux opinions des partis et des factions. 
C’est surtout & empächer cette opinion commune ä s’egarer.‘‘ De la Nature 
des Pouvoirs politiques dans une Nation libre, November 1792, CEuvres de | 


Condorcet, 1847, Bd. 10, 611. 
®) Darauf weist Gaston-Martin hin, Les Jacobins, Paris 1945, S. 53f. 
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II. Die parlamentarische Monarchie 


Die Jahre von 1815 bis zur Revolution 1848 stehen im Zeichen 
des wohlhabenden und gebildeten Bürgertums. Zwar kann die legiti- 
mistisch-katholisch gesinnte und ständisch-antirevolutionär orien- 
tierte Aristokratie zeitweise starke Positionen zurückgewinnen und 
selbst den politischen Kurs bestimmen, doch ruft sie so den bürger- 
lich-liberalen Widerstand auf und wird schließlich weitgehend ver- 
drängt. Die nachrevolutionäre Gesellschaft dominiert: die ständisch- 
korporativen Ordnungen sind durchbrochen, das Individuum ist 
freigesetzt, es vollzieht sich der Übergang zur bürgerlich-kapitalisti- 
schen Industriegesellschaft, die1848 bereits nicht mehr von ‚„rechts‘“, 
sondern von „links‘‘, dem mächtig aufstrebenden und selbstbewußt 
werdenden Kleinbürgertum und Industrieproletariat, bedrängt wird. 

Ludwig XVIII. ist bereit, von der nachrevolutionären Situa- 
tion auszugehen und auf der Basis der Charte von 1814/15 die 
„beiden Frankreich‘ auszusöhnen; das konstitutionelle Regime 
soll dem grundbesitzenden Adel und dem oberen Bürgertum die 
maßgebenden Positionen und eine weitreichende politische Mit- 
wirkung überlassen. Offensichtlich möchte der König englische Er- 
fahrungen und Institutionen mit den französischen Gegebenheiten 
verbinden. Droit divin und Volkssouveränität, königliche Regierung 
und vom Volke gewählte Legislative, liberale Freiheitsrechte und 
Sicherheit gegen weitere Demokratisierung sollen in einem System 
sich gegenseitig kontrollierender und begrenzender Gewalten in 
Einklang gebracht werden. Ein Zweikammersystem erfüllt den 
gleichen Zweck. 

Die Julimonarchie unterscheidet sich dabei nicht grundlegend 
von der Restaurationszeit: nur treten die liberalen Ansprüche stär- 
ker hervor, und es herrscht nun eindeutig die liberale Bourgeoisie. 
Die Parlamentarisierung des Regimes ist weder 1814 noch 1830 vor- 
gesehen, sondern setzt sich erst schrittweise durch. Die Monarchie 
ist ähnlich wie im England des beginnenden 18. Jahrhunderts durch 
die vorausgegangene Revolution in ihrem traditionellen Prestige 
geschwächt und muß — da selbst ein Teil der Aristokratie liberale 
Forderungen aufnimmt — Machtbefugnisse abgeben, während sich 
das Parlament durch Beratung der königlichen ‚Adressen‘, Ein- 
reichung von Petitionen, parlamentarische Enqueten, Ablehnung 
von Gesetzesanträgen und Krediten stetig nach vorne spielen kann 
und faktisch die Parlamentarisierung erzwingt!). 


') Paul Bastid, Les institutions politiques de la Monarchie parlementaire 
frangaise (1814— 1848), Paris 1954. — Charles H. Pouthas, Les ministeres de 
Louis-Philippe, in Revue d’Histoire moderne et contemporaine 1/1954, 102 ff. 


36* 
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Das politisch-parlamentarische Leben beschränkt sich auf eine 
zahlenmäßig kleine, sozial weitgehend homogene Oberschicht. Die 
„Massen“ kommen parlamentarisch wie außerparlamentarisch 
vorerst — trotz der Geheimgesellschaften — nicht eigentlich zum 
Zuge. Im Wahlkreis wie im Parlament fühlt sich die ‚‚aristocratie 
politique‘‘ (Georges Lavau) gewissermaßen unter sich und verfügt 
über den Staat. 

Was ergibt sich daraus für die Parteigeschichte ? Gewisse Vor- 
aussetzungen für einen positiven Parteibegriff sind nun vorhanden. 
Da das bestehende Regime von weiten Kreisen anerkannt wird, 
kann die Parteibildung jetzt als legitime Gruppierung nach Inte- 
ressen und politischen Meinungen verstanden werden. Dies umso 
mehr, als die Diskussion innerhalb einer sozial relativ homogenen 
Schicht erfolgt und prinzipielle Fragen nach und nach zurücktreten. 
Das Parlament der Julimonarchie ist geradezu charakterisiert durch 
den Mangel an klar sich abgrenzenden Gruppen und Programmen: 
die Auseinandersetzung zwischen Regierung und Opposition voll- 
zieht sich eher gemäß dem Bewegungsgesetz von „ins‘‘ und „outs“, 
Die französische Situation hat sich also der englischen angenähert, 
doch folgt die Parteibildung dennoch nicht dem englischen Vor- 
bild: es kommt nicht zum Aufbau zweier organisierter nationaler 
Parteien, die sich als regierende Mehrheit und Oppositon deutlich 
abgrenzen, sondern es bleibt bei einer Vielzahl von Gruppen und 
parteiähnlichen Gebilden, die unsichere Mehrheiten und somit 
häufigen Kabinettswechsel ergeben. 

Es ist der Forschung entgangen, daß sich der Parteibegriff 
der Zeit nach 1815 grundlegend unterscheidet von demjenigen der 
Revolution; die politische Partei wird nicht mehr bloß als Aufspal- 
tung eines einheitlich postulierten Nationalwillens und als Ver- 
tretung von Sonderinteressen interpretiert, sondern als Bestandteil f 
des parlamentarisierten Regimes und als notwendiges und nütz- f 
liches Instrument einer sich innerhalb der Verfassung vollziehenden f 
Meinungsbildung begriffen. 

Einige Beispiele müssen hier genügen: Ludwig XVIII. sel f 
ber erhofft sich eine Abgrenzung der Parteien nach der Art der f 
Tories und Whigs, d. h. nach Regierungsmehrheit und Opposition: f 
„En Angleterre, on n’en connait que deux: le ministere et l’opposi- 
tion. Tächons d’ötre dem&me ... .O Torys, oWhigs, ol &tes- vous ?“)) 
Die Ultras beziehen sich ebenfalls auf das englische System und f 
betonen die Notwendigkeit politischer Parteien, u. a. weil sie in der 
„Chambre introuvable‘‘ eine Mehrheit besitzen, über eine straf 


1) zit.: J. Barthelemy, L’introduction du Regime parlementaire en Franc E 
sous Louis XVIII et Charles X, Paris 1904, S. 148. 
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Organisation verfügen und somit im parlamentarischen System die 
Kabinettsbildung beanspruchen können. Chateaubriand verwendet 
den Begriff der Partei positiv und weist — mit Blick auf England — 
darauf hin, daß in Frankreich ein Kabinett nicht zurücktrete, wenn 
einzelne Minister ausfallen. Denn ‚„jamais un homme en France ne 
sera le chef d’un assez grand parti, pour que ce parti s’eloigne avec 
lui), womit die lose Parteibildung in Frankreich im Vergleich zur 
engen Bindung von Partei und Kabinett in England angedeutet 
wird. 1821 will er die Zusammenarbeit von Regierung und Partei 
als zum Wesen des parlamentarischen Systems gehörig verstanden 
wissen?). Villele, der ,‚Parteichef‘‘ der Ultras, betont den Mangel an 
Parteien, der die Führung erschwere und die Machtposition des 
Parlamentes schwäche?). 

Die konstitutionellen Monarchisten und Liberalen lehnen vor- 
erst die Parlamentarisierung ab — die Ultras besitzen ja die Kammer- 
mehrheit — und haben daher Mühe, sich zu disziplinierten Parteien 
zu bekennen. Aber auch bei ihnen setzt die Umstellung ein. So kann 
etwa, im Unterschied zur Revolutionszeit, die eigene Gruppe als 
„parti“ bezeichnet werden®). BenjaminConstant glaubt sich 1816 
noch gegen einen negativen Unterton abgrenzen zu müssen: „un 
parti (je ne donne point ici & ce mot une acception defavorable: je 
m’en sers pour designer une reunion d’hommes qui professent la 
meme doctrine politique) .. .‘“®). Sein Parteibegriff, der wohl an 
Burke anknüpft, enthält allerdings weder das organisatorische 
Element, noch die Bezogenheit auf das Parlament und die freie 
Wahl, und soll faktisch nur die weltanschaulich-politische Grup- 








!) De la Monarchie selon la Charte, 1816, S. 64. 
?) E.Beau de Lome&nie, La carriere politique de Chateaubriand de 1814 ä 
1830, Paris 1929, Bd. 1,324. 

3) „Iln’y a que notre Chambre des de&putes qui voie juste et veuille marcher 
droit, mais comment faire donner une direction par une Assemblee de quatre 
cents personnes qui ne connaissent m&me parmi eux aucun chef autour 
duquel ils se rallient et qui votent ä tout hasard et suivent les petites manieres 
de voir individuelles de cnaque membre‘‘, M&moires et correspondance du 
comte de Villele, Paris 1888, Bd. I, 368. — Ähnlich auch I, 364, II, 302. — 
Diese Klage könnte ebensogut von einem Politiker der Dritten Republik 
stammen ! 

4) Villlle am 10. Dezember 1815: ‚Notre parti n’a pas voulu ...“ a.a.O.l. 
407. Barante: „La grande question pour l’organisation interieure de notre 
parti est de savoir ...‘‘ Brief an den Grafen von Sainte-Aulaire 1824, in: 
Souvenirs du Baron de Barante 1782—1866, hg. v. Claude de Barante, 
Paris 1893, Bd. III, 175. 

°) De la doctrine politique qui peut r&unir les partis en France, in: Cours de 
Politique Constitutionelle, Paris 1861, I, 285. 
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pierung bezeichnen; in seiner Staatstheorie spielt denn auch die 
Partei noch keine Rolle. Bei Royer Collard, der sich persönlich 
jeder Eingliederung in eine Partei bewußt entzieht, ist der Begriff 
noch ambivalent. Er unterscheidet aber 1820 sehr deutlich ‚‚faction“ 
und „parti“: die „faction‘‘ — sei dies nun die „faction nee de I 
revolution‘ oder die „‚faction nee du privilege‘‘ — richte sich gegen 
„lordre etabli‘‘, anerkenne also die gegebene Ordnung nicht. Hin- 
gegen „gardons-nous de confondre les partis qui ne sont que des 
associations d’interets circonscrits dans l’ordre etabli. Ils ne 
meditent pas de le renverser, cet ordre; ils cherchent ä s’y placer 
le plus avantageusement possible. Ils ne veulent pas ruiner le 
pouvoir, mais l’obtenir. Les partis sont l’un et l’autre honorables, 
parce qu’ils ont l’un et l’autre une grande origine ... peut-£tre 
aussi que la verite est partagee entre eux et qu’ils en ont chacun 
la moitie; ici les doctrines necessaires de l’ordre; la, les maximes 
genereuses de la liberte‘!). Diese Formulierung hat zwar zweifellos 
einen zeitbedingten Hintergrund, ist aber doch wohl recht bemer- 
kenswert. Denn erstmals werden die modernen Begriffsinhalte sicht- 
bar, sowohl das Element der Organisation als auch der Hinweis 
auf die legitime Konkurrenz um die Macht innerhalb einer aner- 


kannten Ordnung. Der Gedanke, daß die ‚Wahrheit‘ auf beiden 
Seiten sein könnte, d.h. daß die Aufspaltung in eine konservative 
und eine progressive Partei menschlich gegeben und politisch nütz- 
lich sein kann, wird zum Ausdruck gebracht. Guizot gibt rück- 
blickend zu, die Existenz und Aktionsweise der Parteien nicht aus- 


reichend in Rechnung gestellt zu haben?). Der liberale Du vergier 
de Hauranne geht einen Schritt weiter und betont die Notwendig- 
keit klar abgegrenzter und konstituierter Parteien im parlamentari- 
schen System ‚‚Il est Evident en effet que, sans des partis serieuse- 
ment constitues, le gouvernement repr6sentatif ne saurait avoir ni 
dignite ni puissance‘“®). Man müsse „restaurer au dedans le gouver- 
nement parlementaire par la formation d’une majorite indepen- 
dante et decidee‘“*). In Frankreich seien zur Zeit — 1841 — nur 


1) M. de Barante, La vie politique de M. Royer-Collard, ses discours et ses 
Ecrits, Paris 1861, S. 43. 

2) M&moires Paris 1867, Bd. VIII, 9. 

3) De la politique exterieure et interieure de la France, Paris 1841, S.15l. 
4) a.a.0.S. CVII. Auch in: Des principes du Gouvernement repr6sentatif 
et de leur application, 1838, werden stabile Parteien gefordert, da die Regie- 
rung der notwendigen Unterstützung bedarf. ‚Un ministere forme sur une 
base large et solide, par la r&union sincere et serieuse de plusieurs partis ou 
factions de parti: c’est le ministere que je desire‘ S.LXI. ‚„Quand je parle 
d’une majorit& syst&matique, j’entends donc une agregation d’hommes li&s 
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noch lose Gruppen vorhanden, die keine Alternativlösungen zu- 
ließen, Mehrheit und Opposition verwischten und daher das parla- 
mentarische System verfälschten. Offensichtlich gibt das englische 
Vorbild die Möglichkeit, die politische Partei nicht nur begrifflich 
zu fassen, sondern auch positiver zu werten und die Bildung organi- 
sierter Parteien zu fordern — als scheinbar notwendiges Korrelat 
zur Parlamentarisierung. 

Bei Tocqueville allerdings dominiert noch der negative 
Aspekt: „Les partis sont un mal inherent aux gouvernements 
libres“. Die „grands partis‘‘ basierten zwar auf Prinzipien und Ideen 
und seien daher vornehmer als die „petits partis‘‘, die auf persön- 
lichen und interessebedingten Rivalitäten beruhten; aber die Par- 
tei, verstanden als ‚‚faction‘‘, gefährde eben Gesellschaftsform 
und Regierungssystem!). 

Hier handelt es sich stets um mehr beiläufige Bemerkungen, 
nicht um Versuche zu einer Theorie der politischen Partei. Es geht 
darum, die Parteien, die sich als Fraktionen, Wahlorganisationen 
und lose Honoratiorenverbände gebildet haben, in Einklang zu 
bringen mit dem Prinzip der Repräsentation und des Parlamen- 
tarismus. Während dies in England im 18. Jahrhundert erfolgt, hat 
Frankreich die entsprechende Entwicklungsstufe erst nach 1815 
erreicht; Deutschland wird um 1848 nachfolgen. Zur Bildung eigent- 
licher Parteien kommt es noch nicht, nur zu Fraktionen und zu 
Ansätzen lokaler Parteiformationen. 

Offiziell werden selbstverständlich keine Fraktionen oder 
„groupes‘‘ anerkannt; es gibt weder einen Präsidenten der Frak- 
tion, noch spricht der Abgeordnete im Namen seines „‚groupe‘“. Die 
„reunions“‘ dürfen ihre Sitzungen nicht innerhalb der Assemblee 
abhalten; die Bureaux, die als Ausschüsse fungieren, werden zu 
Beginn der Session durch das Los bestellt. Man orientiert sich zwar 
am englischen Beispiel, will aber ausdrücklich an der freien Ent- 
scheidung und Stimmabgabe festhalten?). Eine gewisse Fraktions- 


par des principes communs, rang6es sous le m&me drapeau, reconnaissant les 
memes chefs, et decides a maintenir l’association au prix de quelques sacri- 
fices d’amour-propre et d’opinion,; une agregation d’hommes qui, sans 
engager d’avance et ä toujours la libert& de leur examen et de leur vote, 
comprennent que l’ensemble doit toujours pr&valoir sur les details, et reglent 
leur conduite en cons&quence“‘ S. 26—27. 

!) De la Democratie en Amerique, C(Euvres completes, hg. v. J. P. Mayer, 
Paris 1951, I, 178. 

®) „Dans la Chambre de 1815, le president rapelle & un depute qu’iln’y a de 
majorite qu’& la suite de chaque scrutin et que rien n’autorise l’engagement 
de voter comme telle ou telle personne. Il l’invite ä s’abstenir d’expressions 
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disziplin kann sich faktisch ergeben, widerspricht aber dem Repri- 
sentativsystem frühliberaler Prägung. Der Abgeordnete ist Reprä- 
sentant der Nation, nicht einer Partei; nur die individuelle Stel- 
lungnahme, die ganz allgemein dem bürgerlich-liberalen Selbst- 
bewußtsein und Individualismus der Epoche entspricht, ist zulässig, 

Nur denUltras ist esgelungen, eine gewisse Fraktionsdisziplin zu 
erzwingen. Die Geheimgesellschaft der „‚Chevaliers de la Foi‘ bietet 
ein Netz von lokalen Organisationen, und vom ‚„conseil superieur“ 
laufen die Verbindungen über eine regelmäßige Zusammenkunft der 
Abgeordneten ins Parlament!). Villele kann wirklich als parlamen- 
tarischer Leader seiner Partei fungieren. ‚‚C’est dans cette r&union 
(beim Parlamentarier Piet) que tout se regle, tout s’elabore, tout se 
decide. C’est la qu’on met en quelque sorte la Chambre en tutelle“2). 
Villele seinerseits beklagt sich, viel Zeit und Mühe für die vor- 
bereitende Arbeit im vorparlamentarischen Raume zu benötigen?). 

Bei anderen Gruppen finden wir nur lose „‚reunions‘‘, mehr 
oder weniger regelmäßige Zusammenkünfte in Pariser Salons. Die 
Doktrinäre treffen sich bei der Herzogin de Broglie, die Liberalen 
bei Laffitte). Das Vorbild der Ultras scheint eine Nachahmung 
angeregt zu haben?), doch ist nur wenig erreicht worden: die Fron- 
ten der „‚reunions‘‘ sind nicht klar gezogen, die Mitgliedschaft wech- 
selt und eine Fraktionsdisziplin ergibt sich nicht). 

In der Julimonarchie ist die Fraktionsbildung noch loser. 


Doktrinäre und persönliche Rivalitäten lassen jeden Versuch einer 
strafferen Organisation scheitern. Die Kabinette sind dement- 
sprechend inkoherent und unstabil”). 


donnant ä croire qu’il existe dans la Chambre ‚‚non seulement la formation 
mais la consolidation d’un parti‘‘ Bastid a. a. O. S. 296, Anm. 2. 

1) G. de Bertier de Sauvigny, Le Comte Ferdinand de Bertier (1782—1864) 
et l’enigme de la congregation, Paris 1948, S. 187, dergl. La Restauration, 
Paris 1955, S. 193. 

2) Zit. Barthelemy a. a.0.S.155. ‚On le voyait se lever, s’asseoir, parler et se 
taire comme un seul homme‘“ dit Mole, zit. Sauvigny, Restauration S. 193.— 
„Au moment oü les ultra-royalistes etaient dans l’opposition, les boules noires 
que l’on retrouvait toujours en nombre &gal dans les scrutins, &taient appe- 
lees ‚les prunes de Monsieur‘, S. 395. 

3) a.a.0. I. 366. 

4) Charles Pouthas, Guizot pendant la Restauration, Thö&se, Paris 1923, S.127. 
5) Barthelemy a. a. O. S. 155. 

6) „Iln’y a plus que des individus plus ou moins rapproch&s par leur carac- 
tere ou leurs opinions; mais ce qui constitue un parti n’existe pas parmi nous. 
Iln’y a ni doctrines communes, ni m&me langage commun ...‘‘ Barante an 
den Grafen Sainte-Aulaire 1824, a. a. O. III. 183. 

?) Bastid, a. a. O. 296. — Pouthas, Les ministeres, S. 124. 
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Die Wahlen in der Periode 1815—1848 bleiben im wesent- 
lichen eine lokale Angelegenheit. Kandidatenaufstellung und Pro- 
paganda gehen vom Wahlkreis aus und konzentrieren sich hier. 
dungen zu anderen Wahlkreisen und nach Paris sind lose 
und bleiben meist personell. Nationale Parteien im modernen 
Sinn bestehen nicht, und auch die Beziehung zwischen lokalen 
„Parteien‘‘ und den Fraktionen des Parlamentes sind locker; meist 
fehlt die nötige Übereinstimmung, da sowohl die Provinz wie das 
Parlament eigenen Gesetzen folgen. Ultras, gemäßigte Monarchisten, 
Liberale und Links-Oppositionelle sind wohl in den meisten Depar- 
tements vorhanden, doch entspricht die interne Abgrenzung in den 
jeweiligen Wahlkreisen nicht derjenigen im Parlament. 

Der Wahlzensus ergibt kleine Wahlkollegien, und die Wahl- 
beteiligung ist niedrig; wenige Elektoren können den Ausschlag 
geben. Die Regierung übt zudem einen starken Druck auf die 
Wahlberechtigten aus. Die Wahlpropaganda und Wahlmanöver 
spielen sich im kleinen Kreise ab und bedürfen keiner weiteren 
Organisation, um „Wählermassen‘ zu erreichen. Personelle Bezie- 
hungen stehen im Vordergrund, ‚au debut surtout on briguait un 
siege de deput€ un peu comme un fauteuil academique‘‘). Als 
Kandidat aufzutreten, stößt vorerst sogar noch auf Widerstand. 
Eine Zeitung bezeichnet es 1818 als ‚‚effronterie demagogique avec 
laquelle il (der Kandidat) se prostitue aux suffrages d’une certaine 
partie des @lecteurs‘“?). Wenn andererseits ein Publizist 1824 auf 
England hinweist, die Geheimnistuerei kritisiert und ein Gesetz 
verlangt, das die Kandidatur zur Pflicht macht, so zeigt dies, 
daß eine frühzeitige Nennung noch keineswegs üblich ist und die 
offizielle Kandidatur erst im Wahlkollegium erfolgt?). Die „pro- 
fession de foi‘‘ als Plattform bürgert sich nur langsam ein, ist dann 
aber in den 30er Jahren der übliche Weg, um sich den Wählern vor- 
zustellen. Der Kandidat gibt sein Programm oder wenigstens seine 
„tendance‘‘ bekannt, nimmt Wünsche seiner Wählerschaft auf und 
legt sich damit bis zu einem gewissen Grade fest, während der Wäh- 
ler besser zwischen konkurrierenden Kandidaten entscheiden kann. 
Mit der publizierten Plattform ergibt sich zudem eine Möglichkeit, 
sich dem kontrollierenden Einfluß der Komitees zu entziehen — 
was diese veranlaßt, ein persönliches Erscheinen des Kandidaten 
zu verlangen und sich in Form gedruckter Plattformschemata eine 

gewisse Gleichschaltung und Beeinflussung zu sichern?). 


1) Bastid a. a. O. S. 236. 


?) Sherman Kent, Electoral procedure under Louis Philippe, New Haven 1937. 
®) Weil, Les &lections l&gislatives depuis 1789, Paris 1895, S. 415. 
‘) Kent a. a. O. S. 173. 
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Wahlkomitees der verschiedenen ‚Parteien‘ werden mit der 
Zeit zu einer allgemeinen Einrichtung. Aufstellung der Kandidaten 
und Wahlpropaganda rufen nach einer wenigstens rudimentären 
Organisation, doch wird man auch die Filiation von den ‚Societes 
de pensee‘‘ und Freimaurerlogen über die Klubs der Revolution zu 
den Komitees im Auge behalten müssen. Es handelt sich um lose 
Zusammenschlüsse lokaler Notabeln — Grundbesitzer, Geschäfts- 
leute, Vertreter der freien Berufe —, um in den Wochen der Wahl- 
vorbereitung eine gemeinsame Aktivität entfalten und die eigenen 
Interessen zur Geltung bringen zu können. Die Komitees sind noch 
wenig institutionalisiert und tragen vorwiegend gesellschaftlichen 
Charakter. Ihre wichtigste Aufgabe ist die Kandidatenaufstellung. 
Der Kandidat muß sich vorstellen, sein Programm erläutern und in 
der Diskussion verteidigen, entweder im Rahmen des Komitees oder 
in einer besonderen, öffentlichen Wählerversammlung, wobei die 
Komiteemitglieder selbstverständlich als „inner circle‘‘ ihren maß- 
gebenden Einfluß auszuüben wissen. Aber der Wähler erhält doch 
die Möglichkeit, sich die Kandidaten anzusehen und anzuhören: 
„c’est par la peut-etre que les habitudes democratiques s’implan- 
teront parmi nous. D’ici a quelques anne&es, il ne se nommera pas un 
depute...quine soit d’abord oblige d’exposer ses opinions et sa vie 
au jugement de ses compatriotes. Une telle obligation equivaudra ä 
une sorte de censure severe exerc&e par tous sur chacun‘““!). 

Für Wahlvorbereitung und Propaganda stehen dem Komitee 


nur geringe finanzielle Mittel zur Verfügung. Meist muß der Kan- 
didat selber für seine „campagne &lectorale‘“ aufkommen. Er druckt 
Pamphlete, pflegt persönlichen Kontakt mit dem noch kleinen 
Kreis der Wähler, veranstaltet Diners?) oder — in der Julimonar- 


1) ‚National‘ 2. November 1837. Die Konservativen kritisieren dieses Vor- 
gehen. Bastid, a. a. O. S. 237. Ein offizieller Polizeirapport berichtet 1819 
aus Lyon: ‚„Peu de jours avant l’ouverture du college @lectoral personne ne 
songeait AM. de Corcelles. Rien n’etait pr&par& pour sa nomination, mais ce 
depute arrive sans &tre attendu, se presente au comite de Lyon, avec la 
recommandation du comite de Paris, il subit un examen sur ses principes 
politiques, promet de n’accepter aucun emploi, obtient aussitöt la majorite 
des suffrages‘‘ zit. Georges Ribe, L’opinion publique et la vie politique & 
Lyon lors des premieres anne&es de la seconde restauration, Annales de l’Uni- 
versit@ de Lyon III/16, Paris 1957, S. 343. Der Einfluß der Pariser Komitees 
wird hier wohl überschätzt und ist ohnehin Ausnahme. 

2) Polizeirapport Lyon 1818: „‚grand diner chez Riviere.. .. pour la nomination 
de M. Camille... le 23. nouveau diner d’electeurs chez Riviere‘“ Ribe a. a. 
O0.$S.338, dazu auch Simone Fizaine, La vie politique dans la cöte d’Or 
sous Louis XVIII, Publications de l’Universite de Dijon, fasc. IV, Dijon 1931, 
S. 203. 
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chie — eigentliche Banquette, an denen unter Umständen mehrere 
Hundert geladene Gäste teilnehmen. Die Presse ist in den ersten 
Jahren der Restauration noch nicht am Wahlkampf beteiligt, ge- 
winnt dann aber schnell an Bedeutung, da ja nur ein enger Wähler- 
kreis angesprochen werden muß. Während der Julimonarchie — 
wie später in der Dritten Republik — gehen politische Gruppierun- 
gen und Kandidatenaufstellung oft von den Redaktionen lokaler 
Zeitungen aus; sie nehmen die „professions de foi‘‘ auf, verbreiten 
sie und stellen aus ihrem Mitarbeiterstab die ‚‚militants‘‘ der Wahl- 
kampagne. 

Versuche zu einer zentralen Koordination der Kandidaten- 
aufstellung und Propaganda setzen ein. Die Liberalen besitzen 
1819 ein Zentralkomitee — unter seinen Mitgliedern finden wir 
Benjamin Constant, Lafayette, Laffitte —, das mit den Abge- 
ordneten und prominenten Liberalen der Provinz Kontakt auf- 
nimmt, den Kandidaten Empfehlungen mitgibt, Verbindungen zur 
Presse pflegt und so einen gewissen koordinierenden Einfluß aus- 
zuüben versucht!). Ähnlich wiederum 18242). Vor allem aber ist 
hier die Vereinigung ‚‚Azde-toi, le ciel t'aidera‘‘ zu nennen. Die 
Bureaux der wichtigen Zeitschrift ‚Globe‘ dienen als Hauptquar- 
tier, Ein eigentliches Netz lokaler Zweigstellen (‚‚comites de cor- 
respondance‘‘) mit kantonalen und Departementskomitees entsteht. 
In Paris zeichnet sich sogar ein System von Vertrauensmännern ab, 
die im kleinsten Kreise die Propagandaaktion betreiben?). Das Zen- 











































I) Bastid, S. 236. 

°) „On y (bei Laffitte) rendit compte de tous les renseignements obtenus sur 
les canditatures, sur l’&tat des colleges, sur les chances de succes et les 
moyens d’action. Il fut decid& qu’un comite, choisi parmi ceux des candidats 
qui pouvaient rester A Paris, se r&unirait tous les jours pour prendre connais- 
sance de leur correspondance et statuer ce qui leur appartiendrait. Le lieu 
fixe pour ses r&unions fut l’appartement de Bourgeois ... On lui donna 
un secretaire salarie.. .‘‘ Ein Comite& de redaction vertritt die verschiedenen 
Zeitungen, ein Comite d’avocats stellt sich unentgeltlich den Wählern zur 
Verfügung. Aber ‚la Correspondance n’&tait pas fort &tendue. Les d&parte- 
ments avaient fort peu besoin d’une direction centrale, et ils n’y recouraient 
pas. On se r&unissait pour se dire ce qu’on savait, pour &changer des nouvelles 
et des conjectures; on ne prenait pas de decision, on s’engageait seulement 
ä donner des lettres de recommandation & des candidats nouveaux“. Charles 
de Resumat, M&moires de ma vie, hg. v. Charles H. Pouthas, Paris 1959, 
Bd. II, 195—197. 

?) Rapport des Polizeipräfekten von Paris: „Chaque arrondissement a un 
directeur principal qui choisit dans chaque rue un homme influent sur lequel 
il peut compter et auquel il transmet les instructions convenues. Au chef 
aboutissent differents agents de son choix. Ils prennent ses ordres et vont 
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tralkomitee fordert zur Bildung von Lokalkomitees auf und mobili- 
siert die potentiellen Wähler, d. h. die Bürger sollen sich möglichst 
zahlreich in die Wählerlisten eintragen. Mit dieser relativ straffen 
Organisation wird Karl X. bekämpft und die Wahl und Wieder- 
wahl der 221 im Juli 1830 ermöglicht. Die Gesellschaft ‚‚Aide-toi, le 
ciel t’aidera‘‘ überlebt die Revolution von 1830 — sie verfügt 1833 
über Lokalkomitees in 58 Departements —, wird 1834 vom Ver- 
einsgesetz hart betroffen und muß sich unter dem Namen ‚‚Comite 
central de lI’Opposition constitutionnelle‘‘ neu formieren!). In der 
Folgezeit schaltet sie sich wiederum aktiv und erfolgreich in die 
öfters stattfindenden Wahlen ein und wirkt dann bei der Organisa- 
tion der Banquette mit, die zur Revolution von 1848 führen. 

Hier zeichnet sich also eine eigentliche nationale Parteiorgani- 
sation ab. Es handelt sich jedoch um eine reine Wahlorganisation, 
nicht um eine Partei, die mit ihrer Fraktion ins Parlament hinein- 
reicht. Die Initiative für den Zusammenschluß geht offensichtlich 
von den Abgeordneten aus, und selbstverständlich ergeben sich 
personelle Verbindungen; organisatorisch bleiben aber Wahl- 
organisation und Fraktion getrennt. Die liberalen Deputierten be- 
nutzen die Vereinigung nur für den Wahlkampf; die parlamentari- 
schen Vorbereitungen und Absprachen werden anderswo getroffen. 
Bezeichnend ist auch, daß die Wahlkomitees nur in der Wahlperiode 
aktiv sind, in der Zwischenzeit jedoch sich entweder ganz auflösen 
oder nur geringe Tätigkeit entfalten. Nach den Wahlen verläßt denn 
auch ein Teil der Mitglieder die ‚Societe‘‘, und zwar gegen den 
Willen der Führungsgruppe, die die Komitees als Druckmittel 
gegenüber dem Parlament verwenden möchte?). 

Diese Situation ist wohl typisch für die liberale Phase der Par- 
teiorganisation. Die lokalen Honoratioren stellen sich zwar unent- 
geltlich, aber nur vorübergehend zur Verfügung; der organisatori- 
sche Aufbau ist schwach und hat einen mehr oder weniger impro- 
visierten Charakter. Selbstverständlich steht kein Funktionärstab 
zur Verfügung. Mitglieder werden nur in geringem Umfange ge 
worben; die Partei soll ja nicht möglichst viele Wähler erfassen und 
organisieren, sondern ein Instrument für den Wahlkampf abgeben. 
Die Verbindung mit Paris bleibt locker. Die Partei wird nicht von 
einer Zentrale aus gesteuert, und die Gruppierungen im Parlament 


aboutir & d’autres personnes dont ils connaissent le z&le et qui, plus ou moins 
dans leur d&pendance, transmettent ä d’autres individus, pour qu’ils prop- 
agent ä leur tour, le mot d’ordre qui leur a &t€ donne‘“ zit. Pouthas, Guizot 
a.a. ©. S. 374, Anm. 2. 

1) Kenta. a. O. S. 156. 

2) Pouthas, Guizot a. a. O. S. 385. 
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entsprechen nicht den lokalen Organisationen. Das Parlament ent- 
wickelt sich zu ‚einer Welt für sich‘‘, während andererseits der 
Wahlkampf eine lokale Angelegenheit darstellt. Trotz gewisser An- 
sätze zu nationaler Koordination gehen Kandidatenaufstellung und 
Wahlpropaganda vom Wahlbezirk aus und werden von politisch 
aktiven Kräften dieses Kreises getragen. Daraus ergibt sich eine 
politische Aktivierung des engeren Bereiches, die die Demokrati- 
sierung der politischen Willensbildung vorbereitet. Der Abgeord- 
nete andererseits ist in Paris zwar an keine Parteigremien gebun- 
den, muß aber den Kontakt mit seinen Wählern pflegen und stän- 
dig um seine Wiederwahl besorgt sein!). 

Schon frühzeitig zeichnet sich also die Tendenz ab, den Wahl- 
kampf als ausschließlich lokale Angelegenheit zu verstehen und von 
oben erteilte Direktiven und Beeinflussung zurückzuweisen, an- 
dererseits vom ‚‚depute‘‘ als einem bloßen Vertreter örtlicher Inter- 
essen eine entsprechende Haltung im Parlament und bei der Admi- 
nistration zu erwarten. Kritische Stimmen, wie wir sie aus der Zeit 
der Dritten Republik kennen, finden sich bereits in der frühliberalen 
Phase des französischen Parlamentarismus?). 





























I) Selbst der angesehene Politiker Odilon Barrot fühlt sich dazu verpflichtet 
— wohl im Hinblick auf die nächsten Wahlen. ‚Il est vrai que, s’il ne solli- 
citait pas individuellement les voix des €lecteurs, s’il n’eut m&me plus besoin 
de faire ce qu’on appelle une campagne &lectorale, tous les ans pendant les 
vacances des Chambres il parcourait son arrondissement, r&unissant au chef- 
lieu des cantons les &lecteurs: il leur exposait la situation politique generale 
et parlait avec eux de ses votes... De plus des lettres ä& ses commettants 
les tenaient au courant de son activite politique et de ses votes.‘‘ Charles 
Almeras, Odilon Barrot, Paris 1951, S. 77. 

?) „Nous avons vu les @lecteurs perdre juqu’ä la conscience de leur mission 
politique; ils ne sont plus consideres comme appeles ä donner des represen- 
tants A la France entiere, mais seulement ä& nommer des delegues aupres du 
gouvernement pour soigner leurs petits interets de localit&... On a souvent 
dit que l’electeur corrompait le depute, et cela est devenu malheureusement 
vrai. Si le depute s’avisait dans un esprit d’independance, de resister au 
pouvoir et de se fermer ainsi la source des faveurs administratives, il verrait 
bientöt son mandat menace ...‘‘ Odilon Barrot, M&moires posthumes, 
2. Aufl., Paris 1875, Bd. I, S. 403. — Der Republikaner Tillier verlangt das 
allgemeine Wahlrecht mit dem Argument, der Abgeordnete wäre dann 
nicht mehr ‚le charge d’affaires de son arrondissement. Quand il va & la 
Chambre il n’a rien & y faire qu’ä y bäiller; mais la seance finie, ses fonctions 
commencent; il va de ministere en ministere solliciter pour ses @lecteurs‘ 
zit. S.Charlety, La Monarchie de Juillet (1830—1848), Ernest Lavisse, 
Histoire de France contemporaine, Paris 1921, Bd. V, S. 345. 
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III. Die Zweite Republik 


Die Einführung des allgemeinen direkten Wahlrechtes läßt 
die Zahl der Wahlberechtigten rapid ansteigen, im Departement 
Haute-Garonne zum Beispiel von 36800 auf 140000%). Die überall 
entstehenden Vereinigungen, Komitees und Klubs übernehmen die 
politische Führung: ‚‚Les circulaires, les placards, les proclama- 
tions, dont ils couvraient les murs, repondaient tous a un meme 
mot d’ordre: pousser les ouvriers A se faire inscrire et & se concerter 
pour adopter une seule et m&me liste‘‘%). Kandidatenaufstellung 
und Propaganda erfolgen weiterhin im lokalen Bereich, wobei aller- 
dings die vorbereitenden Wählerversammlungen eine größere Rolle 
zu spielen scheinen. Tocqueville berichtet über seine Kandidatur 
1848: „Chaque petite ville avait son club, et chaque club demandait 
aux candidats des explications de leurs opinions et de leurs actes, 
et leur imposait des formules. Je refusai ... Je me bornai donc & 
publier une circulaire et a la faire affıcher dans tout le departe- 
ment ... Sur ces entrefaites, la reunion preparatoire des @lecteurs 
de l’arrondissement de Valognes eut lieu; j’y parus ainsi que les 
autres candidats; le forum &tait un hangar qui servait de halle?).“ 
In gewisser Hinsicht wird man hier an die amerikanischen Primaries 
oder die deutschen Vorwahlen dieser Jahre?) denken dürfen. 

Nationale Parteien entstehen auch in der Zweiten Republik 
nicht. Für die Wahlen von 1849 schließen sich die Gruppen des 


wohlhabenden Bürgertums (Legitimisten, Orleanisten und Bona- 
partisten) zu einem ‚„Parti de l’ordre‘‘ zusammen, der mit seinem 
Zentralkomitee an der rue de Poitiers die Kandidatenaufstellung 
zu koordinieren versucht, Geld sammelt und den Druck des Propa- 
gandamaterials übernimmt. Es bleibt aber bei einer reinen Wahl- 
organisation, ohne die Absicht, etwas Bleibendes zu schaffen). 


1) La Revolution de 1848 & Toulouse et dans la Haute-Garonne, hg. v. ]. 
Godechot, Toulouse 1948, S. 203. — Dazu Paul Bastid, Doctrines et insti- 
tutions de la Seconde Re&publique, Paris 1945. 

2) Odilon Barrot, M&moires II, S. 140. 

3) Souvenirs, Ausgabe 1942, S. 95—9%6. 

4) Thomas Nipperdey, Die Organisation der bürgerlichen Parteien in 
Deutschland vor 1918, in HZ 185/3, 1958, S. 555. 

5) „Nous avons entendu partout exprimer le desir de voir se former un centre 
commun oü l’on püt trouver au besoin des informations, des conseils, des 
encouragements & l’union et nous avons travaill& ä l’etablir‘‘, heißt es in 
einem Manifest. Darüber Gaston Genique, L’&lection de l’Assemblee legis- 
lative en 1849, Paris 1921, S. 14ff. Maurice Deslandres, Histoire consti- 
tutionnelle de la France de 1789 a 1870, Paris 1932, II, S. 407. 














ıtes läßt 
artement 
® überall 
ımen die 
roclama- 
n meme 
oncerter 
fstellung 
dei aller- 
re Rolle 
ıdidatur 
mandait 
rs actes, 
. donc & 
leparte- 
lecteurs 
que les 
1alle?),“ 
-imaries 
n. 
epublik 
ven des 
Bona- 
seinem 
tellung 
Propa- 
Wahl- 
n?). 


hg. v. ]J. 
et insti- 


ien in 
ı centre 
ils, des 
it esin 
e legis- 
consti- 





Parteiorganisation und Parteibegriff in Frankreich 559 
innen anennninnnnnneue 


IV. Die Dritte Republik 










Mit dem Sturz des Kaiserreiches und dem Ausrufen der Repu- 
blik wurde Frankreich zum ersten parlamentarisierten Großstaat 
mit allgemeinem Wahlrecht!). An sich wären damit die Voraus- 
setzungen für den Aufbau moderner Parteien gegeben gewesen, da 
in England, in den Vereinigten Staaten und in Deutschland .die 
Erweiterung des Wahlrechtes sehr schnell das Bedürfnis ergab, die 
neuen Wählermassen zu erfassen und in der einen oder anderen 
Form parteimäßig zu organisieren. Die Dritte Republik hat in einer 
Sonderentwicklung diesen — scheinbar notwendigen — Schritt 
vermieden und den Übergang zum „‚Parteienstaat‘‘ nicht oder nur 
in Ansätzen vollzogen. 

Die Wahlen zur Nationalversammlung von 1871 erfolgten in 
einem Wahlgang, in Übernahme des Wahlrechtes von 184849, 
mit dem Listensystem, das an sich dem Aufbau von Parteiorgani- 
sationen förderlich wäre?). Die Vorbereitungszeit jedoch ist kurz, die 
Kommunikationen sind zum Teil unterbrochen, die Presse tritt 
noch nicht stark in Aktion. Bereits die Teilwahlen 1871—73 zeigen 
einen fortschreitenden Aufbau republikanischer Komitees und eine 
entsprechende Kandidatenaufstellung. Schrittweise entsteht ein 
ganzes Netz; anfänglich, dem Wahlrecht entsprechend, auf Depar- 
tementsebene. Häufiger werden die Versammlungen zur Wahl der 
Kandidaten; sie zählen oft mehrere Hundert Teilnehmer, bringen 
die sozialen und politischen Interessen der Kantons zur Geltung 
und bezeichnen durch Wahl oder Akklamation die Kandidaten?). 
Eine gewisse Koordinierung wird erreicht und die Doppel- oder 
Mehrfachkandidatur vermieden®). Der Kandidat seinerseits beruft 
sich auf seine Wahl durch ein Komitee, übernimmt dessen Wahl- 
programm und erhält eine gewisse Unterstützung?); er kann aber 











































I) Für dies und das Folgende auch mein Aufsatz: Regierung und Parlament 
in der Dritten Republik, in HZ 1959, 188/1. 

?) Francois Goguel, L’influence des systemes &lectoraux sur la vie politique 
d’apres l’experience frangaise, in: Maurice Duverger, L’influence des systemes 
electoraux sur la vie politique, Cahiers de la Fondation nationale des Scien- 
ces Politiques Nr. 16, Paris 1950, S. 74. 

3) Jacques Gouault, Comment la France est devenue r&epublicaine, Cahiers 
de la Fondation Nationale des Sciences Politiques, Nr. 62, Paris 1954, S. 111. 
Raymond Long, Les &lections en cöte d’Or, Cahiers ... Nr. 96, Paris 1958, 
$. 58. 

*) Goguel, a. a. O. S. 74. 

d) z.B. „Le Comit& republicain des delegues cantonaux m’ayant choisi 
comme candidat pour l’&lection ..., je me presente devant vous et viens 
vous dire ce que je suis et ce que je veux ....‘ zit. Gouault, S. 171. 
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auch eine eigene „profession de foi‘ ausgeben. Die Größe der Ko- 
mitees, ihr Einfluß auf die Kandidatenaufstellung, ihre Rolle bei 
der Wahlkampagne sind verschieden und variieren nach Region, 
sozialer Basis der Wählerschaft, allgemeiner Wahlsituation (Kampf- 
wahlen oder nicht ? sind Gegenkandidaten vorhanden ?) und dem 
Ansehen der kandidierenden Persönlichkeiten. Die Komitees sind 
weiterhin lose organisierte Vereinigungen lokaler ‚‚Parteiangehöri- 
ger‘. Sie bleiben Honoratiorenversammlungen — auch wenn es sich 
um kleinbürgerliche Honoratioren, wie Gastwirte, Commergants, 
Apotheker, Ärzte u.a. handelt —, arbeiten ohne Entgelt, ohne 
Funktionäre, ohne Mitgliederwerbung; eine eigentliche Partei- 
zugehörigkeit besteht überhaupt nicht. Der Kandidat bestreitet 
seine Kampagne weitgehend selbst und aus eigenen Mitteln, aller- 
dings oft in enger Anlehnung an die lokale Presse. Wichtige Hilfe- 
stellung allerdings bieten anderweitige Organisationen und Ver- 
einigungen: der Klerus und katholische Institutionen, aber auch die 
Chambres de Commerce u. a. bei der Rechten; Logen!), später die 
Ligue de l’Enseignement u. a. bei der Linken. 

Die ‚„reunions“ oder „groupes“ bilden sich 1871 recht bald. 
Gleichgesinnte treffen sich bei einem Abgeordneten, mieten even- 
tuell einen Raum, wählen einen Präsidenten, bereiten ihre parla- 
mentarische Taktik und Stellungnahme vor?). Die Aufsplitterung 
allerdings ist groß, die „groupes“ sind unstabil, die Übertritte zahl- 
reich, gleichzeitige Mitgliedschaft in verschiedenen „Fraktionen“ 
ist möglich. Klientelbeziehungen zu einflußreichen Parlamenta- 
riern bleiben wichtig; eine Fraktionsdisziplin kann sich nicht durch- 
setzen. Der Abgeordnete pocht auf seine Stellung als Repräsentant 
der Nation und auf sein nicht-imperatives Mandat. Er ist an keine 
Parteiorganisation gebunden und nur den Wählern, eventuell dem 
lokalen Komitee, ‚verantwortlich‘. Entsprechend muß der Kon- 
takt mit dem Wahlkreis gepflegt werden; die Wähler bestürmen 
ihn mit persönlichen Anfragen und Besuchen?). 

!) Ein Beispiel für ihre Hilfe bei der Bildung republikanischer Komitees 
in Nantes, Henri Librec, La Franc-Magonnerie dans la Loire-Inferieure 
1744—1948, 1949, S. 57. — Die Logen zählten damals allerdings erst 
ca. 50000 Mitglieder, nach Jacques Chastenet, Histoire de la Troisieme 
Republique, l’Enfance de la Troisieme 1870—1879, Paris 1957, S. 211. 

2) Jules Ferry an Charles Ferry am 15. Mai 1871: „La r&union qui forme le 
centre de l’Assemblee, dont nous sommes, nous, le centre gauche, voulait 
presenter aujourd’hui m&me une proposition & laquelle d’avance nous 
avions souscrit ...‘‘ Lettres de J. Ferry 1846—93, Paris 1914, S. 117. — 
Vicomte de Meaux, Souvenirs politiques 1871—77, Paris 1905, S. 23. — Paul 
Bosq, Souvenirs de l’Assemblee Nationale 1871—75, Paris1908, 5.91,173,188, 


3) Bereits Jules Ferry klagt am 16.März 1878: „Le tas des solliciteurs atten- 
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Diese Situation ist bekannt und soll hier nicht von neuem er- 
örtert werden. Ohne Zweifel sind die Demokratisierung der Wil- 
lensbildung und die politische Aktivierung immer weiterer Wäh- 
ler- und Bevölkerungsschichten auf diesem Wege erfolgt. Der 
Wähler wird nicht durch organisierte Massenparteien erfaßt, son- 
dern durch Rücksichtnahme auf Interessen und Forderungen so 
weit als möglich zufriedengestellt und an die „Partei‘‘ gebunden. 
Die persönliche Aktivität des Abgeordneten und seiner Freunde im 
lokalen Bereich spielt eine entscheidende Rolle; besorgt um seine 
Wahl und Wiederwahl muß er seine Anhänger immer wieder von 
neuem ansprechen und überzeugen, muß er die politische Diskussion, 
vielleicht auch die Kampfsituation — insbesondere diejenige zwi- 
schen „Droite‘‘ und „Gauche‘, „Reaktion‘‘ und „Fortschritt“ — 
aufrechterhalten und ständig neu zum Bewußtsein bringen. 

Die Aufsplitterung in viele „‚groupes‘‘, die unscharfe programm- 
mäßige Abgrenzung und die fehlende Disziplin lassen zwar ein- 
deutig das Parlament als Ort der politischen Diskussion und Ent- 
scheidung erkennen, ergeben aber weder ausreichende Stabilität 
noch eine klare Trennung von Majorität und Minderheit. Der 
häufige Kabinettswechsel setzt denn auch sogleich ein und ver- 
schärft sich nach 1877, als der in der Verfassung vorgesehene Ein- 
fluß des Präsidenten der Republik ausfällt und das Parlament seine 
Machtstellung ausbauen kann. Dazu kommt, daß Präsident Grevy 


den anerkannten Leader der Republikaner, Leon Gambetta, nicht 
mit der Regierungsbildung betraut!). 

Gambetta ist nicht nur der große Vorkämpfer des republi- 
kanisch-demokratischen Gedankens, der durch seine Persönlichkeit 
und seine unzähligen Propagandareisen in die Provinz eine eigent- 
liche Umorientierung weiter bäuerlicher und kleinbürgerlicher 
Kreise erreicht und in wenigen Jahren der Republik eine stabile 
provinziale Anhängerschaft sichert, sondern er bemüht sich auch 
um Aktivität und Koordination lokaler Komitees. So ruft er im 
November 1871 die wichtige Zeitung „Republique frangaise‘“ ins 
Leben, die zwar nur in kleiner Auflage erscheint, aber ausdrücklich 
als Leitorgan des „parti r&publicain‘‘ dienen soll. Eine Reihe aus- 
gezeichneter Mitarbeiter wird gewonnen und eingespannt — ihre 
Artikel sollen anonym erscheinen, um die Geschlossenheit zu ver- 
deutlichen. Die Redaktionsmitglieder mit Gambetta an der Spitze 


dra. Ce flot me noie, me d&vore, m’assassine. Il envahit mes heures comme un 
deluge qui monte de jour en jour. Homme d’affaires de mes &lecteurs, je 
cesserais d’etre celui de mon pays, si je voulais remplir & la lettre le pro- 
gramme que leur mendicite m’impose‘ Lettres a. a. O. S. 254. 


!) mein Aufsatz S. 22. 


Historische Zeitschrift 193. Band 
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fungieren dabei als ‚„‚Parteigremium“, von dem die Direktiven in die 
Provinz und auch ins Parlament zum ‚‚groupe‘‘ ausgehen!), Gleich- 
zeitig wird der Aufbau republikanischer Komitees vorangetrieben?), 
Eine zentrale Organisation allerdings entsteht nicht; das Persön- 
liche hat noch durchaus den Vorrang gegenüber dem Institutionel- 
len. Bekannt ist, wie Gambetta nach dem 16. Mai 1877 die große 
Auseinandersetzung führt und siegreich beendet. 

Parlamentarisch bilden die Republikaner einen Ausschuß von 
achtzehn Abgeordneten, ‚charges de pr&parer pour elle et au besoin 
de prendre en son nom les resolutions que pourraient rendre 
necessaires les perils de la situation‘). Dieser Ausschuß leistet in 
der Hand Gambettas im Kampf gegen Mac Mahon wertvolle 
Dienste. Der Versuch aber, die republikanischen ‚groupes“ zu 
einer eigentlichen Fraktion zu verschmelzen, gelingt nicht. Der 
Widerstand ist zu groß: der rechte Flügel will sich nicht von Gam- 
betta führen lassen, Jules Ferry nicht seine Unabhängigkeit ver- 
lieren. Ferry als Präsident der „gauche r&publicaine‘“ erklärt denn 
auch am 19. 3. 1876: ‚‚pour rester unis, vraiment unis, sans trompe- 
P’ceil, le meilleur moyen est de demeurer distincts‘). Das Projekt 
muß aufgegeben werden; periodische Zusammenkünfte sind nur für 
Ausnahmefälle vorgesehen. 

Gambetta bleibt überzeugt von der Notwendigkeit einer repu- 
blikanischen Partei, die natürlich in seiner Hand — als parla- 


mentarische Mehrheitspartei eine Regierung bilden und unter- 
stützen könnte. Er glaubt dabei beim Wahlrecht ansetzen zu müssen 
und sieht in der Listenwahl, die 1875 zugunsten des Einerwahl- 
kreises abgeändert worden ist, das geeignete Mittel oder jedenfalls 
die Voraussetzung für die Realisierung seiner Pläne. In einer großen 
parlamentarischen Rede vom 19. Mai 1881 werden die Argumente 
vorgebracht?). Der Einerwahlkreis mit zwei Wahlgängen wird 


1) C. de Freycinet, Souvenirs 1848—78, 2. Aufl. 1912, S. 296. 

2) Gambetta an Allain Targe am 11. April 1874 ‚Il faut se häter d’organiser 
les correspondants cantonaux et les comites Electoraux‘‘ Lettres de Gambetta 
1868—82 hg. v. Halevy, Paris 1938, o. S. — Ähnlich wieder am 12. Septem- 
ber 1874. Am 1. Oktober 1874 an Juliette Adam: „Au dedans, le parti 
republicain semble r&veill& de sa torpeur. On parait s’organiser et agir plus 
serieusement qu’il y a quelques mois, mais nous sommes encore bien loin 
d’avoir r&alise la puissance de m&canisme que je r&ve pour le parti r&publicain. 
Les vantards et les oisifs qui preferent discourir que de se sacrifier sont 
encore trop nombreux; l’argent surtout fait grand defaut... .“ 

®) Freycinet a. a. O. S. 371. 

4) Maurice Reclus, Jules Ferry, Paris 1947, S. 137. — Freycinet, a. a. O. 330. 
5) Discours et plaidoyers politiques de M. Gambetta, Paris 1883, Bd. X. 
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scharf kritisiert und die berühmte Formel vom ‚„miroir brise oü la 
France n’aurait pas reconnu son propre visage‘‘ geprägt. Wenige 
Stimmen, so führt Gambetta an, könnten die Entscheidung bringen, 
vor allem aber werde der Deputierte an die kleinen Interessen seines 
Wahlkreises gebunden. Er sei abhängig von seinen Wählern, stehe 
unter Druck und vermöge nicht mehr, die großen nationalen Fragen 
zu sehen. Ein System dränge sich auf ‚qui püt soustraire l’elu ä 
P’intimit€ par trop pressante de l’electeur‘‘. Symptomatisch ist dabei, 
daß Gambetta die Abgeordneten zu beruhigen sucht und ihnen ver- 
sichert, daß sie zu Unrecht einen allzu starken Druck durch die 
Pariser Parteizentrale befürchten!!). Im übrigen habe man mit 
der Listenwahl bereits gute Erfahrungen gemacht, denn der sieg- 
reiche Wahlkampf 1877 sei im Grunde auf deren Basis erfolgt, da 
die 363 Abgeordneten eine einheitliche und disziplinierte Gruppe 
gebildet und die „unite de liste‘‘ ermöglicht hätten. Man erkennt, 
worauf Gambetta hinzielt: die bisherigen Mehrheiten hätten zwar 
„des majorites de soutien‘‘ und auch ‚‚des majorites devouees aux 
institutions‘‘ ergeben, nicht aber solche, um ‚„‚soutenir resolument le 
pouvoir quand il marche, ou de savoir suffisamment l’Eperonner 
quand il ne marche pas‘. Der Wähler sei vor klare Entscheidungen 
zu stellen und müsse eine Equipe mit einem fest umrissenen Pro- 
gramm wählen, damit der Staat eine deutliche Führung erhalte. ‚Il 
depend de vous que la Republique soit feconde et progressive, ou 
bien qu’elle soit vacillante et chancelante entre les partis; il depend 
de vous qu’il surgisse ici un veritable parti de gouvernement, 
compact et serieux ...‘‘ Gambetta umreißt damit das parlamen- 
tarische System: er anerkennt — im Unterschied zu den meisten 
seiner Zeitgenossen in Frankreich — die Notwendigkeit einer stabi- 
len Regierung, die sich im parlamentarisch-demokratischen System 
auf eine homogene Partei stützt und periodisch den Wähler zu 
klaren Entscheidungen für oder gegen die amtierende Regierungs- 
mehrheit zwingt?). Er scheint sich nicht ausdrücklich das englische 
Parlaments- und Parteiensystem zum Vorbild genommen zu haben; 


‚ die Forderungen haben sich ihm folgerichtig ergeben und ent- 


sprechen selbstverständlich auch seiner persönlichen Machtposi- 
tion. Denn ihm würde es zukommen, Frankreich im Stile eines 
englischen Premiers zu regieren. 


') „Eh bien, rassurez-vous. Non, je ne crois pas que vous soyez exposes & 
ttre places sous la pression d’une sainte Vehme d&mocratique et demagogique, 
siegeant A Paris et vous expediant des journalistes sans ouvrage, pour rem- 
placer vos personnalites dans le culte des &lecteurs ....“ S. 277. 

*) Bereits 1871 sagt er: „Il faut gouverner avec un parti au point de vue de 
la politique generale d’un pays. Ne croyez pas que j’aille jusqu’& l’exclusion 


37* 
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Gambetta zeigt, daß der Parteibegriff seit der Revolution — 
auch in der republikanischen Vorstellungswelt — eine entschei- 
dende Wandlung durchgemacht hat. Ursprünglich eindeutig nega- 
tiv gefaßt, wird er schrittweise mit der demokratischen Willens- 
bildung in Einklang gebracht und in das parlamentarische System 
eingebaut. Die Partei erscheint nun als dessen notwendiges Kor- 
relat, das einer demokratischen Regierung Autorität und Stabilität 
verleiht. Allerdings, Gambetta ist und bleibt bis zu einem gewissen 
Grade Einzelgänger. Seine Pläne und Absichten sind zwar später 
öfters in Erinnerung gerufen worden, wenn Wahl- und Verfassungs- 
reformen zur Diskussion standen, aber das auf festorganisierte 
Parteien und eine homogene Mehrheit sich abstützende parlamen- 
tarische System ist kaum mehr je so eindeutig beschrieben oder gar 
postuliert worden. 

Bevor wir die Bildung nationaler Parteiorganisationen in den 
ersten Jahren des 20. Jahrhunderts darlegen, soll kurz der Partei- 
begriff vor dem Ersten Weltkrieg analysiert werden. Es sind Jahre 
der „democratie radicale‘‘ mit der großen Auseinandersetzung um 
Kirche und Schule. Diese Auseinandersetzung wirkt sich auf das 
Selbstverständnis der Republik aus. Während die Radikalsoziali- 
sten sich ihres Triumphes erfreuen und ihre Verdienste um den Sieg 
des republikanischen Gedankens preisen, setzt die Kritik von 
„rechts‘‘ ein. Das System der Komitees wird mit der radikalen 
Republik identifiziert und Ziel der Angriffe und des Spottes. 
Kleine und unverantwortliche, mehr oder weniger anonyme Grup- 
pen beherrschen das politische Leben Frankreichs, ausschließlich 
an lokalen Fragen und persönlichen Anliegen interessiert; diese 
nähmen den Wähler in Beschlag, kontrollierten den depute und 
gewännen Einfluß in der Administration. Der Abgeordnete sei nicht 
mehr der frei gewählte Repräsentant des ganzen Volkes, sondern 
Mandatar seiner Wähler oder des Komitees. Das parlamentarische 
System sei degradiert; Frankreich ermangele der Führung durch 
starke und eigenständige Persönlichkeiten. Das Parlament führe 
ein Eigenleben; die Abgeordneten der „republique des camarades“ 


de tous les partis; mais je crois pouvoir affirmer qu’on ne fait de bonne poli- 
tique qu’en gouvernant avec un parti. Quand ce parti est condamneg, il se 
retire et un autre parti le remplace‘‘ Comission d’enquete parlementaire sur 
les actes du gouvernement de la Defense Nationale 7. September 187, 
zit. Joseph Reinach, Le Ministere Gambetta, Paris 1884, S. 339, Anm.l. 
Reinach selber, ein enger Mitarbeiter Gambettas, formuliert ähnlich: 
„Aussi bien, la vraie efficacit€ du regime parlementaire r&side en ce point; 
la direction des affaires remise entre les mains du leader, du chef officiel du 
parti politique qui a triomph& aux @lections‘‘ S. 27. 
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bewegten sich in einer Atmosphäre der Kombinationen und Intri- 
gen, die dem Wähler undurchsichtig blieben und ihm den Blick für 
die großen nationalen Fragen verbauten. Nicht nur der depute, 
sondern auch die Regierung werde von außerparlamentarischen 
Mächten kontrolliert, wobei — im Falle der Radikalsozialisten — 
natürlich die Freimaurerei ein beliebtes Angriffsobjekt abgibt!). 

Gleichzeitig wird eine generelle Tendenz zur Organisation fest- 
gestellt. In der Tat zeichnet sich die allgemeine Durchorganisierung 
des gesellschaftlichen Bereiches, die in Wirtschaftsverbänden, 
Gewerkschaften und politischen Vereinigungen in Erscheinung 
tritt, auch in Frankreich ab, wenn auch wohl weniger ausgeprägt 
als etwa in Deutschland. Diesen strukturellen Vorgang nehmen die 
Zeitgenossen mit einigem Erstaunen, mit Mißtrauen oder auch mit 
Zustimmung zur Kenntnis. ‚„Tous les interets, toutes les opinions, 
tous les groupements, toutes les professions s’organisent, la masse 
nationale travaillee par le ferment democratique, leve et donne 
naissance & des associations, ä des ligues, a des syndicats, & des 
federations, & des bourses, A des chambres, a des comites et des 
comices, corps sans nombre, qui tendent ä agir sur les corps poli- 
tiques et si possible, a les mettre sous leur tutelle.C’est dans lagrande 
masse inorganique et homog£ne le travail de differenciation qui se 
poursuit et c’est par la le pays qui prend conscience de lui-m&me?).“ 
Der Trend wird mit Recht mit der „Fundamentaldemokratisierung‘“ 
(Karl Mannheim) in Verbindung gebracht und als das Bewußtwer- 
den bisher unorganisierter Massen interpretiert. Oft wird auch auf 
die neuen Ligen und Vereinigungen hingewiesen, die zwar keine 
politischen Parteien sein wollen, aber als Pressure groups eine 
wichtige Rolle zu spielen beginnen?). 

Diese Sicht beeinflußt auch den Parteibegriff. Er bleibt bis in 
die ersten Jahre des 20. Jahrhunderts hinein noch unbestimmt. Als 
Partei wird meist wie bisher eine allgemeine politische Richtung 


!) Aus dieser reichhaltigen Literatur seien genannt: Henry Leyret, La 
Republique et les Politiciens, 1909; Henry de Youvenel, La Republique des 
Camarades, 1914; ... Oü est le Gouvernement ? in: Revue des deux mondes 
1903/18. Hier wird Combes der Ausspruch vorgeworfen: ‚Le gouvernement 
ne dirige pas, il sert‘‘; der Ministerpräsident habe sich der radikalsozialisti- 
schen Partei unterworfen und stehe faktisch unter Kontrolle der Logen. 

®) Maurice Deslandres, La Re&forme &lectorale, in: Revue politique et par- 
lementaire 1910/65, S. 36. Dieser Aufsatz wird oft zitiert. 

°) Jacques a.a.0.176ff. z. B. Ligue de l’Enseignement, Comit& de Defense 
du suffrage universal, Comite r&publicain de la Representation proportion- 
nelle, Association nationale des Libres-penseurs, Federation des Associations 
des peres de familles catholiques, Federation nationale contre l’impöt sur le 
revenu‘‘. 
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oder Gruppierung bezeichnet, etwa „parti republicain‘“, „parti 
progressif‘‘, „parti monarchique‘. Von Organisation ist also noch 
wenig die Rede. Man arbeitet mit biologischen und psychologischen 
Argumenten!) und verweist immer wieder auf Bluntschlis ‚‚Charak- 
ter und Geist der politischen Parteien‘‘ aus dem Jahre 1869 als auf 
das anscheinend einzige und maßgebliche Werk über politische 
Parteien. 

Mit der Bildung nationaler Parteien in Frankreich — insbe- 
sondere der SFIO —, mit dem allgemeinen Organisierungstrend 
und der Pionierleistung Ostrogorskis ändert und klärt sich der 
Parteibegriff. Mit Recht sagt ein Spezialist für Wahlstatistik 1910: 
„Le mot de parti qui designait jadis une opinion, suggere mainte- 
nant l’idee d’une association fonde&e pour soutenir cette opinion‘), 
d.h. der ÖOrganisationsaspekt rückt in den Vordergrund. Der 
gleiche Autor hatte bereits einige Jahre zuvor auf wichtige Ver- 
änderungen hingewiesen: es hätten sich Parteien organisiert, die 
auch außerhalb der Wahlkampagne agierten, Kongresse abhielten, 
Kandidaten aufstellten usw.?). 1910 wird betont, daß ein ‚parti 
organise‘‘ keine Neuigkeit mehr sei und die Wähler sich daran 
gewöhnen. 1912 erscheint die These von Leon Jacques, die — 
heute beinahe vergessen — einen Markstein in der französischen 
Parteiforschung bedeutet. Der Verfasser unterscheidet z.B. 
„chefs‘‘, „‚militants‘‘, „‚simples adherents‘‘ und grenzt die Partei 
gegen „une simple organisation @lectorale‘‘, den ‚‚militant‘‘ gegen 
den „agent @lectoral‘‘ ab. Mit dem Hinweis auf Ostrogorski wird 
über Frankreich — sicher mit Recht — ausgesagt: „En France 
actuellement, le facteur psychologique individuel a trop de force 
pour que les partis aient la rigidite et la pr&cision des machines . .“*). 
Bezeichnend ist auch, daß Jacques ‚‚parti‘‘ und „groupe“ klar ab- 
grenzt als „deux formations politiques distinctes‘‘; was für Frank- 
reich sicher zutrifft, gleichzeitig aber das Verständnis für die Stel- 
lung der Fraktion innerhalb der modernen Partei verbaut. 

Ein repräsentativer Vertreter des französischen Liberalismus, 
Emile Faguet, hingegen, ist anderer Meinung. Die Abgrenzung 
zwischen Majoritäts- und Minderheitspartei teile ‚la nation en 
deux‘‘; „‚Parteigeist‘‘ erscheint als Mangel an Patriotismus, jeden- 
falls unvereinbar mit einer Idee der Freiheit, die sich an einem 
Staatsbegriff orientiert, der Staatsgewalt und Gesellschaft mög- 


1) Z.B.: Raoul de la Grasserie, De la dissociation et de la concentration des 
partis politiques, in: Revue politique et parlementaire 1899/21. 

2) P. G. La Chesnais, Statistique &lectorale, in: Revue de Paris 1910/13, S.638. 
3) Desgl. Statistique @lectorale, in: Revue de Paris 1906, 3, S. 867. 

4) Jacques a. a. O. S. 28f. 
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lichst trennt und dabei die erstere auf einen klar umrissenen Kom- 
petenzbereich reduzieren und das Individuum rechtsstaatlich- 
liberal sichern, nicht aber durch ‚‚corps intermediaires‘‘ beschrän- 
ken möchtel). Bemerkenswert ist eine Studie, die bereits 1895 in der 
„Revue du Droit public et de la Science politique“ erschienen ist. 
Der Verfasser unterscheidet einen Parlamentarismus mit organi- 
sierten und einen anderen ohne festgefügte Parteien, glaubt aber 
in beiden Fällen einen Verlust an staatlicher Autorität und eigen- 
ständiger Regierungsgewalt nachweisen zu können. Bestehen 
straffe Parteien, so ergibt sich zwar eine gewisse Stabilität, aber die 
politische Entscheidung wird aus dem Parlament in unkontrollierte 
Gremien verlegt, die sich von partikularen Interessen leiten lassen 
und der Exekutive diesen Sonderwillen aufzwingen. Liegt keine 
Mehrheitspartei, sondern eine Parteienkoalition vor, so drohen 
Desintegration, fragwürdige Kompromisse oder gar Lahmlegung 
einer aufs Ganze ausgerichteten Regierungs- und Staatsgewalt. Die 
lose Partei- und Fraktionsstruktur sichert zwar dem Parlament die 
politische Entscheidung, doch ist eine Instabilität der Kabinette 
kaum zu umgehen. Als Schlußfolgerung, die mit erstaunlich mo- 
dernen Formulierungen manche seitherigen Erfahrungen voraus- 
nimmt, drängt sich dem Verfasser eine antiparlamentarische Hal- 
tung auf?). 

Die Einsicht in die demokratisierte Gesellschaft, die der Par- 
teien als ‚Filter‘ zur politischen Willensbildung und zur Heraus- 
stellung regierungsfähiger Mehrheitskoalitionen bedarf, ergibt den 
Ansatz für ein neues Parteienverständnis?). In gewisser Hinsicht 
kehrt sich die Frontstellung um: Die Kritik richtet sich nicht mehr 
vorwiegend gegen organisierte Parteien, sondern gegen die lokalen 
Komitees mit ihrer partikulären Blickrichtung. Der führende 












































!) Emile Faguet, Le Liberalisme, Paris 1902, S. 267. „... Gouvernement 


parlementaire qu’est le gouvernement des partis, que dans ce systeme le 
gouvernement n’&tant en realite qu’un parti et 6tant par fiction l’Etat....“ 
5. 270, 294. 

?) V. Miceli, Les partis politiques dans leurs rapports avec le gouvernement 
de cabinet, in: Revue du Droit public et de la Science politique, Bd. 4, 1895. 
3) „Si les &lecteurs cherchent une direction, ils ne la trouveront pas dans des 
organisations nationales, ouvertes et permanentes, montrant au pays des 
voies nettement trac&es; il n’en existe pas. Chacun votera donc sans lever 
les yeux plus haut que son clocher..... Dans le Parlement, les faits sont ana- 
logues. Les partis n’y existent pas; ils ne peuvent pas y exister. Chaque 
depute a &t& Elu separ&ment; il arrive de son village avec un programme 
surtout municipal. Pas de drapeau qui le sollicite, pas de chef pour le rallier 
et le diriger ...‘‘ Felix Moreau, Regime parlementaire et Principe represen- 
tatif, in: Revue politique et parlementaire XXVIII, 1901, S. 75£. 
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Staatsrechtler Esmein argumentiert ähnlich!): Mit organisierten 
Parteien müsse man sich abfinden; Fraktionsdisziplin jedoch dürfe 
nicht erzwungen werden, und Absprachen zwischen Regierung und 
Regierungsparteien seien unzulässig. Daran halten die französischen 
Juristen, Publizisten und ‚deputes‘‘ bis zum Ende der Dritten 
Republik mit wenigen Ausnahmen strikte fest. 

Die Stellungnahme zur Parteifrage soll noch etwas weiter ver- 
folgt werden. Dabei gibt die Diskussion um das Proporzsystem 
einen recht günstigen Ausgangspunkt, da die Listenwahl mit pro- 
portionaler Vertretung der Parteien, die geradezu zur Organisation 
zwingt, die uns hier interessierenden Probleme immer wieder zur 
Sprache bringt. Ein erster Ansatz erfolgt mit einer Änderung des 
parlamentarischen Reglements am 1. Juli 1910: Die ‚„groupes“ 
erhalten ein Anrecht auf proportionale Vertretung in den großen 
parlamentarischen Kommissionen und bestimmen selber ihre 
Kandidaten. Wenn die Bestellung bis anhin durch Los erfolgt war, 
so schalten sich nun die „‚groupes‘‘ ein und werden erstmals — als 
Parteigremien — legalisiert. Da künftig kein Abgeordneter in eine 
Kommission gewählt werden kann, ohne einem „groupe‘‘ anzuge- 
hören, müssen die zahlreichen ‚„Independants‘‘ einen eigenen 
„groupe des non-inscrits aux groupes‘“ bilden. Trotz dieses Aus- 
weges verdeutlicht sich zweifellos die Organisationstendenz und 
Gruppendisziplin; denn die Zusammensetzung der wichtigen Kom- 
missionen geschieht fortan nicht mehr durch Zufall oder geheime 
Manipulation, sondern durch Parteigremien. Es ergibt sich eine f 
wertvolle Kontinuität und eine gewisse Gewichtsverlagerung vom 
Parlament in die Ausschüsse?). In der Diskussion vom 1. Juli wird 
vor allem mit der Berücksichtigung der Minderheiten sowie mit 
einer notwendigen Rationalisierung der Gesetzesvorbereitung und 
parlamentarischen Arbeit argumentiert. Die Parteifrage kommt 
aber auch zu Wort: der Kommissionspräsident unterstreicht die 
Notwendigkeit organisierter Parteien und beklagt deren Fehlen in 
Frankreich, der angesehene Depute Abel Ferry verweist dabei 
auf den deutschen Reichstag, ‚‚oü les partis sont fortement consti- 
tues — c’est peut-tre une legon pour tous les partis — ils ont 


1) Die allgemeine Organisierungstendenz könne man nicht verhindern und 
„somme toute, malgr& leurs pr&eventions et leur tyrannie, il vaut mieux 
avoir devant soi de grands partis organises, par suite conscients et morale- 
ment responsables que de la poussiere d’hommes; il n’y a point de libert£ 
politique sans partis....‘‘ El&ments de Droit constitutionel frangais et com- 
pare, 6. Aufl., 1914, S. 244, 256f. 

2) Joseph Barthelemy, Essai sur le travail parlementaire et le syst&me des 
commissions, Paris 1934. 
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introduit dans leur reglement la representation comprise dans un 
dtat moderne‘‘!). Die Gegner der Reglementsänderung berufen sich 
natürlich auf die angeblich gefährdete Unabhängigkeit des Abge- 
ordneten. 

Die reglementarische Anerkennung der „groupes‘‘ ist vorerst 
als Hilfe für die Bestellung der Kommissionen gedacht und nicht 
als legale Bestätigung einer effektiven und dauernden Beteiligung 
an der parlamentarischen Arbeit und Willensbildung. So verbietet 
der langjährige Kammerpräsident Brisson noch zu Ende des 19. 
Jahrhunderts den Abgeordneten ausdrücklich, im Namen ihres 
„groupe‘‘ zu sprechen. Es bleibt ihnen auch untersagt, die Protokolle 
der Fraktionssitzungen in den Wandelgängen der „Chambre des 
Deputes‘‘ auszuhängen?). Erst 1932 erfolgt ein weiterer Schritt. Die 
„groupes‘‘ müssen künftig dem Generalsekretär der Kammer eine 
„declaration politique‘‘ abgeben. Wer unabhängig bleiben will, muß 
dies bekanntgeben. Die Bureaux der „groupes‘ erhalten zudem 
gewisse Kompetenzen; vor allem bestimmen fortan die Fraktions- 
präsidenten, zusammen mit den Kommissionsvorsitzenden, die 
Tagesordnung des Parlaments. Diese „Conference des Presidents‘ 
wird recht wichtig. Die ‚„‚groupes‘‘ sind damit ‚‚de veritables organes 
officiels au sein des autorites legislatives‘‘ geworden?). Der ‚„groupe“ 
ist als Parteifraktion anerkannt, implicite aber auch die Partei als 
solche. 

Fragen des Wahlrechtes haben neben ihrem prinzipiellen 
Gehalt immer einen unmittelbar parteipolitischen Aspekt. Die 
Radikalsozialisten als Träger des bestehenden Systems sind denn 
auch in ihrer Mehrheit Gegner des Proporzes, während die bisheri- 
gen Minderheitsparteien — vor allem jene mit weltanschaulichem 
Gehalt und klarem Programm — also Sozialisten, Katholiken u.a. 
— eine Verstärkung ihrer Position erhoffen. Dennoch spielt sich die 
Diskussion auch innerhalb der einzelnen Parteien ab. 

Bei den maßgeblichen Vertretern des Proporzes sind die 
Kritik am parlamentarischen System der Dritten Republik und 
ihre Bemühungen um dessen Reform und Erneuerung zweifellos 
echt. Es geht um den Versuch, die Degradierung des Wahlkampfes 
und die Abhängigkeit des Deputierten gegenüber lokalen Interessen 
zu beseitigen, die politische Auseinandersetzung wieder auf Pro- 
gramme und Ideale oder konkrete, aber nationale Reformen aus- 
zurichten und der Instabilität der Regierung zu steuern. Briand 
hat 1909 das vielzitierte Wort der „petites mares stagnantes‘‘ ge- 
!) Journal officiel de la Chambre des Deputes 1. Juli 1910. 


®) Pascal Arrighi, Le statut des Partis Politiques, Paris 1948, S. 14. 
%)a.a.0.S.16. 
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prägt, die eines „large courant purificateur‘‘ bedürften!); das 
Thema Gambettas wird also wieder aufgenommen. Dazu seien ein 
größerer Wahlkreis — das Departement — und die Listenwahl not- 
wendig, während der Proporz den Minderheitsparteien ihre parla- 
mentarische Vertretung sichere. Im Unterschied zum bisherigen 
zweiten Wahlgang, der jeweils nur eine negative Stellungnahme, 
nämlich die gegen den konkurrierenden Kandidaten, fordere, 
müßten die Wähler positiv antworten können, Alternativen vor sich 
haben und dementsprechend die Arbeit des Parlamentes verfolgen. 
Die beiden ‚Aktivisten‘ der Proporzbewegung, der Bürger- 
liche Lachapelle und der Sozialist Jaures, fordern mit aller Deut- 
lichkeit das auf organisierte Parteien abgestützte parlamentarische 
System nach englischem Vorbild. ‚Le regime parlementaire est un 
regime de partis. Le parti qui a la majorit€ dans la Chambre doit 
avoir la responsabilitE du pouvoir et gouverner ... le parti qui est 
en minorite doit contröler‘‘?). Gewählt mit einem Programm, unter- 
stützt von einer Partei, muß sich und wird sich der ‚‚depute‘‘ einer 
Fraktionsdisziplin unterziehen. ‚L’organisation des partis dans le 
pays entrainera necessairement l’organisation des partis dans le 
Parlement‘“). So würden sich die ‚„‚majorites homogenes‘‘ ergeben, 
die Jaures fordert). Entweder müsse eine Majoritätspartei ge- 
schlossen und diszipliniert hinter der Regierung stehen — wobei 
Meinungsverschiedenheiten innerhalb der Regierungspartei aus- 
getragen werden —, oder es ergebe sich eine Koalitionsregierung, 
die aber ihrerseits nur stabil und zu konkreten Entscheidungen 
befähigt sein könne, wenn sie von „‚partis fortement organis6s‘‘ ge- 
tragen sei. „Pour nous, l’avantage principal de la RP serait d’insti- 
tuer en France de grands et vastes partis dont nous n’avons que la 
caricature. C’est la vraie raison qui a determine le parti socialiste 
faire campagne pour laRP...Entre l’individu et la nation, il faut 
des interme&diaires. Cet intermediaire est le groupe, l’Etre collectif, 
P’association, et au point de vue politique, le parti. . .‘“®). Man sieht, 
der moderne Parteibegriff findet um 1910 auch in Frankreich Ein- 
gang und verdeutlicht sich in der Diskussion um den Proporz. 
Allerdings zeigt sich eine gewisse Widersprüchlichkeit. So 
wird einerseits gegen die „‚comites‘‘ und „sections‘‘ als Verfälschung 


1) Georges Suarez, Briand, Paris 1938, Bd. II, 240. 

2) Georges Lachapelle, La Representation proportionnelle des partis poli- 
tiques, Paris 1913, S. 12. 

0.5.21, 

4) Journal officiel 22. Juni 1911. 

5) Marcel Sembat, Les idees socialistes, in: Revue hebdomadaire 19. März 
1910, S. 330£. 
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des parlamentarischen Systems polemisiert, andererseits werden 
gleichzeitig organisierte Parteien gefordert. So etwa sehr deutlich 
beiCharles Benoist!): Er möchte die Komitees auf bloße Wahlhilfe 
einschränken und ihnen jede Kontrollbefugnis gegenüber den 
„deputes‘‘ verweigern, tritt aber gleichzeitig sehr energisch für den 
Proporz ein, der offensichtlich zur Organisierung führt und eine 
Abhängigkeit des Abgeordneten gegenüber Parteigremien ergibt. 
Die Kritik am Komitee mit seinen lokalen Klientelinteressen ist so 
ausgeprägt, daß zwar ein anderes Wahlsystem gefordert wird, des- 
sen Auswirkungen aber übersehen oder bagatellisiert werden. 

Die Opposition gegen den Proporz stellt das Prinzip des reprä- 
sentativen Systems mit seinem freien, nur der Nation als Ganzem 
verantwortlichen Abgeordneten in den Vordergrund. Da mit dem 
Proporz Parteigremien in Aktion treten, verliere der Wähler seine 
frie Wahl und auch die Möglichkeit, persönlich mit seinem 
„depute‘‘ zu verkehren. Auf dem radikalsozialistischen Partei- 
kongreß 1909 lehnt ein Abgeordneter die Listenwahl ab, denn ‚‚elle 
assure la tyrannie des Comites centraux, des grands journaux 
regionaux et des influences preponderantes des departements‘'?). 
Und kein geringerer als Herriot verteidigt den ‚‚contact direct entre 
l’electeur et ’elu ... Je plaidais la cause du candidat independant 
qui veut presenter un programme personnel‘®); dabei ist Herriot 
radikalsozialistischer Parteiführer! Die proportionale Vertretung 
ergebe „faule Kompromisse‘‘ und verhindere eine echte politische 
Auseinandersetzung®). Im übrigen haben Wahlüberlegungen ent- 
scheidend mitgesprochen?). Das Mißtrauen gegenüber organisierten 
1) ‚Le comite est necessaire; il est ’dans l’ordre’, peut-£tre ’dans la nature’ de 
l’election, et je crois qu’au debut on se passerait difficilement de lui. Mais, 
siila ses avantages certains, il a aussi ses inconv£nients, qui se developpent 
tres vite. Il n’est supportable, et l’on ne peut s’en servir, qu’& la condition 
de le prendre immediatement et de le tenir continuellement en main; puis, 
des que le rösultat est acquis, sinon de le dissoudre, du moins de l’endormir 
pour toute la duree de la legislature.‘‘ Souvenirs de Charles Benoist, Paris 
1934, Bd. III, S. 7. — Eine ausgezeichnete Formulierung für den Wunsch 
des Abgeordneten, sich nach der Wahl jeder Kontrolle zu entziehen — aber 
Benoist fordert gleichzeitig den Proporz! 

?) Le Temps 10. Oktober 1909. 

3) Jadis, Paris 1948, Bd. I, 202 — mit geradezu zynischer Offenheit Caillaux: 
„je me persuade qu’il faut s’accomoder de l’esprit de clientele, qu’il faut 
simplement penser & en refrener les exc&s‘‘, Mes M&moires, Paris 1943, II, 89. 
*) Emile Garnier, La Souverainet€ nationale et la representation propor- 
tionnelle des partis politiques, 1910, S.75. — J._L. Breton, La reforme 
€lectorale, Discours ä la Chambre, 25. Oktober 1909, S. 86. 

°) Ungewollt offen und deutlich spricht sich der Abgeordnete Lemine an- 
läßlich der Diskussion über den Proporz in der Kommissionsbestellung aus: 
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Parteien ist und bleibt aber in Frankreich stark und entspricht weit- 
gehend dem Republikanertum der Radikalsozialisten. 

Die radikalsozialistische Partei!) entsteht 1901 aus einer 
nationalen Wahlorganisation?). Ihr Aufbau ist lose. Den lokalen 
Komitees wird ihre innere Autonomie ausdrücklich zugesichert; 
nicht einmal ihr Name ist einheitlich! Sie geben sich Statuten, 
wählen Bureau, Präsident und Kassier. Ihre Größe variiert stark, 
von einigen wenigen Mitgliedern zu hundert und mehr. Vor 1914 


galten 10 zahlende Mitglieder als Minimum, doch wurde dieser 
Mindeststand 1926 auf 5 herabgesetzt und 1935 bei 7 fixiert; oft hat 


das Komitee überhaupt fiktiven Charakter?). Seine Aktivität ist 


gering und konzentriert sich auf die Wahlen, nationale, regionale 
und kommunale. Dementsprechend treten Komitee. und Bureau 
häufiger vor den Wahlen zusammen, in der Zwischenzeit ruht ihre 
Tätigkeit weitgehend. Mitgliederwerbung, ständige Parteiarbeit, 
politische Erziehung treten ganz zurück. Nicht umsonst wird auf 
dem Parteikongreß 1908 eine „activite moins intermittente‘‘ ge- 
fordert: „Un Comite n’est pas seulement un organe £lectoral. Il 
doit &tre aussi un centre d’enseignement mutuel de la doctrine 
republicaine‘“*). Dies ist aber nur in wenigen Fällen erreicht wor- 


den. Das radikalsozialistische Komitee entspricht soziologisch 


„Un depute dans cette Chambre n’y entre pas, n’y vote pas comme homme 
de parti. Il y vote comme depute dans la plenitude de son droit ... Le 
suffrage universel ne nous a pas donne un mandat impe£ratif ... Avec un 
mandat de parti, un mandat impe£ratif, vous savez tr&s bien l’embarras que 
l’on Eprouve le jour oü l’on revient devant les @lecteurs. Une &tiquette, c’est 
tres genant. (!) Les hommes que l’imposent voudraient que le candidat 
n’existät que par eux. Et malgr& tout, dans un scrutin de ballotage, quand 
on a besoin d’autres voix, on fait ce que l’on peut pour les obtenir, on dit 
qu’on est le d&pute de la France et non pas le depute d’un parti.‘‘ Journal 
officiel 1. Juli 1910. Gerade diese Haltung ist bei den Anhängern des Pro- 
porzes Ziel des Angriffes! 

1) Daniel Bardonnet, Evolution de la structure de parti radical, Paris 1960. 
Diese erste Untersuchung zur inneren Struktur einer franz. Partei wurde mir 
erst nach der Niederschrift meiner Arbeit bekannt und konnte nur noch 
zur Kontrolle und Ergänzung eingebaut werden. 


2) Pierre Andr&ani, La formation du parti radical-socialiste in: Revue 
politique et parlementaire 1952/1. — Compte rendu du congr&s du parti 
radical et radical-socialiste 1901. Es heißt denn auch als Ziel: ‚‚former le 
faisceau de nos forces pour la campagne de 1902“. Emile Combes spricht 
nur ganz kurz von der Entstehung der Partei und bezeichnenderweise im 


Zusammenhang der Wahlen. Mon Ministere, M&moires 1903—05, Paris 1956. 
8) Bardonnet S. 38, 
4) Compte rendu 1908, S. 17. 
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seiner kleinbürgerlichen Mitgliedschaft und in der Struktur einer 
Kaderpartei. 

Die Komitees sind auf Departementsebene in „Federations‘‘ 
zusammengefaßt. Auch sie haben ihre innere Autonomie; ihre 
Tätigkeit ist gering und hat sich erst in den letzten Jahren der 
Dritten Republik etwas erweitert. Die Lokalkomitees und auch die 
Volksvertreter haben wenig Interesse an solch übergeordneten 
Instanzen. Maurice Sarraut sagt es 1905 ganz offen: „L’idee de 
Federation repugne & certains de nos amis. Pour certains, une 
Federation evoque l’image d’un vaste Comite irresponsable et 
turbulent, dont les agitations inquietes peuvent devenir menacantes 
pour quelques situations personnelles!).‘‘ Die „Federation“ soll die 
Kandidaten koordinieren und vor allem die Rivalität mehrerer 
radikalsozialistischer Kandidaten verhindern. Gemäß Art. 63 der 
Parteistatuten ist ‚‚l’unite de candidature la regle du Parti‘; es ist 
bezeichnend für den lockeren Aufbau der Partei und die autonome 
Stellung der lokalen Komitees, daß dies nie vollständig gelungen ist. 

1907 wird festgelegt, daß die Wahltaktik den ‚Federations‘ 
überlassen werden muß. Sie entscheiden über die Koalitionsfrage 
im zweiten Wahlgang. Die zentralen Parteigremien halten sich 
daher zurück und unterstützen nur die von den ‚‚Federations‘‘ und 
Komitees bezeichneten Kandidaten. Die Parteikongresse versuchen 
mehrmals, gegen offensichtlichen Mißbrauch vorzugehen und be- 
stehen auf dem parteilichen Charakter der Kandidaten — wenn 
auch faktisch mit wenig Erfolg. So wird 1907 beschlossen, daß 
„deputes‘‘, Parteiredner und Parteimitglieder keinen Kandidaten 
unterstützen dürfen, der im Kampf gegen einen anderen radikal- 
sozialistischen Bewerber steht. Eine uns selbstverständliche Ent- 
scheidung, die aber als Antwort auf entsprechende Vorkommnisse 
erfolgt?). 1909 wird die Aufstellung von Kandidaten verboten, die 
nicht der Partei angehören?). 1908 schlägt ein Militant vor, ein 
Kandidat müsse mindestens drei Jahre Parteimitglied gewesen 
sein — denn es gehe nicht an, daß er sich erst kurz vor den Wahlen 
zur Partei „bekenne‘“); Kandidaten müßten Propagandaarbeit 
leisten und wenigstens ihren Jahresbeitrag zahlen?)! Obschon 1910 
beschlossen wird, man dürfe nur einer Partei angehören, hat 
Joseph Caillaux, der 1913 zum Vizepräsidenten (!) gewählt wird, 


!) Zit. Bardonnet S. 67. 
?) Compte rendu 1907, S. 104. 
°) Le Temps 10. Oktober 1909. 


*) Compte rendu 1908. 
?) Compte rendu 1910, S. 72. 
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noch nicht bei der ‚Alliance republicaine et democratique‘‘ demis- 
sioniert!). 

Höchste Instanz der Partei ist gemäß Statuten der jährliche 
Kongreß. ‚„Rapports‘‘ der verschiedenen Parteigremien werden 
vorgelegt, diskutiert und genehmigt, Wahlen vollzogen, Programme 
und Parteitaktik festgelegt. Die Diskussion verläuft oft recht leb- 
haft, Parteiströmungen und vor allem der latente Konflikt zwischen 
Militants und Parlamentariern werden sichtbar. Die abschließende 
„Declaration du parti‘‘ jedoch wird von einer Kommission vorbe- 
reitet und dann vom Plenum einstimmig gutgeheißen. Die füh- 
renden Persönlichkeitender Parteienbehalten das Heft in der Hand, 
es geht ihnen nicht so sehr um konkrete Entscheidungen, als um 
Sammlung der Militants, ihnen Gelegenheit zur Aussprache zu 
geben und die Einheit und Stärke der Partei gegen außen zu 
manifestieren. 

Die Teilnahme am Parteikongreß ist dabei eine recht will- 
kürliche. Wohl setzt er sich aus Parlamentsabgeordneten zusam- 
men, aus den Conseillers generaux, den Mitgliedern des Comite 
executif, Vertretern der Parteipresse und den Delegierten der 
Federations. Faktisch aber ist sein repräsentativer Charakter frag- 
würdig: nicht nur, daß die Federations ungleich vertreten sind?); 
es besteht sogar die Möglichkeit zu unkontrolliertem käuflichem 
Erwerb von Eintrittskarten?). Damit ist die Gefahr einseitiger 


Beeinflussung und Manipulation gegeben®). Berühmt ist hier vor 
allem der Kongreß von Angers 1928, an dessen Schluß spätabends 
— ein Hauptteil der Delegierten und auch die interessierten Minister 
waren bereits abgereist — eine von Caillaux geführte Minderheits- 
gruppe die am Vortag gefaßte Resolution so umformte, daß sie den 
Rückzug der radikalsozialistischen Minister aus dem Kabinett und 


1) Erklärung der Alliance r&publicaine et democratique, Le Temps 20. Okto- 
ber 1913. 

2) 1934 sollen Federations mit 1000 Mitgliedern 5 bis 6 Delegierte, solche mit 
nur 200 Mitgliedern hingegen 20 bis 25 Delegierte gehabt haben, Pierre 
Frederix, Etat des forces en France, Paris 1935, S. 131. 

3) „En fait, il suffit de payer une carte de congr&s: les secr6taires generaux 
de federations qui sont en regle avec le Comite ex&cutif par le paiement des 
cotisations du parti n’ont qu’ä demander, en payant comptant le nombre 
des cartes qu’ils veulent, a condition que ce nombre ne d&passe pas celui de 
leurs adh£rents. Il n’y a aucun contröle nominatif, et je sais par experience 
que nombre de cartes de congres sont &tablies & des noms de fantaisie pour 
etre ensuite remises & n’importe qui‘‘ Esprit (Sondernummer über Parteien) 
1939, S. 175. 

4) Frangois Goguel, La politique des partis sous la III® Republique, Paris 
1946, 444. 
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damit dessen Sturz zur Folge hattel). Kein Wunder, daß die geg- 
nerische Presse und Publizistik dieses Beispiel immer wieder auf- 
gegriffen hat, um das die Verfassung verletzende Eingreifen kleiner 
und fragwürdig legitimierter Parteigremien bloßzustellen! 

Der Parteikongreß wählt ein „Comite executif‘‘, das während 
des Jahres als höchste Parteiinstanz fungiert. Ihm gehören als 
„Membres de Droit‘‘ Abgeordnete, Conseillers generaux, Sekre- 
täre der „Federations‘‘ u.a. an, sowie die gewählten Delegierten 
der „Federations“. Die Mitgliederzahl schwankt zwischen 630 im 
Jahre 1910 und 1800 im Jahre 1936. Aufschlußreich oder bezeich- 
nend sind dabei zwei Aspekte: einmal, daß die Delegation wiederum 
recht unklar ist und ihre Zusammensetzung schwankt, andererseits 
das eindeutige Übergewicht, das den ‚„Membres de droit‘ zu- 
kommt. Das Comite tagt monatlich einmal, doch erscheint jeweils 
nur ein Teil seiner Mitglieder. Es wird geklagt, daß die Sitzungen 
wenig attraktiv seien?). Aus seiner Mitte bestellt das Comite exe&cutif 
ein Bureau, das die laufenden Geschäfte führt. Es hilft beim Auf- 
bau neuer Federations undorganisiert die Propaganda, insbesondere 
die Versendung von Parteischriften und den Einsatz der Partei- 
redner. Das Bureau als solches bleibt klein, und von einem Funk- 
tiinärsstab kann nicht gesprochen werden; am zentralen Sitz 
arbeiten nur 4 bis 3 Funktionäre, 2 bis 3 Dactylos und ein Lauf- 
bursche®). Noch 1929 verfügt die Partei über kein Archiv für eige- 
nes und fremdes Propagandamaterial®). Man vergleiche dies mit 
modernen Parteien in anderen Ländern! 

Das Zentralbureau der Partei besitzt kein Mitgliederregister; 
der 1927 an die Federations ergangenen Aufforderung zur Ein- 
sendung der Listen kommt nur eine Departementsorganisation 
nach’). Die Zahl der Parteimitglieder kann nicht genau ermittelt 
werden und wird auf 80000 geschätzt‘), organisiert in etwa 800 
Komitees und 10 Federations 1910 und deren 1000 bzw. 87 im 
Jahre 19297). Der Begriff des Parteimitgliedes ist dabei recht un- 
scharf; 1921 müssen die Komitees angehalten werden, jene Abge- 
!) Von 2000 eingeschriebenen Delegierten seien noch 4—500 anwesend ge- 
wesen, Frederix, a. a. ©. S. 132. — Dazu auch Revue politique et parlemen- 
taire 1928, Bd. 137, S. 160f.— Man habe im Departement Sarthe (demjenigen 
von Caillaux) Eintrittskarten verteilt, Le Temps 7. November 1928. 

?) Compte rendu 1912, S. 203. 

®) Schriftliche Mitteilung von Jacques Kayser, dem langjährigen General- 
sekretär der Fraktion. 

*) Compte rendu 1929, S. 324. 

°) Compte rendu 1929, S. 419. 

*) Compte rendu 1912, S. 209. — Esprit S. 176. 

?) Compte rendu 1910, S. 88 und Compte rendu 1929, S. 20. 
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ordneten aus ihren Listen zu streichen, die nicht der Partei ange- 
hören!!). 

Der Eingang des an sich tief angesetzten Jahresbeitrages 
läßt sehr zu wünschen übrig. Er beträgt nur 1 Franc pro Mit- 
glied, ab 1929 2 Francs, für „‚deputes‘‘ und Senatoren z.B. 1907 
200 Francs (Sozialisten 3000!), ab 1929 1000 (Sozialisten 6000). 
Die Komitees bezahlen anfänglich keinen Beitrag, später 30 Francs; 
dennoch sollen 1929 von 838 nur deren 527 ihren Verpflichtungen 
nachgekommen sein?). 1930 wird vorgeschlagen, die Beiträge auf 
3 Francs pro Einzelmitglied, auf 50 pro Komitee und auf 1500 pro 
Abgeordneten zu erhöhen; der Kongreß lehnt jedoch diesen Vor- 
schlag ab®)! 

Aufschlußreich ist auch die Diskussion um die Einführung 
einer Parteimitgliedskarte. Das Obligatorium stößt auf Wider- 
stand; andererseits: „Si vous creez une carte non obligatoire, per- 
sonne n’en prendra‘“*). Den minimalen Preis von 50 Cts. erachten 
einzelne Kongreßmitglieder als noch zu hoch. Die Frage steht mehr- 
mals auf der Tagesordnung und löst lebhafte Diskussionen aus; 
1913 wird endlich die Mitgliedskarte eingeführt. Allein sie gerät 
wieder in Vergessenheit und setzt sich erst 1923 endgültig durch! 

Die Parteifinanzen sind entsprechend bescheiden: 1929 liegt 





das Budget bei 272000 Francs (Sozialisten 3 Mill.). Zweifellos er- | 
halten die Radikalsozialisten von außen größere Zuwendungen, | 
aber der Wahlkampf muß dennoch zur Hauptsache vom einzelnen | 


Kandidaten bestritten werden. 
Der Widerstand gegen eine straffere Organisation und eine 


entsprechende Führung von der Zentrale aus zeigt sich in der Frage } 
der Anstellung permanenter, von der Partei bezahlter Funktionäre | 


für die Propaganda. Der Rapporteur für Organisationsfragen betont 
auf dem Kongreß 1910: „La victoire appartiendra aux partis les 
mieux organises .... nous entrons dans une pe£riode decisive ou tous 
les partis vont s’efforcer A intensifier leur action‘). Ein Hinweis auf 
die SFIO, aber auch ein Vergleich mit den Rechtsparteien soll die 
Forderung unterstreichen. Die Propagandareisen mit freiwilligen 
Kräften genügten nicht mehr und müßten systematisch mit Funk- 
tionären ausgebaut werden. Der bescheidene Vorschlag, zwei bis 
drei bezahlte Redner anzustellen, stößt aber auf energischen Wider- 
stand: den Funktionären fehle die Kenntnis des Departements, 


!) Compte rendu 1912, S. 200. 

2) Compte rendu 1929, S. 413f. 

®) Daniel Hal&vy, La Republique des comites, Paris 1934, S. 191. 
) Compte rendu 1912, S. 209. 

5) Compte rendu 1910, S. 87. 
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ihnen fehle auch die Kenntnis des Patois oder sie könnten ver- 
suchen, sich einen Wahlkreis zu schaffen. Es gehe überhaupt nicht 
sbeitrages | an, daß die Zentrale Redner von sich aus in die Provinz schicke; 
pro Mit- | dies könne nur auf ausdrücklichen Wunsch der ‚Federations‘‘ ge- 
.B.197 | schehen. Ein Kongreßmitglied bringt ein weiteres Argument: er 
en 6000). | könne es vor seinen Wählern nicht verantworten, in Paris Geld- 
D Frances; | mittel für „un corps de fonctionnaires parasites‘‘ bewilligt zu 
chtungen | haben! Der Vorschlag wird daher abgelehnt. Man erkennt, mit 
träge auf | welcher Kraft die Komitees und Federations ihre Autonomie ver- 
1500 pro teidigen, jedem Eingriff zentraler Parteistellen mißtrauen und da- 
sen Vor- | mit den Aufbau einer Massenpartei moderner Prägung aufhalten 

und schließlich verhindern. Und in der Tat: trotz der großen Wahl- 
führung | erfolge und obschon die Radikalsozialisten sich selber gern mit der 
Wider. Republik als solcher identifizieren, gelingt die Umformung der 
Dre, per- | Honoratiorenpartei in die straff organisierte moderne Partei nicht. 
erachten Wie stellt sich nun das Verhältnis zwischen Partei und Parla- 
ht mehr- | ment, Parteigremien und Fraktion ? Es muß vorerst daran erinnert 
nen aus; | werden, daß die radikalsozialistische Partei aus einer nationalen 
sie gerät | Wahlorganisation entstanden ist und diesen Ursprung nie verleug- 
$ durch! | nen konnte. Parlamentarier schließen sich und ihre Komitees zu- 
929 liegt | sammen, um ihre Wahlposition zu verstärken; auf die Gewinnung 
fellos er- | politischer Macht, d. h. möglichst vieler Abgeordnetenmandate, ist 
dungen, | die Partei wesentlich ausgerichtet. Der radikalsozialistische 
inzelnen ) „depute‘ betrachtet die Partei als Hilfsorganisation, seinem Selbst- 
bewußtsein als Abgeordnetem widerspricht es, sich in seiner 
ind eine ) Aktionsfreiheit einschränken zu lassen. Dies um so mehr, als die 
er Frage Ü Partei ja locker organisiert ist, über wenig Mittel verfügt und den 
ktionäre | Kandidaten seinen Wahlkampf weitgehend selbständig führen 


— 





rtei ange- 


f 
j 
n betont | läßt. Rücksichtnahme auf den Wahlkreis ist wichtiger als die Ver- 
artis les | pflichtung gegenüber der Partei. Mancher Abgeordnete hat wenig 
ou tous | Interesse an Organisation gezeigt oder gar den Aufbau starker 
weis auf „Comites‘‘ zu verhindern gesucht!) ! Andere bemühen sich zwar um 
soll die } die Rückendeckung der Partei im Wahlkampf, gehen dann aber 
willigen } 
t Funk- !) „Nous nous heurtons ä& des resistances sourdes, ä des egoismes rebelles et 
zwei bis Ü & des inerties inexcusables. J’ai le regret de constater que plusieurs parle- 


mentaires radicaux et radicaux-socialistes entravent l’effort indispensable 
d’organisations ..., que tout parlementaire se pen&tre donc de la necessit& 
d’aider les organisations locales, se mette ä la töte des militants du Parti 
et contribue & constituer partout des Comites communaux et cantonaux et 
des Federations d&partementales. C’est seulement de cette collaboration 
€troite des parlementaires et des non-parlementaires que notre Parti peut 
augmenter sa puissance de propagande et ses chances de succ®s ... .‘‘ Compte 
rendu 1911, S. 199. 
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Historische Zeitschrift 193. Band 38 
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eigene Wege, fehlen am Kongreß oder bei den Sitzungen der Partei- 
gremien oder bekämpfen sogar die eigene Partei im Parlament!), 
Die Abgeordneten haben innerhalb der Partei ohnehin eine Sonder- 
stellung, sind sie doch als solche — und nicht wie die „gewöhn- 
lichen Sterblichen‘‘ durchMitgliedschaft in einem Komitee — Par- 
teimitglieder; so daß es, wenigstens in den Anfangsjahren, möglich 
war, als Abgeordneter der Partei zu fungieren, ohne Mitglied einer 
lokalen Organisation zu sein! Begreiflich, wenn sich die Militants 
verschiedentlich gegen diese „faux-radicaux‘‘ auflehnen und eine 
stärkere Bindung an die Partei verlangen?). 

Eine Fraktionsdisziplin besteht nicht. Die parteipolitische 
Lage jedes Wahlkreises ist verschieden; dazu kommt, daß meist 
ein zweiter Wahlgang notwendig ist und dabei eine Verbindung 
nach rechts oder links eingegangen werden muß. Der Abgeordnete 
nimmt dann im Parlament auf diese Ausgangssituation Rücksicht, 
sofern er seine Wiederwahl nicht aufs Spiel setzen will?). Im übrigen 
kann man vorerst noch gar nicht von einer eigentlichen Fraktion 
sprechen. Die Partei geht zwar 1901 aus dem Zusammenschluß 


zweier „groupes‘“‘ hervor — daher der Name ‚‚Parti radical et 
radicalsocialiste‘‘ —, aber diese beiden „groupes‘ bleiben eigen- 
artigerweise oder besser gesagt bezeichnenderweise — weiter | 





bestehen. Die Abgeordneten der Partei gehören also im Parlament 
zwei oder drei „groupes‘ mit entsprechend verschiedener partei- # 
politischer Nuance an. „Comment voulez-vous qu’il puisse y avoir 
unite de votes? Non, cela n’existe pas‘). Auf dem Parteikongreß 
1908 klagt ein Rapporteur, daß sich die „groupes d’elus‘‘ zu wenig fi 
um die „Organisation centrale du Parti‘‘ kümmern’). Eine Steue- 
rung der Abgeordneten durch außerparlamentarische Parteigremien 
liegt also nicht vor, und mehr als eine gewisse Koordination ist nicht 
erreicht worden®). Bemühungen setzen ein, die Bindung enger zu ge 
stalten. Die Militants verfolgen mit Mißmut, wie sich Abgeordnete 


1) Compte rendu 1910, S. 69. 
2) Bardonnet S. 142f. 

3) Mein Aufsatz $. 31. 

4) Compte rendu 1913, S. 360. 
) 

) 


ET TERTT BETEEEENTEE SEEN 


5) Compte rendu 1908, S. 17. 

6) Und doch wird bereits 1913 in Parteikreisen geklagt: ‚Toute autorite | 
dont ils (Comites) jouissent, ils ne la tirent que de la bonne volont& de leurs 
membres. C’est beaucoup. Ga ne suffit pas cependant pour que tous les 
comites mis ensemble aient le droit d’accoucher d’un comite sup£rieur, d'un 
comite ä la seconde puissance qui tiendrait tout le radicalisme sous sa ferule F 
hautaine ...‘“ La Depeche de Toulouse, zit. Le Temps 13. Oktober 1913. # 
Dieser Unwille ist zwar durch einen momentanen Meinungskonflikt inner- { 
halb der Partei bedingt, dennoch aber aufschlußreich. 
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nach rechts verbünden und im Interesse ihrer Wahlposition die 
Parteidoktrin „‚verraten‘‘, andererseits glauben sie durch ein ge- 
schlossenes Auftreten im Parlament ihren Forderungen besser 
Nachdruck verleihen zu können. Bereits 1907 werden die Abge- 
ordneten aufgefordert, in Kammer und Senat je eine einheitliche 
Fraktion zu bilden!). Der Widerstand ist aber groß, der Beschluß 
muß mehrmals wiederholt werden, und nicht vor 1913 erfolgt dann 
wirklich der Zusammenschluß. Jetzt erst kann man von einer 
Fraktion der radikalsozialistischen Partei im eigentlichen Sinne 
sprechen. Die Senatoren aber gehen weiterhin eigene Wege und 
behalten die alte Bezeichnung ‚Gauche radicale‘“. Die Fraktion 
selber ist nur lose organisiert. Erst 1929 wird ein Generalsekretär 
bestellt?). 

In der Zwischenkriegszeit zeigen sich weitere Bestrebungen, 
die Geschlossenheit der Partei zu fördern und eine gewisse Frak- 
tionsdisziplin durchzusetzen. Das Comite ex&cutif und das Bureau 
versuchen sich einzuschalten. An sich besteht im Exekutivkomitee 
eineMehrheit von Nicht-Parlamentariern; doch kommt sie de facto 
nicht zur Auswirkung. Denn bei Sitzungen in Paris sind jeweils vor 
allem die Abgeordneten anwesend und können so, begünstigt durch 
ein niedrigesQuorum, ihre Gesichtspunkte zur Geltung bringen; oft 
fungiert der Fraktionsvorsitzende auch als Präsident des Comite 
executif. Dieses kann von der Fraktion eine bestimmte Stellung- 
nahme und Fraktionsdisziplin verlangen, ist aber auf den guten 
Willen des „‚groupe‘“ angewiesen. 1923 z. B. fordert das ‚„Comite‘ 
bei der Frage des Ruhreinmarsches Stimmenthaltung, doch folgen 
der Parole nur 35 der 85 „‚deputes‘‘; im Senat stimmen sogar alle 
Radikalsozialisten für die Regierung?). Daladier als Parteipräsident 
1927 versucht, nicht bloß die Organisation der Partei voranzu- 
treiben, sondern auch eine Fraktionsdisziplin zu erlangen: „Le 
parti s’est uni sur un programme et sur une tactique, et une me&- 
thode ... quiconque contesterait desormais l’un ou l’autre serait 
hors du Parti‘‘4). — Aber das sind Worte, denen keine entsprechen- 
den Taten folgen! Nur wenn die Fraktion selber gespalten ist, kann 
sich das Comite executif stärker zur Geltung bringen, insofern die 
Minderheitsgruppe des „groupe‘“‘ sich abzustützen und vom 
„Comite‘‘“ her eine Änderung der Fraktionshaltung zu erlangen 
sucht. So ist die neue Haltung der Partei zur Regierung Laval und 


!) Compte rendu 1907, S. 103. 
?) Compte rendu 1929, S. 285. 


3)G. Bourgin, J. Carriere, A. Guerin, Manuel des partis politiques, Paris 
1928, S. 147. 


#) zit. Bardonnet S. 165. 


38* 
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der Übergang zu Volksfrontpolitik vom Comite executif her er- 
zwungen worden!). 

Mehrmals wird versucht, wenigstens bei der Frage der Ver- 
trauensabstimmungen und bei der Regierungsbildung einheitliche 
Entscheidungen der Fraktion und eine vorherige Fühlungnahme 
mit den Parteigremien zu erreichen. Aber auch dies gelingt nur teil- 
weise. In Detailfragen soll eine Fraktionsdisziplin schon gar nicht 
verlangt werden: „Ce serait la negation m&me du mandat parle- 
mentaire‘‘?). Dennoch ist der Einfluß des Comite executif parte- 
intern kritisiert worden, selbst von hoher Parteiinstanz?). Sicher 
zu Unrecht; denn die radikalsozialistischen Parlamentarier haben 
sich ihre individuelle Haltung durchaus zu wahren verstanden, in- 
folge einer weitgehenden Autonomie der Fraktion und fehlender 
Sanktion bei Verletzung der Fraktionsdisziplin, aber auch wegen 
ihrer starken Vertretung in den Parteigremien selber und dank 
ihrer unabhängigen Wahlkreissituation. 


Der Republikanismus der Radikalsozialisten ist immer wieder 
an Alain exemplifiziert worden; zum Verständnis der inneren Hal- 
tung, auch in bezug auf den Parteibegriff, liefern die berühmten 
„Propos‘‘ wertvolle Anhaltspunkte. ‚‚Ce que j’appelle liberte, c'est 
la dependance £troite de l’Elu par rapport & l’electeur‘‘). Von hier 
aus ist der Parteibegriff Alains zu verstehen. In immer neuer Form 
schildert er den Deputierten als den Beauftragten seiner Wähler, 
der argwöhnisch und kontrollierend allen Exponenten von Autori- 
tät und Macht entgegentritt und die Anliegen des ‚‚Peuple‘ zur 
Geltung bringt. Der echte republikanische Wähler kennt seinen 


Abgeordneten, kümmert sich wenig um dessen politische Etiquette ! 


und programmatische Äußerungen, schenkt ihm Vertrauen und 
überwacht ihn gleichzeitig. Es erscheint dies dem einfachen Bürger 


lt) Jacques Kayser, Le parti radical-socialiste et le rassemblement populaire # 


(1935—38), in: Bulletin Nr. 14 der Societe d’Histoire de la Troisieme Re£pu- 
blique April— Juli 1955. 

2) Compte rendu 1929, S. 256. 

®) Der Vizepräsident der Partei (!) Nogaro habe im Jahre 1929 das Comite 


groupe parlementaire‘, und die radikale Depeche de Toulouse schreibt: „Les 
juges du Comite exe&cutif et les elus des deux Chambres &voluent sur des 
plans differents. On n’accede dans les Chambres qu’honore des sympathies 
populaires et designe par un scrutin. On entre dans le Comite & peu pres 
comme au moulin. On se d&clare digne d’en &tre et on en est sans plus d’effort. 
De telle sorte qu’en matiere de discipline les hommes du plan d’en haut sont 
places sous la coupe du plan d’en bas.‘ zit. Frederix a. a. O. S. 133. 

4) El&ments d’une doctrine radicale, Paris 1925, S. 198. 
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als die einzige Möglichkeit, seinem Emanzipations- und Freiheits- 
bedürfnis Ausdruck zu verleihen. Diese enge Verbindung zwischen 
„depute‘‘ und Wähler wird nun durch die organisierte Partei ge- 
stört oder gar unmöglich gemacht. Die Parteien bilden sich — nach 
Alain —, um der Kontrolle durch den Bürger-Wähler zu entgehen, 
„protegeant le depute contre l’Electeur‘‘!). Die Abgeordneten und 
ganz besonders die Wahlkandidaten lösen sich von ihren Wählern 
und den unmittelbaren Interessen des Wahlkreises und beginnen, 
sich auf ihre Chefs, auf die Partei als solche, auszurichten. Das 
politische Personal ändert sich: an die Stelle des „idealiste de 
province‘‘ tritt der „politicien‘, der „habile“, der seine Unab- 
hängigkeit eingebüßt hat und den Direktiven der Partei gehorcht. 
Aber auch der Wähler, der den persönlichen Kontakt mit dem 
Abgeordneten verloren hat, wird von Parteiinstanzen abhängig 
und kann nur noch zwischen drei oder vier „parti-tyrans‘‘ ent- 
scheiden. Vor allem aber kann er seinen ‚„depute‘‘ nicht mehr zur 
Rechenschaft ziehen?). Die Partei selber nimmt in ihrem natür- 
lichen Bestreben, die Organisation zu vervollständigen, um Macht 
zu gewinnen und auszubauen, oligarchischen Charakter an. Im 
„chef de section‘‘ der sozialistischen Partei glaubt Alain den 
„officier ne‘‘ zu erkennen (er nimmt Jaures als ‚‚soldat‘‘ aus!), den 
Übergang also vom Vertrauensmann des „Peuple‘‘ zum Autoritäts- 
und Befehlsträger innerhalb der modernen Partei?). 

Alain lehnt mit Vehemenz die Listenwahl und den Proporz ab. 
Wenn es den Proportionalisten darum geht, die Abhängigkeit des 
Abgeordneten gegenüber den Wählern und den lokalen Interessen 
zu lockern, so entgegnet der Philosoph: „Eh oui, il faut que les 
deputes pensent ä leurs circonscriptions‘“#). Der Proporz fördere die 
Parteiorganisation: unabhängige Kandidaten kämen nicht mehr 
zum Zuge und die bereits zu selbstbewußte ‚„Elite‘‘ werde noch 
gestärkt; wohl spreche man von gerechter Vertretung, aber „si 
les partis ainsi organises ont presque tout pouvoir pour Echapper 
18.8.0; 8. 191: 

?) „Tel est l’effect de tous ces congrös de partis et de ces Evangiles de partis. 
Et ce serait bien pis encore avec le scrutin de liste et la representation pro- 
portionnelle; car je voterais alors pour une affiıche, non pour un homme; et 
quand je demanderais compte d’un vote, ou d’une reforme mal venue, on 
me renverrait aux chefs du parti, & la discipline du parti, aux formules et 
aux decisions du parti. Au lieu d’avoir un deput€ & mon service, j’aurais 
pour maitre un Congres. Merci bien. C’est d&ja trop que les guichets de l’ad- 
en soient fermes. Je veux que la porte du de&pute soit ouverte.‘ 
9.16, 

*) S. 196. 
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—. 


a la pression des Electeurs, et tromper leurs esperances, est-ce 
juste Pl)“ 

Auch die Fraktionsbildung im Parlament wird kritisiert. Die 
Diskussion und die politische Entscheidung entzögen sich der 
Öffentlichkeit und damit der Überwachung durch den Bürger; die 
„seances publiques seraient pr&par&es et comme truqu&es, de facon 
que les ressorts de la politique seraient mieux caches que jamais‘), 
Die neugewählten Abgeordneten müßten sich einfügen — verloren 
„comme un paysan dans un salon‘‘ — und sich unterwerfen. Mit 
Parteien lasse sich zwar regieren; allein die Kontrolle entgleite dann: 
„Un ministere qui s’appuierait sur un parti @crasant par le nombre 
et d’avance r&esolu & tout approuver, ce serait un tyran insuppor- 
table‘). Damit wird ganz klar die Gegenposition zu dem auf orga- 
nisierte Parteien gestützten parlamentarischen Regime bezogen, 
ohne die Frage zu stellen, ob man dadurch die Autorität, Stabi- 
lität und Kontinuität der Exekutive gefährdet. Das Mißtrauen 
gegenüber der Staatsgewalt an sich überwiegt alle Rücksichten; 
nur ein Parlament, in dem die Abgeordneten tag-täglich die Exi- 
stenz des Kabinettes aufs Spiel setzen, kann die Freiheit retten. 
Dabei wird allerdings — und das ist wichtig — dem Abgeordneten 
nicht die Unabhängigkeit des frühliberalen Repräsentationssystems 
zugebilligt, denn er wird unter Ausschaltung aller ‚‚corps inter- 


mediaires‘‘ direkt an den Auftrag und die Kontrolle der lokalen # 


Wählerschaft gebunden. Nicht die organisierte Massenpartei, son- 
dern diese direkte Bindung des Abgeordneten an seine Wähler und 
die freie Entscheidung des Parlamentes gegenüber dem Kabinett 
entsprechen dem demokratischenGedanken des Radikalsozialismus. 


Der Widerstand gegen organisierte Parteien, ja die Unfähigkeit, 
eine Partei mit Massenbasis zu schaffen, zeigen sich noch deutlicher 
bei den bürgerlichen Gruppierungen. Die „Alliance r&publi- 


caine et democratique‘“ geht ebenfalls auf die Vorbereitungen } 
zu den Legislativwahlen von 1902 zurück und soll zwischen der } 


nationalistisch-antirepublikanischen Rechten und der radikal- 
sozialistischen oder sozialistischen Linken die bürgerlich-republika- 
nischen Kräfte sammeln. Bezeichnenderweise nimmt man nicht 
einmal den Begriff der Partei in Anspruch, sondern begnügt sich 
mit „Alliance‘‘ oder ‚Association‘‘%). 1901 wird zwar behaupna 


1) S, 198. 
5.108. 
3) S. 148. 
4) In einer rückblickenden Betrachtung ist von „un seul fasceau‘, von 
„association‘‘, von ‚Alliance‘, aber nicht von Partei die Rede. Die Formel 
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man wolle ‚ce grand parti republicain democratique dont Waldeck- 
Rousseau a parl&‘‘ begründen und 1911 wird offiziell die Bezeich- 
nung „Partei“ übernommen — auch die Bereitschaft zur Organi- 
sation wird zum Ausdruck gebracht!) ; faktisch aber bleibt das Wort 
„Alliance‘‘ bis zum Ende der Dritten Republik gebräuchlich. 

Die Organisation soll auf zahlenden Einzel- und Gruppenmit- 
gliedern aufbauen, die sich jährlich nicht zu einem Kongreß, son- 
dern zu einer „Assemblee generale‘‘ zusammenfinden. Der Charak- 
ter des bürgerlichen Vereins läßt sich darin deutlich erkennen. Es 
handelt sich daher nicht um eine Delegiertenkonferenz, die dis- 
kutiert und die Parteilinie festsetzt, sondern eher um eine propa- 
gandistische Veranstaltung in Form eines großen Banquetts. Die 
lokale Basis der ‚Alliance‘ ist schwach: man rechnet zwar mit 
etwa 60000 „adherents‘‘?) — also in der Größenordnung der radi- 
kalsozialistischen Partei —, aber die Komitee-Arrondissements- 
und Departementsstruktur ist rudimentär. Man spricht von der 
Notwendigkeit ihres Ausbaues?), doch ist es nicht dazu gekommen. 
Der Alliance fehlen offensichtlich die ‚‚militants‘‘, die die innere 
Stärke der Radikalsozialisten ausmachen; denn das gehobene Bür- 
gertum ist doktrinär nur schwierig zu erfassen und stellt sich für die 
wichtige Agitation im kleinen Kreis ungern zur Verfügung. 

Die „Assemblee generale‘ wählt auf vier Jahre ein ‚„Comite 
directeur‘‘ mit 250 Mitgliedern, davon 40 Vizepräsidenten (!). Dies 
allein schon zeigt die Organisationsstruktur: nicht ein straffer 
Aufbau von unten nach oben, sondern eine Notabelnversamm- 
lung. Die lokalen Komitees delegieren nicht ihre Vertreter in das 
Direktionskomitee; vielmehr werden diese von der exekutiven 
Zentralkommission bestellt, also von oben eingesetzt). Die Com- 
mission centrale ex&cutive wird aus der Mitte des Comite directeur 
gewählt und besteht aus 35 Mitgliedern; mit einem Bureau führt sie 


„le parti republicain‘‘ wird im alten Sinne verwendet für eine allgemeine 
politische Gruppierung ohne Organisation. Parteioffizielle Broschüre zum 
l0jährigen Bestehen, 5. Juli 1911, zit. Jacques a. a. O. S. 351. 

!) „Sil’unite de vues et de direction est la premiere condition de l’existence 
d’un parti, on peut dire... que cette grande association a pleinement droit 
ä ce titre. (Elle) est devenue un parti... Nous voulons &tre un parti et nous 
le sommes puisque nous avons un programme formel, distinct de celui des 
autres partis, organisons-nous!‘“ ... zit. Jacques S. 357. 

?) Esprit 1939, S. 209. 

®) Flandin „s’empressa de r&organiser sur des bases plus etendues le parti 
dont il devenait le chef (1932). Il avait &tudi& pendant ses voyages & l’&tran- 
ger, le fonctionnement des grandes associations politiques ...‘“ Georges 
Lachapelle, L’Alliance d&mocratique, 1935, S. 21. 

*) Art. 11 der Statuten, zit. Jacques S. 510. 
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die laufenden Geschäfte. Um eigentliche Wahlen handelt es sich aber 
nicht, eher um Ernennung durch Akklamation und Kooptation!), 
An der Spitze der Alliance steht eine Gruppe eigenständiger 
Persönlichkeiten: Flandin, Barthou, Doumer, Barthelemy, Rey- 
naud u.a. — sozusagen ein Generalstab ohne Truppen. Die 
Alliance r&publicaine et democratique ist nur bedingt eine eigent- 
liche Partei, eher eine lose Organisation für Wahl- und Propaganda- 
zwecke in der Hand der Parlamentarier. 

Die Parteigremien haben keinen Einfluß auf die Stellung- 
nahme der Abgeordneten. Es besteht keine Fraktion der Alliance, 
denn die „deputes“ verteilen sich 1928 auf vier, die Senatoren auf 
zwei „groupes‘“ und gehen ihre eigenen Wege?). Die Abhängigkeit 
gegenüber Parteiinstanzen und die Fraktionsdisziplin werden als 
mit dem repräsentativen Parlament unvereinbare Wesensmerkmale 
der radikalsozialistischen und sozialistischen Partei ausdrücklich 
verurteilt?). 

Wenn es zur Eigenart und Struktur der radikalsozialistischen 
Partei gehört, personell eng mit den Freimaurern verbunden zu 
sein und sich — vor allem vor 1914 — organisatorisch auf das 
straffe System der Logen stützen zu können, so ergeben sich bei 
der Alliance r&publicaine Querverbindungen zu den wichtigen 
Handelskammern und zum ‚Comite republicain de Commerce, de 
V’Industrie et de l!’Agriculture‘. Diese politisch orientierte Vereini- 
gung führender wirtschaftlicher Gruppen — benannt nach ihrem 
Gründer Mascuraud — wurde 1898 als Koordinationsstelle, Wahl- 
unterstützungsverein und Pressure group für Industrie und Handel 
ins Leben gerufen. Die Aufgabe, als Pressure group zu wirken, wird 
sogar ausdrücklich in den Statuten genannt?). Das Komitee, das 
über lokale Zweigstellen und ein Direktorium verfügt, hat anfäng- 
lich die Verbindung zur radikalsozialistischen Partei gepflegt und 
dies auch durch die Mitgliedschaft bei derselben und eine Vertre- 


1) P.G.La Chesnais, Statistique @lectorale, in: Revue de Paris 1910/3, S. 642, 
ebenfalls Emile Veysset, De la necessit& des partis organises en regime parle- 
mentaire, These Paris 1933, S. 93. 

2) Manuel des partis politiques S. 24. 

3) Zitate bei H. Finer, The Theory and Practice of modern Government, 
Ausg. 1946, Bd. I, 424, Anm. 2. 

4) Artikel 2 der Statuten: „Le Comite est aupr&s des Pouvoirs publics l’or- 
gane de ses adherents pour la defense des inter&ts du Commerce, de l’Indu- 


strie et de l’Agriculture ... de donner au Gouvernement de la Re&publique 
les avis et les renseignements qu’il juge utiles sur les questions commerciales, 
industrielles et agricoles .... de faire connaitre son sentiment sur les change- 


ments projetes dans la legislation commerciale, fiscale, douaniere et ouvri- 
ere...‘ zit. Manuel des partis politiques S. 122. 
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tung im Comite ex&cutif zum Ausdruck gebracht; später wurde die 
Bindung gelöst, um der einen oder anderen Partei Unterstützung 
leisten zu können). Ein ansehnlicher Teil der Mitglieder bleibt 
weiterhin bei den Radikalsozialisten, doch tritt das Komitee in der 
Zwischenkriegszeit als eigentliche Hilfsorganisation der Alliance 
republicaine et democratique auf, insbesondere in finanzieller Hin- 
sicht. Individuelle Querverbindungen — etwa durch Frangois- 
Poncet — laufen von der Alliance über das ‚Comite Mascuraud‘“ 
zur Schwerindustrie. Die Politiker der Mitte und der gemäßigten 
Rechten bemühen sich offensichtlich um gute Beziehungen zu 
dieser politisch einflußreichen Vereinigung?). 

Man wird sagen können, daß das „Comite Mascuraud‘‘ der 
Alliance r&publicaine et democratique zwar nicht die fehlende Mas- 
senbasis und das eigentlich notwendige Netz lokaler Parteiorgani- 
sationen ersetzen konnte, aber ihr doch die Möglichkeit gegeben hat, 
ihren Wirkungsbereich bei jenen bürgerlichen Schichten, die sich 
parteimäßig schwer, mit wirtschaftlichen Vereinigungen und poli- 
tischen Hilfsorganisationen hingegen relativ leicht erfassen lassen, 
auszuweiten und in Wahlzeiten wichtige Unterstützung zu erhalten. 
Wieweit die Alliance andererseits den Direktiven des ‚Comite 
Mascuraud‘“ folgte und folgenmußte, wäre anhand der Vereinigungs- 
Bulletins und der entsprechenden Presse gesondert abzuklären?). 

Einen ähnlichen Charakter und Organisationsaufbau besitzt 
die weiter rechts stehende, 1903 gegründete Federation republi- 
caine. Eine nähere Analyse erübrigt sich daher. Nur darauf sei 
hingewiesen, daß in der Zwischenkriegszeit parteiintern die Not- 
wendigkeit intensivierter Organisation und die Folgen fehlender 
Fraktionsdisziplin erkannt werden), die Partei aber die Struktur 
einer Wahlhilfsorganisation beibehält. 


!) Mascuraud in Toulouse 1922, zit. Manuel S. 124. 

?) Ein Banquett des Komitees wird präsidiert von Poincare. Außerdem 
sind u.a. anwesend: Lucien Benoist, Präsident des Cercle r&publicain; 
Albert Sarraut, Innenminister; Painleve, Kriegsminister; der Präfekt der 
Seine; der Prefet de la Police; Moreau, Gouverneur der Banque de France; 
der Gouverneur des Credit Foncier ... Manuel S. 123. 

?) Einige Hinweise bei E. Beau de Lom&nie, Les responsabilites des dynasties 
bourgeoises, Paris 1954, Bd. III, 221f. 

*) „Au cours de la legislation derniere, nous avons trop neglige de nous 
organiser ; nos partisans ont v&ecu dans une dangereuse quietude.. .‘““ Rapport 
presente au Congr&s National de 1925. — ‚Dans un parti qui ne pratique ni ne 
congoit le mandat imp£ratif, qui donc s’arrogerait le droit de censurer les 
votes de tels ou tels de nos parlementaires ?“ .... er ruft auf zu „confiance, des- 
interessement, abnegation et discipline, qui sont laforce et l’honneurdes grands 
partis republicains‘‘. Rapport presente au Congres National de 1930, S. 91. 
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Einen ganz anderen Charakter trägt die sozialistische 
Partei (SFIO), die unter Druck der Internationale 1905 aus der 
Vereinigung der bestehenden kleinen und rivalisierenden Organisa- 
tionen hervorgegangen ist!). Es sollte die Voraussetzung für den 
Aufbau einer organisierten Klassenpartei nach dem Vorbild der 
deutschen Sozialdemokratie geschaffen werden, die jede Zusam- 
menarbeit mit den Radikalsozialisten in Wahlen und Parlament 
aufgab und sich als Kampforganisation des Proletariats verhielt. 

Die SFIO verbindet in eigenartiger Weise föderalistische Ele- 
mente mit straffer Führung, das ausgeprägte Autonomiebewußt- 
sein der regionalen und lokalen Organisationen — gefördert seiner- 
seits durch das Wahlsystem — mit den Anforderungen einer moder- 
nen Massenpartei. Von Massenpartei kann allerdings — das muß 
betont werden — nur im Prinzip, im Hinblick auf Organisations- 
struktur, gesprochen werden, nicht aber in bezug auf den Mitglie- 
derbestand oder gar auf den Umfang des Parteiapparates. 1905 
beträgt die Mitgliederzahl etwa 40000, 1912 63700, 1914 90725, 
nach der Spaltung 1921 39000 und 1932 1370002). Die deutsche 
Sozialdemokratie zählt bereits 1914 1 Million Mitglieder?). Der 
Unterschied ist frappant. Es kommt darin nicht nur eine andersge- 
artete Sozialstruktur — relativ hoher Anteil der Landwirtschaft an 
der Gesamtbevölkerung, geringe Industrialisierung, weniger Schwer- 
industrie und Großbetriebe —, sondern auch eine offensichtliche 
Abneigung gegen jede Eingliederung in Großorganisationen zum 
Ausdruck. In Frankreich ist im Vergleich zum Ausland ein viel 
geringerer Teil der sozialistischen Wähler parteipolitisch organi- 
siert; ähnlich schwach ist auch die gewerkschaftliche Erfassung der 
industriellen Arbeiterschaft®). Im Inneren der Partei ist man sich 
der Diskrepanz bewußt und möchte der deutschen Schwesterpartei 
nacheifern: ‚Il est certain que des modifications, des ame&liorations 
s’imposent, si nous voulons vraiment, a l’exemple de nos camarades 
d’Allemagne, penetrer, profondement les masses proletaires, les or- 
ganiser et les instruire‘‘“). Derselbe Rapporteur betont jedoch gleich- 
zeitig, seine militanten Kameraden zeigten zwar rege Aktivität, 


!) Aaron Noland, The founding of the French socialist party (1893—1905), 
Cambridge (USA) 1956. 

2) Angaben bei Marcel Prelot, L’&volution politique du Socialisme frangais 
(1789—1934), Paris 1939, S. 161, 235, 275. 

3) Maurice Duverger, Die politischen Parteien, Tübingen 1959, S. 86. 

4) Prelot, S. 276 — mein Aufsatz, Zur Beurteilung der Volksfront in Frank- 
reich (1934—1938), in: Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte 1959/2. 

5) Compte rendu 1914, S.22 — ]J. Ferretti, Ce qu’est le parti socialiste, 
1928, 58. 
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schenkten aber der Organisation zu wenig Beachtung!). Es brauche 
eben die intensive Arbeit im kleinen Kreis, um Mitglieder zu ge- 
winnen, „afın de les obliger a dire ce qu’ils ont contre le Parti‘‘(!)?). 

Die unterste Organisationsstufe der SFIO, die ‚‚section‘‘, zeigt 
schon in der Bezeichnung, daß sie sich wesentlich vom radikal- 
sozialistischen „‚Comite‘“ unterscheidet. Sie ist ‚Teil‘ eines Ganzen 
und nicht ein autonomes Gebilde — nicht eine relativ exklusive 
Vereinigung lokaler Notabeln, deren Tätigkeit sich weitgehend auf 
Wahlzeiten beschränkt, sondern eine Organisation, die nun aus- 
drücklich Mitgliederwerbung betreibt, über einen rudimentären 
Apparat verfügt und der Parteitätigkeit eine gewisse Kontinuität 
und Intensität zu geben versucht, freilich oft ohne großen Erfolg. 
Die Administrativkommission der Section soll denn auch minde- 
stens alle zwei Wochen, die Vollversammlung einmal im Monat zu- 
sammentreten, um eine parteiliche Erfassung der Mitglieder zu 
gewährleisten und deren politisch-ideologische Erziehung zu er- 
möglichen?). 

Die Sections sind in Federations zusammengefaßt, die weit- 
gehende Autonomie in Anspruch nehmen und — im Vergleich zu 
den Radikalsozialisten — ansehnliche Bedeutung besitzen. Die 
Initiative zur Aufstellung von Kandidaten steht zwar statuten- 
mäßig den Sections zu, doch müssen die Entscheidungen von den 
Federations ratifiziert werden. Wichtige Parteiführer stehen an der 
Spitze der Federations, prägen deren Gesicht und setzen sie im 


I) „Le vrai est que trop nombreux sont encore ceux de nos camarades qui, 
faute d’une methode süre et appliquee avec suite, depensent souvent en 
pure perte les meilleurs et les plus Energiques efforts. Ils se donnent beau- 
coup de mal pour aller en terre vierge semer le bon grain; mais ce grain seme 
ils ont le tort de l’abandonner, s’imaginant qu’il se levera tout seul. Ou bien 
encore ils n’attachent pas au recrutement, & l’affiliation au Parti d’elements 
neufs, l’importance qui convient. Ils ne croient pas suffisamment ä& la vertu 
de l’organisation. Ils ne se rendent pas compte que rien ne sera fait dans un 
milieu m&me sympathisant tant qu’ils n’y auront pas constitue, ou renforc& 
s’il y existe dejä, le groupement qui, apres leur passage, continuera l’oeuvre 
ebauchee et la consolidera. C’est pour ces motifs qu’il se trouve encore dans 
notre pays tant et tant d’agglome£rations de travailleurs et de producteurs 
oü le socialisme, sous ses formes organiques, ne s’est pas encore implante. 
C’est pourquoi aussi, parmi nos F@derations on en rencontre tant et tant qui, 
apres des ann&es d’existance, de propagande et de combat, n’ont pas cepen- 
dant atteint & l’&quilibre, qui progressent pendant quelques mois, pour 
decliner ensuite quittes & reprendre un peu plus tard une marche ascendante‘‘ 
Compte rendu 1914, S. 22. 

®)a.a. 0. S. 103. 

?) Duverger S. 41. 
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Meinungsstreit um die politische Haltung der Gesamtpartei ein, 
Die Departementsorganisationen basieren zudem soziologisch auf 
verschiedenen Anhängerschichten und weisen dementsprechend 
auch beträchtliche ideologische Unterschiede auf: Industriearbeiter- 
schaft im Norden, viel Kleinbürgertum oder gar bäuerlicher Rück- 
halt — vor allem in der Zwischenkriegszeit — in anderen Re- 
gionen!). 

Zum jährlichen Parteikongreß senden die Federations — auf 
der Basis der Mitgliederzahl — ihre Delegierten. Die Diskussion ist 
lebhaft und echt; die hier gefällten Entscheidungen bestimmen den 
Kurs der Partei in den folgenden Monaten und sind oft Marksteine 
in deren Geschichte?). Die Sektionen und Federations diskutieren 
vorgängig in ihrem Kreise die wichtigen Fragen der Tagesordnung, 
fassen Beschlüsse und versehen ihren Delegierten mit einem impera- 
tiven Mandat. Die Parteispitze versucht ihrerseits, diese Vorent- 
scheidungen mit Zirkularschreiben, Versendung von Propaganda- 
schriften und Funktionärsbesuchen zu beeinflussen. Andererseits 
sichern sich die Sekretäre der Federations durch entsprechende 
Mandate eine starke Position im Kongreß. Der föderalistische 
Aufbau der Partei scheint die Beschlußfassung und die Bildung 
eines einheitlichen Parteiwillens erschwert zu haben?)! 

Ein ausgesprochen dezentralistisch-demokratisches Element 
wird auch in Art. 19 der Statuten sichtbar: „Chaque fois que 
l’entente n’aura pu se re&aliser, la minorite aura droit, ä tous les 
degres de l’organisation du Parti,... & une representation pro- 
portionnelle.‘“ Parteiinterne Minderheiten werden also nicht ein- 
fach durch Mehrheitsbeschluß ‚unterdrückt‘, sondern sollen Ver- 
tretung und Mitsprache in den Parteigremien erhalten. Dabei 
handelt es sich natürlich vor allem um die — in der Zwischen- 
kriegszeit besonders ausgeprägten — Spannungen zwischen einem 
linken und einem rechten Flügel der Partei, die beide zum Teil eine 
regionale Basis besitzen und über eigene Presseorgane verfügen. 
Die spezielle Funktion eines Leon Blum und die Autorität, die er 
genießt, liegen u. a. in seiner Fähigkeit, immer wieder einen Aus- 
gleich und die passende Kompromißformel zu finden. 

Zentralistisch hingegen ist einerseits die Forderung, die Be- 
schlüsse der Partei hätten unbedingt als Entscheidungen zu gelten 
und müßten von den unteren Instanzen schlechterdings ausgeführt 


1) Frangois Goguel, Geographie des &lections frangaises de 1870—1951, 
Paris 1951, 82 (Bezieht sich allerdings auf die Wähler). 

2) J. Paul-Boncour bestätigt dies ausdrücklich, Entre deux guerres, souvenirs 
sur la III® Republique, Paris 1945, I, 21—22. 

3) Paul-Boncour S. 22. 
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werden, andererseits die Tatsache, daß die Mitgliedschaft nicht 
lokal, sondern nur bei der Partei als solcher erworben werden 
kann; wobei der Jahresbeitrag an eine zentrale Kasse zu leisten ist, 
die über die Mittel verfügt und sie nach unten verteilt. Der Mit- 
gliederbeitrag ist im Vergleich zu den Abgaben der Radikalsozia- 
listen hoch, umsomehr als die sozialistischen Anhänger zweifellos 
weniger zahlungsfähig sind als die radikalsozialistischen. Die 
Partei und das Verhältnis des Mitgliedes zu seiner Partei sind in 
der SFIO eben grundverschieden: das sozialistische Parteimitglied 
ist sich bewußt, nicht einer bloßen Wahl-, sondern einer Kampf- 
organisation anzugehören, der es weniger um möglichst zahlreiche 
Parlamentsvertreter, als um die Errichtung einer neuen Gesell- 
schaft geht! 

Der Kongreß wählt einen Conseil national, bestehend aus 
Delegierten der einzelnen Federations, aus Mitgliedern der CAP 
und einer Delegation der Fraktion. Der Nationalrat vertritt den 
Kongreß während des laufenden Jahres. Als mehr exekutives 
Gremium fungiert die Commission administrative permanente. Der 
Generalsekretär der Partei hat trotz seiner administrativen Be- 
zeichnung einen viel weiterreichenden Einfluß als derjenige der 
Radikalsozialisten. Der Verwaltungsapparat ist jedenfalls umfang- 
reicher als bei den bürgerlichen Parteien und verfügt über 
„Delegues permanents‘‘, also parteibeamtete Propaganda- und 
Organisationsfunktionäre, erscheint aber verschwindend klein im 
Vergleich zu anderen europäischen Parteien. 1914 hätten nicht 
einmal die Secretaires federaux vollamtlich im Dienst der Partei 
gestanden!); das Parteiorgan „Le Populaire‘‘ zählt im Dezember 
1928 ganze 20437 Abonnenten?). Die Spannung liegt hier denn 
auch nicht so sehr zwischen Funktionären und Abgeordneten, als 
zwischen den meist unbesoldeten Militants und den Parlamentariern! 

Interessant ist nun, daß die Partei eine enge Bindung und 
Kontrolle der Fraktion anstrebt. Nach den ursprünglichen Statuten 
von 1905 sind im ‚Conseil national‘ die Parlamentarier nur als 
Gruppe, nicht als gewählte Einzelmitglieder vertreten und dürfen 
nicht mehr als ein Zehntel des Gremiums ausmachen; zur CAP 
haben die Abgeordneten überhaupt keinen Zutritt: Erst ab 1913 
können die Parlamentarier in die Kommission gewählt werden, je- 
doch nur bis zu einem Drittel von deren Mitgliederzahl. In der 
sozialistischen Partei wird also bewußt ein deutliches Übergewicht 
der Militants geschaffen; die Partei soll nicht ein Anhängsel der 
Fraktion werden und den Parlamentariern die Führung überlassen, 
!) Compte rendu 1914, S. 109. 

?) Compte rendu 1929. 
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sondern umgekehrt die Abgeordneten und ihre Entscheidungen 
binden. Es werden des weiteren für ein Delegiertenmandat zum 
Parteikongreß und für die Mitgliedschaft im ‚Conseil national“ 
5 Jahre, für die Kandidatur in den Legislativwahlen 3 Jahre Partei- 
zugehörigkeit gefordert!); auch sollen jene Politiker ausgeschaltet 
werden, die — wie es bei den Radikalsozialisten häufig der Fall 
ist — die Partei nur als Hilfsmittel verwenden, keine Arbeit für sie 
leisten und keine Gewähr für ernsthaften Einsatz bieten. Diese 
Bestimmung hat allerdings den Nachteil, jüngeren Leuten die Mit- 
arbeit zu erschweren und einer Apparatmentalität Vorschub zu 
leisten. 

Bei den Sozialisten gilt strikte Fraktionsdisziplin; der Abge- 
ordnete erscheint — in einem ganz neuen Parteiverständnis — als 
der Delegierte der Partei in Parlament und Regierung. Art. 16 der 
Statuten bereits bindet den Kandidaten an die Parteidirektiven: 
„Tout candidat doit signer l’engagement d’observer les principes du 
Parti et les decisions des Congres nationaux et internationaux‘'), 
Der Kongreß hat demgemäß auch die Aufgabe ‚‚de contröler les... 
elus‘“®). Nach dem Zusammenschluß 1905 scheiden einige einfluß- 
reiche Sozialisten aus der Partei aus, weil sie sich der parlamen- 
tarischen Disziplin nicht zu fügen gewillt sind®). Der Abgeordnete 
ist auch verpflichtet (Art. 17), im Falle eines Parteiausschlusses sein 
Mandat der Partei zur Verfügung zu stellen — womit eine heute oft 
diskutierte Frage eindeutig im Sinne des Parteimandates entschie- 
den wird, und zwar gegen den Abgeordnetenbegriff des repräsen- 
tativ-liberalen Parlamentes. In diesem Sinne interpretiert auch 
Leon Blum als Ministerpräsident 1936 sein Verhältnis zur Partei: 
„Le Parti... accepte un mandat, charge des camarades de l’exe- 
cuter, mais lui, Parti continue. Il continue tel qu’il est, avec sa 
propre vie, avec sa fonction propre, et rien de tout cela ne doit 
etre affaibli.... Il faut qu’entre les socialistes delegues a ce Gouver- 
nement et le Parti, la solidarite soit totale. Je vous declare..... queje 
suis resolu & tout affronter, sauf une chose: une mesintelligence 
avec le Parti ...‘“). Mindestens pro forma ist die Regierungs- 
bildung 1936 von derCAP ausgegangen und vom ‚Conseil national“ 
und Kongreß bestätigt worden! Damit wird nicht nur die not- 


1) Ferretti, a. a. O. S. 30 

2) Jacques, a.a.O. S. 527. 

8) Ferretti, a. a. 0. S$.41. 

4) Mit Zitaten bei Prelot a. a. O. S. 157. 

5) Exercice du Pouvoir, Paris 1937, S.63. Der Sozialistenführer Allemane 
sagte schon 1907: „... quand le Parti vous envoie dans une Assembilee deli- 
berante ...‘‘ Compte rendu 1907, S. 559. 
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wendige Unterstützung der Partei bei Übernahme der Regierungs- 
verantwortung zum Ausdruck gebracht, sondern eine bleibende 
Abhängigkeit gegenüber der Partei postuliert. Nicht die Regie- 
rungsbildung und die der Nation gegenüber verantwortliche poli- 
tische Entscheidung erscheint als das primär Wichtige, sondern die 
Partei. Ihr als der Kampforganisation des Proletariats gebührt vor 
allem die Loyalität der Sozialisten. Die Partei hat sich nicht dem 
Ministerpräsidenten zu fügen oder sich ihm anzupassen — wie dies 
in England de facto der Fall ist —, sondern das Kabinett erscheint 
als Delegation der Partei, die ihre Forderungen nicht aufgibt und 
eigenen Gesetzen folgt. Der Ministerpräsident ist nicht der Leader 
der Partei, der die Regierungsverantwortung übernommen hat und 
mit der Gefolgschaft der Partei rechnen kann, sondern Repräsen- 
tant der Partei und bleibt der Kontrolle von Parteigremien unter- 
stellt. Blum hat die Situation der sozialistischen Partei Frankreichs 
in der Zwischenkriegszeit und einen allgemeinen Aspekt der pro- 
blematischen Situation der modernen Massenpartei formuliert. 

Die Realität sieht etwas anders aus. Leon Blum beruhigt hier 
die Partei, besänftigt das latente Mißtrauen der Militants und ent- 
kräftigt ihre Befürchtungen, die Fraktion könne ihre eigenen 
Wege gehen und sich, sobald sie Regierungsverantwortung über- 
nähme, doktrinär wie taktisch der Tradition und den Direktiven der 
Partei entziehen. Er selber hat, gestützt auf sein hohes Ansehen, 
stets sehr selbständig gehandelt und keineswegs nur als Delegierter 
seiner Partei. 

Meinungsverschiedenheiten, ja eigentliche Konflikte zwischen 
Militants und Fraktion haben sich in der Zwischenkriegszeit mehr- 
fach ergeben, insbesondere in der Frage der Regierungsbeteiligung. 
Aufschlußreich ist, daß die Parlamentarier kein allzu großes In- 
teresse an den Parteigremien zeigen: Leon Blum hat an den 22 
Sitzungen der CAP des Jahres 1928 nur fünfmal, der wichtige 
Abgeordnete Renaudel nur neunmal teilgenommen — und der 
Rapporteur des Kongresses 1929 rügt denn auch dieses Desinter- 
essement. Es wird gleichzeitig betont, daß die vom Kongreß 1928 
geforderte strikteste Fraktionsdisziplin im vergangenen Jahre nicht 
genügend eingehalten worden seil). Im Oktober 1929 fordert Dala- 
dier als designierter Ministerpräsident die Sozialisten zur Beteili- 
gung an seinem Kabinett auf. Wider Erwarten stimmt die Fraktion 
am 27. 10. mit 36 gegen 12 Stimmen zu; die Militants hingegen 
protestieren; die CAP lehnt am folgenden Tag beinahe einmütig den 
Fraktionsbeschluß ab, und der vom Bureau dringlich einberufene 
„Conseil national‘ bestätigt diese Ablehnung mit 1590 gegen 1451 
') Compte rendu 1929, S. 13, 
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Delegiertenstimmen. Die Fraktion appelliert an den Kongreß, wird Ma 
aber von diesem am 2. Januar 1930 mit 2066 gegen 1507 Stimmen bis 
desavouiert!). Ohne Zweifel haben hier außerparlamentarische In- 
stanzen entscheidend in die politische Willensbildung eingegriffen! 





Eine ähnliche Anfrage im Januar 1933 wird von der Fraktion wie- Re 
derum mit 64 gegen 17 Stimmen angenommen, allerdings jetzt — ab 
um sich gegen dieCAP abzudecken — unter gewissen Bedingungen; daı 
und obwohl Daladier diese ablehnt, übt der „‚Conseil national‘ den- Pa 
noch heftige Kritik an der Fraktion?). Im April 1933 schließlich gei 
stimmt die Fraktion — ohne Blum freilich — einer Finanz vorlage wi 
der Regierung Daladier zu. Blum als Präsident der Fraktion und Sp 
Vincent Auriol als deren Sekretär treten vorübergehend zurück! da: 
So kommt es dann zum Bruch der Partei und zur Konstituierung bei 
der Neo-Sozialisten unter Deat?). an 
Diesem Konflikt um die „Participation‘‘ liegt die übliche sch 
Spannung zwischen linkem und rechtem Flügel zugrunde. Der pl 
letztere ist dabei stärker in der Fraktion als in den Parteigremien my 
vertreten. Dies ist natürlich kein Zufall: die Militants als einsatz- fär 
bereite Aktivisten sind doktrinär stärker gebunden als viele Abge- St: 
ordnete, die, mit den Belangen der nationalen Politik besser ver- gu 
traut — Wirtschaftskrise, Machtergreifung Hitlers —, auf die par- tio 
lamentarische Situation Rücksicht zu nehmen gewillt sind und die für 
Regierungsverantwortung als dringlich erachten. Auch Wahlüber- 9 an 
legungen spielen mit: Obschon Kandidatenaufstellung und Pro- ® w, 
paganda der Sozialisten stärker parteigebunden sind als bei den pa 
Radikalsozialisten, verdanken doch viele sozialistische Deputierte © jje 
ihr Mandat der Unterstützung anderer Wählergruppen (zweiter #4 
Wahlgang!); damit ergibt sich für den Abgeordneten eine andere ® ke 
psychologische Situation als für den Militant, ganz abgesehen von ® ein 
der Anziehungskraft, die von Ministersesseln ausgeht. Zudem wirkt lic 
sich hier die krasse Diskrepanz zwischen der großen Zahl sozialisti- # üb 
scher Wähler und der schwachen Mitgliedschaft in der Partei aus, me 
denn zweifellos fühlen sich die Parteimitglieder der Doktrin stärker sta 
verpflichtet als die bloßen Wähler. na 
Die SFIO ist parteiintern wohl demokratisch aufgebaut; relativ mi 
kleine Gruppen von Militants bestimmen jedoch die Politik der be 
Partei und zwar mit wesentlich intransigentem Kurs. Der Organi- ko 
sationsaufbau ist derjenige einer Massenpartei, es fehlt aber die i 
. I 
1) Compte rendu 1930, S. 21 — Prelot a. a. O. S. 252. »: 
2) John T. Marcus, French Socialism in the crisis years 1933—36, New York . 
1958, S. 7. 2 


3) Marcus S. 9 — Prelot S. 284. 9 
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Massenbasis. Die doktrinäre Ablehnung jeder Regierungsbeteiligung 
bis 1936 hat die Instabilität der französischen Kabinette verschärft. 


Die Kritik am parlamentarischen Regime der Dritten 
Republik verschärft sich in der Zwischenkriegszeit und äußert sich 
ab 1930 in einem eigentlichen Krisenbewußtseint). Wie stellt sich 
darin der Begriff der Partei? Es wird einerseits auf die veralteten 
Parteiprogramme, die „ideologies perim&es‘‘, verwiesen, die unzeit- 
gemäße und unstabile Fronten ergeben, gewisse Aufgaben der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik nicht bewältigen lassen und eine 
Spannung zwischen „Pays legal“ und „Pays reel‘ hervorrufen, die 
das parlamentarische Regime kompromittiert. Andererseits wird 
betont, daß die Parteien sich nicht mehr durch klare Programme 
und Ideen gegeneinander abgrenzten, sondern zunehmend von wirt- 
schaftlichen Interessen bestimmt seien?). ‚Les partis tombent de 
plus en plus a la merci des interets. Les partis invoquent une 
mystique qui s’avere arrieree et surannee?).‘‘ Die Interessengruppen 
fänden Gefolgschaft und gewännen auf Kosten der Parteien und des 
Staates an Einfluß). Beide Kritiken haben eine gewisse Berechti- 
gung: Die alten Parteiideologien gelten weiterhin für Wahlkoali- 
tionen, Parteierklärungen und parlamentarische Taktik, sind aber 
für die Lösung konkreter Tagesfragen nicht mehr tragfähig; da sich 
andererseits keine neuen Parteien bilden, ergeben sich fortwährend 
Widersprüche zwischen Parteiideologie und Wahltaktik einerseits, 
parlamentarischer Stellungnahme andererseits. Dies zeigt sich deut- 
lich bei den Radikalsozialisten, die ihre alte Politik des ‚pas 
d’ennemis a gauche‘‘ aufrechterhalten möchten, faktisch aber 
keineswegs bereit sind, auf ein sozialistisches Wirtschaftsexperiment 
einzugehen. Alt ist die Kritik an der Stellung, Funktion und angeb- 
lichen Macht der Komitees. Die Abhängigkeit des ‚„‚depute‘‘ gegen- 
über seinen Wählern und ihren lokalen Interessen habe zugenom- 
men’), erschwere die Integration im Parlament und verhindere eine 
stabile Regierungspolitik, die sich an den offensichtlich dringlichen 
nationalen Problemen orientiert. Das Eingreifen von Parteigre- 
mien — Kongressen, Exekutivkomitees und „groupes‘‘ —, das 
bereits zum Sturz von Kabinetten geführt habe, erweise die un- 
konstitutionelle Macht dieser Komitees und der Militants. Gleich- 


!) mein Aufsatz S. 45f. 

?) z.B. E. Berl, La Politique et les partis, Paris 1932, S. 129, 

®) Lucien Romer, Explication de notre temps, Paris 1925, S. 189. 

*) Alfred de Tarde et Robert de Jouvenel, La Politique d’aujourd’hui, o. J. 
(1922), S. 172£. 

°) Barthelemy, Essai sur le travail parlementaire S. 31. 
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zeitig kann dann aber die kritisch gemeinte Feststellung erfolgen, 
die französischen Parteien seien zu wenig organisiert und nicht aus- 
reichend diszipliniert. Die Vielzahl der „groupes‘‘ und die Nicht- 
Übereinstimmung zwischen „groupe‘‘ und Partei — die ja an sich 
dem repräsentativen Parlament entspräche — werden hervorge- 
hoben. Dies gibt einen Ansatzpunkt, um auf die Macht kleiner, 
demokratisch fragwürdig legitimierter außerparlamentarischer 
Gremien hinzuweisen!), doch wird gleichzeitig ständig übersehen, 
daß bei straff organisierten und parlamentarisch disziplinierten 
Parteien das Parlament seine Funktion der politischen Willens- 
bildung weitgehend einbüßen müßte. Diese sich aus der französi- 
schen Tradition ergebende ambivalente Stellungnahme zu den 
politischen Parteien scheint uns bezeichnend für die Zwischen- 
kriegszeit. 

Sie kann etwa bei Andre Tardieu gezeigt werden. Er wendet 
sich mit Vehemenz gegen die Komitees. „Le candidat esclave“ wird 
beschrieben, die Macht der lokalen Wählerschaft, die den Abge- 
ordneten in Beschlag nimmt und zur Vertretung von Partikular- 
interessen zwingt?). Von sich selber behauptet er: ‚‚Je n’appartiens 
a aucune des mystifications qu’on appelle partis, ou ligues‘“), 
Nichtsdestoweniger tritt er nach 1930 und 1932 in überraschender 
Weise als Parteiführer auf und versucht, als Leader seiner bis- 
herigen Kammermehrheit den Wahlkampf zu führen; wobei er sich 
offensichtlich am Zweiparteiensystem angelsächsischer Prägung 
orientiert). In seinen Reformvorschlägen der 30er Jahre ist zwar 
von einer Verstärkung der Exekutive — u. a. durch Neufassung des 
Kammerauflösungsrechtes — die Rede, nicht aber von Parteien; 
die Notwendigkeit organisierter Parteien wird mindestens publizi- 
stisch nicht vertreten! 





1) Der Sturz der Regierung durch den Kongreß von Angers 1928 wird als 


„aussi inconstitutionnellement que possible‘ bezeichnet. Doch wird gleich- 
zeitig betont, die französischen Parteien seien nur ‚‚des &etats-majors ... et 
leur organisation est sporadique. Le terme (Partei) est en France une agre- 
able fiction. Les r&alites qu’ils recouvrent, temperaments et interets, ne sont 
pas les m&mes au Nord et au Midi et & l’Ouest. Un Congres loin d’etre une 
imposante image d’unite, est un spectacle de tendances violemment opposees 
que d’habiles motions, servies par la richesse du vocabulaire frangais, per- 
mettent de concilier ...‘“ J. Morini-Comby, La France en 1928 et 1929, in: 
L’Anne&e politique frangaise et Etrangere, 1929, S. 423. 

2) Andre Tardieu, La Reforme de l’Etat, Paris 1934, S. 21f. 

3) zit. Andre Tardieu, hg. v. G. Punaux, Paris 1957, S. 46. 


4) Rene Capitant, La crise et la reforme du Parlamentarisme en France, in: 
Jahrbuch des öffentlichen Rechts der Gegenwart Bd. 23/1936. 
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Anders bei Leon Blum: Der Ministerpräsident müsse nicht 
nur wirklicher Chef einer Regierungsequipe sein, sondern auch im 
Parlament über eine disziplinierte Partei verfügen. Rücktritt eines 
Kabinettes bedeute dann einen eigentlichen Kurswechsel und den 
Übergang der politischen Verantwortung an die Oppositionspartei. 
Diese bereite sich dazu vor, und die parlamentarische Arbeit könne 
speditiver erfolgen. Dazu gehöre aber notwendigerweise ‚un mini- 
mum d’organisation des partis.... La France est l’un des pays du 
monde les plus refractaires a l’organisation des partis‘‘). Man wird 
dabei allerdings auf den Widerspruch zwischen dieser Formulierung 
und dem bereits erwähnten Parteibegriff Blums hinweisen müssen. 

Bei den Staatsrechtlern spielt die Partei weiterhin eine nur 
sekundäre Rolle und erscheint eher als ein störendes Element, das 
die Funktionsweise des parlamentarischen Regimes verfälscht?). 
Der führende Staatsrechtler der Zwischenkriegszeit, Joseph 
Barthelemy, betont zwar mit Blick auf Frankreich: „L’elite 
gouvernementale existe ... elle n’est pas degagee ... Les Assem- 
blees... qu’une masse amorphe, sans direction he&sitantes, inca- 
pables de realiser un plan, de faire aboutir les reformes, et dans les 
crises de sauver le pays‘‘ — ein Urteil, das offensichtlich im Wider- 
spruch zum liberal-repräsentativen Parlament steht?). Gleichzeitig 
führt aber Barthelemy kritisch die Verlegung der politischen Ent- 
scheidung in Ausschüsse, Fraktionen und Parteigremien an. Er 


‚ weist zwar daraufhin, daß Frankreich keine Parteien, Deutschland 


und Belgien zu viele haben, verfolgt aber das Thema der Partei und 
des „Parteienstaates“ nicht weiter. Für Robert Pelloux steht fest, daß 
„les partis fortement organises‘‘ durchaus „une cause de desordre“ 
abgegeben und das Funktionieren des parlamentarischen Regimes 
im Nachkriegseuropa erschwert hätten, geht aber auf die eigent- 
liche Problematik nicht ein®). Rene Capitant bezeichnet in einem 
Aufsatz über die „Regimes parlementaires‘‘ Parteistruktur- und 
-zahl ausdrücklich als sekundär®). Leon Duguit spricht nicht von 
Parteien, obschon er sich für Proporz und eine berufsständische 
Vertretung interessiert6). Für Maurice Hauriou bleibt die Partei 


!) La Reforme Gouvernementale, 1936, S. 214. 


?) Dies fällt dem Amerikaner Finer auf, a. a. O. I, 426. 


°) La crise de la d&mocratie repr&sentative, in: Revue du Droit public, 1928, 
S.632f. 


| Les partis politiques dans les constitutions d’apr&s-guerre, in: Revue du 


Droit public, 1934, 266. 
°) Melanges R. Carr& de Malberg, Paris 1933, S. 56. 
*) Trait€ de Droit constitutionnel, 3. Aufl. Paris 1928, Bd. II, 826. 
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„une organisation de patrons et de clients ... l’essentiel du parti 
politique, c’est une organisation de patronage et de clientele‘%), 
Andere sprechen sich positiver aus. B. Mirkine-Guetzevitch sieht 
die Aufgabe des modernen parlamentarischen Regimes in der „for- 
mation de l’ex&cutif‘‘, wobei organisierte Parteien den Kampf um 
die Macht führen, die Regierung bilden und die Realisierung eines 
bestimmten legislativen Programms durchsetzen?). Marcel Prelot, 
der als katholischer Demokrat persönlich engagiertist, warnt vor 
einer weiteren Aufsplitterung der ohnehin schon losen „groupes“; 
die Abgeordneten würden sich jeder Disziplin entziehen und nur 
gelegenheitshalber zusammentreten: kein Zufall, daß der ‚inde- 
pendant‘‘ Laval Ministerpräsident sei. Prelot kommentiert: „Ana- 
chronisme de la politique, qui, en un temps ou tout est affaire des 
masses, des groupes et d’equipes, en reste & l’homme seul en face 
d’un destin oü se joue le sort d’une civilisation‘“®). Hier wird die 
grundlegende Problematik, nämlich die Frage nach der Möglichkeit 
eines parlamentarischen Regimes im Zeitalter der Massen und der 
zunehmenden gesellschaftlichen Organisierung, wenigstens ge 
sehen. Und zwar von jemandem, der — vielleicht bezeichnenderweise 
— außerhalb der traditionellen Parteien und Gruppen steht und das 
tiefe Mißtrauen des bürgerlichen Frankreich gegen Organisation 
und Kollektivität nicht übernommen hat. 

Die vielfältigen Reformbewegungen der 30er Jahre entwickeln 
kein positives Verhältnis zur politischen Partei. Wie in anderen 
Ländern, so führt auch in Frankreich die Kritik am Parlamen- 
tarismus und an der bisherigen Parteipolitik zu einer antiparla- 
mentarischen Geisteshaltung, die sich in Ligen, Kampfverbänden 
und geistig-politischen Erneuerungsbewegungen äußert. Emma- 
nuelMounier, der Begründer des ‚‚Personalismus‘‘, scheint zwar der 
politischen Partei näher zu stehen, lehnt sich jedoch gegen die zer- } 
tralisierte Organisation auf und orientiert sich am Ideal eines per- 
sonalistisch von unten nach oben aufbauenden, Verantwortlichkeit 
fordernden und gewährenden Systems kleiner Einheiten, das der 
modernen Massenpartei widerspricht und auch innerparteilicher 
Demokratisierung nicht gleichgesetzt werden kann). In der mehr 
staatsrechtlich geführten Diskussion um eine Reform der Verfassung 


1) Precis de Droit constitutionnel, Paris 1923, S. 601. 

2) Les nouvelles tendances du Droit constitutionnel, in: Revue du Droit 
public, 1930, S. 522. 

®) La France en 1930 et 1931, sa politique interieure; in: L’Annee politique 
frangaise et &trangere, 1932/7, S. 123. 

4) Das personalistische Manifest, Paris 1936, S. 243, 
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spielt die Partei eigenartigerweise — oder vielleicht besser charakte- 
ristischerweise — keine Rollel). 






Frankreich ist im Hinblick auf Parteibildung und Parteibegriff 
eigene Wege gegangen. Trotz frühzeitiger gesellschaftlicher und 
politischer Demokratisierung erfolgt der Aufbau organisierter Par- 
teien, die ihre Wähler zu erfassen und einzugliedern versuchen und 
mit ihren disziplinierten Fraktionen auf das parlamentarische 
Regime einwirken oder dieses gar tragen und umformen, nicht oder 
nur langsam. Der Bürger wird nicht von den lokalen Formationen 
nationaler Großparteien angesprochen. Dennoch ist die politische 
Diskussion im kleinen Kreise lebhaft; sie folgt aber nicht so sehr 
bestimmten Parteilinien und einer von außen herangetragenen 
Propaganda, sondern ist beherrscht von der immer wieder neu 
aktualisierten Auseinandersetzung gegebener ‚„tendances‘: also 
Revolution gegen Ancien Regime, Fortschritt gegen Reaktion, 
Emanzipationswillen gegen Ordnungskategorien, Antiklerikalismus 
gegen angeblich geistlich-geistige Bevormundung. Diese „ten- 
dances‘‘ sind tradiert, weitgehend auch sozial bestimmbar und kön- 
nen etwa im Gegensatz „Instituteur‘‘ gegen „Cure“ äußerlich 
Gestalt gewinnen. Die politische Willensbildung erfolgt gemäß 
solchen Kräften und Leitbildern, weniger aber nach Partei- 
programmen. Die Wahlkandidaten sind im Wahlkreis meist persön- 
lich bekannt; nicht eigentlich ihre Parteizugehörigkeit, sondern 
ihre „tendance‘‘ gibt den Ausschlag. 

Das Komitee scheint dieser Lage zu entsprechen. Wie früher in 
den Societes de pensee, so gewinnt das liberale Bürgertum in den 
Komitees politisch Gestalt; der Name schon zeigt die bürgerliche 
Herkunft und den bürgerlichen Charakter an. Lokale Honoratioren 
finden sich — öfter vorübergehend als bleibend — zusammen, um 
in die politische Willensbildung einzugreifen und eigenen Idealen 
und Interessen Ausdruck zu verleihen. In dem Komitee und durch 
dasselbe kann die bürgerliche Opposition der traditionellen Füh- 
rungsschicht den eigenen Herrschafts- und Führungsanspruch ent- 
gegenstellen. Das Komitee orientiert sich am lokalen Bereich, bleibt 
weitgehend autonom und läßt sich nicht oder nur schwer einer 
nationalen Organisation einfügen. 

Die Provinz rebelliert gegen Paris und den zentralistisch-büro- 
kratischen Regierungsapparat. Die gesellschaftlich-politische Demo- 
kratisierung wirkt sich nicht in modernen Massenparteien aus, son- 
dern im Versuch, die lokale oder regionale Selbständigkeit zu er- 
halten und in der Form eines Wahlsystems, das den Abgeordneten 
!) vgl. Documents sur la reforme de l’Etat, in: Politique 1945. 
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an seinen Wahlkreis bindet und ihn als Delegierten seiner Wähler 
verpflichtet. Die Anteilnahme am politischen Geschehen ist nicht zu 
leugnen; es bleiben aber Mißtrauen und Widerstand gegen von Paris 
aus geleitete nationale Organisationen bestehen. Die Abgrenzung 
von Gesellschaft und Staat, die sich im Ancien Regime heraus- 
gebildet hat, lebt weiter in der Demokratie; die distanzierte Haltung 
gegenüber Staat und Regierung richtet sich selbst gegen die eigene 
Partei. Der Bürger in der Provinz ist bereit, den Logen, der Ligue 
des Droits de ’Homme, der Ligue de l’Enseignement u. a. beizu- 
treten, weil sich diese mehr im gesellschaftlichen Bereich bewegen 
und als Pressure groups im und gegen den Staat fungieren, nicht 
aber einer straff geführten nationalen Partei, die direkt oder in- 
direkt mit dem staatlichen Machtapparat verbunden wäre und so- 
mit dem Emanzipationsbedürfnis der Provinz zu widersprechen 
scheint. Kollektive Aktionen im Bereich der Politik erfolgen nur 
spontan — als Aufruhr gegen die Staatsgewalt oder auch als 
„defense republicaine‘‘ im Sinne einer Abwehrhaltung gegen die 
„Reaktion“ — können aber nur schwer organisiert oder in der 
Massenpartei gewissermaßen institutionalisiert werden. 

Der Abgeordnete soll zwar ständig kontrolliert und überwacht 
werden, vom Wähler jedoch und nicht von anonymen Partei- 
gremien. Diese versuchen, sich zwischen Wähler und Parlament 
einzuschalten. Die Ablehnung der ‚‚corps intermediaires‘‘ hält sich 
bis zum Ende der Dritten Republik. Selbst französische Partei- 
kongresse können von dieser Einstellung her verstanden werden, 
insofern die Militants der Provinz ihren Argwohn gegen ein eigen- 
ständiges Vorgehen der Parlamentarier anmelden und diese an ihre 
Abhängigkeit gegenüber der lokalen Wählerschaft erinnern. Seit 
der Revolution besteht zwar eine sehr lebhafte Kritik an diesem als 
„Jakobinertum‘‘ diffamierten System der Komitees, und immer 
wieder wird von einer Unterhöhlung der staatlichen Autorität 
gesprochen; allein nur selten wird die Forderung nach straff orga- 
nisierten Parteien erhoben, die nun ihrerseits die Komitees kontrol- 
lieren würden und mit ihrer Fraktionsdisziplin eine Regierung 
energisch unt ıstützen könnten. Schon eher ist die Bereitschaft zu 
erkennen, im autoritären System bonapartistischer Prägung mit 
seiner direkten, plebiszitären Beziehung zum Volk einen Ausweg 
aus der wirklichen oder vermeintlichen Krise des Parlamentarismus 
zu suchen. 

Nationale Parteien konstituieren sich in Frankreich — im Ver- 
gleich zu anderen Ländern — spät, erst zu Beginn des 20. Jahr- 
hunderts. Parteiintern wird die Notwendigkeit strafferer Organisa- 
tion oft hervorgehoben und auch eine Fraktionsdisziplin ange 
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strengt; faktisch bleibt es aber bei Ansätzen. Die Militants wollen 
sich nicht eingliedern und führen lassen, die Parlamentarier nicht 
von Parteigremien gesteuert werden. 

Die soziale Struktur Frankreichs wirkt sich ebenfalls aus: eine 
zwar demokratisierte, aber vorwiegend bäuerlich-kleinbürgerliche 
Gesellschaft mit starken regionalen Verschiedenheiten läßt sich 
schwer organisieren — am ehesten vielleicht auf der Basis agrari- 
scher Interessen als Bauernpartei oder dann als katholisch geprägte 
und sich auf Klerus und kirchliche Organisationen stützende Mas- 
senpartei. Für beide Möglichkeiten waren in Frankreich bis 1940 
die Voraussetzungen nicht gegeben. Aber auch die Arbeiterschaft 
weist diesen Widerstand gegen Großorganisationen auf — sei es die 
Gewerkschaft oder die sozialistische Partei. Damit fällt aber wie- 
derum für das Bürgertum der Antrieb aus, in Abwehr und Konkur- 
renz zu einer straff organisierten Arbeiterpartei mit breiter Mas- 
senbasis die entsprechenden eigenen Organisationen aufzubauen. 
Das politische Schwergewicht verbleibt bei den vorwiegend klein- 
bürgerlichen Radikalsozialisten, die sich sowohl in den Legislativ- 
wahlen als auch im Parlament mit rechts- oder linksstehenden 
Gruppen verbinden können. 

Das liberal-repräsentative Parlament entspricht diesem Partei- 
verständnis. Die Aufsplitterung in unzählige ‚„‚groupes‘‘ ohne Frak- 
tionsdisziplin und die notwendigerweiseunstabile Regierungsbildung 
stoßen zwar auf zunehmende Kritik, doch wird nur selten ein 
System zweier oder mehrerer organisierter Parteien gefordert. 
England erscheint oft vorbildlich in seiner Stabilität, aber man ist 
nicht bereit, der Situation, Struktur und Funktionsweise der eng- 
lichen Parteien die entsprechende Beachtung zu schenken. Denn 
der Parteibegriff bleibt auch im 19. und 20. Jahrhundert — trotz 
der von uns gezeichneten Wandlung — wesentlich negativ be- 
stimmt. Man geht im Grunde weiterhin von der ‚‚volonte generale‘ 
und einem postulierten Allgemeininteresse aus, das vorgegeben 
erscheint und sich nicht erst — wie dies britischer Anschauung ent- 
spricht — durch Konfrontation und Integration bestimmter Inter- 
essen im parlamentarischen Raum herauskristallisiert. Das Par- 
lament repräsentiert seit 1789 die Nation und ihre ‚‚volonte gene- 
rale“. Der Abgeordnete vertritt die Nation als Ganzes und kann 
daher an kein Mandat gebunden sein; darin liegt das Wesen der 
Republik begründet!). Organisierte Parteien, Fraktionsdisziplin 


') Daniel Hal&vy zitiert in einer polemischen Schrift den Ministerpräsidenten 
Chautemps, der am 13. Januar 1938 das Parlament zur Stellungnahme auf- 
fordert: „, Je ne veux pas de surprise et c’est pourquoi je demande aux groupes 
de se r&unir, de s’interroger, de d@liberer au fond d’eux-m&mes‘“. Und Halevy 
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Bewegungen gingen von der Tatsache aus, daß das neue Deutsch- 
land in die Reihe der industrialisierten Staaten eingetreten 
war. Für die Kathedersozialisten war die wichtigste Folge dieser 
Entwicklung das Heraufkommen des Arbeiterstandes. Ihn, der 
dem Bismarckreich immer noch fremd, wenn nicht gar feindlich 
gegenüberstand, für die neue politische Ordnung zu gewinnen und 
so der Bildung eines politisch und sozial geschlossenen Volkskörpers 
vorzuarbeiten, betrachteten diese Vertreter des Bürgertums im 
Bewußtsein ihrer sozialen Verantwortung und unter der Führung 
einiger namhafter Volkswirtschaftler als ihr vornehmstes politisches 
Ziel. Seit der Jahrhundertwende ragte Friedrich Naumann aus 
diesem Kreise hervor. Seine Konzeption eines ‚sozialen Volks- 
kaisertums‘‘ hinterließ bei vielen Hochschullehrern — National- 
ökonomen wie Zujo Brentano und Max Weber, aber auch Histori- 
kern wie Friedrich Meinecke und Walter Goetz — einen nachhaltigen 
Eindruck. 

Die imperialistische Publizistik befaßte sich mehr mit den 
äußeren Konsequenzen des deutschen industriellen Aufstieges, vor 
allem mit den Problemen des weltwirtschaftlichen Wettbewerbes, 
in den das Reich eingetreten war. Deutschland, so behauptete man 
überall in diesen Kreisen, könne diesen Rivalitätskampf mit den 
übrigen Industriemächten nur dann bestehen, wenn es seinen 
Handel mit einer starken Flotte schütze und sich durch den Erwerb 
von Kolonien Rohstoffmärkte und Absatzgebiete erschließe. Es 
wurde 77rpitz, einem der führenden ‚‚Imperialisten‘‘, nicht schwer, 
für die wissenschaftliche Untermauerung seiner mit diesen Argu- 
menten arbeitenden Flottenagitation eine erhebliche Anzahl von 
Gelehrten zu gewinnen, auch Kathedersozialisten vom Range 
Gustav Schmollers. Schon diese Tatsache zeigt, daß es sich bei der 
Alternative Imperialismus-Kathedersozialismus mehr um ein 
Neben- als um ein Gegeneinander zweier Strömungen gehandelt 
hat. Wenn ein gewisser Antagonismus zwischen den beiden Lagern 
bestand, so bedeutete dies keineswegs, daß von der einen Seite der 
gegnerische Standpunkt jeweils rundweg verworfen wurde, sondern 
nur, daß von der grundlegenden Alternative: Innerer Ausbau— 
äußere Expansion, auf der einen Seite die erste, auf der anderen die 
zweite Komponente stärker hervorgekehrt wurde. — Man wird 
kaum sagen können, daß es die große Mehrheit der deutschen 
Professorenschaft gewesen ist, die ihre Kraft und ihr Prestige diesen 
beiden Bewegungen zur Verfügung gestellt hat. War doch die Ent- 
politisierung, die schon 1870 bei den deutschen Gelehrten eingesetzt 
hatte, mit dem wachsenden Sekuritätsgefühl des wilhelminischen 
Bürgertums immer weiter fortgeschritten. Die Überzeugung war 
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weit verbreitet, daß in einer Ära, in der das Reich nach außen und 
im Innern hinlänglich gesichert zu sein schien, der Professor seine 
staatsbürgerlichen Pflichten im Bereiche seiner Wissenschaft — 
mochte dieser noch so eng sein — am kompetentesten erfüllen könne. 
Für Zeiten der Krise freilich wollte man diese Einstellung noch nicht 
gelten lassen. In solchen Momenten wurde der Führungsanspruch 
wieder aktuell, an dem — latent — auch die wilhelminischen 
Gelehrten festhielten: Dann war die politisch bewußte Hochschul- 
lehrerschaft wieder bereit, die Stelle politischer Mentoren ihres 
Volkes einzunehmen, aus der sie in Folge des Fehlschlages der 
achtundvierziger Revolution verdrängt worden war. Dann wurde 
wieder gültig, was der liberale Historiker der deutschen Universi- 
tätsgeschichte /rzedrich Paulsen über die politische Rolle des 
Gelehrten im modernen Staat zu Anfang dieses Jahrhunderts ge- 
schrieben hatte: Daß er 

„etwas wie das Öffentliche Gewissen des Volkes in Absicht auf 

gut und böse in der Politik — der inneren und äußeren‘) 





verkörpern solle. 
IT, 

Eine solche kritische Stunde der deutschen Politik hatte mit 
dem Ausbruch des Weltkrieges geschlagen, und, wie nicht anders zu 
erwarten, wurde sie zum Anlaß einer allgemeinen „Mobilmachung“ 
auch und gerade unter den deutschen Professoren. Die Tatsache, 
daß diese Mobilisierung für die meisten von ihnen einen geistigen 
und nicht einen militärischen Charakter trug, lag einmal an dem 
rein äußerlichen Umstand ihres fortgeschrittenen Alters, das sie 
für den Militärdienst untauglich machte und dafür „zur Feder 
verdammte‘ ; sie ist aber auch zu verstehen aus der eigenen Selbst- 
einschätzung, die, wie gezeigt, im Frieden unbestritten geblieben 
war: Die kritische Lage des Reiches aktualisierte wieder den latent 
schon immer bei ihnen vorhandenen ideologisch-politischen Füh- 
rungsanspruch. Diese Erscheinung zeigte sich durchaus nicht im 
Deutschen Reich allein, sondern es war eher ein — keineswegs 
nur national bedingtes — Symptom einer wissenschaftsgläubigen 
Zeit, daß jetzt überall im kriegführenden Europa die Stimme der 
Wissenschaftler wieder politisches Gewicht erlangte. 

In Deutschland schienen die Tage des Frankfurter Parlaments 
wiedergekehrt: In einer Zeit, da wissenschaftliches Arbeiten für 
„grotesk‘‘ gehalten wurde, erwuchs den Hochschullehrern in der 
gehobenen politischen Publizistik ein Arbeitsfeld, auf dem sie eine 


!)F. Paulsen, Die deutschen Universitäten und das Universitäts- 
studium, 1902, S. 331. 









604 Klaus Schwabe 


bemerkenswerte Produktivität entfalteten, wenn auch die Zahl der 
30 von Dietrich Schäfer verfaßten Kriegsflugschriften ein Maximum 
darstellt und nicht alle Professoren ihrer neuen Aufgabe bis zum 
bitteren Ende treu blieben. Ein größerer Teil von ihnen wurde 
auch durch verschiedene Unterschriftenaktionen erfaßt und zu 
politischen Stellungnahmen veranlaßt. Alle Urteile über die 
Haltung der deutschen Professorenschaft in ihrer Gesamtheit 
müssen sich vornehmlich auf diese Sammeladressen stützen. 

Die deutschen Gelehrten drängten sich nicht nur zu ihrer neuen 
Aufgabe — sie wurden auch dazu gedrängt: Das Bürgertum blickte 
zu ihnen auf als den gegebenen Führern in einem Kampf, in dem es 
neben der materiellen auch um die geistige Existenz Deutschlands 
zu gehen schien. Folgendes Stimmungsbild aus einer größeren 
Universitätsstadt darf wohl typische Geltung beanspruchen: 


„Selbst den ... 82jährigen Wilhelm Wundt drängte das be- 
wegte Herz aus der Heimlichkeit der Bücher hinaus. Nie hatte 
der Philosoph bis dahin in einer öffentlichen Versammlung 
gesprochen. Die Straßen Leipzigs waren erfüllt von Menschen, 
die ihm zuströmten .... Tausende warteten in der Alberthalle 
auf sein Wort, auf die Gedanken des Wissendsten vielleicht, 
der unter uns lebt. Ein machtvolles Orgelspiel stimmt zur 
Andacht. Bachs Präludium und Fuge E-moll ... jauchzten in 
allen Registern von Sturm und Sieg. Dann schritt Wundt auf 
das bescheidene Pult zu, und die Versammlung erhob sich, 
den Greis im grauen Bart, mit den dunklen Gläsern der Brille, 
ehrfürchtig zu grüßen .. .‘“!) 


Dem Beispiel seiner Vorfahren von 1848 folgend, setzte auch jetzt 
das Bürgertum wissenschaftliche und politische Qualifikation ein- 
ander gleich; in hellen Scharen drängte es sich überall zu den 
Kundgebungen, in denen berühmte Gelehrte das Wort ergriffen, 
um ein Geschehen zu deuten, über dessen Ursprung und erst recht 
über dessen Ziel weiteste Unklarheit herrschte — dies um so mehr, 
als die Reichsleitung sich außerstande zeigte, dem plötzlich herein- 
gebrochenen Weltkrieg propagandistisch einen anderen Sinn zu 
geben als den der reinen nationalen Verteidigung. Von den Gelehr- 
ten erwartete man deshalb, daß sie in diese offensichtliche Lücke 
einsprangen, daß sie die tieferen politischen Beweggründe für den 
Weltkrieg und seine Bedeutung für Deutschlands Zukunft erläu- 
terten. 

Die Hochschullehrer waren in ihrer Mehrzahl auf diese Auf- 
gabe in keiner Weise vorbereitet. Wie der „Dieb in der Nacht“ 


1) E. Borkowsky, Unser Heiliger Krieg, 1914, B. I, S. 100. 
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(Haller) hatte sie der Krieg überrascht, und die meisten von ihnen 
vermochten von sich aus kaum etwas anderes, als das entstandene 
politisch-ideologische Vakuum mit einer allgemeinen — nicht nur 
für heutige Augen! — ermüdenden Rückbesinnung auf die geistigen 
Grundlagen und die politischen Traditionen des Bismarckreiches 
auszufüllen. 

Die dabei formulierten sog. „Ideen von 1914‘ lassen sich 
rational schwer analysieren. Eine schicksals- und staatsgläubige 
Stimmung hatte sich der gebildeten Deutschen bemächtigt. Sie 
beruhte auf der festen Hoffnung auf einen baldigen deutschen Sieg, 
die ihrerseits weniger auf militärischem Kalkül aufbaute als auf 
dem Glauben an die Überlegenheit der eigenen guten Sache. Das 
Schicksal des Krieges wurde nicht verwünscht, sondern vertrauens- 
voll willkommen geheißen. Denn war nicht diese Kraftprobe dem 
Reiche von seinen angriffslustigen Feinden aufgezwungen worden ? 
Zeigten sich nicht auch allenthalben die segensreichen Wirkungen, 
die dieser Krieg für das politische, wirtschaftliche und kulturelle 
Leben des deutschen Volkes mit sich brachte? Hatte nicht ein 
gewaltiger „‚Einschmelzungsprozeß‘‘ alle „disparaten‘‘ Elemente 
des allzu zerfahrenen und unsicheren politischen und kulturellen 
Lebens wieder zu einer „gewaltigen Einheit‘‘ zusammengeschweißt 
(Meinecke)? Eine neue innerlich gefestigte Volksgemeinschaft 
schien der Krieg geschaffen zu haben, und Nuancierungen in der 
Interpretation dieser neuen Errungenschaften wurden zunächst 
nicht sichtbar. Dennoch waren sie vorhanden: Die Anhänger 
Naumanns sahen in der neugewonnenen inneren Einheit in erster 
Linie die Verwirklichung ihres Ideals vom sozialen Kaisertum — 
hatte sich aber das deutsche Volk in seiner Gesamtheit endlich zum 
nationalen Staat bekannt, so erwarb es damit auch den Anspruch 
auf innenpolitisch-soziale Gleichberechtigung in allen seinen Schich- 
ten (TZroeltsch)‘). — In den Augen der „Imperialisten‘‘ kam die 
neue Haltung der Sozialdemokratie ihrer Bekehrung zu den Ideen 
einer weltweiten deutschen Expansion gleich, d.h. einem end- 
gültigen Verzicht auf ihre ‚internationalen Velleitäten‘“ (‚Seederg). 
Nur zu bald sollten sich alle diese Erwartungen als Illusionen er- 
weisen. 

Indessen verfielen nicht alle Gelehrten vorbehaltlos dem Tau- 
mel nationaler Begeisterung, der die ersten Kriegswochen kenn- 
zeichnete. Für viele von ihnen war die internationale Zusammen- 
arbeit der gelehrten Welt eine selbstverständliche Tatsache gewesen, 
so daß sie es kaum fassen konnten, daß diese Bande mit dem Aus- 
!) So äußerte sich T. schon unmittelbar nach Kriegsausbruch (Nach der 
Mobilmachung, 2. August 1914, S. 10). 
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bruch des Krieges jäh abrissen. War dies auch eine der segens- 


reichen Folgen des Krieges ? Die Antwort auf diese Frage lautete 
verschieden. Sicher gab es viele Wissenschaftler, die sich mit dem 
neuen Zustand abfanden, weil sie in ihm — wie etwa Z. Meyer — 
die Begleiterscheinung eines unabwendbaren Zusammenbruchs der 


europäischen Gesamtkultur erblickten und das Heraufkommen 


eines eisernen Zeitalters rücksichtsloser Machtkämpfe erwarteten, 


in das sich auch die Gelehrten zu fügen hätten. Andere vermochten 
sich mit dieser Wende nicht abzufinden; sie wagten sogar Öffentlich 
von dem ‚wüsten Traum‘ eines ‚„‚europäischen Selbstmordes‘“ zu 


sprechen (7roeltsch)‘) und konnten eine letzte Reserve gegenüber 
der allgemeinen Kriegsbegeisterung und dem Hang, die Welt- 


kriegsgegensätze zu ideologisieren und zu verabsolutieren, nicht 
überwinden. Der Historiker Max Zehmann konnte an rankische 
Traditionen anknüpfen, wenn er in seinem Brief an den gleich- 
gesonnenen Hans Delbrück seinen zwiespältigen Gefühlen gegen- 


über der ersten Kriegsbegeisterung Ausdruck gab: 
„Ranke! ‚Weh dir, daß du ein Enkel bist‘, das habe ich mir 


oft zugerufen seit dem 25. Juli 1914, als rings um mich die 
Kriegspsychose tobte und ich, hier fast allein, zwar Deutsch- 
lands Besiegung für unmöglich hielt, aber doch noch an etwas 
anderes dachte — an das, womit Ihr herrlicher Brief schließt, 
an die Einheit der romanisch-germanischen Nationen . .“?) 
Dieser Glaube an das trotz allem fortdauernde Weiterleben 
einer abendländischen Kulturgemeinschaft machte es so gesonnenen 
Gelehrten schwer, mit vollem Herzen die Kriegsleidenschaften im 
deutschen Volke aufpeitschen und den Haß gegen seine Feinde 


schüren zu helfen. Für ihre weitere Stellungnahme zu den politi- 
schen Weltkriegsproblemen wurde diese letzte Reserve gegenüber 
dem Kriegschauvinismus zu einem maßgeblichen Faktor. 

Doch wie gesagt: Zunächst, unmittelbar nach Kriegsausbruch, 
wurden diese verborgenen Gegensätze nur den wenigsten bewußt, 
und wenn, dann galt es als selbstverständliche Pflicht, sie vor den 
Augen des feindlichen oder neutralen Auslandes nicht bloßzulegen. 
Um mit Max Lenz zu sprechen: Der Krieg hatte die inneren Wider- 
sprüche, 

„ich will nicht sagen, aus der Welt geschafft... aber doch 

neutralisiert. Die feurige Lohe, die mit Urgewalt emporschoß, 

schmolz alle deutschen Herzen zu einem einzigen flammenden 


1) Deutscher Glaube und deutsche Sitte in unserem großen 
Kriege, Kriegsschrr. d. Kaiser-Wilhelm-Dank, H. 9, 1914, S. 12. 
2) Brief v. 31. Mai 1915 (Nachlaß Delbrück). 
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Gefühl zusammen ..., der Riß, den unsere Einheitskämpfe 


schufen, ist geschlossen .. .*‘) 

„Ein gemeinsamer Boden staatlicher Notwendigkeiten‘ 
schien gefunden (Meinecke), der stärker zu sein versprach als alle 
Gegensätze der Vorkriegszeit. Bei allen zukünftigen Divergenzen 


würde der gute Glauben gegenüber dem politischen Gegner nicht 


mehr verlorengehen. Auf die Erhaltung dieses harmonischen innen- 


politischen Klimas kam nun alles an: Hier lag die eigentliche 
Aufgabe der Gelehrten, die ihre Wissenschaftlichkeit allein schon 
zu Überparteilichkeit verpflichtete und für die Rolle des von 


Selbstsucht ungetrübten nationalen Gewissens prädestiniert er- 
scheinen ließ. Ihnen lag es ob — daran erinnerten sie immer wieder 


—, in dem Krieg den Sinn zu finden und ihm die Ziele zu setzen, 
die den unparteilich festgestellten Staatsnotwendigkeiten ent- 
sprachen. 

Die Besinnung auf die außenpolitische Problematik des Welt- 


krieges stellte den Gelehrten hier eine erste Bewährungsprobe. 


171, 


In scharfem Kontrast zu der Begeisterung über die wieder- 
gewonnene innere Einheit hört man schon sehr früh (Anfang 1915) 


Klagen über die Ziellosigkeit der amtlichen Stellen und die Un- 
sicherheit der Urteilsbildung im deutschen Volke in den Grundfra- 
gen der Außenpolitik. Ein Blick auf die Kriegsliteratur der deutschen 


Gelehrten aus heutiger Perspektive scheint diesen Eindruck zu 
widerlegen. Es gab durchaus eine Basis gemeinsamer Überzeugun- 


gen zur deutschen „Weltpolitik“. Daß das Reich mit dem Welt- 


kriege endgültig zu dem Range einer Weltmacht aufsteigen sollte — 
von Weltherrschaft ist nirgends die Rede! —, darüber war man 
sich einig, gleich ob man ein solches Streben mit wirtschaftlichen 
Notwendigkeiten oder mit Gesichtpunkten des nationalen Prestiges 
techtfertigte. WieO72o Zintze es an hervorragenderStelle ausdrückte: 
„Wir wollen die Freiheit und Gleichberechtigung, die bisher 
unter den europäischen Großmächten herrschte, hinüber- 
retten in das erweiterte Weltstaatensystem, das unter den 
fürchterlichen Wehen dieses Krieges geboren wird... .‘“?) 
Deutschlands Mission sei es, so lesen wir bei ihm und auch sonst 
immer wieder, die Welt vor einer einseitigen Beeinflussung durch die 
Großmächte England und Rußland zu bewahren; Beschützer aller 


!) „Der Weltkrieg im Spiegel Bismarckischer Gedanken“, Das Bismarck- 
jahr, hrsg. v. M. Lenz u. E. Marcks, 1915, S. 268. 
?2) „Imperialismus und deutsche Weltpolitik“, Die deutsche Freiheit, 


5 Vorträge, hrsg. v. Bund deutscher Gelehrter und Künstler, 1917, S. 114. 
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noch ‚‚Unverschluckten‘, sollte es, modern ausgedrückt, zu einer 
„dritten Kraft‘ zwischen den Großmächten werden. 

Auch über die Mittel, mit denen Deutschland diese Stellung 
erringen und behaupten sollte, gab es im Prinzip keine Meinungs- 
verschiedenheit: Es brauchte einen ungehinderten Zugang zu allen 
Meeren und uneingeschränkte Expansionsmöglichkeiten für seinen 
Handel — d.h. es waren vornehmlich wirtschaftliche Gesichts- 
punkte, die das Wesen der deutschen Weltmachtstellung bestimm- 
ten. Die entscheidende Frage blieb, in welcher Weise ein künftiger 
Friede Garantien liefern könnte, die die ungehinderte Verfolgung 
einer solchen Weltpolitik zu gewährleisten versprachen. An diesem 
Punkt, der Frage nach den konkreten Kriegszielen, schieden sich 
die Geister — hier setzte die „babylonische Sprach- und Denk- 
verwirrung“ (Ä.A.v. Müller) ein, derer die Gelehrten Herr zu 
werden hofften. 

Aber war es nicht selbstverständlich, daß Deutschland, wenn 
es seine Gleichberechtigung als Weltmacht durchsetzen wollte, sein 
maritim-koloniales Expansionsprogramm aus der Vorkriegszeit 
nur zu intensivieren brauchte, d.h. versuchen mußte, mit Hilfe 
seiner Friedensbedingungen seinen Kolonialbesitz zu vergrößern’? 
Diese Konsequenz allein zogen nur die wenigsten Professoren aus 
der neuen Situation des Weltkrieges ( z.B. £. 7roeltsch und — 
wenigstens im ersten Kriegsjahr — auch 7. Delbrück). Für die 
meisten ihrer Kollegen traten angesichts der Abschnürung des 
Reiches von allen überseeischen Gebieten kontinental-europäische 
Expansionspläne in den Vordergrund, die erst die Voraussetzung 
für eine spätere überseeische Ausbreitung Deutschlands liefern 
sollten. Erringung weltpolitischer Gleichberechtigung hieß für sie 
die Überwindung des „überholten‘‘ Prinzips vom kontinental- 
europäischen Gleichgewicht und seine Ersetzung durch das Gleich- 
gewicht der Weltmächte. Von solchen Gedanken ist der Weg nicht 
mehr weit zu den Träumen zahlreicher deutscher Wissenschaftler 
(O.v.Gierke, W.Ostwald, J. Haller) von einer deutschen Vor- 
machtstellung auf dem europäischen Kontinent, die dann mit 
innerer Notwendigkeit zu ganz konkreten Annexionswünschen in 
Europa führten. 

Dieser kontinentale Annexionismus zerfiel in eine westliche und 
eine östliche Richtung, selbstverständlich ohne daß in jedem Ein- 
zelfall beide Tendenzen immer säuberlich getrennt aufgetreten wären. 

Der seine Blicke nach Westeuropa richtende Annexionismus 
war z. T. das Produkt industrieller Kriegszielwünsche; seine frühe- 
sten Vertreter — vor allem M. Spahn und HZ. Schumacher!) — ver- 
1) M. Spahn, ‚„Selbstbiographie‘‘, Deutscher Aufstieg, hrsg. v.H. v. Arnim 
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fügten noch aus der Vorkriegszeit über enge Verbindungen zu 
mehreren westdeutschen Wirtschaftsführern, die ihrerseits wieder 
dem Alldeutschen Verbande nahestanden. Andere Gelehrte — 
besonders ©. Hoetzsch — folgten der ausschließlich gegen England 
gerichteten Kriegskonzeption, die viele Konservative, am ausge- 
prägtesten vielleicht 77/z72, vertraten. 

In ihrer radikalen Form zielten diese Pläne auf die Annektie- 
rung eines breiten Grenzstreifens entlang der französischen Nord- 
und Ostgrenze von Belfort bis Calais ab, wobei auf die Notwendig- 
keit einer Einverleibung des Erzbeckens von Briey und Longwy 
besonderer Nachdruck gelegt wurde. Belgien sollte bis auf weiteres 
unter deutsche ‚‚Botmäßigkeit‘ gelangen. Dies bedeutete nicht nur 
seinen Übergang unter eine andere Verwaltungshoheit, sondern auch 
den Wechsel der privaten Besitzer in den maßgebenden Industrie- 
unternehmungen, m. a. W. die Enteignung der ursprünglich belgi- 
schen oder französischen Eigentümer. Auch Frankreich sollte auf 
diesem Wege seiner Schwerindustrie und damit seines Rüstungs- 
potentials beraubt werden, Belgien zudem in seinen wallonischen 
Gebietsteilen durch die deutsche Vorherrschaft allmählich ger- 
manisiert, in seinem flämischen Volksteil von der welschen Bevor- 
mundung „befreit‘‘ werden. Alle Landesbewohner, denen diese 
Neuordnung nicht zusagte, sollte man zur Auswanderung zwingen 
(Denkschrift Schumacher-Stinnes, Sept. 1914)}). 

Das höhere Ziel dieser Annexionswünsche aber lag in der end- 
gültigenSicherung Deutschlands gegenüber England, dem es mit dem 
Besitz von Antwerpen die „Pistole auf die Brust‘ richten konnte. 
Nur unter dieser ständigen Bedrohung, so glaubte man, würde sich 
England zu einer Anerkennung des legitimen deutschen wirtschaft- 
lichen Expansionsstrebens zwingen lassen, weil ihm ein Angriff 
auf ein derartig verstärktes deutsches Reich als zu großes Risiko 
erscheinen müßte. Die deutschen Annexionen in Westeuropa sollten 
also die Funktion der 7irpitsschen ‚‚Risikoflotte‘‘ übernehmen. 

In dieser radikalen Form fand der westliche Annexionismus 
anfangs nur verhältnismäßig wenige Anhänger in der deutschen 


u.G. v. Below, 1925, S. 486/87. H. Schumacher, Ein Leben in der Welt- 
wirtschaft (Lebenserinnerungen, unveröfftl., maschgeschr., o. J., S. 647). 
!) Unbetitelte Denkschr. „Vertraulich. Als Handschrift gedruckt“. Gez. v. 
H. Schumacher, Bonn, Sept./Okt. 1914. 1 Exempl. in den Akten des Pol. 
Archivs d. Ausw. Amtes. Weltkrieg 15, Geheim. B. VI. Adh. Laut Anschrei- 
ben vom 4. Dezember 1914 wurde die Denkschrift von H. Stinnes dem 
Reichskanzler übersandt. Schumacher selbst hat später seine Kriegsziele in 
Belgien zurückgesteckt (Der deutsch-belgische Wettbewerb und seine 
Regelung, als Handschr. gedruckt, Mai 1916). 


Historische Zeitschrift 193. Band nf 
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Professorenschaft. Waren diese Forderungen doch den meisten 
von ihnen überhaupt unbekannt geblieben, weil sie nicht in der 
Öffentlichkeit, sondern nur in der Form vertraulicher Denkschriften 
in kleinem Kreis zirkulierten. 

Mehr Anklang fand eine gemäßigte Form des westlichen 
Annexionismus, der seine Forderungen auf die Errichtung eines 
deutschen Protektorats in Belgien beschränkte. Wenn mit diesen 
Gedanken zeitweilig auch 7. Meinecke, H.Oncken und in abge- 
schwächter Form (deutsche Besatzungsrechte) selbst M. Weber 
sympathisierten — Gelehrte, die später strikte Gegner des all. 
deutsch-industriell inspirierten Annexionismus wurden —, x 
erklärt sich dies aus der bald nach Kriegsausbruch weitverbreiteten 
und amtlich geförderten Überzeugung der deutschen Öffentlichkeit, 
daß Belgien schon vor dem Weltkriege ein geheimer Verbündeter 
der Entente gewesen sei, gegen den sich das Reich bei seiner un- 
mittelbaren Nachbarschaft zum Ruhrgebiet mit handgreiflichen 
Maßnahmen schützen müßte. Die Vorstellung, daß Deutschland 
bei den Flamen die Mission des Befreiers zu erfüllen hätte, wurde 
selbst von einigen der Linken nahestehenden Professoren geteilt 
(z. B. v. Schulze-Gäverniitz). 

Der früheste und kompromißloseste Gegner des westlichen 
Annexionismus, gleich in welcher Schattierung, war Z. Delbrück. 
Hatte er schon vor der Marneschlacht vor westlichen Annexions- 
plänen Freunden gegenüber gewarnt, so trat er Ende September 
1914 mit einer trotz ihrer verklausulierten Form eindeutigen Ab- 
sage an alle diese Bestrebungen an die Öffentlichkeit. Er entwarf 
statt dessen ein begrenztes Kriegszielprogramm: Mochte die deut- 
sche Politik versuchen, so führte er aus, die weltpolitische Gleich- 
berechtigung mit England zu erringen, sie durfte sich dabei dennoch 
nicht dazu verleiten lassen, Forderungen nach kontinentaler 
Machterweiterung zu erheben. Weltpolitisches Gleichgewicht, 
koloniale Expansion — ja; kontinentales Hegemonialstreben — 
niemals! lautete, auf eine kurze Formel gebracht, Delbrücks 
Kriegsziel. Das Reich, hob er hervor, könne dieses begrenzte Ziel 
auch bereits in einem „unausgefochtenen‘‘ Kampfe, in dem es 
weder Sieger noch Besiegte gäbe, gegen England durchsetzen. 
Alles, was darüber hinausginge, sei entweder militärisch unmöglich, 
wie etwa eine Landung in England, oder es sei politisch verfehlt, 
wie Annexionen auf dem europäischen Festland: Solche Forde- 
rungen seien der Ausdruck ‚napoleonischer‘‘ Tendenzen, die für 
die Deutschen diesselben Folgen haben würden wie einst für die 
Franzosen. Das Prinzip des europäischen Gleichgewichts würde 
unweigerlich wirksam werden und (wie schon mehrfach vorher in 
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der modernen Geschichte) verhindern, daß sich auf dem europä- 
ischen Kontinent eine Vormacht konsolidierte. Als Historiker also 
mit Hilfe der geschichtlichen Analogie der europäischen Hege- 
monialkämpfe hatte sich De/drück seine Konzeption gebildet!). 
Sie stieß bei seinen Kollegen zunächst auf weitgehende Verständnis- 
losigkeit, wenn nicht auf entrüstete Ablehnung. Erst im Laufe der 
Jahre 1915/1916 vermochte er eine größere Zahl von Anhängern zu 


gewinnen. 


EV. 





Das Schwanken mancher Gelehrten in ihrer Stellungnahme zu 
westlichen Annexionszielen läßt sich vielleicht damit erklären, daß 
diese bei allem ehrlichen Mißtrauen der Professoren gegenüber der 
zukünftigen Haltung Belgiens und bei all ihrer naiven Flamen- 
begeisterung einen etwas künstlich-gemachten Charakter nie ganz 
verloren. Anders der nach Osten gerichtete Annexionismus! Denn 
dieser fiel zusammen mit den nationalen Wünschen einer Gruppe 
von Professoren, deren publizistischer Einfluß in keinem Verhältnis 
zu ihrer relativ begrenzten Zahl stand: der Balten. Sie gehörten zu 
den wenigen Wissenschaftlern, die über die politischen Verhältnisse 
des Zarenreiches, die den meisten ihrer Kollegen völlig fremd ge- 
blieben waren, aus eigener Anschauung ein Urteil abzugeben ver- 
mochten. Daß dieses nur allzu oft von persönlichen Ressentiments 
gefärbt war — Schiemann! —, durchschauten unter dem Einfluß 
des weitverbreiteten und durch die Nachrichten aus Ostpreußen 
noch gesteigerten Russenhasses nur wenige. Die in diesen Kreisen 
vertretene Deutung des Weltkrieges als eines Endkampfes um das 
„domonium maris Baltici‘‘ (aller) hatte für viele etwasVerlocken- 
des, zumal sich der Kampf gegen Rußland von Anfang an auch bei 
linksgerichteten Kreisen starker Popularität erfreute. Aber auch 
für konservative Ohren klangen die östlichen Annexionsforderun- 
gen z. T. vertrauenerweckend, weil sie die Gewinnung neuen 
Siedlungslandes für Deutschland und so eine Stärkung der agrari- 
schen Schichten in Aussicht stellten (D. Schäfer). 


!) Vorstehende Skizze von Delbrücks Kriegszielkonzeption stützt sich auf 
seine politische Korrespondenz vom 27. September 1914, Preuß. Jbb,., 
B. 158, S. 191f., die den Vf. wegen ihrer für damalige Begriffe politisch 
ziemlich unorthodoxen Tendenz mit der Zensur in Konflikt brachte — ferner 
auf D.s — z. T. noch vor der Marneschlacht verfaßten! — erste Kriegs- 
briefe (u.a. an M. Lenz, 24. August 1914 u. 2. September 1914, Nachlaß 
Delbrück; an Kabisch, 1. September 1914, u. an Berthold Delbrück, 13. April 
1915, Konzepte im Nachl. D.). 
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Auch in diesem Bereich sind radikale und gemäßigte Strö- 
mungen zu unterscheiden. Radikale Sprecher der Baltendeutschen, 
wie etwa J. Haller und F. Lezius, gingen so weit, die völlige Ab- 
drängung Rußlands vom übrigen Europa zu fordern. Die Ukraine 
und Weißrußland sollten vom Zarenreich abgetrennt und in von 
den Mittelmächten abhängige Staaten verwandelt werden, die 
baltischen Provinzen annektiert und streckenweise (vor allem von 
ihren Bewohnern russischer Herkunft) zugunsten deutscher Neu- 
bauern geräumt werden — das östliche Gegenstück zu den west- 
lichen Enteignungsvorschlägen! 

Allein nach machtpolitischen Gesichtspunkten sollte endlich 
auch der gordische Knoten der polnischen Frage gelöst werden. 
Mit Rücksicht auf die Wünsche des österreichischen Verbündeten 
liefen die Pläne der radikalen Annexionisten dort meist auf eine 
abermalige Teilung hinaus, wobei der dem Reich zufallende 
Landesteil die Stellung eines deutschen Protektorats (ähnlich 
Belgien) einnehmen sollte. Die amtliche deutsche Politik einer 
schrittweisen Verselbständigung Russisch-Polens, wie sie sich im 
Laufe des Jahres 1916 durchsetzte, wurde in diesen Kreisen auf das 
schärfste verurteilt. 

In der Reichsleitung hatte sich nämlich zuletzt eine gemäßigt 
annexionistische Strömung durchgesetzt, die gleichfalls über 
einflußreiche Vertreter unter den deutschen Professoren verfügte 
und die man etwas vereinfachend ‚‚liberal‘‘ nennen könnte (A. u. 
M. Weber, M. Sering, H. Delbrück). Diese Richtung versuchte mit 
dem allseitig verkündeten Anspruch der deutschen Politik, als 
dritte Kraft im Weltkrieg für alle unterdrückten Nationen einzu- 
stehen, wenigstens für Osteuropa Ernst zu machen; denn hier 
schien Deutschland nach Zurückdrängung der russischen Macht die 
Befreierrolle wie von selbst zuzufallen. Deshalb wurde verlangt, 
daß das Reich dem Weltkrieg einen ausschließlich nach Osten 
offensiven Charakter geben sollte. Daß diese Pläne durch die 
deutschen Siege im Osten im Sommer 1915 mitbestimmt wurden, 
läßt sich aus der Tatsache ablesen, daß sie gerade zu diesem Zeit- 
punkt besonders häufig auftauchten. Auch fehlten ihnen macht- 
politische Berechnungen, der Wunsch, Rußland aus dem Konzert 
der europäischen Mächte auszuschließen, keineswegs, womit dann 
diese „Liberalen‘‘ in bedenkliche Nähe der radikalen Ostannexio- 
nisten gerieten. Dennoch darf man den entscheidenden Unterschied 
in der politischen Konzeption dieser beiden Gruppen nicht über- 
sehen: Er wurde sichtbar, sobald es um die Frage des zukünftigen 
politischen Status der osteuropäischen Völker ging. Die baltischen 
Annexionisten, mit der einen wichtigen Ausnahme A.v. Harnacks, 
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betrachteten sich als Fortsetzer der mittelalterlichen deutschen 
Ostkolonisation, den Liberalen dagegen schwebte, wie noch genauer 
zu zeigen ist, unter dem Schlagwort ‚Mitteleuropa‘ das Bild eines 
Bundes von mindestens halbautonomen Staaten vor, von denen 
Polen nach Möglichkeit zusammen mit dem schon österreichischen 
Galizien sich an die Habsburgermonarchie locker angliedern 
sollte. Die Proklamierung eines polnischen Königreiches im 
November 1916 wurde als erster Schritt in dieser Richtung von den 
„Liberalen“ wärmstens begrüßt. 

Daß diese Vorschläge kein Allheilmittel darstellten, dessen 
waren sich diese Gelehrten durchaus bewußt. Trotzdem ist auch 
H.Delbrück mit ihnen nach einigem Zögern zusammengegangen, 
obwohl er damit sein eigenes Prinzip eines generellen Verzichtes 
auf kontinentale Eroberungen verleugnete. Es ist bezeichnend für 
die Stärke der annexionistischen Stimmung im Bürgertum, daß er - 
sich zu dieser Konzession in der Hoffnung bereitfand, dadurch die 
deutsche Öffentlichkeit von ihren westlichen Annexionswünschen 
abzulenken. 

Die Rolle des Warners vor übersteigerten Kriegszielen über- 
nahm für den Osten O. Zoetzsch. Schüler Schiemanns, gehörte er zu 
den ganz wenigen nichtbaltischen Gelehrten, die eine genaue, aus 
eigener Anschauung geschöpfte Kenntnis der politischen Zustände 
des Zarenreiches besaßen. Sie bildete den Ausgangspunkt der von 
ihm befürworteten Rußlandpolitik:: Diese müßte, so schrieb er schon 
im Winter 1914/1915, stets von der Tatsache der langen gemein- 
samen deutsch-russischen Grenze ausgehen, die alle Versuche, der 
Bedrohung Deutschlands durch das Zarenreich ein Ende zu setzen, 
von vornherein zum Scheitern verurteile!). Statt dessen müsse es 
entsprechend der Bismarckschen Tradition auch im Weltkrieg das 
Fernziel der deutschen Politik bleiben, zu einem erträglichen, 
wenn möglich sogar freundschaftlichen Verhältnis zu seinem öst- 
lichen Nachbarn zu gelangen. Die Pläne für eine Befreiung Polens, 
mit denen sich Rußland nie abfinden würde, stünden deshalb dem 
wohlverstandenen deutschen Interesse nicht weniger im Wege als 
das gutgemeinte Siedlungsprogramm für die baltischen Provinzen. 
Wenn Deutschland einige kleinere Grenzkorrekturen im Osten 
anstreben sollte, dann nur aus militärischen Gründen. In dieser 
militärisch-technischen Frage unterschied sich also Zoetzsch von 
Delbrück, der den Wert militärischer Grenzsicherungen im Prinzip 
anzweifelte. Ebenso spielten für Zoeizsch anders als für die Libe- 
ralen Rücksichten auf kulturelle Traditionen gegenüber Rußland 
') O0. Hoetzsch, Vorläufige Gedanken zur polnischen Frage, als 
Manuskr. gedruckt Dez. 1914. 
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keine Rolle. Hingegen stimmte er mit diesen wieder völlig überein 
in der nüchternen Einschätzung des deutschen Machtpotentials, das 
es nie erlauben würde, daß das Reich den Weltkrieg auf der west- 
lichen und der östlichen Front gleichzeitig gewann. 

Hoetzsch stand mit seiner ausschließlich prorussischen Kon- 
zeption unter seinen Kollegen ziemlich allein; einen starken Rück- 
halt fand er dagegen bei seinen konservativen Parteifreunden 
(z. B. Westarp). 

Alles in allem bieten die Kriegszielwünsche innerhalb der 
deutschen Professorenschaft — und keineswegs nur dort! — auch 
heute noch ein leicht verwirrendes Bild. Diese Sachlage ließ 
Alfred Weber resigniert feststellen, daß für die junge deutsche 
Weltmacht eine außenpolitisch fest umrissene ‚Sendung‘ noch 
nicht konzipiert werden könne. Andere Gelehrte bemühten sich, 
eine Synthese zwischen den verschiedenen Möglichkeiten zu finden. 
Die Wiederaufnahme des Berlin-Bagdad-Planes, d. h. des Projek- 
tes eines mitteleuropäisch-nahöstlichen Wirtschaftsblockes, war 
ein solcher Versuch, der die Erfordernisse kontinentaler Sicherung 
und maritimer Expansion für das Reich miteinander in Einklang 
bringen wollte, ohne daß dadurch unbedingt das Prinzip des euro- 
päischen Gleichgewichts verletzt worden wäre. Daß mit dieser 
Politik das Reich englische wie russische Interessen empfindlich 
berührte und damit die englisch-russische Koalition zu verewigen 
drohte, wurde nur allzu leicht übersehen. 

Verwandt mit diesen Vorstellungen ist der Mitteleuropaplan 
— F. Naumanns denkwürdiger Versuch einer außenpolitischen 
Synthesenbildung. Sein Gedanke eines mitteleuropäischen Staaten- 
bundes, dessen Kern die Zentralmächte bilden sollten, kam zeit- 
genössischen Tendenzen in mehrfacher Hinsicht entgegen: In der 
Rückwendung auf die kontinentale Position des Reiches, in der 
von den Gemäßigten vertretenen Ablehnung aller nach reiner 
Eroberung aussehenden Kriegszielwünsche, aber auch in dem Ver- 
such, für Deutschland ein ‚‚positives‘‘ Kriegsziel zu finden, nach 
dem die Annexionisten so laut riefen. Maumanns mitteleuropäischer 
Staatenbund sollte Annexionen überflüssig machen, indem er auf 
friedlichem Wege für die deutsche Wirtschaft einen neuen Expan- 
sionsraum öffnete. Er sollte Deutschland zur Weltmacht erheben, 
ohne daß es dabei eine Hegemonialmacht wurde; denn seine 
Stellung in der neuen mitteleuropäischen Staatenfamilie sollte nur 
der eines primus inter pares gleichen. Eine Zeitlang sah es so aus, 
als ob Maumanns Konzeption sich durchsetzen würde; hinterlied 
sie doch auch bei annexionsfreundlichen Gelehrten (Z. Meyer) 
einen nachhaltigen Eindruck. Dann aber bemächtigten sich ihrer 
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großdeutsch gesinnte Publizisten (z. B. X. A.v. Müller) und gaben 
ihr im Gegensatz zu Maumanns in seinem Kern übernationalen 
Grundansatz einen nationalistischen Beigeschmack?). Gegen Kriegs- 
ende war „Mitteleuropa“ ein inhaltloses Schlagwort geworden, das 
sich zur Überbrückung der inzwischen entstandenen politischen 
Gegensätze auch unter den Professoren nicht mehr eignete. 

Diese Verschlechterung des innenpolitischen Klimas war nicht 
zuletzt das zweifelhafte Verdienst der extrem-annexionistischen 
Agitation der Alldeutschen, denen schon deshalb ein so weit- 
reichender Erfolg beschieden war, weil sie sich mit gleicher Laut- 
stärke sowohl für westliche als auch für östliche Annexionen ein- 
setzten. Aus der Obskurität, die sie vor dem Kriege ohne viel Erfolg 
zu durchbrechen versucht hatten, waren sie seit Kriegsbeginn auch 
in den Augen vieler Gelehrter zu dem Range einer angesehenen und 
ernst zu nehmenden patriotischen Vereinigung aufgestiegen. Ihre 
Führung machte sich diese neue Lage zunutze, indem sie sich 
bemühte, das Prestige der deutschen Wissenschaft für ihre eigenen 
Zwecke in die Waagschale zu werfen. Dies war vor allem das Ziel 
der Unterschriftenwerbung für eine annexionistische Eingabe, die 
sie im Frühsommer 1915 unter maßgeblicher Mithilfe des Berliner 
Theologen R. Seederg in Gelehrtenkreisen kursieren ließen. Seederg 
stand den alldeutschen Wünschen sympathisch gegenüber, weil ihm 
als Balten östlicher Landerwerb ein Herzensanliegen war. Daß er 
sich mit seiner Tätigkeit zugleich zum Sprachrohr recht handfester 
industrieller Interessen (Z/ugenberg) machte, wollte er nicht wahr- 
haben. Ebensowenig durchschauten wahrscheinlich die meisten 
seiner Kollegen die Hintergründe dieser Adresse; jedenfalls wurde 
die Werbeaktion trotz der Radikalität ihrer Annexionsforderungen, 
die auch wieder das fatale Verlangen nach umfangreichen Ent- 
eignungen in Ost und West enthielten, ein durchschlagender 
Erfolg. 352 Wissenschaftler, von denen einige wie U.v. Wilamowiiz- 
Moellendorff, E. Meyer oder etwa J. Kohler weltweites Ansehen 
genossen, setzten ihre Unterschrift unter die Denkschrift. Zur 
Fortführung dieser so verheißungsvoll begonnenen Werbung trat 


!) Schon im Herbst 1915 bezeichnete M. Mitteleuropa als ‚Bollwerk des 
Deutschtums‘“ (‚‚Die deutsche Not“, Süddeutsche Monatshh., Okt. 1915, 
S. 18. Nachträgl. Abdruck in: Vom alten zum neuen Deutschland, 
1938, S. 40ff.). Vgl. auch: Deutschlands Stellung in der Welt, 1916, 
$.46: „Neben den neuen Riesenreichen ... muß auch die alte europäische, 
die vorherrschend deutsche Mitte sich wieder verstärken ... Aufgaben von 
Faustischer Perspektive tun sich... vor dem Deutschtum auf. Wir denken 
an die tiefste Sehnsucht, die sich in unserm neuen Reich bisher geregt hat, an 
die Sehnsucht nach einem neuen geschlossenen deutschen Menschentypus ....“ 
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kurz darauf ein ständiges Komitee — später unter dem Namen K 
„Unabhängiger Ausschuß für einen deutschen Frieden‘ bekannt — A 
unter der Leitung des Berliner Historikers D. Schäfer zusammen, g 
das bis Kriegsende den Mittelpunkt der annexionistischen Propa- d 
ganda im gebildeten Bürgertum bildete. D 
Die Gegner dieser Agitation unter den deutschen Professoren g 
sammelten sich um Z. Delbrück, auf dessen Anregung hin Anfang Si 
Juli 1915 eine gegen die ‚Seederg-Adresse gerichtete Erklärung ver- Zi 
faßt wurde. Doch wurde diese mit ihrem gemäßigten Kriegsziel- ir 
programm, das sich gegen westliche und nur mit Einschränkung d 
für östliche Annexionen aussprach, nur von etwa 80 Hochschul- St 
lehrern unterschrieben!). Auf eine eigene Propagandaorganisation d 
verzichteten die Gemäßigten vorerst und bedienten sich zur Ver- A 
breitung ihrer Ansichten lediglich der von Deldrück herausgegebenen 
„Preußischen Jahrbücher“. x 
Das Ergebnis dieser beiden Unternehmungen war eine nun- E 
mehr auch unter den Professoren endgültige Scheidung der Fronten fa 
zwischen ‚‚Annexionisten‘“ und „Gemäßigten‘“. An Versuchen, den fi 
so entstandenen Riß wieder zu überbrücken, hat es während der d 
nächsten Kriegsjahre nicht gefehlt. Doch der Erfolg blieb ihnen V 
wegen der Schärfe der Gegensätze versagt. w 
Dies wird erst wirklich verständlich, wenn man den innen- al 
politischen Aspekt der Kriegszieldiskussion berücksichtigt und auf | v 
die unterschiedliche Interpretation des „Geistes von 1914“ undauf | B 
die aus ihr resultierenden divergierenden Auffassungen über die | in 
st 
1) Wie I. Geis (Der polnische Grenzstreifen 1914—1918, Hist. Studien ! C 
hrsg. v. W. Berges u. a., H. 378, 1960, S. 63) nachweist, schloß dieser gene- ‚ W 
relle Verzicht auf Belgien bei einigen Unterzeichnern (A. v. Harnack) die d 
Befürwortung strategischer Grenzkorrekturen nicht aus. Dies gilt jedoch I 
nicht für Delbrück, einen der Hauptinitiatoren der Denkschrift, der bereits 
1915 jede Form einer Abtrennung belgischen Bodens zu deutschen Gunsten ” 
abgelehnt hat, wie seine Briefe an Oncken v. 13. August 1915 —- Ablehnung 
i einer „Luxemburgisierung‘‘ — und an Lenz v. 7. August 1915 (beide im sc 
Nachlaß Delbrück) zeigen. D. ist überhaupt der weitverbreiteten Neigung, gl 
den militärischen Wert strategischer Grenzberichtigungen zu überschätzen, sc 
während des ganzen Weltkrieges entgegengetreten — zuerst in einem Briefan F 
Lenz v. 2. September 1914 (Nachl. D.), wo es heißt: ‚Wir dürfen weder tr 
französisches noch belgisches Gebiet annektieren ... weder Lüttich noch sc 
Belfort.‘‘ Vgl. auch seine politischen Korrespondenzen vom 27. September sc 
1914 (Preuß. Jbb., B. 158, S. 191f.) und vom 28. Januar 1917 (ebd. B. 167, Z 
S. 345f.). Auch 1917 erklärte er dort, daß es für ihn ‚einen Mittelweg zwi- 
schen der Annexion und der Freigabe Belgiens nicht gäbe‘. Woran die deut- de 
in 


sche Politik gegenüber Belgien festzuhalten habe, sei lediglich die Verwal- 
tungstrennung zwischen Wallonen und Flamen. p« 
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Kriegsaufgabe der deutschen Professoren zurückgreift. Für die 
Annexionisten waren, wie gerade ‚Seederg sehr eindringlich dar- 
gelegt hat, „positive“ Kriegsziele ein integrierendes Element für 
die deutsche Heimatfront, die, wie man annahm, nur dann auf die 
Dauer die Entbehrungen des Krieges ertragen würde, wenn man ihr 
greifbare Annexionsziele vor Augen hielte. Da die Regierung ‚‚ver- 
sagte‘‘, glaubten sich diese Gelehrten berufen, hier in die Bresche 
zu springen. Eine solche Vorstellung von der Rolle der Gebildeten 
in der Öffentlichkeit herrschte nicht nur in den Reihen der All- 
deutschen, sondern sie entsprach, wie wir sahen, auch der politi- 
schen Selbsteinschätzung der deutschen Professorenschaft, so daß 
der Eindruck, als handelten sie als Propaganda-Marionetten der 
Alldeutschen, bei ihnen gar nicht erst aufkam. 

In den Augen der Gemäßigten bildeten alle extremen Anne- 
xionsforderungen, besonders die westlichen, ein desintegrierendes 
Element im deutschen Volke. Nicht ohne Grund zählten zu ihnen 
fast alle Kathedersozialisten von Z. Brentano bis zu G. Schmoller, 
für die das Vermächtnis der „Erhebung von 1914‘, wie gesagt, in 
der Erhaltung und dem Ausbau der neu gewonnenen sozialen 
Volksgemeinschaft bestand. Daß sich die extremen Eroberungs- 
wünsche der Alldeutschen nie mit den im Ursprung pazifistischen 
außenpolitischen Vorstellungen der deutschen Sozialdemokratie 
vereinbaren lassen würden, das stand für diese Professoren seit 
Beginn der Kriegszieldiskussion fest. Die Tatsache, daß gerade 
industrielle Kreise die alldeutschen Annexionspläne so eifrig unter- 
stützten, mußte diesen in den Augen der Linken erst recht den 
Charakter klassen-egoistischer Wünsche verleihen. Mit anderen 
Worten: Der alldeutsche Annexionismus war nur allzu gut geeignet, 
die eben gewonnenen Arbeitermassen wieder vom deutschen 
Staate zu entfremden, was gerade zu verhindern sich die Nau- 
mannianer zu ihrer Aufgabe im Weltkriege gemacht hatten. 

Es war also nicht nur der Gedanke an die kulturelle Gemein- 
schaft des Abendlandes, nicht nur das Moment realistischer Mäßi- 
gung, was die Gemäßigten in ihrer politischen Haltung bestimmte, 
sondern auch die spezifische Auffassung, die sie sich von ihrer 
Funktion an der inneren Front gemacht hatten. Dieser blieben sie 
treu, obwohl sie sich dessen bewußt wurden, daß daran die anfangs 
scheinbar unerschütterliche Phalanx der deutschen Professoren- 
schaft innerlich zerbrach. Sie mußten erkennen, daß mit der ersten 
Zerreißprobe — der Frage nach der außenpolitischen Zielsetzung 
des Krieges — entgegen ihren 1914 gehegten Hoffnungen die alten 
inneren Gegensätze wieder aufbrachen. Die weitere Geschichte der 
politischen Diskussion im Kreise der deutschen Gelehrten ist nicht 
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so sehr die Geschichte einer grundlegenden Abwandlung dieser 
Gegensätze als vielmehr die ihrer zunehmenden Radikalisierung, 
die Hand in Hand ging mit der Verschlechterung der militärischen 
Lage. 


V. 


Daß Deutschlands Kräfte mit der Fortdauer des Weltkrieges 
„aufs äußerste‘ angespannt wurden, gaben im Laufe des Jahres 
1916 Gemäßigte und Annexionisten in vertrauter Umgebung mit 
gleicher Offenheit zu. Nur reagierten die beiden Gruppen auf diese 
neue Lage verschieden. Die Annexionisten glaubten, die militäri- 
sche Krise könne nur dadurch überwunden werden, daß das deut- 
sche Volk an den Überzeugungen festhielte, mit denen es bisher 
seine Kraftprobe bestanden zu haben schien. Die Gemäßigten 
dagegen hielten eine vernünftige Anpassung der politischen und 
psychologischen Kriegführung an die neue Lage für geboten, selbst 
wenn dies die Revision einiger bisher für sakrosankt gehaltener 
„Ideen von 1914‘ bedeutet hätte. Damit trat das Interesse für die 
Höhe des Siegespreises, d. h. für die Kriegsziele, zurück hinter der 
grundlegenden Frage nach der Art der Beendigung des Kampfes. 
Die Spaltung zwischen Annexionisten und Gemäßigten erweiterte 
sich zu dem Riß zwischen den Anhängern des Sieg- und denen des 
Verständigungsfriedens. 

Für die Propagandisten des Siegfriedens — von Georg v. 
Below bis zu Erich Brandenburg — gab es für den totalen Sieg keine 
Alternative: Nur ein solcher Sieg, so verkündeten sie unermüdlich, 
könnte den Gewinn bringen, den Deutschland für sein Wachstum 
brauchte, wenn es nicht „hinabsinken‘‘ wollte in die Zustände, 
„in denen wir Kulturdünger darstellten“ (D. Schäfer)‘). Nur der 
Wille zum absoluten Siege ermöglichte es dem Volke, die Entbeh- 
rungen des Krieges zu ertragen — jedes Haltmachen auf halbem 
Wege, jedes Eingehen auf pazifistische „‚Sirenenklänge‘‘ könnte nur 
den Zerfall der inneren Front zur Folge haben. Das letzte und noch 
einzig wirksame Mittel zur Erringung eines solchen Siegfriedens 
aber schien seit Anfang 1916 nur noch die unbeschränkte Verwen- 
dung der U-Boot-Waffe zu liefern. Daher die fanatische Zähigkeit, 
mit der sich die Annexionisten auf diese Forderung versteiften, 
daher ihre tiefe Niedergeschlagenheit, solange die Reichsleitung 
sich zu diesem Schritt nicht bereitfinden wollte und darüber hinaus 
auch noch gegen die U-Boot-Agitation einzuschreiten suchte. 

Das Problem Amerika wurde bei diesem Propagandafeldzug 
als „‚quantit€ negligeable‘‘ behandelt und die Rücksichtnahme der 


1) D. Schäfer, Nochmals zur Lage, als Handschr. gedr., Januar 1917, S. 14. 
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politischen Führung auf die Vereinigten Staaten als unverzeihliche 
Schwäche gebrandmarkt. Den von 7irpitz vorgelegten Zahlen- 
unterlagen schenkte man uneingeschränktes Vertrauen und glaubte 
sich dem Siege nahe, als sich Bezhmann Anfang 1917 zur Erklärung 
des uneingeschränkten U-Boot-Krieges hatte überreden lassen — 
dies ungeachtet der Tatsache des Abbruches der diplomatischen 
Beziehungen zwischen dem Reich und den USA. 

Bei den Gemäßigten rief dieser Entschluß genau den entgegen- 
gesetzten Eindruck hervor: „Heute haben wir Elsaß-Lothringen 
verloren“,. soll Z. Zroeltsch damals ausgerufen haben, und 
F. Meinecke erinnert sich daran, daß er und seine Freunde seitdem 
auf eine deutsche Niederlage innerlich vorbereitet gewesen seien!). 
Der ganze Kreis um Delbrück, dazu weitere Gelehrte, die, wie etwa 
G.v. Schulse-Gävernitz, mit den Linksparteien sympathisierten, 
standen noch unter dem Eindruck der eindringlichen Warnungen, 
mit denen Max Weber der Reichsleitung von dem uneingeschränk- 
ten U-Boot-Krieg und damit von dem Risiko eines Krieges mit den 
USA abgeraten hatte. „Der Krieg ist verloren, wenn es losgeht‘, 
hatte er schon im März 1916 gesagt?), denn der Kriegseintritt der 
Vereinigten Staaten würde, wie er im einzelnen in einer Denk- 
schrift durchrechnete, das alliierte Kriegspotential in kriegsent- 
scheidender Weise verstärken. Grundsätzlich aber war er dagegen, 
das Schicksal des Reiches so völlig von dem Erfolg oder Mißerfolg 
eines technischen Kriegsmittels abhängig zu machen. 

Aber wie sollte Deutschland sonst die kritische Lage bewälti- 
gen, in die es geraten war ? Die Antwort der Gemäßigten lag nicht 
auf militärischem, sondern auf politischem Gebiet und lautete mit 
einem Wort: Verständigungsfrieden. Die Tatsache, daß sich alle 
Gemäßigten auf dieser politischen Grundlage trafen und damit den 
Weg zu der Konzeption fanden, die De/drück schon im Herbst 1914 
skizziert hatte, war die Folge eines gewandelten psychologischen 
Klimas, das sich in diesem Kreis seit Mitte 1916 erkennen läßt. 
Von der naiven Kriegsbegeisterung der ersten Kriegszeit war nur 
noch wenig zu spüren; sie war immer weiter zurückgetreten hinter 
einem ganz neuen Verständnis für den modernen durchtechnisierten 
Völkerkampf in seiner jenseits aller politischen Vernunft liegenden 
Eigengesetzlichkeit, das sich bei ihnen allmählich anbahnte. Der 
Krieg sei dabei, sich „selbst zu widerlegen“, schrieb 7. Meinecke 
Mitte 1916 unter dem Eindruck der Sommeschlacht, die von 
Deutschland erstrebten — und in den Augen der Gemäßigten 
!) P. Rohrbach, Um des Teufels Handschrift, 1953, S. 206. Meinecke 
selbst in: Straßburg, Freiburg, Berlin, 1949, S. 168, 222, 

?) Marianne Weber, Max Weber, ein Lebensbild, 2. A. 1950, S. 606. 
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immer begrenzten — Kriegsziele schienen ihm in keinem vernünfti- 
gen Verhältnis mehr zu stehen zu den Tag um Tag eingesetzten 
militärischen Mitteln!). Das Gespenst einer sinnlosen Selbstver- 
nichtung der europäischen Kultur, das selbst 1914 nicht ganz aus 
dem Blick dieser Professoren verschwunden war, nahm wieder 
erschreckend deutliche Umrisse an, und nur die Mittel der Politik, 
war man überzeugt, vermochten noch eine Katastrophe — nicht 
nur Deutschlands! — zu verhindern. 

Politische Verständigung hieß für alle Gesinnungsgenossen 
Delbrücks: Verständigung mit dem Westen. O. Zoetzsch, der als 
einziger führender Gelehrter einer Verständigung mit dem Zaren- 
reich das Wort redete, blieb weiterhin eine Ausnahme und wollte 
wie die Siegfriedensanhänger den Kampf mit den Westmächten 
bis zum Totalsiege. Sein politisches Fernziel bestand in der Zu- 
sammenfassung aller europäischen Kontinentalmächte, wenn mög- 
lich unter Einschluß Frankreichs, zu einem Bunde, der zusammen 
mit Japan gegen den angelsächsischen ‚Weltdespotismus‘‘ Front 
machen sollte. Also der Plan eines überdimensionalen Kontinental- 
blockes, der ja schon vor dem Kriege diskutiert worden war und 
nun im Kriege auch von anderen — meist rechtsstehenden — Ge- 
lehrten wieder hervorgeholt wurde. Nach der ersten russischen 
Revolution geriet Zoetzsch dann überraschend in die Nähe von 
liberalen Vertretern der Verständigungsidee, für die (z. B. A. We- 
ber) das neue Rußland auf einmal bündnisfähig geworden war. 
Der seit Ende 1917 in der Luft liegende Gedanke, sich mit den 
Bolschewisten auf gleicher Ebene zu verständigen, wurde aller- 
dings weder von Zoetzsch noch sonst einem maßgeblichen Gelehr- 
ten aufgegriffen. 

Hoetzschs Verständigungsbereitschaft gegenüber dem zaristi- 
schen Rußland hat durch die diplomatischen Enthüllungen der 
Nachkriegszeit eine gewisse Rechtfertigung erhalten. Die Verständi- 
gungshoffnungen seines Gegenspielers 7. Delbrück und dessen 
Kreises muten dagegen in der heutigen Perspektive recht opti- 
mistisch an. Es waren auch durchaus nicht nur Erwägungen des 
politischen Kalküls, die den Gemäßigten einen Frieden mit Deutsch- 
lands östlichen Nachbarn undiskutabel erscheinen ließen, sondern 
mehr eine instinktive Abneigung gegen das „Moskowitertum‘, von 
dessen politischen Kräften man eher übertriebene Vorstellungen 
besaß. Mit der Überschätzung des Zarenreiches ging Hand in Hand 
eine Unterschätzung der Kraftreserven des englischen Empires. 
Man kann hier bei Deldrück, der während des ganzen Krieges einen 
1) F. Meinecke, „Der Rhythmus des Weltkrieges‘ (31. Dezember 1916), Pol. 
Schrr. u. Reden, 1958, S. 140. 
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allmählichen Zerfall dieser Macht prophezeite, von einer Art 
politischer Übersichtigkeit sprechen, die nicht so sehr das England 
des ersten Weltkrieges in den Blick faßte als vielmehr seine weitere 
politische Entwicklung im Zeitalter der Emanzipation der Kolonial- 
völker. Die Festigkeit der englischen Heimatfront verkannten 
auch die vielen enttäuschten Englandfreunde unter den deutschen 
Gelehrten (z. B. 7. Oncken), die von der Theorie nicht loskamen, 
daß in London eine starke friedenswillige Partei von den Kriegs- 
treibern eingeschüchtert würde und daß der Sturz dieser Kriegs- 
partei genügen würde, um den Weg zu einer Verständigung zu 


bahnen. 
Diese Kräfte in Großbritannien zu stärken, betrachtete auch 


Delbrück als die vordringliche Aufgabe der deutschen Politik. Die 
zügellose alldeutsche Kriegszielagitation, so glaubte er, würde die 
Gemäßigten auf der anderen Seite des Kanals nie zum Zuge kom- 
men lassen, während die Bekundung tunlichster Zurückhaltung in 
Kriegszielfragen auf deutscher Seite diesen Gemäßigten politische 
Argumente in die Hand spielen würde. Die erste Voraussetzung für 
den Erfolg einer solchen Politik bestand für ihn in einer öffentlichen, 
uneingeschränkten deutschen Verzichtserklärung für Belgien. Er 
hat sich — früher als die meisten auch unter seinen Gesinnungs- 
genossen — schon im Jahre 1916 zur Erkenntnis dieser Notwendig- 
keit durchgerungen. Einen weiteren Schritt zur Erleichterung 
eines zukünftigen Friedensschlusses sah er in der Übernahme eini- 
ger Punkte des pazifistischen Friedensprogrammes — z.B. der 
Forderung nach der Bildung von internationalen Schiedsgerichts- 
höfen — durch die deutsche Politik, die sich so von dem Odium 
reinen Machtstrebens befreien könnte. Freilich war das bei ihm 
eine mehr taktische als grundsätzliche Anerkennung des Pazifis- 
mus, ein „realpolitischer Pazifismus‘‘, wie er es nannte. Doch hielt 
er eine solche taktische Wendung für so wichtig, daß er sie nicht 
nur publizistisch vertrat, sondern auch als Mittelsmann zwischen 
gemäßigten Pazifisten (W. Schücking) und der Reichsleitung ver- 
suchte, die amtliche deutsche Politik in diesem Sinne zu beeinflussen. 
Tatsächlich konnte er Anfang November 1916 mit Genugtuung 
feststellen, daß der deutsche Reichskanzler sich öffentlich mit eini- 
gen dieser Forderungen solidarisch erklärte — einer der wenigen 
Fälle direkter und erfolgreicher Einwirkung eines deutschen 
Gelehrten auf den Gang der amtlichen Politik! 

Die öffentliche Meinung Englands wurde damit freilich noch 
keineswegs gewonnen; das Kriegskabinett Zloyd George blieb fest 
im Sattel, und alle Anzeichen für einen Umschwung, wie z. B. der 
Brief Zandsdownes an den Daily Telegraph vom November 1917 
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erwiesen sich immer wieder als Trugbilder. Deödrück schob die 
Schuld für das Fehlschlagen all dieser Vermittlungsbemühungen 
weitgehend dem Unvermögen der Reichsleitung zu: 
„Wir sehen deutlich, daß der Friede erreichbar wäre“, schrieb 
er noch Mitte Februar 1918, ‚wenn Deutschland jetzt eine 
vernünftige Politik machte und namentlich die Erklärung über 
Belgien endlich abgäbe. Aber L. /Zudendorff] erlaubt es 
schlechterdings nicht, und er regiert uns... ‘“) 
An diesen Zeilen ist bezeichnend, wie weit Delbrück die Friedens- 
frage unter innenpolitischem Blickwinkel betrachtete. Er folgte 
damit einer allgemeinen Tendenz, die die politische Weltkriegs- 
diskussion in ihrem letzten Stadium auch unter den Gelehrten 
kennzeichnet. 


v1. 


Man kann, innenpolitisch gesehen, den „Geist von 1914“ als 
ein Bekenntnis der deutschen Professoren zu der politischen Ord- 
nung bezeichnen, wie sie Bismarck für das neue Deutschland 
geschaffen hatte. Anders als das Einvernehmen in außenpolitischen 
Fragen blieb unter den Professoren die Einigkeit in der Beurteilung 
innenpolitischer Probleme im großen ganzen während der ersten 
eineinhalb Kriegsjahre gewahrt, wenn man einmal von alldeutschen 
Extremfällen (Zezius, Ziedig) und von den vielen kritischen 
Stimmen über die persönliche Amtsführung Beihmann Hollwegs 
absieht. 

Die maßlose Hetze gegen die Person des Reichskanzlers, die 
die Alldeutschen betrieben, konnte erst in dem Moment bei einer 
größeren Zahl von Gelehrten wirklichen Anklang finden, als das 
Problem der Freigabe einer öffentlichen Erörterung der bisher unter 
Zensur stehenden Annexionszielfrage aktuell wurde. Dies geschah 
mit dem Aufflammen des U-Boot-Streites, als vielen rechtsstehen- 
den Professoren (Z. Meyer, D. Schäfer) die Unterdrückung einer 
öffentlichen Behandlung dieser so lebenswichtigen Frage gefährlich 
erschien und damit eine allgemeine Diskussion über die amtliche 
Zensurpolitik in Gang kam. Eine eigenartige Frontverschiebung 
vollzog sich: Im Grunde konservative Persönlichkeiten entdeckten 
in ihrer Opposition gegen die amtliche Zensurpolitik ihre Vorliebe 
für eine „volkstümliche‘“‘, d.h. unter Beteiligung der breiten 
Öffentlichkeit konzipierte Außenpolitik, während liberal eingestellte 
Professoren wie Delbrück und Meinecke vor solch einer, wie sie es 
empfanden, demagogischen Behandlung der so komplizierten 
1) An Lina Delbrück, 19. Februar 1918, in: Delbrücks Leben, aufgez. v. 
Lina Delbrück, ungedr., B. XI, S. 47£. 
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außenpolitischen Probleme des Weltkrieges dringend warnen zu 
müssen glaubten. Diese ganze Erörterung blieb aber nur ein Vor- 
spiel und ist alles in allem nur bezeichnend für die Sicherheit, mit 
der sich die annexionistische Rechte auf die Stimmung weiter Kreise 
des Bürgertums berief. Daß diese „demokratische‘‘ Tendenz nur 
eine für einen ganz bestimmten Zweck angenommene Pose war, 
zeigte bald die große Debatte über die inneren Reformen, die mit 
der kaiserlichen Osterbotschaft von 1917 einsetzte. Abgesehen von 
der Kriegszielfrage hat dieses Problem unter allen Fragen des Welt- 
krieges die Professoren am intensivsten beschäftigt. 

Der führende Kopf der liberalen reformfreundlichen Richtung 
wurde Max Weber, während aus den Reihen der rechtsstehenden 
reformfeindlichen Gelehrten ihm eigentlich kein ebenbürtiger 
Gegner entgegentrat. Ausgangspunkt für beide Richtungen war, so 
muß wiederholt werden, der „Geist von 1914“ in seinen einander 
entgegengesetzten Auslegungen, d.h. für die Liberalen die Entwick- 
lung des deutschen Staatswesens zu einem sozialen Kaisertum, wie 
sie mit Kriegsausbruch eingesetzt zu haben schien. Aber war dies 
am Ende nicht nur ein kriegerischer Ausnahmezustand ? Diese 
Befürchtung hatte 7. Preuss in seiner richtungweisenden Schrift: 
„Das deutsche Volk und die Politik‘ schon 1915 geäußert. Bestand 
nicht die große Gefahr, daß mit der Rückkehr des friedlichen 
Normalzustandes auch der altüberkommene Obrigkeitsstaat wieder 
die Oberhand gewinnen könnte ? Sein Fortbestand aber hatte sich 
in zweierlei Hinsicht politisch verhängnisvoll ausgewirkt: Er 
reservierte alle politischen Führungspositionen für Angehörige des 
Berufsbeamtentums und machte so eine echte politische Führer- 
auslese unmöglich, und er isolierte in seiner überholten Verfassungs- 
form Deutschland von seiner moderneren Umwelt. 

Was war zu tun, um eine rückläufige Entwicklung der Reichs- 
verfassung zu verhindern ? Die Antwort lautete bei Preuss sehr 
generell, daß die breiten Massen des deutschen Volkes politisch 
erzogen und damit politisiert werden müßten. Aber geschah dies 
nicht schon lange und besonders intensiv jetzt im Kriege in all den 
patriotischen Vereinigungen, wie sie z. B. D. Schäfer leitete ? Dies 
war ein formal berechtigter Einwand rechtsstehender Kritiker 
(v. Below) gegen Preuss: Seine Forderung nach politischer Mit- 
beteiligung des deutschen Volkes stand im Widerspruch zur Ten- 
denz aller Liberalen, das ‚Volk‘ von der Bildung des außenpoliti- 
schen Willens jetzt im Weltkrieg möglichst fernzuhalten; m. a. W.: 
Preuss ließ die Gefahr einer Radikalisierung des politischen Klimas, 
die bei einer allzu buchstäblichen Erfüllung seiner Wünsche sehr 
wohl eintreten konnte, außer Betracht. 
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Erst Max Weber hat einen Zusammenhang herzustellen ver- 
mocht zwischen den Mängeln der deutschen Verfassungsstruktur 
und dem Aufkommen des Chauvinismus in der Kriegszeit. Denn er 
wies nach, daß die halbautoritäre Staatsform der deutschen konsti- 
tutionellen Monarchie — anders als man hätte erwarten müssen! — 
sich außerstande zeigte, die chauvinistische Verhetzung der deut- 
schen Öffentlichkeit zu unterbinden!). Nicht genug damit: Sie 
hatte dieser Demagogie geradezu Vorschub geleistet. Verantwort- 
lich dafür, daß dadurch unkontrollierbare irrationale Kräfte in den 
Bereich der politischen Führung des deutschen Volkes eingebrochen 
waren, machte M. Weber die verfassungsmäßig und auch in Wirk- 
lichkeit führende Schicht des wilhelminischen Reiches — das 
Berufsbeamtentum. Dieses erwies sich in seiner unpolitischen Denk- 
weise gegenüber dem Eindringen irrationaler Gefühlspolitik im 
Weltkriegsdeutschland als ebenso hilflos, wie es dies schon vor 
dem Kriege einem anderen irrationalen Moment gegenüber getan 
hatte, nämlich dem unberechenbaren Willen des Monarchen. Die 
notwendige Reform des „politischen Betriebes‘‘ in Deutschland 
mußte also ansetzen bei diesem politisch unfähigen Berufsbeamten- 
tum. Sie mußte es seines politischen Einflusses entkleiden und an 
seine Stelle eine verantwortliche, einheitliche und zielbewußte 
politische Führung setzen, die nur aus den Reihen der erfahrenen 
Parlamentarier und Parteiführer zu bilden war. Das war Webers 
„demokratischer Caesarismus‘‘, dem der englische Premier Zloyd 
George, eine politische Führerpersönlichkeit, die sich im politischen 
Tageskampf hochgedient und sich das Vertrauen des Parlamentes 
und — vor allem — der Massen erworben hatte, zum Vorbild 
diente. Die deutsche Verfassungspraxis, die Parlamentariern 
politische Führungsstellen unzugänglich machte, und besonders 
das Dreiklassenwahlrecht in Preußen, das die breiten Massen in 
diesem größten deutschen Bundesstaate von der politischen Mit- 
bestimmung überhaupt ausschloß, machten eine solche echte 
Führerauslese und eine zusammengefaßte Willensbildung unmög- 


wichtigsten und nicht mehr länger zu unterdrückenden politischen 
Tagesforderungen, nachdem Anfang 1917 der innere Burgfriede 


in seinen Augen von der Rechten ohnehin gebrochen worden war. | 
Es kam ihm auf eine, wenn nötig, rücksichtslose Rationalisierung | 


1) M. Weber, ‚Parlament und Regierung im neugeordneten Deutschland“ } 





(zuerst Sommer 1917), Gesammelte pol. Schrr., neu hrsg. v. J. Winckel- | 
mann, 1958, S. 294 ff., S. 330f., S. 381ff.; u.: „Wahlrecht und Demokratie in | 


Deutschland‘ (zuerst Dezember 1917), ebd., S. 257£. 
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des politischen Lebens an, die sich von unzeitgemäßer Pietät und 
überholtem Traditionsbewußtsein nicht aufhalten lassen sollte — 
auch nicht von den vielzitierten ‚Ideen von 1914“, die letztlich nur 
auf eine Verbrämung der deutschen Beamtenhierarchie hinausliefen. 
Das war die bisher schärfste Absage an die ideologische Plattform, 
die sich die große Mehrheit der deutschen Professorenschaft zu 
Kriegsbeginn geschaffen hatte! 

Die inneren Reformforderungen hatten in Webers Augen 
Vorrang vor allen außenpolitischen Kriegszielen; das Reich konnte 
außenpolitische Erfolge überhaupt erst erwarten, wenn es seine 
innere Struktur reformierte, die für die politischen Mißerfolge der 
Vorkriegs- und der Kriegszeit verantwortlich war. Erst ein innerer 
Umbau würde Deutschland fähig machen zur Lösung der außen- 
politischen Aufgaben, die ihm der Weltkrieg stellte. Von ihnen 
unterstützte Weder nur die einer erweiterten kolonialen Expansion, 
diese allerdings mit großem Nachdruck. 


„Der Wille zur Ohnmacht im Innern‘, so schrieb er im 
Sommer 1917, ‚ist mit dem ‚Willen zur Macht‘ in der Welt... 
nicht zu vereinigen. Die Frage, ob die Nation sich reif fühlt, 
die Verantwortung eines Siebzigmillionenvolkes vor den 
Nachfahren zu tragen, beantwortet sich in dem gleichen Sinn 
und Schritt mit der Frage der inneren Neuordnung Deutsch- 
lands. Wagt sie das eine nicht, so mag sie auch das andere 
von sich ablehnen... Dann in der Tat wäre dieser Krieg: ein 
Kampf um die Teilnahme auch unserer Nation an der Ver- 
antwortung für die Zukunft der Erde, ‚sinnlos‘ und ein bloßes 
Gemetzel gewesen, und jeder künftige deutsche Krieg wäre es 
erst recht.‘‘!) 


Weber war so der erste deutsche Gelehrte, der zwischen den beiden 
Möglichkeiten: äußerer Expansion und innerem Ausbau eine klare 
Entscheidung fällte, und zwar zugunsten der Vordringlichkeit der 
letzteren. 

Das damals sakrosankte Axiom vom Primat der Außenpolitik 
hatte er damit nicht unbedingt aufgegeben: Sicher lag bei ihm der 
„Sinn‘‘ des Weltkrieges weitgehend im Bereich der Innenpolitik; 
aber letztes Ziel seiner Forderungen war doch die Schaffung opti- 
maler Bedingungen für die Bewährung Deutschlands im außen- 
politischen Machtkampf: Das Prinzip blieb; aber seine praktische 
Anwendung erschien nicht mehr als absolutes, jederzeit verbind- 
liches, sondern nur noch als relativ-gültiges, zeitlich bedingtes 
Gebot!). 


!) „Parlament und Regierung“, S. 430f. 


Historische Zeitschrift 193. Band 4 
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Abgesehen von solchen Gelehrten, die von Haus aus den Links- 
parteien nahestanden, sind die Gemäßigten nur zögernd auf Webers 
Vorschläge eingegangen. Historiker wie 7. Delbrück und F. Mei- 
necke mit ihrer nie in Frage gestellten Bindung an die altpreußischen 
Traditionen sahen der Aussicht auf eine traditionsfeindliche 
Rationalisierung der deutschen und der preußischen Verfassung 
mit Bedenken entgegen. Beide haben sich deshalb erst sehr all- 
mählich zu der rückhaltlosen Befürwortung einer Demokratisierung 
des preußischen Wahlrechts durchgerungen, zu der einer Parla- 
mentarisierung des Reiches überhaupt erst kurz vor Kriegsschluß, 
So wurden sie Vermittler zwischen rechts und links, ‚‚konservative 
Reformer‘‘ im Sinne ‚Sierns, wie sie sich selbst nannten. Diese Ein- 
stellung entsprach nicht nur ihrer grundsätzlichen politischen 
Haltung, sondern auch ihrer besonderen Auffassung der Welt 
kriegslage. Hier ließen sie ihre jüngsten Erfahrungen mit der 
nationalistischen Massenverhetzung im Reich und vielleicht noch 
mehr bei den Westmächten, die alle Verständigungshoffnungen 
immer wieder zunichte machte, über die Nützlichkeit einer Massen- 
beteiligung an der politischen Willensbildung ziemlich skeptisch 
urteilen. Immer noch erschien ihnen das herkömmliche politische 
Führungssystem des Reiches am ehesten die „Bremsen“ zu 
liefern, die den Staatswagen vor einer Fahrt in den „Abgrund“ 
einer allein von Volksleidenschaften getriebenen Politik bewahr- 
ten (Meinecke). 

Wenn sich dennoch Deldrück und die ihm nahestehenden 
Gelehrten — vor allem Historiker —, wie erwähnt, in der Wahl- 
rechtsfrage zu Konzessionen bereitfanden, so taten sie dies weniger 
aus innerster Überzeugung als in Anpassung an die weltweite 
demokratische Strömung, dergegenüber ihnen in Übereinstimmung 
mit Preuss ein starres Festhalten an der überkommenen Ver- 


fassungsform inopportun erschien, weil sich Deutschland dadurch } 
von der übrigen Welt isolierte. Delbrück und seine Freunde waren # 
also letztlich nur „Muß-Demokraten‘‘. Zu welchem Ergebnis ein # 
verhärteter Konservativismus im Innern führen konnte, hatte # 
zudem allen das russische Beispiel eindringlich gezeigt. Auch } 


Deutschland hatte eine letzte Aktivierung seiner moralischen 
Kräftereserven — die Wiedergewinnung der ‚inneren Kohärenz“, 


1) Die Überzeugung von der momentanen Vordringlichkeit innerer Reformen, 
wie W. sie aus der Weltkriegssituation ableitete, hebt sich deutlich ab von 
seinen Anschauungen aus der Vorkriegszeit, als er noch gehofft hatte, das 
deutsche Volk würde gleichzeitig mit der Erfüllung seiner außenpolitischen 


Verpflichtungen auch für die Innenpolitik an Reife gewinnen. Vgl. dazu P 


W. Mommsen, Max Weber und die deutsche Politik, 1959, S. 100. 
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wie Meinecke sich ausdrückte —!) bitter nötig. A.v. Harnack 
brachte diese Forderung in einer Denkschrift an die Reichsleitung 
in alarmierender Form zum Ausdruck: 

„Wir sind überall auf den toten Punkt gekommen und müssen, 

koste es, was es wolle, über ihn hinauskommen. Auf dem 

toten Punkt stehen wir seit langem an den Hauptfronten, auf 

dem toten Punkt in bezug auf unsere Friedensangebote, auf 

dem toten Punkt vor allem in Innern.‘‘?) 
Die letzte Stunde sei gekommen, um den Gedanken des sozialen 
Kaisertums zu verwirklichen. Wie bei M. Weder traten also auch 
bei ihm innere Reformen als einziges greifbares positives Kriegsziel 
an die Stelle der Erfüllung von äußeren Kriegszielwünschen, 
deren Unrealisierbarkeit man erkannt hatte. Auch hier wollte man 
gewissermaßen mit der Innenpolitik auf die Außenpolitik ein- 
wirken. Einige Professoren gingen in der Betonung des innen- 
politischen Aspekts der Weltkriegspolitik so weit, daß sie wie z. B. 
L. Brentano hofften, die Westmächte seien in dem Moment zu 
einer Verständigung mit Deutschland bereit, da dieses zu durch- 
greifenden inneren Reformen schritte. Damit gerieten die macht- 
politischen Realitäten des Weltkrieges bedenklich aus dem Blick. 

Sie ständig und vor allem anderen im Auge zu behalten, 
behaupteten mit großer Selbstsicherheit die Reformgegner und 
Annexionisten — denn beide Richtungen gingen bei den meisten 
Gelehrten Hand in Hand. Die außenpolitische Lage schien diesen 
Professoren — D. Schäfer, E. Kaufmann, E. Jung, O.v.Gierke, 
G.v. Below und ihren Freunden — anders als ihren Gegenspielern 
ein Eingehen auf die Reformwünsche der Linken gerade nicht 
anzuraten. Jede Anpassung an die demokratische Zeitströmung galt 
vielmehr als ein Abweichen von 'sakrosankten Überlieferungen: 
Das Reich durfte sich nicht ‚„amerikanisieren‘ (Gzerke) und durch 
Übernahme ‚‚artfremder‘‘ Institutionen im Innern zersetzen 
lassen. 

Ein innenpolitisches Alternativprogramm von der gleichen 
Prägnanz und Faßlichkeit wie das Wedersche besaßen diese Pro- 
fessoren freilich nicht. Doch hatten auch sie sich gedanklich in 
ihrem Kampf gegen die politische Führung nolens volens von der 
verfassungsmäßigen Grundlage des Bismarckreiches um einiges 
entfernt, und man liest bei ihnen z. B. von einem ständischen 


| Umbau des deutschen Staatswesens. Letztlich erschöpften sie sich 


!) „Grundfragen deutscher Nationalpolitik‘ (zuerst Juni 1918), Pol. Schrr. 
u. Reden, 1958, S. 231. 


„ ®%) „Das Gebot der Stunde‘; Denkschr. v. Juni 1917, veröffentl. in: Er- 


forschtes und Erlebtes, Reden und Aufss., N. F., B. IV, 1923, S. 298. 
4ı* 
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aber in dem Rufe nach einer starken Hand — eine Tendenz, die 
wir im Prinzip auch bei den Reformfreunden gefunden haben, nur 
daß bei den Reformgegnern dieser Ruf dem Ausbruch reiner poli- 
tischer Irrationalitätgleichkam, wie die folgende Äußerung J. Hallers 
zeigt: Wenn erst wirklich das deutsche Schwert die Zukunft gestalte, 
so rief er aus, 

„dann wird sich auch der Staatsmann finden, der Mann mit 
großem Herzen und starkem Willen, der das Geschlecht der 
Kämpfer und Sieger von 1914—1917 hinanführen wird zu 
den Höhen, die Gott ihm bestimmt hat, als er ihm das Maß 
seiner Gaben im Guten wie im Bösen voller häufte als irgend- 
einem anderen. Dann werden unsere Kinder und Enkel der 
einst im Hinblick auf die Zeit, die wir durchlebten, sprechen 
können: auch das war zu unserm Besten. . .‘“). 

Gerade umgekehrt wie bei den Reformern bildeten bei ihren 
Gegnern Annexionsziele den Ersatz für ein konkretes innenpoliti- 
sches Alternativprogramm. Der Primat der Außenpolitik wurde 
allzu wörtlich genommen. So vereinfachte D. Schäfer die Situation 
mit folgenden Worten: 

„Sind wir ein mächtiges Volk, so werden wir auch ein freie 

sein... Trachtet zuerst nach Macht, dann wird das Reich die 

ihm zukommende Ordnung erhalten. . .‘“?). 


Die dominierende Rolle und der maßgebende Einfluß der äußeren 
auf die innere Politik wurden am krassesten überbetont bei Stim- 
men, die das Gespenst einer Revolution der breiten Massen an die 
Wand malten für den Fall, daß die deutschen Krieger heimkehren 
müßten, ohne daß das Reich seine wichtigsten Annexionswünsche 
durchgesetzt hätte (Zezius, Schäfer). 

Mit allen diesen Plänen glaubten die deutschen Professoren | 
immer noch, ihrer Aufgabe, den inneren Zusammenhalt des deut- # 
schen Volkes zu bewahren, treu geblieben zu sein. Wie sehr gab E 
ihnen die tatsächliche Lage Unrecht! Das innen- und außen-# 
politische Leitbild der Bismarckschen Politik war der Sache nach # 
für beide Seiten nicht mehr maßgebend — insofern waren all 
politischen Professoren von ihren staatstreuen Beteuerungen auf 
der ersten Kriegszeit im Jahre 1917 gleich weit entfernt. Stattdessen 
waren die schon seit der Vorkriegszeit in ihrer Mitte schlummern- f 
den Gegensätze zu einem immer verbitterteren Austrag gekommen: R 


ITZEESUUREgE 


1) „Die auswärtige Politik des Fürsten Bülow‘, Süddeutsche Monatshi] 5 
(Kriegshh.), Januar 1917, S. 428. 


2) D. Schäfer, „Die Neuorientierung und des Vaterlandes Lage‘, Der 
Panther, Jg. V, 1917, S. 656. 
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1917 waren beide Lager schon so weit, die gegenseitige Bekämpfung 
als eine der wichtigsten Voraussetzungen zur Durchsetzung ihres 
jeweiligen Programmes und damit zur Rettung des Vaterlandes 
zu betrachten. Der Deldrückschen These: Mit den Alldeutschen 
keine Verständigung! — stand das Urteil des Konservativen O/2o 
Hoetzsch gegenüber, die Reformfreunde seien Vertreter von Entente- 
Kriegszielen! Jede der beiden Gruppen glaubte ihr wichtigstes 
politisches Ziel von der Gegenseite bedroht: Die Annexionisten 


sahen — mit Recht! — ihr Eroberungsprogramm gefährdet für 
den Fall, daß die Gemäßigten sich durchsetzten. Diese fürchteten 
— mit gleichem Recht! — nicht nur um ihr Reformprogramm, 


sondern überhaupt um die Freiheit in Deutschland für den Fall, 
daß die Annexionisten die Oberhand gewönnen. Innerer Ausbau 
und äußere Expansion standen sich als unversöhnliche, einander 
ausschließende politische Programme gegenüber. Wie Meinecke 
sagte: Zwei politische ‚Systeme‘ spalteten die deutsche Hoch- 
schullehrerschaft nicht anders als ihr Volk in zwei Lager auf, 
zwischen denen sich bis zum letzten Tage des Krieges ein Brücken- 
schlag als unmöglich erwies. 


v4. 


So mußten die deutschen Professoren am Ende des Krieges 
erkennen, daß sie mit der politischen Aufgabe, die sie sich zu 
Kriegsbeginn gestellt hatten, in jeder Hinsicht gescheitert waren. 
Es war ihnen nicht gelungen, einen überparteilichen Standpunkt 
zu wahren; es war ihnen ebenso mißglückt, ihre jeweilige Konzep- 
tion der Weltkriegspolitik ihrem Volke nahezubringen und glaub- 
haft zumachen. R. ‚Seederg mußte sich von einem Arbeitervertreter 
Mitte Oktober 1918 sagen lassen, der hohen Worte seien jetzt genug 
gefallen, die Professoren täten besser, wenn sie sich um eine 
gerechte Lebensmittelversorgung kümmerten. Wenig später muß- 
ten dieselben Gelehrten hilflos mitansehen, wie gleichzeitig mit der 
militärischen Niederlage Deutschlands auch seine ‚innere Front‘ 
zusammenbrach, zu deren Erhaltung sie sich 1914 geistig ‚‚mobil- 
gemacht“ hatten. 

Eine völlig negative Bilanz also ? Das wäre ein vorschnelles 
Urteil! Hatten die Gelehrten mit der Einschätzung ihrer politisch- 
sozialen Stellung und Funktion nicht von vornherein zu hoch ge- 
griffen ? Nachträglich ist dann wieder um so abwertender geurteilt 
worden: 

„Nur zu oft war vor und während des Krieges der Professor 

die Trompete, die von selbst zu tönen meinte und nicht wußte, 

daß und von wem sie geblasen wurde... Mit den Gesten 
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der Führerschaft waren die Universitäten vielfach Geführte, 
wo nicht Angeführte des Zeitgeistes. . .‘“ (Radbruch)}). 


Wie stand es demgegenüber nun in Wirklichkeit mit der poli- 
tischen Abhängigkeit bzw. Unabhängigkeit der deutschen Profes- 
soren im ersten Weltkrieg? Auch hier gilt es zu unterscheiden! 
Sicher befanden sich gerade die Professorenschriften der ersten 
Kriegszeit in weitgehender innerer Abhängigkeit von den herr- 
schenden Strömungen der öffentlichen Meinung; aber sie waren 
deshalb noch keineswegs Auftragsliteratur, sondern sie entspran- 
gen einem von den meisten Gelehrten geteilten spontanen Bedürf- 
nis, die neue politische Situation geistig zu bewältigen. So ist, 
äußerlich gesehen, die ganze frühe Professorenliteratur unabhängig 
entstanden. Dies gilt im Ganzen nicht für die alldeutsch-industrielle 
Agitation zugunsten konkreter Annexionsziele, die nur im Falle 
des baltischen Irredentismus auf geistig vorbereitetem Boden 
arbeiten konnte, sonst aber zu Methoden direkter Anwerbung 
greifen mußte, um Wissenschaftler für sich zu gewinnen. 

Die Gegenbewegung der ‚„Gemäßigten‘ konnte sich auf über- 
haupt keine schon vorhandene Organisation stützen. Sie entstand 
spontan und wurde zunächst von der Reichsleitung nur geduldet, 
keineswegs aber nennenswert gefördert. Erst in den Jahren 1916/17 
hat diese sich bisweilen um ein Zusammengehen mit den Gemäßig- 
ten bemüht. Doch blieb es bei gelegentlichen Fühlungnahmen, die 
in einigen wenigen Fällen dazu führten, daß ein amtlich inspirierter 
Leitartikel von Professorenhand (z. B. von Meinecke) verfaßt wurde 
oder daß man Pläne für eine anti-alldeutsche Massenaufklärung 
faßte, ohne daß jedoch diese Verbindungen von seiten der Reichs- 
leitung systematisch gepflegt und ausgebaut worden wären. Hier 
— im Mangel an einer nachdrücklichen Unterstützung durch ein- 


flußreiche und finanzkräftige Persönlichkeiten — lag ein wichtiger } 
Grund für den im Vergleich mit ihren Gegnern geringen propagan- | 


distischen Erfolg der Gemäßigten. 

Weil den meisten Professoren — abgesehen von der rein nega- 
tiv wirkenden Zensur — die führende und koordinierende Hand, 
vor allem auch jede Information von der Regierungsseite fehlte, 
wird es verständlicher, warum sich in ihren Schriften so oft dicht 
nebeneinander groteske Fehlurteile und richtige Einsichten finden. 

Unsere Aufgabe bleibt es, uns um geschichtliches Verständnis 


für die politischen Bestrebungen beider Seiten zu bemühen. f 


Sicher beruhte der Annexionismus — und diesen hat die Mehrheit 


1) G. Radbruch: Drittes Referat in der Sammelschrift: Die deutschen 
Universitäten und der heutige Staat, 1926, S. 33. 
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der deutschen Professorenschaft ohne Zweifel unterstützt — auf 
politischen und militärischen Illusionen. Daß er sich aber auch aus 
ernsten und verständlichen Besorgnissen um die zukünftige Sicher- 
heit Deutschlands, aus der berechtigten Furcht vor einer Wieder- 
kehr der kritischen Augusttage von 1914 erklären läßt, wurde 
bereits angedeutet. „Sicherheit‘‘ war schließlich auch eines der 
Hauptschlagworte der alliierten annexionistischen Kriegspropa- 
ganda — in der sich im übrigen auch viele Gelehrte nicht ganz un- 
ähnlich ihren deutschen Kollegen hervorgetan und kompromittiert 
haben!). 

Es bleibt eine offene Frage, ob die annexionistischen deutschen 
Professoren nicht doch ein feineres Ohr besaßen für die Macht irra- 
tionaler massenpsychologisch bedingter Stimmungen als ihre Gegen- 
spieler, die Gemäßigten, die leicht dazu neigten, diese Faktoren 
zu unterschätzen oder doch praktisch ungenutzt zu lassen. Nicht 
ihnen, sondern den Annexionisten (D. Schäfer!) war es immerhin 
gelungen, eine ausgedehnte Organisation aufzuziehen, die Weg- 
bereiterin der Vaterlandspartei wurde. Dieser Massenbewegung 
standen die Gemäßigten im Grunde fast ebenso hilflos gegenüber 
wie die von M. Weber — einem der Ihren! — so vernichtend kriti- 
sierten Vertreter des altpreußischen Beamtentums, und alle ihre 
Versuche, eine Gegenbewegung zu organisieren, schlugen fehl — 
nicht zuletzt aus dem Grunde, weil viele von ihnen der Aussicht, 
als Massenagitatoren wirken zu müssen, mit einem letzten Miß- 
behagen gegenüberstanden. 

Mochten also taktisch die Annexionisten in vieler Hinsicht 
im Vorteil sein, diese Überlegenheit war dennoch nicht imstande, 
eine Hypothek auszugleichen, die auf ihrer ganzen politischen 
Arbeit lastete: Tatsächlichen Einfluß auszuüben vermochten sie 
nur innerhalb ihrer eigenen Schicht — dem gebildeten und besit- 
zenden Bürgertum. Jenseits dieser Grenze stieß ihre Propaganda 
die Massen — die schließlich das Gros der Frontkämpfer stellten! 
— weit-mehr ab, als daß sie sie gewann. Wie es die Gemäßigten 
!) Nur ein Beispiel soll illustrieren, wieweit sich die Kriegspsychose auch eines 
französischen Gelehrten bemächtigen konnte: Der Nationalökonom Paul L. 
Beaulieu schrieb am 1. August 1916: ‚Niemals ... hat eines der Entente- 
völker an den Frieden gedacht. Jedes war sich klar darüber, daß es mit einem 
teuflischen Volk nicht Frieden schließen könnte, teuflisch durch das Über- 
maß seines Stolzes, teuflisch durch das Übermaß seiner Grausamkeit ... 
Das Ungeheuer muß niedergeworfen werden‘ (Journal des Debats, zit. 
b.: P. Rohrbach und J- Kühn, Die Brandstifter der Entente, B.I der 
Sammlung: Chauvinismus und Weltkrieg, hrsg. v. P. Rohrbach, 2. A. 
1919, S. 290£.). Vgl. auch: K. Dockhorn, Der Einsatz der englischen 
Wissenschaftim Weltkrieg, 1940, S. 52 ff., S. 66 ff. 
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von Anfang an erkannt hatten und wie es die Annexionisten 
(z.B. Z. Meyer) schließlich selbst einsehen mußten, lag hier die 
eigentlich verhängnisvolle Schwäche ihrer politischen Bemühungen, 

Daran konnte auch ihre Berufung auf den „Geist von 1914“ 
nichts ändern. Sicher durften sie besonders in der zweiten Hälfte 
des Krieges mit einigem Recht für sich in Anspruch nehmen, allein 
noch diesen Geist authentisch zu verkörpern — freilich nur, so- 
lange man dieses schwer definierbare Phänomen so auffaßt, wie 
wir dies für unseren Personenkreis oben taten: Als eine gefühls- 
mäßig — unbestimmte Atmosphäre nationaler Erregung und natio- 
nalen Überschwanges, die man anfangs gerade bei der überwiegen- 
den Mehrheit der deutschen Professorenschaft für notwendig er- 
achtete, wenn die Kampfesleidenschaften lebendig und die neu- 
gewonnene Volksgemeinschaft intakt bleiben sollten. Dieses Pathos 
wahrten die Annexionisten allerdings reiner als ihre Gegner, und 
sie konnten dafür das psychologische Argument ins Feld führen, 
daß die Pflege des Willens zum Durchhalten das allererste Gebot 
jeder geistigen Kriegführung sei. Darüber hinaus haben sie die 
Machtrealitäten, um die es im Weltkrieg ging, in Einzelfragen — 
z. B. Polen — wohl schärfer erkannt als ihre versöhnlich gestimm- 
ten Gegner (besonders Delbrück). 

Und doch wurden bei ihnen diese an sich richtigen Teil- 
einsichten zu einer Ideologie übersteigert, die schließlich überhaupt 
keine Verbindung mehr mit der Wirklichkeit besaß und sich nur 
noch auf gefühlsmäßige Argumente stützte, damit aber letztlich 
unglaubwürdig wurde; denn trotz allem Gerede von Realpolitik 
nahmen sie weder auf die tatsächliche militärische Lage noch auf 
das Unsicherwerden der unteren Schichten, geschweige denn auf 
die Folgen eines bis zum letzten Blutstropfen durchgefochtenen 
Kampfes für die Völker eines gemeinsamen Kulturkreises Rück- 
sicht. Zwar wurde auch in ihren Reihen viel von Moral gesprochen 
— aber doch immer nur im Sinne des ethisierten Machtkampfes, 
dessen Forderungen als absolut und als von keinem höheren Stand- 
punkt aus mehr anfechtbar hingestellt wurden. 

Gerade in der Beurteilung moralischer Faktoren in der Politik 
wichen die Gemäßigten von den Annexionisten im Prinzip ab: 
Für sie war die europäische Kultur ein Wert geblieben, der auch 
im Kriege seine letzte Verbindlichkeit nicht verloren hatte. Moral 
war für sie nicht nur das Ethos des Kämpfers, sondern ebensosehr 
das Band, das das Staatswesen im Innern zusammenhält und das 
sich mit Machtmitteln allein nicht erzwingen läßt. Grundvoraus- 
setzung für eine solche „innere Kohärenz“ (Meinecke) blieb, dab 
die politische Führung den Einklang mit der militärisch-politischen 
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Wirklichkeit wahrte und dadurch für die Geführten glaubhaft blieb. 
Um das deutsche Staatswesen im Einklang mit den Forderungen 
weltweiter politischer Zeitströmungen zu halten, sahen sich die 
Gemäßigten zu einer Reihe von Konzessionen demokratischer und 
pazifistischer Natur veranlaßt. Dies war, vom Standpunkt der 
„Ideen von 1914“, der traditionellen politischen Ordnung der 
konstitutionellen Monarchie, aus gesehen, eine abschüssige Bahn. 
Sie lief in der Tat auf eine immer weitergehende Anpassung der 
deutschen Verfassung an westliche Vorbilder hinaus und konnte 
nicht ganz mit Unrecht als eine Art „geistiger Waffenstreckung‘“ 
— Troeltsch selbst sprach von einer „geistigen Demobilmachung“ 
— gebrandmarkt werden. 

Einen Ausweg aus diesem Dilemma, das keine andere Mög- 
lichkeit offenließ als entweder das starre und wirklichkeitsfremde 
Festhalten an der konservativen Tradition und an den gewohnten 
Schlagworten für ein deutsches ‚„Weltmachtstreben‘ oder aber das 
realistische, aber auch opportunistische Abrücken von der über- 
kommenen politischenOrdnung und von bisher sakrosankten außen- 
politischen Vorstellungen, hat aus den Reihen der deutschen Hoch- 
schullehrer eigentlich niemand zu finden vermocht. Sie wurden so 
vielleicht die eindrucksvollsten Zeugen für die Tatsache, daß das 
wilhelminische Reich sich auf dem besten Wege befand, auch ideo- 
logisch sich selbst zu überleben. 

Abschließend drängt sich die Frage auf, wieweit wissenschaft- 
liche Fachrichtung und wissenschaftlicher Rang einerseits und 
politisches Urteilsvermögen andererseits bei den Weltkriegsprofes- 
soren zueinander in Beziehung gestanden haben. 

Auf den ersten Blick scheint unser Material auf diese Frage 
überhaupt keine Antwort zu erlauben: Gleich kompetente Vertreter 
gleicher Disziplinen, ja gleicher ‚Schulen‘ (etwa die Neurankeaner 
unter den Historikern) gelangten in den politischen Grundproble- 
men zu diametral entgegengesetzten Ansichten. Dennoch ergibt 
sich im großen und ganzen eine gewisse Abstufung von politischer 
Kompetenz, wenn man die Vertreter der verschiedenen Disziplinen 
in ihrer Gesamtheit einander gegenüberstellt: Von naturwissen- 
schaftlicher Seite ist wenig Belangvolles zur Weltkriegsdiskussion 
beigetragen worden. Die moralischen Probleme, die der Weltkrieg 
aufwarf, wurden von Theologen und Philosophen mit Eifer und 
Scharfsinn durchdacht — zu einem sachgerechten Urteil in den 
konkreten politischen Problemen — auf die es schließlich ankam 
— führten diese Bemühungen von sich aus noch nicht. Das Urteil 
manches Juristen litt darunter, daß es in dubio pro patria ausfiel. 
Bleiben Staatswissenschaftler und Historiker — die große Mehrheit 
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der „politischen Professoren‘ des ersten Weltkrieges. Auch hier 
herrschte an Voreingenommenheit und Chauvinismus kein Mangel: 
Es gab Staatswissenschaftler, die auf Grund ihrer speziellen Kennt- 
nisse die Minderwertigkeit des englischen 'Staatswesens beweisen 
zu können glaubten, Historiker, die politisch vorgefaßte Meinungen 
als Notwendigkeiten der Geschichte hinstellten. Aber gerade in 
diesem Kreise fand sich ebenso der Typus des mit der politischen 
Entwicklung vertrauten und mit führenden Persönlichkeiten in 
Fühlung lebenden Gelehrten, dessen Urteil nicht ohne weiteres 
von den populären Strömungen der Tagesmeinung beeinflußt wurde. 
Für ihn gab es zwei Mittel, mit denen er zu einem fundierten 
politischen Urteil gelangen konnte: Die historische Analogie und 
die kritische historisch-politische Gegenwartsanalyse. Sicher ist 
mit Analogien über Jahrtausende hinweg im ersten Weltkrieg 
Mißbrauch getrieben worden. Trotzdem fragt es sich, ob Delbrück 
wirklich so weit in die Irre gegangen ist, wenn er den ersten Welt- 
krieg in die europäischen Hegemonialkämpfe der letzten fünf 
Jahrhunderte einreihte und von da aus die deutsche Position 
beurteilte. OzZo Hoetzsch und Max Weber sind darüber hinaus Bei- 
spiele von Gelehrten, die das Weltkriegsgeschehen — auch durch 
die damals noch mögliche Lektüre ausländischer Zeitungen — in 
allen Details verfolgten und es bis zu einem gewissen Grade ver- 
mieden, in Sachfragen völlig in die Irre zu gehen — ZHoetzsch in 
seiner Eigenschaft als Osteuropaspezialist, M. Weber als Kenner 
der angelsächsischen Verfassungen, die ihm das Modell lieferten 
für seine Kritik der deutschen Reichsverfassung. Daß, davon ab- 
gesehen, das politische Urteilsvermögen auch bei Wissenschaftlern 
an unwägbare Faktoren, die man ‚politischen Instinkt‘‘ nennen 
mag, gebunden ist, bleibt von diesen Feststellungen unberührt. 

Jedenfalls kann nicht bestritten werden, daß man den zuletzt 
Genannten mit einer Kritik im Stile Radbruchs Unrecht täte, daß 
sie vielmehr Beispiele von solchen Gelehrten sind, die sich eine 
selbständige Gesamtkonzeption der Weltkriegslage erarbeitet haben, 
die nicht bloß mit dem Strome mitschwammen, sondern von sich 
aus die Bildung des politischen Urteils in der Öffentlichkeit mit- 
bestimmt haben. Daß alle ihre Gedanken schließlich Theorie blie- 
ben und nicht an der politischen Wirklichkeit erprobt werden 
konnten, dieser Umstand war auf Faktoren zurückzuführen, die 
außerhalb der Reichweite ihres Einflusses lagen. 
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BERICHT ÜBER DAS SCHRIFTTUM 


A. Buchbesprechungen 


Europa. Grenzen und Gliederung seiner Geschichte. Von OSKAR 
HALECKI. Mit einem Vorwort von Christopher Dawson. Darm- 
stadt, Hermann Gentner Verlag 1957. XVI, 212 S., DM 12,80. 
Die geistvollen Betrachtungen des polnischen Historikers sind 

seit ihrem Erscheinen viel besprochen worden. Hier kann keine Ge- 

samtwürdigung versucht werden, nur ein kleiner Nachtrag, in dem 
hervorgehoben werden soll, was u. E. auch im Abstand zum Abfassungs- 
datum (1949) und zum Jahr der deutschen Ausgabe besondere Beach- 
tung verdient, mit Beifügung einzelner kritischer Erwägungen allge- 
meiner und spezieller Art. Einprägsam ist die Vergegenwärtigung 
dessen, daß Osteuropa nicht mit Rußland, Mitteleuropa nicht mit 

Deutschland identisch ist, nützlich die Betonung des im Geschichtsbild 

Europas lange unterschätzten historischen Gewichts der Teilungen 

Polens und anregend der Vorschlag, die Geschichte Europas unter dem 

Gesichtspunkt des Freiheitsproblems zu durchdenken. In seiner ge- 

schichtsphilosophischen Orientierung folgt der Vf. der Idee des 

„ethischen Fortschritts der Welt‘, gegen die alte, auch theologisch 

begründete Zweifel geltend gemacht werden können. Für die räumliche 

Gliederung Europas schlägt der Vf. eine Einteilung in vier Bereiche 

vor (West-, Westmittel-, Ostmittel- und Osteuropa). Bei der Betrach- 

tung der zeitlichen Gliederung überrascht es, daß für die Abgrenzung 

zur „Zeitgeschichte“ nur die Wahl zwischen den Jahren 1914 und 1939 

diskutiert wird und das Jahr 1917 ganz außer Ansatz bleibt. Der Vor- 

schlag, die ‚‚Neuere Geschichte‘ erst mit dem Ende des 16. Jahrhun- 
derts beginnen zu lassen, wird, wie uns scheinen will, nicht der ganzen 

Fülle und Tiefe der Veränderungen am Ende des Mittelalters gerecht. 

Hier möchte man an eine Anregung von W. Kamlah erinnern dürfen, 

der — in u. E. recht glücklicher Weise — für das 16. Jahrhundert die 

Bezeichnung ‚Frühneuzeit‘‘ einleuchtend macht (Saeculum Bd. 8, 

Jg. 1957, H. 4). — Manche Bemerkungen des V£.s sind — ungeachtet 

seiner umsichtigen kritischen Vorbehalte — schwerlich ausreichend 

gestützt, so der Anspruch, ‚‚daß es unter den Slawen immer eine be- 
sondere Begeisterung für die äußere und innere Freiheit gegeben‘ 
habe (169), oder die Behauptung, „die politischen Philosophien Deutsch- 

lands und Rußlands‘ hätten ‚immer viel Gemeinsames‘‘ gehabt (126). 
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Was der Vf. über die Geschichte dieser beiden Länder sagt, wird in 
manchen Punkten angefochten werden können. Mit der Frühaufklä- 
rung kamen schon seit 1700 mehr geistige Impulse nach Rußland, als 
die Bemerkung S. 89 erkennen läßt; daß die russische Orthodoxie 
eine „bloße Stütze‘‘ der Autokratie geworden sei (90), wird ihrer inne- 
ren Geschichte nicht gerecht; die neu erworbenen westlichen Gebiete 
des kaiserlichen Rußlands waren nicht ‚weit davon entfernt, das eigent- 
liche Rußland zu beeinflussen (90)‘, sondern haben, im Gegenteil, in 
mehreren Dimensionen starke Wirkungen ausgeübt; der Hinweis, daß 
die Geschichte der Letten und Esten (ebenso wie die anderer nicht- 
slawischer Völker) ‚von der slawischen praktisch nicht zu trennen ist“ 
(107), geht daran vorüber, daß gerade diese beiden Völker durch eine 
alte historische Lebensgemeinschaft mit den Deutschen verbunden 
waren (auch Kämpfe verbinden, wieviel mehr die kulturelle Symbiose). 
Über das Verhältnis von „Rußland und Europa vor Peter d. Gr.‘ hat 
in dieser Zeitschrift das Beste Günther Stökl gesagt (HZ 184/3, Dez. 
1957). — Die Ansicht, daß im 19. Jahrhundert der ‚‚preußische Impe- 
rialismus‘‘ neben dem russischen ‚‚die zweite Bedrohung des euro- 
päischen Friedens darstellte‘, ja ‚eine stärkere Bedrohung als jener 
andere darzustellen‘‘ schien (164), entstammt einer Sehweise, die mit 
dem Versailler Vertrag zusammenhängt und seit der jahrelangen Dis- 
kussion über die Ursachen des Ersten Weltkriegs wissenschaftlich 
überholt ist. — Der Vf. bezeichnet seine Schrift im Vorwort zurück- 
haltend als eine ‚vorläufige Skizze‘, als ein Programm für weitere 
Forschungen. Zum Austausch der Meinungen, der das beste Mittel zur 
Verständigung ist, bietet Haleckis Schrift einen bemerkenswerten 
Beitrag. 
Göttingen R. Wittram 


European Socialism. A History of Ideas and Movements from the 
Industrial Revolution to Hitler’s Seizure of Power. By CARLA. 
LANDAUER, in collaboration with ELIZABETH KRIDL 
VALKENIER and HILDE STEIN LANDAUER. Berkeley, 
University of California Press 1959. I—II, zus. 1894 S. 20.00 $. 
Ziel dieses umfänglichen Werkes ist es, dem amerikanischen 

Leser eine Geschichte des europäischen Sozialismus von seinen An- 

fängen nach Beginn der industriellen Revolution bis zur Machtergrei- 

fung Hitlers an die Hand zu geben. Der Vf. beschränkt sich auf die 

Entwicklung des Sozialismus in den führenden Nationen und einigen 

kleineren Ländern des europäischen Kontinents. England wird nicht 

einbezogen, da, wie der Vf. meint, die Arbeiten von Sidney und Beatrice 

Webb, Max Beer und G. D.H. Cole diese Lücke seiner Darstellung 

schließen könnten. Die Wahl der kleineren Länder mußte nach An- 
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sicht des V£.s ‚willkürlich‘ sein. Müßig ist demnach die Frage, weshalb 
L.in Westeuropa etwa Belgien, nicht aber Holland behandelt, oder, 
was weit schwerwiegender ist, weshalb er nicht die für den Früh- und 
Exilsozialismus so wichtige Schweiz berücksichtigt. Bei der Darstellung 
des Sozialismus in den skandinavischen Ländern schließt der Vf. 
Norwegen aus, um die Gefahr einer bloßen Wiedergabe des Buches 
von Walter Galenson, Labor in Norway, zu vermeiden. Sprachliche 
Schwierigkeiten haben L. veranlaßt, weder die Balkanländer noch 
Südosteuropa aufzunehmen; Rußland dagegen wird in das Kräftespiel 
des europäischen Sozialismus einbezogen, u. a. durch einen eigens für 
dieses Buch geschriebenen Beitrag von Elizabeth Kridl Valkenier zur 
Entwicklung des Sozialismus von den Dekabristen bis zum Jahre 1914. 

L. beleuchtet die Entwicklungsstadien des ‚modernen Sozialis- 
mus“: auf die Kindheitsstufe von 1790—1850 (Teil I) und die Zeit 
der Reife von 1850—1870 (III) folgen zwanzig Jahre der Unter- 
drückung (IV), die wiederum von Jahren des Wachstums, 1890—1914 
(V) abgelöst werden. Die weiteren Abschnitte behandeln die Zeit des 
ersten Weltkrieges (VI), den Sozialismus und Kommunismus der 
Nachkriegszeit (VII), und das Ringen des Kommunismus um eine 
Vormachtstellung in den Jahren 1919—1924 (VIII). Der Vorabend 
der großen Depression, 1924—1930 (IX) und die Weltwirtschaftskrise 
von 1930—1933, begleitet vom Entstehen und Erstarken des Faschis- 
mus und des Nationalsozialismus führen nach L. zum ‚‚Ende einer 
Epoche“ am 30. Januar 1933 (XI). Hier bricht die historische Dar- 
stellung des europäischen Sozialismus, die sich immer stärker an dem 
Verlauf der deutschen Geschichte orientiert hat, ab. In einem letzten 
theoretischen Teil (XII) gibt der Vf. einen kurzen Überblick über die 
Stellung des heutigen ‚Neo-Marxismus‘ und einen Ausblick auf die 
Bedeutung des Sozialismus für die Zukunft. 

Kernstück der Darstellung (II) ist eine ausführliche Studie über 
das Leben von Karl Marx und das marxistische Denken. Geistige 
Entwicklung und äußerer Lebensweg ‚des größten Theoretikers des 
modernen Sozialismus‘‘ werden in enge Verbindung mit den soziali- 
stischen und revolutionären Bewegungen der Zeit und dem unter 
Marx’ Führung stehenden Sozialismus gebracht. Ohne die immanenten 
Widersprüche des Marxschen Denkens völlig aufheben zu wollen, 
unterstreicht L. ‚eine Tendenz zur evolutionären, demokratischen 
Philosophie, die einen friedlichen Weg zur sozialistischen Ordnung 
aufzeigt‘‘ (133). Dabei stützt sich der Vf. vor allem auf eine Rede von 
Marx, gehalten in Amsterdam im Jahre 1872, während er Marx’ 
Kritik am Gothaer Programm als ‚‚nicht völlig zuverlässig‘ bezeichnet. 
„Resentment probably induced him to overstate his disagreements 
with Lasalleism‘ (135). 





638 Buchbesprechungen 





Ansätze einer kritischen Marx-Interpretation werden aus apolo- 
getischen Bedürfnissen preisgegeben. Bei der Analyse der materialisti- 
schen und wissenschaftlichen Geschichtsphilosophie heißt es: ‚‚we are 
not particularly interested in convicting Marx of individual overstate- 
ments or other errors. We want primarily to find out whether the 
main purpose which Marx had in mind with his philosophy of history 
can be achieved.‘‘ Von diesem Anliegen bestimmt, interpretiert der 
Vf. die materialistische Geschichtsphilosophie im Sinne Comtes posi- 
tivistisch und technologisch: all impulses of historic change must 
operate through technology (149). L. beseitigt den Widerspruch zwi- 
schen Klassenkampflehre und demokratischer Friedensideologie 
durch den evolutionistischen Glauben an einen allmählichen histori- 
schen Fortschritt (167). Die Lehre von der Diktatur des Proletariats 
dürfe man nicht zu ernst nehmen: ‚The mental obstacle in Marx’ 
mind which made him hesitate to think the problem of dictatorship 
through is not difficult to discover: it was his attachment to the 
democratic principle‘‘ (172). Letzte Zweifel, ob sich nicht etwa bei 
Marx utopische Elemente eingeschlichen hätten, behebt eine relati- 
vistische Anthropologie: Es gibt nach L. nicht nur im ästhetischen, 
sondern auch im ethisch-religiösen Bereich im Menschen einen Impuls 
nach Abwechselung und Veränderung (151). Von dieser Basis aus 
richtet L. an Geschichte und Zukunft die Frage, ob das Ziel der 
marxistischen Geschichtsphilosophie sich verwirklichen läßt oder nicht. 

Mit gelegentlichen Ausblicken auf die Verflochtenheit des Sozia- 
lismus zwischen den europäischen Ländern und auf die Ziele der 
Ersten und Zweiten Internationale betrachtet der Vf. das Werden 
des Sozialismus vor 1914 in seiner engen Verknüpfung mit dem wirt- 
schaftlich-politischen und sozialen Fortschreiten der nationalstaat- 
lichen Entwicklungen. Im Vordergrund steht für L. das Ringen des 
deutschen und auch des französischen Sozialismus um politische Aner- 
kennung, zuletzt um politische Mitverantwortung und Macht. Am 
Rande wird das Aufkommen des italienischen und skandinavischen 
Sozialismus skizziert, während der Sozialismus im Rußland vor 1917 
und in Belgien etwas ausführlicher dargestellt wird. 

Mit dem Jahre 1914 ist der Sozialismus nicht mehr eine Bewegung 
unter anderen, sondern er tritt als entscheidender Faktor in die Welt- 
politik ein. Damit gewinnt die Darstellung eine neue Dimension. In 
den ausführlichen Kapiteln über die Weimarer Zeit verdichtet L. sie 
zur Geschichte schlechthin, wobei er sein Augenmerk stets auf die 
Entwicklung des Sozialismus, seine Verwandlung in Kommunismus 
einerseits und seine Perversion und tödliche Bedrohung durch Faschis- 
mus und Nationalsozialismus anderseits richtet. Immer schärfer 
münden bei L.die Linien des ‚europäischen‘ Sozialismus in den 
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Lebenskampf der Weimarer Republik ein. Seine Darstellung wird zur 
beredten Quelle. Die Tätigkeit des Vf.s in der SPD, seine Freundschaft 
mit Erhard Auer und anderen führenden Sozialdemokraten und schließ- 
lich seine Stellung von 1926 bis zu seiner Verhaftung im April 1933 
als Betreuer der allgemeinen Wirtschafts- und Sozialpolitik am 
„Deutschen Volkswirt‘“ haben seinen Blick für Taktik und Mentalität 
der SPD geschärft und seinen Standort bestimmt. 

Nach seiner Ansicht ist die Weimarer Verfassung, wie überhaupt 
viele moderne Verfassungen, die sich aus der Idee des Staatsvertrags 
ableiten, ein Abkommen zwischen organisierten Klassen, genauer 
gesagt, zwischen Arbeiterschaft und Bürgertum, die bereit sind, auf 
friedlichem und legalem Wege ihre Konflikte auszutragen (1475). Die 
Republik war — so sieht es der Vf. — durch ihr Bündnis mit den alten 
Mächten belastet: Der Entschluß vom 6. Januar 1919, mit militäri- 
scher Gewalt die Ruhe wiederherzustellen, sei eine der schicksalhafte- 
sten Entscheidungen der modernen deutschen Geschichte gewesen 
(815). Erst Brünings Entlassung, die, wie der Vf. meint, Hindenburg 
durchsetzte, um die bestehende Klassenherrschaft zu retten, und 
Papens Regierung im Interesse der oberen Klassen (middle and upper 
classes) habe einen Verfassungs- und politischen Vertrauensbruch 
herbeigeführt, auf den das Ende der Weimarer Republik folgte. 
L. zieht aus dieser Entwicklung den Schluß, der Sozialismus müsse 
sich erneut auf das Verhältnis zwischen Mittel und Zweck besinnen. 
Am Ende der geschichtlichen Betrachtung steht die Gretchenfrage 
des Sozialismus: Inwieweit rechtfertigt das sozialistische Endziel das 
Mittel der Gewalt ? 

Geschichte ist für L. das Zusammenspiel von Ideen und Bewegun- 
gen (vüi). Der Vf., der bisher durch Veröffentlichungen auf dem Gebiet 
der Nationalökonomie hervorgetreten ist — es sei insbesondere an 
seine 1923 erschienenen Bücher ‚Grundprobleme der funktionellen 
Verteilung des wirtschaftlichen Wertes‘ und „Wege zur Eroberung 
des demokratischen Staates durch die Wirtschaftsleiter‘‘ sowie an 
sein Buch ‚„Planwirtschaft und Verkehrswirtschaft‘‘ (1931) erinnert 
—, unternimmt diese neue Aufgabe nicht als Wirtschaftshistoriker 
(economic historian), sondern als Geschichtsschreiber des Sozialismus 
(historian of socialism). Deshalb scheint eine Beleuchtung seiner 
historischen Methode geboten. 

L. setzt voraus, daß es historische Begriffe gibt, deren Bedeutung 
festliegt. In diesem Sinne definiert er den Leitbegriff: Sozialismus ist 
ein System, in dem der Besitz an Produktionsmitteln in Gemeineigen- 
tum übergegangen ist, damit die Verteilung des Einkommens und 
Reichtums, der Möglichkeiten und der wirtschaftlichen Macht mög- 
lichst gleichmäßig gestaltet werden kann (S.5). Ideen, die eine so 
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bestimmte Wirtschaftsordnung als möglich oder erstrebenswert dar- 
stellen, wie auch Bewegungen, die diesen Typus einer Ordnung ver- 
wirklichen wollen, sind Ausdruck des Sozialismus. Die Sozialisierung 
der Produktionsmittel ist die Norm, an der alle historischen den 
Sozialismus berührenden Erscheinungen gemessen werden müssen, 
Zwei weitere Begriffe folgen aus dieser Prämisse: Die dem Sozialismus 
entgegenwirkenden Tendenzen sind ‚kapitalistisch‘‘, während der vom 
Kapitalismus und Sozialismus zu überwindende Zustand als ‚‚Feuda- 
lismus‘‘ zu bezeichnen ist. Methodisch ist L. an ein Geschichtsschema 
gebunden, in dem allzu leicht geschichtliche Bewegungen sich auf 
einen Klassenkampf reduzieren und die vom Sozialismus erstrebte 
Gesellschaftsordnung zur bloßen Wirtschaftsordnung wird. Es sei nur 
auf einige sich z. T. hieraus ergebende Unrichtigkeiten hingewiesen, 
Der Begriff „Sozialismus“ ist nicht um die Wende des 18. Jahrhunderts 
entstanden, sondern, soweit bisher feststellbar, ist er erstmalig im 
modernen Sinn im Owenite Cooperative Magazine im Jahre 1827 ge- 
braucht worden. Adam Müllers Einfluß, insbesondere auf F. ]J. Stahl 
und V. A. Huber, ist vom Vf. überschätzt worden (23). Das Herauf- 
kommen des modernen Fabrikarbeiters aus der bäuerlichen Bevölke- 
rung ist weder in England noch in Ostdeutschland allein aus der 
„ Vertreibung‘ der Bauern von den enclosures und Gütern abzuleiten 
(11f.). Die Traditionalisten sind nicht Vorkämpfer einer Verschmel- 
zung von Konservativismus und proletarischem Antikapitalismus 
(1463). Und letztlich ist der moderne Individualismus wohl kaum eine 
Folge der Unterbewertung des Individuums im Mittelalter (152). 

L. hat seinem Text einen ausführlichen und wertvollen Anmer- 
kungsteil beigegeben. In der übersichtlichen Bibliographie, die auch 
Zeitschriften und Zeitungen verzeichnet, fehlen einige wichtige deut- 
sche Neuerscheinungen. Die bibliographische Erfassung von Partei- 
und Gewerkschaftsdokumenten sowohl der Internationale wie auch 
einzelner Länder (Deutschland, Frankreich, Großbritannien und die 
Sowjetunion mit Georgien) und von einschlägigen Aktenpublikationen 
gibt wichtige Hinweise auf die Quellenlage. 

L. schließt mit einer Zwischenbilanz und Prognose. Der Sozialis- 


mus habe die Arbeiterschaft geistig gebildet, mit der Technik versöhnt # 


und zur politischen Freiheit erzogen; vielleicht sogar unsere Zivili- 


sation vor dem Untergange durch Massenaufstände und reaktionäre 
Diktaturen gerettet. Worin liegt jedoch, fragt der Vf., die Aufgabe 
des Sozialismus in einer in Ost und West geteilten Welt ? Obgleich L. 
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Macht der Sowjetunion sei hauptsächlich „historischen Zufällen‘“ 
(1668) zuzuschreiben; eine Annäherung Rußlands an das demokrati- 
sche Prinzip und eine Rückkehr zum marxistischen Grundsatz sei 
„aus Prestigegründen‘‘ wahrscheinlich. Indem der Vf. nach einem 
politischen und geistigen Standort des Sozialismus sucht, bestätigt er 
ein Wort von Marx: ‚Die Tradition hängt wie eine schwere Last über 
den Köpfen der Lebenden.‘ Von dieser Last hat sich der Vf. in seiner 
Geschichte des europäischen Sozialismus nicht befreien können. 


Heidelberg Annette Kuhn 


Festgabe für PETER RASSOW. Zum 70. Geburtstage dargebracht 
von Kollegen, Freunden und Schülern. Historische Forschungen 
‚und Probleme. Hrsg. von Karl Erich Born. Wiesbaden, Franz 

Steiner Verlag 1961. 373 S. 42,— DM. 

Weitgespannt wie der Forschungsbereich des Jubilars ist der 
Themenkreis, den die 20 Beiträge der Festschrift für Peter Rassow 
umschließen. Sie behandeln Probleme vom frühen Mittelalter bis zur 
Zeitgeschichte und umgreifen alle Stufen der historischen Forschung 
von der Klärung faktischer Detailfragen bis zu ideengeschichtlichen 
Erörterungen, von der Untersuchung landesgeschichtlicher Probleme 
bis zur Analyse weltgeschichtlicher Entscheidungen. Im Rahmen des 
folgenden Überblicks ist lediglich beabsichtigt, die einzelnen Beiträge 
und einige ihrer Ergebnisse mit wenigen Bemerkungen zu registrieren, 
ohne daß ihre kritische Würdigung im einzelnen möglich ist. 

Heinz Löwe (Erlangen) rührt mit seiner ‚historisch-geogra- 
phischen Studie‘ über ‚Theoderichs Gepidensieg im Winter 488/89“ 
an ein Problem von grundsätzlicher methodischer Bedeutung, das Ver- 
hältnis von sachlicher und philologischer Kritik der Quellen. In seinem 
Falle führen beide zu einem übereinstimmenden Ergebnis, so daß die 
Frage nach der Identität der ‚‚Ulca‘‘ in den Quellen über die Gepiden- 
schlacht gelöst ist. Es handelt sich um die heutige Vuka (Schlachtort 
in der Nähe des heutigen Laszlovo). 

Theodor Schieffer (Köln) weist in seinem Vortrag über ‚Die 
rheinischen Lande an der Schwelle der deutschen Geschichte‘ auf die 
Offenheit der geschichtlichen Situation in der späten Karolingerzeit 
hin, die verschiedene Möglichkeiten für die Zukunft Lotharingiens in 
sich barg. Gegenüber der verbreiteten Auffassung, daß bereits in den 
Teilungen des 9. Jahrhunderts die ‚„‚Entscheidung‘‘ gefallen sei, belegt 
der Verf. die These, daß erst die mühsam errungene Einbeziehung 
durch Heinrich I. die dauerhafte Bindung des Landes an das Ost- 
fränkische Reich festlegte. 

Mit der Aufnahme des Beitrags von Ramön Carande (Sevilla) 
„Mercadores, artesanos y panos en Castilla (Segovia 1518—1550)‘‘ wird 
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zugleich der weit über die Grenzen Deutschlands hinausreichende 
Wirkungsbereich des Jubilars deutlich. Auf seine sozialgeschichtliche 
Arbeit und einen landesgeschichtlichen Beitrag von Friedrich Seidel 
(Köln) „Waldeck im Dreißigjährigen Kriege‘ folgt eine instruktive 
Studie zur russischen Geschichte von Günther Stökl (Köln) ‚Die 
Moskauer Landesversammlung. Forschungsproblem und Leitbild‘, die 
die quellenmäßig nur undeutlich faßbaren Vorgänge um diese Ver- 
sammlung 1549/50 in Auseinandersetzung mit russischen historischen 
Darstellungen älteren und jüngeren Datums ins Blickfeld rückt. Es 
handelt sich nach der Deutung des Verf. wohl um einen entwicklungs- 
fähigen Ansatz zu einer ständischen Repräsentation, doch fehlten zur 
„ständisch-repräsentativen Monarchie‘ ‚‚die politisch organisierten 
und korporierten Stände noch ebenso wie eine geregelte, politisch wirk- 
same Repräsentation“ (S. 87). 

Carl Hinrichs (Berlin) wendet sich in seinem Beitrag ‚Das Bild des 
Bürgers in der Auseinandersetzung zwischen Christian Thomasius und 
August Hermann Francke‘ gegen die schematisierende Vorstellung von 
Thomasius als einem Vertreter der reinen Aufklärung und entwickelt 
stattdessen die nuancenreiche Wandlung in der geistigen Haltung 
Thomasius’ und seines pietistischen Gegenpols, diesich trotz ihrer langen 
kämpferischen Auseinandersetzung oder gerade dadurch in den ver- 
schiedenen Lebensphasen in ihrem Charakter durchaus ähnlich waren. 

In seiner Portraitskizze ‚Le Diable. Ein Mentor Friedrichs des 
Großen als Agent des Prinzen Eugen“ entwirft Max Braubach (Bon) 
ein anschauliches Bild des ‚‚vielseitigen und anziehenden‘‘, aber auch 
oft kritisierten Grafen Ernst Christoph von Manteuffel. Der Anhang ent- 
hält neben anderen Dokumenten einen Brief Manteuffels an Prinz Eugen. 

Kurt Kluxen (Köln) behandelt das Thema ‚Der politische 
Ancient-Modern-Streit im England des 18. Jahrhunderts‘ insbesondere 


unter dem Aspekt der englischen Parteipolitik. Der Ansatz erweist sich } 


für eine Analyse des Selbstverständnisses der Parteien besonders er- # 
giebig, wobei vom Verf. der reformerisch gesinnte Konservativismus, % 
„die Säule der politischen Weisheit des modernen England“, in seinen # 


% 


weltanschaulichen Anfängen eingehend gewürdigt wird. 


Richard Konetzke (Köln) weist in seinem Beitrag ‚Zwischen 
Berlin und Madrid‘ auf ‚preußisch-spanische Verbindungen im Zeit- # 
alter des aufgeklärten Absolutismus‘ hin, die bisher noch wenig be- 


achtet wurden. 


Die ‚rätselhafte Gestalt‘‘ Kaiser Leopolds II. ist bislang noch nicht 
Gegenstandeinerüberzeugenden, allgemein anerkannten biographischen ® 
Studie geworden. Einen Blick in die Seele des 18 jährigen späteed 5 a 


Herrschers öffnet ein Brief aus der Korrespondenz des Erzherzogs mit # 


seinem Erzieher Graf Franz Thurn aus dem Jahre 1765, den Adam R 
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Wandruszka (Köln) mit einer Einführung erstmals im Wortlaut publi- 
ziert („Ein ‚sehr wichtiger Brief‘ aus der Jugend Kaiser Leopolds II.““). 

Die Reformideen Turgots, der von 1774 bis 1776 die französische 
Finanz- und Wirtschaftspolitik unter Ludwig XVI. leitete, stehen im 
Mittelpunkt der lebendigen, gedankenreichen Abhandlung Karl Erich 
Borns (Köln) ‚Vom aufgeklärten Absolutismus zum Liberalismus‘. 
Er arbeitet dabei die gedankliche Wende von der physiokratischen 
Theorie zum Liberalismus bei Turgot klar heraus. Sein politisches Ziel 
war „zwar die Erhaltung der Monarchie; aber die monarchische Ge- 
walt sollte beschränkt werden, der König sollte seine Gewalt mit dem 
Volk teilen, und die Selbstverwaltung ... sollte den Weg zu einer 
liberalen Staatsverfassung ... . ebnen‘‘ (S. 191/92). Außerordentlich an- 
regend ist auch der Beitrag von Elisabeth Charlotte Engel (Köln) 
„Über das Wesen der amerikanischen ‚Revolution‘‘‘, mit dem sie in 
die Kontroverse über den Charakter der amerikanischen Unabhängig- 
keitsbewegung eingreift. Anstelle der vielen treffenden Einzelbemer- 
kungen der Studie, in der sie das Revolutionäre des Vorgangs deutlich 
von dem anfänglich allein aus dem Widerstandsrecht erwachsenen 
Handeln der Kolonien trennt, sei hier nur das Endergebnis fest- 
gehalten: ‚Es ist die großartige Leistung der Schöpfer der Vereinigten 
Staaten, ihr Recht sich erkämpft und doch eine Revolution verhindert 
zu haben; auf einem revolutionären Prinzip einen neuen Staat ge- 
schaffen und doch fürdie Praxis dies Prinzipgebändigt zuhaben‘ (S. 214). 

Theodor Schieders (Köln) Vortrag ‚Schiller als Historiker‘ ist 
in dieser Zeitschrift (1960, S. 31 ff.) abgedruckt worden, so daß hier 
lediglich die Aufnahme in die Festschrift hervorzuheben ist. 

Günter Schmölders (Köln) untersucht in seiner knappen Skizze 
„stein und Adam Smith. Ein Beitrag zur Ideengeschichte der preu- 
Bischen Reformzeit‘‘ die Lesespuren in dem von Stein benutzten 
Exemplar von Smith’ ‚Wealth of Nations‘ (Basel 1791), die ‚‚mancher- 
lei“ von des Freiherrn ‚höchst eigentümlicher Zwischenstellung 
zwischen Aufklärung und Romantik, zwischen altadligem Ständewesen 
und den bürgerlich-liberalen Verfassungsidealen des 19. Jahrhunderts‘ 
(G. Ritter) verraten. 

Wohl der temperamentvollste Beitrag der gesamten Festschrift 
ist der von Otto Voßler (Frankfurt) über „Ranke und die Politik‘, 
der eine Fülle sprühender Gedanken enthält und in der Schlußfest- 
stellung gipfelt, daß Ranke ‚‚als Politiker versagt‘‘ habe, daß ‚seine 
Überlegungen über den Wert der Geschichte für die Politik (nicht) 
überzeugen‘ (S. 254), daß dagegen der wahre Wert von Rankes 
Historie für die Politik in den tiefen Einsichten liegt, die in ihr ent- 
halten sind und die jeden ‚reicher, menschlicher‘‘ machen, der sich der 
Lektüre seiner Werke hingibt. ‚‚Was da aus seiner Geschichtsschreibung 
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in unser Denken und Wesen eingegangen ist, kann gar nicht anders als 
in unserem Handeln, d.h. in der Praxis, in der Politik, zum Ausdruck, 
zur Tätigkeit kommen“ (S. 255). 

Der weitgespannte Beitrag von Karl Dietrich Erdmann (Kiel) 
„Die asiatische Welt im Denken von Karl Marx und Friedrich Engels“ 
verdient besondere Beachtung, stößt er doch über das Fachwissen- 
schaftliche hinaus in ein zentrales Problem der gegenwärtigen Welt- 
politik vor. Aus der Vielzahl der Gedanken sei hier nur der Nachweis 
herausgestellt, daß in der leninistisch-stalinistischen Umbildung des 
Marxismus ‚die Konzeption einer besonderen asiatischen Gesellschafts- 
ordnung‘ innerhalb der ‚Vorgeschichte der Gesellschaft‘‘ zwischen 
Urkommunismus und Endkommunismus (neben der in den drei 
Epochen Sklaverei, Feudalismus und Kapitalismus fortschreitenden 
„Zivilisation‘‘) fallen gelassen ist, da sie nicht in das kommunistische 
Selbstverständnis paßt, weil die Analogie zum gegenwärtigen kommu- 
nistischen Herrschaftssystem auf der Hand liegt. 

Hermann Segall (Köln) kommt in seiner kurzen Studie (mit 
Quellenanhang) über das Thema ‚Österreich, Preußen und die au- 
gustenburgische Presse in der zweiten Hälfte des Jahres 1865. Ein 
Beitrag zur Vorgeschichte des deutschen Krieges 1866‘ in z. T. scharfer 
Polemik gegen Wilhelm Schüssler zu dem Ergebnis, daß in diesem Zeit- 
raum der Wiener Hof ‚eine Verständigung mit Bismarck weder ange- 
strengt suchte noch auch nur gutwillig erwog‘‘ (S. 291), daß Österreich 
„vielmehrdie Feindschaft gegen Preußenöffentlichschüren‘“ ließ (5.292). 

Eine geistesgeschichtliche und geschichtsphilosophische Klärung 
des Kulturbegriffs bei Nietzsche unternimmt Hans Martin Klinken- 
berg (Köln) und prüft darüber hinaus seine Brauchbarkeit. Er sieht 
das Verdienst der Auseinandersetzung Nietzsches mit dem Kultur- 
problem darin, daß die Problematik des vom Geistbegriff bestimmten 
Kulturbegriffs sichtbar gemacht wurde. 

„Alexis de Tocqueville und die Vereinigten Staaten von heute“ 


ist das Thema eines in mehrfacher Beziehung aktuellen Vortrags von F 


Dietrich Gerhard (Köln). Im Gegensatz zu einigen amerikanischen 


Soziologen, die eine Verschärfung der sozialen Gliederung in den USA F 
feststellen, erscheint dem Verf. seit den Tagen Tocquevilles die Struktur 
der USA immer noch ‚‚durch den Glauben an individuelle Freibeit und ® 
politische Selbstregierung einerseits und durch die Tendenz zur Kor- 
formität und zur sozialen Gleichheit andererseits bestimmt“‘ (S. 356). } 
Eine eingehende Analyse der Grundvorstellungen Tocquevilles von F 


Amerika und ihrer Gültigkeit für die Gegenwart geht voraus. 
Der letzte Beitrag ist ein Vortrag, der die Ergebnisse einer dem- 


nächst erscheinenden Studie zusammenfaßt, der man nach dem vor- Fi 
liegenden Gedankenaufriß mit großem Interesse und hohen Er- ! 
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wartungen entgegensehen kann. Josef Engel (Köln) behandelt darin 
das Thema ‚‚Pearl Harbor und der Eintritt der Vereinigten Staaten in 
den Zweiten Weltkrieg‘‘. Es geht ihm darum, von einer Warte jenseits 
von „Revisionismus‘ und „Regularismus‘‘, also der „Parteien der 
amerikanischen Zeithistoriker‘‘, die Rolle des Präsidenten Roosevelt 
im Zweiten Weltkrieg geschichtlich zu würdigen. Da hier keine Einzel- 
nachweise geboten werden, wird man die Gesamtstudie abwarten 
müssen, ehe man zu den Einzelthesen des Verf. sachlich-kritisch 
Stellung beziehen kann. Seine Hauptthese lautet, daß Roosevelt seit 
1940 „mit Macht in den 1939 ausgebrochenen Krieg gegen Hitler 
hineingewollt hat‘‘ (S. 363), daß er, um dieses Ziel zu erreichen, bewußt 
den Zusammenstoß mit Japan herbeigeführt hat und somit die „Ver- 
antwortung“ (nicht Schuld) für Pearl Harbor trägt. „‚Besaß er wirkliche 
Größe, dann hätte er seine Verantwortung sicherlich nach der Be- 
endigung des Krieges mit Japan seinem Volke bekannt“ (S. 373). Seine 
Anhänger mindern daher heute die geschichtliche Größe des Präsi- 
denten, wenn sie an Legenden festhalten, die aus der Zeit der Kriegs- 
propaganda stammen. 
Darmstadt Andreas Hillgruber 


The Problem of the Picts. By F. T. WAINWRIGHT. London, Thomas 
Nelson and Sons 1955. 187 S. 21. 

/ Bei der fortschreitenden Differenzierung der historisch-philo- 
logischen Wissenschaften ist es heute dem einzelnen kaum noch mög- 
lich, ein gültiges Gesamtbild unserer Kenntnisse über die größeren 
ethnischen Verbände Alteuropas zu entwerfen. Das gilt für große 
Einheiten wie die Iberer, Kelten, Germanen oder Italiker ebenso wie 
für kleinere und jüngere Bildungen. Geschichte, Archäologie und 
Sprachwissenschaft in ihrem augenblicklichen Forschungsstand jeweils 
aufeinander abzustimmen, setzt ungewöhnliche Urteilsfähigkeit in 
Spezialfragen dieser Disziplinen voraus, so daß vereinte Bemühungen 
mehrerer Fachleute sich als der beste Weg zu einer Synthese anbieten. 
Ein so schwieriges Problem wie das der Pikten im äußersten Norden 
der britischen Insel ist wohl überhaupt nur in Zusammenarbeit anzu- 
gehen. Für die Forschung auf dem Kontinent ist daher das hier an- 
gezeigte Werk methodisch von großem Interesse, das von dem Histo- 
riker Wainwright vor einigen Jahren gemeinsam mit den Archäologen 
Stuart Piggott, Feachem, Stevenson und dem Linguisten Jackson 
veröffentlicht wurde. Es wäre ein Muster für wissenschaftliches Team- 
work, wenn der federführende Historiker neben seiner ausgezeichneten 
Einführung in das Problem (S. 1—53) am Schluß den Standort der 
einzelnen Beiträge im Hinblick auf das gemeinsame Anliegen, die 
Piktenfrage, bestimmt hätte. Aber davon abgesehen bietet der Sammel- 
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band ein gutes Beispiel, mit welchem Verständnis man gerade in England 
den Forschungsergebnissen von Nachbardisziplinen gegenübersteht, 

Schon der Name der Pikten ist kontrovers, ob römische Bezeich- 
nung nach der Körperbemalung — die Caesar (BG V.14) als charak- 
teristisch für alle Britannier ansah — oder ob einheimischer Volks- 
name. Picti werden erstmals zum Jahre 297 in einem Panegyricus 
des Eumenius erwähnt, treten zusammen mit den Scotti und den 
Saxones als Feinde des römischen Britannien auf und verschwinden 
als selbständige politische Gruppe, als sie in der Mitte des 9. Jahr- 
hunderts in das schottische Königtum einbezogen wurden. Der Histo- 
riker rechnet also für die Zeit von 300 bis 850 n. Chr. nördlich der 
Forth-Clyde-Linie mit Pikten. Daß diese historischen Pikten kein 
einheitliches Volk waren und daß dementsprechend auch die ‚Vor- 
bewohner‘‘ Nordschottlands weder nach Abstammung noch materiel- 
ler Kultur oder Sprache eine Einheit bildeten, stellt das eigentliche 
Problem dar und zwingt, die Frage nach dem Ursprung der Pikten 
auszuklammern und zunächst nach den sprachlichen und kulturellen 
Eigentümlichkeiten der historischen Pikten und ‚Piktlands“ zu 
fragen. Was im 4. Jahrhundert unter dem Namen Picti als lose Kor- 
föderation verschiedener Stämme gegen die Römer auftrat und erst 
im 7. Jahrhundert unter eigenen Königen politisch vereinigt wurde, 
stellte kulturell und sprachlich zunächst keine und später nur eine 
sehr oberflächliche und unvollkommene Einheit dar. Die Problematik 
ist also derjenigen der späteren deutschen Stämme zwischen dem 3. 
und dem 8. Jahrhundert durchaus verwandt. Auch die Quellenlage, 
wie sie Wainwright skizziert, ist analog: für den Historiker außer den 
wenigen spätantiken Zeugnissen Chroniken, Heiligenleben, topogra- 
phische Angaben und Königslisten, für den Archäologen Befestigun- 
gen, Gräber, Siedlungen, Keramik, Ornamente usw., und für den 
Linguisten Namen und Sprachformen in den historischen Quellen, 
vor allem aber die Ortsnamen und ganz wenige Inschriften. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß Wainwrights historischer 
Abriß, der zugleich die Einleitung bildet, eine sichere Basis abgibt, 
die sich kaum wird erweitern lassen, da mit einem Zuwachs schrift- 
licher Quellen nicht zu rechnen ist. So ergibt sich vor allem für die 


Grenze gegen das angelsächsische Northumbien festlag, ein gutes Bild 
des piktischen Königreichs mit seiner nationalen Kirche und in seinen 
auswärtigen Beziehungen. Das Thronfolgerecht weicht bemerkens- 
werterweise von demjenigen aller anderen Völker der Insel ab: die 
Nachfolge ging an den Bruder oder an den Sohn einer Schwester des 
Königs über, nicht an die eigenen Söhne. Kulturgeschichtliche Aspekte 
sind der schriftlichen Überlieferung kaum abzugewinnen, so daß sich 
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Spätzeit, als vom 7. Jahrhundert ab an der Forth-Clyde-Linie die 
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diese nicht unmittelbar mit den archäologischen und linguistischen 
Denkmälern verknüpfen läßt. Jacksons Analyse der piktischen 
Sprachdenkmäler führt zum Nachweis einer nichtindogermanischen 
Sprache neben P-keltisch, das seinerseits selbständig neben Gallisch 
und Britisch steht. Ob das nichtindogermanische Element mit den 
persistierenden bronzezeitlichen Traditionen verbunden werden kann, 
die Stuart Piggott im archäologischen Material aufzeigt, ist möglich, 
aber noch nicht sicher erweisbar. Feachams Übersicht über die Befe- 
stigungsanlagen und Wainwrights Behandlung der Siedlungs- und 
Grabfunde lassen erkennen, daß man mit systematischen Grabungen 
noch in den Anfängen steht, zeigen aber auch, daß prägnante archäo- 
logische Typen und charakteristische Bestattungssitten und Beigaben- 
kombinationen fehlen, also gerade jene Erscheinungen ausbleiben, 
die bei den Angelsachsen, in Skandinavien und auf dem Kontinent 
Hauptquellen archäologischer Gruppengliederung darstellen. Gegen- 
über diesem spröden Material bieten die von Stevenson behandelten 
Denkmäler piktischer Kunst, sowohl die sogenannten piktischen 
Symbolsteine wie die figürlich verzierten Steindenkmäler, wesentlich 
mehr, obwohl sie sich bisher nicht über die Mitte des 7. Jahrhunderts 
zurückverfolgen lassen. Die Verbreitung der Symbolsteine scheint sich 
etwa mit der Ausdehnung des piktischen Königreichs zu decken 
(Osten Nordschottlands, östlich der Hochlandzone). Die selbständige 
Stellung dieser Kunst gegenüber Irland und Northumbien und ihre 
direkten mediterranen Verbindungen lassen noch am ehesten die 
Eigenständigkeit der Pikten hervortreten. Für die Zukunft ist wohl 
nur durch Ausgrabung einer Reihe von Ringwällen und durch moderne 
Bearbeitung der figürlich verzierten Steine mit ihren Kampf- und 
Jagdszenen, die im Bilde manche Realien festhalten, die anderswo 
als Beigaben in den Gräbern erscheinen, eine Mehrung unseres Wissens 
über die Pikten zu erwarten. Die von Wainwright und seinen Mit- 
arbeitern vorgelegte Bilanz des z. Z. erreichbaren Wissens bildet zu- 
gleich die Ausgangsposition für jede weitere Forschung. Daß die ein- 
zelnen Disziplinen noch weite Strecken des Weges getrennt zurück- 
legen müssen, ehe ihre Ergebnisse zu einem gemeinsamen Bild ver- 
einigt werden können, ist nicht die schlechteste Erkenntnis, die dieses 
vorzügliche Buch vermittelt. 


München J: Werner 


Adel und Grundherrschaft im Merowingerreich. Von ALEXANDER 
BERGENGRUEN. Siedlungs- und standesgeschichtliche Studie 
zu den Anfängen des fränkischen Adels in Nordfrankreich und 
Belgien. (Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, 
Beiheft 41.) Wiesbaden, Steiner 1958. 220 S., 2 Karten. 21,— DM. 
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Die Erforschung der Geschichte der Merowingerzeit, in der seit ze 
den Vorstößen von Steinbach und Petri der Archäologie und der B 
Philologie, insbesondere der Ortsnamenkunde, eine führende Rolle is 
zugefallen war, sucht B. wieder stärker auf die herkömmlichen schrift- vi 
lichen Quellen des Historikers zurückzuführen, ohne deswegen die de 
Ergebnisse von Archäologie und Sprachwissenschaft aus dem Auge zu m 
verlieren. Er greift zu diesem Verfahren, da er die Frage nach Wesen is 
und Herkunft des merowingischen Adels kombiniert mit der Frage de 
nach der Grundherrschaft dieses Adels und ihrer Entstehung, da er de 
also die standesgeschichtliche durch eine siedlungsgeschichtliche Frage- ei 
stellung zu ergänzen sucht. In der Kombination beider Methoden liegt w 
daher das Wesen dieser Arbeit, in der Verarbeitung der reichen und oft rü 
schwer zugänglichen französischen Literatur zur Orts- und Siedlungs- fa 
geschichte liegt ihr besonderer Reiz. M 

Den schriftlichen Quellen widmet er einleitend eine nähere Be- 1° 
trachtung, die den Quellenwert von Heiligenleben (insbesondere auch in 
der spät entstandenen) und der Urkunden (auch der Fälschungen) ab- sö 
wägen soll. Er sucht aus den Viten einen festen Bestand von Angaben el 
herauszuschälen, die nicht Gefahr laufen, als topoi ihres sachlichen V 
Gehaltes entkleidet zu werden, und die er daher als unbedingt zuver- E 
lässig ansieht: die Namen des Heiligen und seiner Eltern, die Angaben vi 
der Nationalität, des Geburtsortes, der Besitzungen des Heiligen und u 
seiner Familie, der Orte, an denen er sich aufhielt, schließlich die w 
Schilderung anderer Personen. Es kann aber im Einzelfall durchaus fr 
zweifelhaft sein, wie schon E. Zöllner, MIÖG. 67, 1959, S. 386, her- b 
vorgehoben hat, ob man etwa im Hinblick auf die Ortsnamen und n 
Besitzungen dieses Prinzip des Verf. übernehmen darf. Es wird hier se 
wie bei den Urkunden, wo der Verf. durchaus im Einklang mit allr / T 
diplomatischen Erfahrung die Meinung vertritt, daß auch Fälschungen } g 
in bestimmten Grenzen historisch verwertet werden können, daran ri 
festzuhalten sein, daß darüber nicht auf Grund allgemeiner Prinzipien n 
a priori zu urteilen ist, sondern daß es jeweils einer besonderen Unter-  F 
suchung bedarf, die über das Ausmaß der Verwertbarkeit solcher An- u 
gaben Klarheit schafft. Wenn der Verf. übrigens S. 26 A. 47 „den f R 


Eindruck“ äußert, „daß der merowingischen Zeit die Fälschung noch | 
unbekannt ist‘, setzt er sich in offenen Gegensatz zu der quellenmäßig I 
(Greg. Tur. X, 19) belegten Lehre der merowingischen Diplomatik | si 
(vgl. H. Breßlau, Handbuch der Urkundenlehre 1, 1958, S. 15). | 

Die in den Quellen erst im 7. Jahrhundert faßbare Grundherrschaft } 
der fränkischen Großen will B. im 2. Kapitel weder erklären aus der | 
Übernahme spätrömischer Grundherrschaften durch einen land- 
nehmenden fränkischen Adel noch auch als Fortentwicklung einer | 
germanisch adlig-grundherrschaftlichen Niederlassung der Landnahme- 
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zeit und schließlich auch nicht als die Erweiterung des ursprünglichen 
Bauernhofes des landnehmenden salischen Freien. Zur Landnahmezeit 
ist nach seiner Auffassung ein fränkisch-adliger Grundbesitz noch nicht 
vorhanden gewesen. B. zeigt dabei insbesondere, daß die Zerra salica 
der Merowingerzeit nicht im hochmittelalterlichen Sinne als Indo- 
minicatum, sondern einfach als ‚das Land des Saliers‘‘ zu verstehen 
ist. Freilich leuchtet es nicht unbedingt ein, wenn er aus dem Schweigen 
der Lex Salica über Adel und Grundherrschaft auf die Nichtexistenz 
derselben in der Frühzeit schließt. Tatsächlich dürfte ja sonst Über- 
einstimmung darüber bestehen, daß die Lex Salica mit ihrem vor- 
wiegend strafrechtlichen Inhalt andere Rechtsgebiete oft so wenig be- 
rührt, daß die Arbeit mit dem argumentum e silentio hier ihre Ge- 
fahren birgt; vor allem hat R. Wenskus (Amt und Adel in der frühen 
Merowingerzeit, Mitteilungsheft des Marburger Universitätsbundes 
1959, S. 40 ff.) verschiedene der von B. vorgebrachten Beweisgründe 
in Zweifel gezogen und namentlich das Fehlen besonderer Wergeld- 
sätze für den Adel gerade aus der Einstellung des Adels zum Wergeld 
erklärt. Übrigens wäre darauf hinzuweisen, daß auch die besondere 
Wendung, die B. seiner Beweisführung in der Interpretation von 
Tit. 41 der Lex Salica gibt, nicht durchschlägt. Der Romanus possessor, 
von dem dort die Rede ist, ist ja auf keinen Fall der römische Senator 
und Grundherr, der allein mit einem fränkischen Adel gleichzusetzen 
wäre, sondern der städtische Kuriale und Grundbesitzer, der dem 
fränkischen Freien gleichzusetzen ist; die Arbeit von H. Dannen- 
bauer, aus der er sich darüber hätte informieren können, hat B. jedoch 
nicht einmal im Literaturverzeichnis genannt. Wenn aber auch die 
senatorische Grundherrschaft in der Lex Salica fehlt, kann aus dem 
Titel 41 für den fränkischen Adel und seine Grundherrschaft nichts 
geschlossen werden; die Feststellung B.s, daß die Lex Salica ‚den 
römischen Grundbesitz (gemeint ist offensichtlich die Grundherrschaft) 
mit aller wünschbaren Schärfe‘‘ hervorhebe, während sie bei den 
Franken nur bäuerlichen Grundbesitz kenne, hängt also in der Luft 
und mit ihr seine „Folgerung, daß zur Abfassungszeit des salischen 
Rechtes die Grundherrschaft noch den Römern vorbehalten war“. 

Im 3. Kapitel führt dann B. seine Auffassung am Beispiel des 
Gebietes von Meaux mit detaillierter Ausbreitung der reichen franzö- 
sischen Lokalforschung aus. Das Ergebnis ist, daß der dortige Adels- 
besitz, der im Beginn des 7. Jahrhunderts in der Hand zweier Familien, 
der des Chagnerich, des Vaters der hl. Burgundofara, und des Authar, 
des Vaters Audoins, deutlich wird, auf Verleihungen aus dem mero- 
wingischen Fiskus zurückgeht. Das leuchtet durchaus ein; doch sei, 
nachdem E. Zöllnera. a. ©. S. 387 Widerspruch gegen die Auffassung 
der Familie Chagnerichs als einer fränkischen erhoben und an ihrer 
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burgundischen Rechtspersonalität festgehalten hat, eine zusätzliche 
Bemerkung gestattet. Wenn nämlich Zöllner Recht hat — und dafür 


spricht Vieles —, dann kann eine burgundische Familie — und zu ihr 


würde auch Authar als Neffe Chagnerichs gehören — nicht zu den 
landnehmenden Franken gehört haben; ihre Angehörigen werden erst 
nach der Unterwerfung des Burgunderreichs in den fränkischen Königs- 
dienst getreten sein, und die Herkunft ihres Besitzes aus merowin- 
gischem Königsgut kann dann nicht als repräsentativ für die Ge- 
schichte des fränkischen Adels und seiner Grundherrschaft gelten. Ein- 


spruch sei noch in einer Einzelheit erhoben. Es wird S. 81 behauptet, 
daß der fränkische Graf im 6. Jahrhundert nicht in der Stadt Meaux 
selbst gewohnt habe und daß Chagnerich (als Graf) dieser Tradition 
gefolgt sei; im Widerspruch dazu sagt B. S. 177 f., daß das Funktions- 


zentrum des Grafen im 6. Jb. noch in der Stadt selbst gelegen habe und 


daß Chagnerich als erster fränkischer Graf die Stadt gemieden habe. 
Mit dieser zweiten Formulierung dürfte B. für das 6. Jh. das Richtige 
—- in Übereinstimmung mit der bisherigen Forschung — getroffen 
haben. Aber es sollte doch nicht übersehen bleiben, daß B. die gräfliche 
Stellung Chagnerichs nur erschlossen hat, insbesondere aus seiner Be- 
zeichnung als conviva regis, die er in der Lex Salica S. 43 als ‚„‚Epitheton“ 
des Romanus possessor aufgefaßt hatte, hier aber als ‚‚eine literarische 
Umschreibung‘... ‚für eine reale politische Funktion‘‘ deuten möchte. 
Die Stellung eines conviva regis — und das heißt, ein näheres, gefolg- 
schaftsähnliches Verhältnis zum König — konnte man durch Ver- 
dienste um den König erringen; das Material B.s würde ebenso gut den 


Schluß zulassen, daß Chagnerich königlicher domesticus im Gebiet von 
Meaux gewesen sei; er repräsentiert also weder mit Sicherheit die Ge- 
schicke des fränkischen Adels noch die des Grafenamtes im Gebiet 
von Meaux. So vermag dieses Kapitel nur in gewissen Grenzen einen 
Beitrag zu der großen Fragestellung des Buches zu liefern. 

Das ist insofern bedauerlich, als B. nur hier eine detailliertere, 
auch auf dem Felde der Genealogie geführte Untersuchung gibt, 


während er sonst mehr summarisch ausführt, daß die Adelssitze des 
Pariser Beckens aus Fiskalbesitz stammen und nicht vor dem Ende 
des 6. Jhs. aus königlichem in adligen Besitz übergegangen seien, eine 
Auffassung, die sich insoweit ja auch auf die Geschichte Chagnerichs 
und Authars stützen kann. Der konzentrierte merowingische Fiskal- 
besitz im Pariser Becken aber steht, wie B. im 4. Kapitel zeigt, nur in 
geographischer, nicht in institutioneller Kontinuität zum römischen 
Fiskus, dessen Ländereien vielmehr nach der Landnahme mit herren- 
losen und kommunalen Landbezirken zu einer großen Masse zusammen- 
geworfen wurden, die eine geordnete Verwaltung in Kontinuität zu der 


kaiserlichen nicht erkennen läßt; nichts berechtigt aber nach B. zu der 
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Annahme, daß die Merowinger zur Bewirtschaftung dieser Ländereien 
Hörige fränkischer Herkunft in die Ile de France mitgebracht hätten. 
Hier trägt B.s Arbeit unmittelbar Frucht für die so viel diskutierte 
Frage der fränkischen Siedlung in Nordfrankreich. Ebensowenig wie 
die Adelsvillen der Ile de France sind, wie B. dann im 5. und 6. Kapitel 
auf Grund archäologischer und ortsnamenkundlicher Indizien ausführt, 
die Belgiens und des austrasischen Ostens mit der Volkssiedlung der 
Landnahmezeit in Verbindung zu bringen; sie sind deutlich getrennt 
von der Region der Reihengräber der Frühzeit. Dieser ‚Adel‘ sei an 
der Landnahme nicht beteiligt gewesen, ganz einfach, weil es ihn als 
Adel damals noch gar nicht gegeben habe; er sei dann im Königsdienst 
aufgestiegen und habe sich, von seinen Amtssitzen in den noch intakten 
römischen vici und Kastellen ausgehend, in Austrasien wie in den spät- 
merowingischen Rodungsgebieten Neustriens durch Landesausbau 
weitere Herrschaften geschaffen, deren Niederschlag in den Ortsnamen 
der Avricourt- und Weilerklasse zu finden sei. Diese verkörpern also 
nach B. die grundherrschaftliche Siedlung des Adels im 7. Jh. und sind 
nicht mit der älteren Forschung als nachträgliche Übersetzung früh- 
fränkischer Namen im Zusammenhang mit den angenommenen großen 
sprachlichen Ausgleichsbewegungen in Frankreich und Nordbelgien 
zu verstehen. Schließlich wird die fränkische Siedlung der Landnahme- 
zeit im Lichte der Ortsnamen und der frühen Reihengräber ins Auge 
gefaßt. Die Sprachgrenze wird ganz im Sinne Steinbachs als ‚das 
Produkt der Vereinheitlichung aus ursprünglicher Zweisprachigkeit‘‘ 
angesehen, doch wird die Annahme einer in spätfränkischer Zeit er- 
folgten weitgehenden romanischen Umbenennung ursprünglich frän- 
kischer Ortsnamen abgelehnt. Die frühen Reihengräber jedoch be- 
trachtet B. nicht wie Dhondt als ein fränkisch-romanisches Gemein- 
schaftsprodukt, sondern als Ausdruck fränkischer Siedlung, freilich 
nicht des Volkes, ‚sondern einer erobernd kolonisierenden Krieger- 
kultur“, die dem König die trustis gestellt habe, aus der sich dann 
im 7. Jh. „der politische und grundbesitzende Adel‘ bildete. Nach 
diesem Ausblick auf die Frage der fränkischen Siedlung, der übrigens 
darunter leidet, daß die Ripuarier in Unkenntnis der Forschungen von 
E. Ewig (Rhein. Vjbll. 19, 1954, S. 1 ff.) als ‚‚Neubildung des 5. Jhs.‘‘ 
(nicht des 7. Jhs.) behandelt werden, geht dann B. in einem verhältnis- 
mäßig kurzen Kapitel auf die grundsätzliche Seite des Standesproblems 
ein, indem er der Auffassung etwa von Mitteis vom Aufgehen der 
Reste des fränkischen Uradels im merowingischen Dienstadel die These 
entgegenstellt, daß die Merowinger selbst die einzigen legitimen Erben 
der taciteischen principes seien und daß die Ämter des Grafen und des 
Herzogs ihren bis dahin besitzlosen (S. 183) Inhabern aus der könig- 


lichen trustis den Grundbesitz in der 2. Hälfte des 6. Jhs. eingetragen 
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hätten. Stößt sich der erste, mit Gregor von Tours (II 9) begründete 
Teil dieses Satzes gerade an der Auffassung Gregors, daß die Mero- 
winger, denen die vielen — von Chlodwig beseitigten — Teilkönige 
der Franken entstammten, nur das „erste und sozusagen adligste 
Geschlecht‘ — vor anderen Adelsgeschlechtern der Franken — gewe- 


sen seien, so erheben sich vor allem Bedenken gegen B.s Auffassung 
des Pariser Ediktes Chlothars II. von 614; er lehnt die herrschende 
Meinung, die dieses Edikt als Folge von Erstarken des Adels und 
Schwäche des Königtums ansieht, von seinen Voraussetzungen her ver- 
ständlicherweise ab, da der Adel ja eben damals erst begonnen habe, 
„sich eine bescheidene Machtgrundlage zu schaffen‘. Eine eigentliche 
Widerlegung der alten Auffassung gibt er im Grunde jedoch nicht, 
und es bleibt auch fraglich, ob sie angesichts der in den schriftlichen 
Quellen des 6. Jahrhunderts unverkennbaren Steigerung der Macht- 
stellung der Großen je zu geben sein wird. Allzu kühn wird die Meinung 
verfochten, ‚daß das Edikt im Teilreich Burgund entstanden ist oder 
jedenfalls den dortigen Verhältnissen am ersten entsprechen sollte‘ — 
das S. 175 A. 18 genannte Indiz kann das im Ernst doch nicht bewei- 
sen wollen. Wenn B. die — von wem geäußerte ? — Ansicht ablehnt, 
c. 19 des Ediktes liefere die Einsetzung der Verwaltungsbeamten an 
Bischöfe und Große aus, mit der Begründung, sie hätte in Burgund 
ohnehin in der Hand dieser Kreise gelegen, so ist das unbeweisbar, 
ganz abgesehen schon von der nicht erwiesenen burgundischen Be- 
stimmung des Ediktes; und bei Waitz, den B. zu dieser Stelle nicht 
herangezogen hat, ist eine ganz andere Interpretation dieses Passus 
zu lesen, aus der hervorgeht, daß es sich hier gar nicht um Organe der 
„staatlichen“ Verwaltung handelt. Der allzu raschund aufdem knappen 
Raum von 2 Seiten durchgeführte Versuch des Verf., das Pariser Edikt 
mit seiner Ansicht von Adel und Grundherrschaft im Merowingerreich 
in Übereinstimmung zu bringen, ist als nicht gelungen zu betrachten. 

Die Thesen des Verf. über Adel und Grundherrschaft stehen im 
Gegensatz zu einer modernen Forschungsrichtung, von deren Position 
aus auch bereits Widerspruch gegen sie erhoben worden ist (durch 
Wenskus). Es muß gesagt werden, daß B. einen überzeugenden Be- 
weis für seine Auffassung nicht geboten hat, unbeschadet der vielen 
interessanten Einzelbeobachtungen, die er bietet. Als nicht unbedingt 
förderlich hat es sich erwiesen, daß er das Problem des Adels mit dem 
der Grundherrschaft koppelte. Wenn nach B. die Grundherrschaft sich 
erst im 7. Jh. entwickelte, so ist damit kein strenger Beweis für die Nicht- 
existenz eines Adels mit Einschlag alten Geblütsadels gegeben. Wäre 
es so undenkbar, daß dieser Adel in einer noch nicht so agrarisch und 
naturalwirtschaftlich orientierten Zeit wie dem 6. Jh. sein wirtschaft- 
liches Fundament anderswo als im Ausbau von Grundherrschaften, 
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oder jedenfalls nicht nur in ihnen suchte ? Ist es andererseits denkbar, 
daß die Unterführer Chlodwigs bei der Landnahme nur im gleichen 
Maße berücksichtigt wurden wie der einfache fränkische Krieger ? Nach 
Ausweis der kürzlich von B. de Gaiffier (Anal. Boll. 76, 1958, S. 188 ff.) 
edierten Vita s. Pusinnae, die zwar erst um die Mitte des 9. Jhs. ent- 
standen ist, nach dem von B. aufgestellten Prinzipien aber für die hier 
interessierenden Fragen als aussagekräftig zu gelten hat, lebte der 
Vater dieser Heiligen, Sigmar, am Ende des 5. oder zu Beginn des 
6. Jhs. in pago Pertensi, im Perthois (Dep. Haute-Marne); er war hier 
so reich begütert, daß er eine Kirche bauen konnte, deren Priester 
immer wieder am Geschick der Familie teilnahm, was die Kirche trotz 
des Fehlens eindeutiger Aussagen als Eigenkirche charakterisieren 
könnte; er hatte überdies Besitz in vico Bainsionensi (Binson, Dep. 
Marne), den er seiner Tochter Pusinna für ihr gottgeweihtes Leben 
übertrug, den sie im Andenken an den Vater mons Sigmari nannte und 
wo sie schließlich eine basilica Sancti Mauricii erbaute. Da Sigmar seine 
sieben Töchter alle in gleicher Weise ausgestattet haben dürfte, ergibt 
sich das Bild eines sehr großen, weit verstreuten Grundbesitzes — ob 
einer Grundherrschaft, ist auf Grund der Vita nicht zu sagen —, jeden- 
falls eines Besitzes, der weit mehr war als nur der einfache bäuerliche 
Grundbesitz, den B. bei den Franken der Zeit um 500 allein wahrhaben 
will. Damit findet sich aber auch die von B. bei Erörterung der Namen- 
gebung als grundherrlich bezeichnete und dem 7. Jh. zugewiesene 
Form der Kombination eines lateinischen monasterium, vallis, mons 
oder villa mit germanischem Personennamen bereits um 500. Dieses 
Zeugnis soll gewiß nicht überbewertet werden; B. könnte es als zu 
spät ablehnen, müßte dann aber auch seine Grundsätze für die Ver- 
wertung von Heiligenleben über Bord werfen. Irgendwelche materiellen 
Motive für die Erfindung der Ortsnamen lassen sich jedoch nicht er- 
kennen, und man wird das Zeugnis der Vita wohl hinnehmen müssen. 
Man wird freilich Sigmar als Nichtfranken (vielleicht als Laetenführer) 
oder, was so früh wohl unwahrscheinlich ist, als Römer mit germani- 
schem Namen ansehen dürfen; auch in diesem Falle müßte man doch 
fragen, ob die Antrustionen und Unterführer Chlodwigs schlechter 
gestellt gewesen sein sollten als Männer wie Sigmar, und die Beden- 
ken gegenüber der Auffassung B.s erheben sich abermals. 

Schließlich sei noch auf eins verwiesen: B. betont ausdrücklich, 
daß er sein Problem von den schriftlichen Quellen aus angehen wolle. 
Das ist richtig, weil Ortsnamen und archäologische Funde ja nur von 
diesen her interpretiert werden können; aber mit dem Blick auf diese 
Bereiche hat er im wesentlichen die schriftlichen Quellen nur so weit 
herangezogen, als sie zur Klärung des toponymischen und archäo- 
logischen Befundes beitragen konnten. Für die von der Topographie 
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aus ja keineswegs zu lösende Frage, ob sich unter den merowingischen lei 
Antrustionen noch Reste eines fränkischen Uradels befanden, geben D 
jedoch die literarischen Quellen mehr Aussagen her, als sich B, zu st 
eigen machte; an gewissen Stellen finden sich sogar Äußerungen, die ist 
zur Bejahung der oben gestellten Frage ermutigen könnten — Waitz bi 
kannte sie noch. Man dürfte aber heute nicht an ihnen vorübergehen, sc 
wenn man sich mit dem merowingischen Adel beschäftigt. So wird die de 
Diskussion zweifellos weitergehen. Das Buch von B. mit seinen inter- ho 
essanten und wesentlichen ortsgeschichtlichen Beobachtungen wird er 
dabei als Grundlage und Ausgangspunkt dienen. H 
Erlangen Heinz Löwe 

sit 

Potestas und Caritas. Die päpstliche Gewalt im Spätmittelalter. Von pi 


LUDWIG BUISSON. (Forschungen z. kirchlichen Rechtsgesch. u. q 
z. Kirchenrecht 2.) Köln, Böhlau Verlag 1958. XI, 4485. 34,— DM. w 


Die Bedeutung des kanonischen Rechts für die politische Theorie al 
des Spätmittelalters kann nach den Forschungen der letzten Jahr- al 
zehnte nicht mehr unterschätzt werden; daß neben den Publizisten auch de 
Dekretisten und Dekretalisten für die Entstehung des konziliaren Ge- al 
dankens einen entscheidenden Beitrag leisteten, hat zuletzt Tierney di 
gelehrt. B.s Buch ist dessen „Foundations of the Conciliar Theory“ P 
(1955) nicht nur methodisch: in der Beschränkung auf die inner- er 
kirchlichen, eben die kirchenrechtlichen Theorien und deren Wandel (7 
vom 12. bis zum 15. Jh., verwandt, sondern auch in der Problem- hi 
stellung, in der Frage nach dem Grunde des ‚‚geistigen Widerstands re 
gegen die Handhabung der (päpstlichen) plenitudo potestatis‘‘ (182). vi 
Aber für B. ist das ‚‚Zerbröckeln‘‘ der Potestas nicht allein im Schisma d 
und durch die konziliaren Theorien erklärbar. Es beruht vielmehr auf P 


einem „Wandel in der Auffassung von den sittlichen Maßstäben für ? 
die plenitudo potestatis‘‘ (3) — kurz, B. erweitert die kirchenrechtliche #9 g 


Problemstellung i. e. S. zur Frage nach dem Wertsystem, den ethisch- di 
theologischen Normen, die jener zugrunde liegen. Die Antwort darauf, B 
hier gerafft vorweggenommen, begründet das überraschende Begrifis- | ze 
paar des Titels: der Papst soll ‚ein exemplum caritatis in der Nach- se 
folge Christi ... sein, welches seine potestas so handhabt, daß die n 
Ecclesia militans zum Abbild der Ecclesia triumphans wird‘ (269). A 

Halten wir uns nicht bei der knappen, aber übersichtlichen Ein- äl 
führung in die Quellen und bei der historischen Einordnung der d 





Kanonisten, ihrer Lehrabhängigkeit und Methode auf (3—16) ; folgen s v 
wir B. auf dem gewundenen (und durch die oft umständlichen Formu- # eı 


lierungen des Verf. nicht eben erleichterten) Weg der Untersuchung. 9 a 
Sie geht im 1. Kap. (‚Das Exemplum caritatis“, 17—73) zunächst # 
dem Einfluß der Exemplum-Lehre Augustins auf Gratian nach und d 
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leitet daraus die These ab, daß das Kirchenrecht „sich aus einem 
Denken entwickelte, das vom Wirklichkeitssinn des exemplum be- 
stimmt und deshalb das Liebesgebot auch konkret zu fassen bestrebt 
ist“ (41 f.). Die allgemein, also auch für die päpstliche Gewalt ver- 
bindlichen Maßstäbe sittlichen Handelns, die B. zugleich als ‚‚ver- 
schiedene Ausdrucksformen der caritas‘‘ versteht (72), sieht er nach 
der (ausführlich erörterten) Auffassung Innozenz’ III. in aeguitas, 
honestas und utilitas ; diesen entsprechend ist zu fragen, was dem Papst 
erlaubt (quid liceat), was sich ihm zieme (quid deceat), wann sein 
Handeln nützlich sei (quid expediat). 

Bei der Auslegung der päpstlichen Dispensationsbefugnis bilden 
sich seit dem 13. Jh. gegensätzliche Lehrmeinungen heraus. Dem 
päpstlichen, von Innozenz IV. formulierten Anspruch, als Vicarius 
Christi sola voluntate von positivem Recht dispensieren zu dürfen, 
widerspricht sogleich Hostiensis, indem er die Rechtsakte des Papstes 
an die Wahrung der Honestas binden will: das ‚Licet‘‘, so wird man 
abgekürzt sagen dürfen, soll durch das ‚‚Decet‘“ begrenzt werden. In 
der Folgezeit vertritt die Mehrheit der Kanonisten, anknüpfend u. a. 
an den Begriff der (distributiven) Gerechtigkeit Thomas’ von Aquin, 
die Bindung auch der päpstlichen Gewalt an die ‚,Justitia‘‘: auch der 
Papst bedarf für seine Dispensationen eines gerechten Grundes, auch 
er muß das Honestum wahren, will er anders nicht in Sünde fallen 
(74—124: „Die Plenitudo potestatis und die Justitia‘‘). Er ist darüber 
hinaus nach dem Liebesgebot und als Exemplum gehalten, an sich 
rechtswirksame Handlungen zu unterlassen, sobald sie ein „‚Scandalum“ 
verursachen oder auch nur befürchten lassen: auch die Beantwortung 
des „Quid expedit‘‘ zielt auf weitere Beschränkung der absoluten 
Papstgewalt (125—165: ‚Die Plen. pot. und das Scandalum‘“). 

In diesen kanonistischen Gedankengängen blieb freilich die Rechts- 
gewalt selbst unangegriffen. Die Spannung zwischen den Handlungen 
der Kurie und der Lehre der Kanonisten verstärkte sich sogar in der 
Benefizialpraxis der avignonesischen Zeit. Erst im Großen Schisma 
zog man (freilich ohne dauernden Erfolg) die kirchenpolitische Kon- 
sequenz aus den juristischen Theorien. Auch die jetzt akute Frage 
nach dem Auftrag der Kirche gegenüber dem die drei Normen der 
Aequitas, Honestas und Utilitas verletzenden Papst konnte sich auf 
ältere Lehren berufen, die am Problem der Correctio fraterna und in 
der Diskussion des Häresiebegriffs entwickelt worden waren: der 
verstockte, Ärgernis erregende Papst soll zum Rücktritt gezwungen, 
er kann als Haereticus vor dem Generalkonzil angeklagt und schließlich 
abgesetzt werden (166—215: ‚‚Der häretische Papst‘). 

Der Versuch, die zum Absolutismus strebende päpstliche Potestas 
durch immanenten kirchenrechtlichen Widerstand zu beschränken, 
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mußte sich auch auf das Verhältnis der geistlichen zur weltlichen Ge- 
walt auswirken. Den Schlüssel zum Verständnis dieser Problematik 
sieht B. in der kanonistischen Eideslehre (216—269: ‚Die Plen. pot. 
und der Eid‘). Auch hier vertrat Innozenz IV. — dessen weitreichende 
Wirksamkeit sich wie die Bedeutung der Entscheidungen des 13. Jhs. 
hier erneut bestätigt — die extrem papalistische Auffassung, nach der 
nur der Vicarius Christi vom (erlaubten) Eid lösen kann, um ein 
Scandalum zu vermeiden. Aber über die Theorie vom erzwungenen 
Eid, der einer Absolution nicht bedarf, und durch die Ausweitung und 
Verfeinerung des Sündenbegriffs postulierten die Kanonisten des 14. Jhs. 
nicht nur die Unverbindlichkeit von Eiden offensichtlich sündhaften, 
sondern auch von solchen an sich erlaubten Inhalts, sofern diese unter 
Vorbehalt geleistet waren. Gewissensnot und notorisches Scandalum 
können endlich selbst den Ungehorsam gegen den Papst rechtfertigen 
und dessen Exkommunikation als unwirksam ertragen lassen. 

Auch die Staatsethik wurde von den kanonistischen Theorien 
beeinflußt. Maß und Grund der spätmittelalterlichen Herrscherethik 
ist der ‚„Krönungseid‘‘ (270—347). Er gilt allgemein: ‚‚Die Herrscher 
des Abendlandes sind alle denselben Normen des Krönungseides unter- 
worfen‘‘ (392). Aus ihm leitet sich die Verpflichtung zur Rechts- 
wahrung, zum Friedens- und Kirchenschutz (dazu bes. 328—347) ab; 
in seiner Auslegung beschränken die Kanonisten die königliche Ver- 
fügungsgewalt über die Hoheitsrechte auf eine (nicht klar definierte) 
modica alienatio, falls nicht die ‚Zustimmung der überwiegenden Mehr- 
heit des Volkes‘ (297; „der Allgemeinheit‘‘: 346) zu Veräußerungen 
gefunden wird. B. versucht, die praktische Wirksamkeit dieser Normen 
in England, Frankreich und im Imperium (Absetzung Wenzels, Aus- 
bildung der Wahlkapitulation) nachzuweisen. 

Das letzte Kapitel endlich (348—399: ‚Die Chose publique‘‘ — 
d.h. die ‚Gesamtheit weltlicher und kirchlicher Rechte‘‘: 349) willam 
Beispiel Ludwigs XI. die Frage beantworten, wie weit die Eides- 
normen auch später im staatlichen und zwischenstaatlichen Bereich 
wirksam blieben. Auch hier führt B. die kühnen juristischen Kon- 
struktionen, deren sich der König, mehr oder weniger erfolgreich, für 
seine wechselnden, ja widersprüchlichen Handlungen und Verhaltens- 
weisen (etwa gegenüber der Kurie, vgl. bes. 352 f. mit 374 ff. u. 383) 
rechtfertigend bediente, auf die Normen des Krönungseides zurück, 
der freilich z. B. keine Veräußerungsklausel mehr enthielt (348). 

Die Wiedergabe des Hauptgedankenganges kann die Fülle der 
kirchenrechtlichen Fragen nicht erschöpfen, zu denen B. von seiner 
These her Stellung nimmt: zur Problematik der Pfründenkumulation, 
der (im ganzen wohl stärker zu betonenden) ‚„Romanisierung‘‘ des 
kanonischen Rechts, des Verhältnisses von göttlichem und positivem 
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Recht usw. Aufdiese Einzelprobleme, zu denen das ausführliche Register 
(426—448) leichten Zugang öffnet, einzugehen, ist hier ebensowenig 
der Ort wie für Kritik von Detailfragen, die besonders in den letzten 
Kapiteln herausgefordert wird. Aber etwa die Mißdeutung des Ereig- 
nisses von Peronne (385 ff.) oder die allzu konstruierte Darstellung der 
Absetzung Wenzels (320 ff.) erwecken doch nicht nur quellenkritische 
Bedenken, sondern führen zu grundsätzlicheren Einwänden. Jede Er- 
klärung historischer Ereignisse von einer These aus gerät in die Gefahr, 
zu vereinfachen und zu verkürzen. Die lehrreiche und m. E. fruchtbare 
Fragestellung B.s bewirkt doch oft eine Isolierung der geschichtlichen 
Handlungen, an die er die Ergebnisse seiner kirchenrechtlichen Inter- 
pretationen heranträgt. Man wird sich fragen müssen, ob und wieweit 
allein bestimmte Lehren der Kanonisten ausreichen, um, noch einmal, 
die Absetzung Wenzels, die Bedeutung des alten, kaum gewandelten 
Krönungseides und des (darin nicht enthaltenen) Veräußerungsverbots, 
die Entstehung der Wahlkapitulationen u.a. zu verstehen; ob hier 
nicht auch lehnrechtliche, ob romanistische Gedanken zu finden sind 
und ob der unbestreitbare kanonistische Einfluß — etwa über die 
Entwicklung des Wahlrechts und des Idoneitätsprinzips, in Amts- 
begriff und Korporationslehre — nicht viel indirekter, gebrochener, 
mit anderen und älteren Rechtsvorstellungen vermischter war und 
sich jedenfalls komplizierter auswirkte, als B. meint. Ein sowohl syste- 
matischer wie empirischer Vergleich mit außerkanonistischen Quellen 
(für Krönungseid und Veräußerungsverbot!) etwa mit den Lehns- 
gesetzen des 12., den Reichssprüchen des 13. Jhs., mit Ssp. III 54 
$ 2— dazu aber Schw. Sp. Laßberg 122. 124) und mit verwandten 
Vorgängen (z. B. Absetzung von 1298) würde doch Überspitzungen 
modifizieren und den Schluß von gleichen Sachen auf gleiche Ursachen 
vermeiden helfen, lassen wir selbst die besondere Problematik unge- 
krönter Herrscher beiseite. Vor allem aber führt die Ausklammerung 
des politischen Lebens nicht nur oft zu begrifflichen Abstraktionen, 
sondern verstellt gelegentlich auch das Verständnis. Die rechtlich- 
ethische Begrenzung päpstlicher Macht ist am Ende nicht nur in der 
Kirchengeschichte gescheitert; die materiale Kanonisten-Lehre, sofern 
sie überhaupt ausdrücklich herangezogen wurde (nicht 1400!), diente, 
rasch ihrer Substanz entleert, nur noch formal vordergründig den 
Parteien im politischen Streit, und das Beispiel Ludwigs XI. zeigt deut- 
lich, wie gleiche juristische Formeln gegensätzliche politische Aktionen 
begründen sollten. Das ‚‚vielschichtige‘‘ Argument, wie B. einmal zu- 












































































!) Vgl. dazu auch H.G. Richardson, The English Coronation Oath (Specu- 
lum 24, 1949, 44—76) und vor allem P.N. Riesenberg, Inalienability of 
Sovereignty in Medieval Political Thought (Columbia Stud. in the Social 
Science 591), N. Y. 1956. 
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treffend sagt (376), war manipulierbar geworden. So bleibt das Ver- 
hältnis von Rechtsideen und Politik zuletzt doch ungeklärt, weil es 
nicht zu deduzieren, sondern jeweils allein empirisch zu verstehen ist, 

Das gilt schließlich auch für das Verhältnis von Recht und Ethik. 
Zwingt B. nicht doch, verführt durch den anschaulichen Begriff der 
Caritas, Unvereinbares zusammen — Liebesgebot und Kirchenrecht 
Die alte Frage nach dem außer-, dem antijuristischen, spiritualistischen 
Widerstand gegen die Papstgewalt und gegen den Jurifizierungsprozeß 
in der Kirche überhaupt, führt gewiß über die Themenstellung B.s 
hinaus, und es wäre unbillig, sie gegen ihn auszuspielen. Wohl aber ist 
zu fragen, ob der zunächst einleuchtende augustinistische Ansatz 
innerhalb des Kirchenrechts nicht überschätzt wird (vgl. dazu Tierney 
34 f.), ob Topoi gewordene theologische Lehren nicht zu realistisch 
verstanden und unkritisch zu juristischen Sätzen erhoben, ob diffe- 
rierende Anschauungen der Kanonisten selbst nicht öfter als erlaubt 
zur gültigen ‚„Opinio communis‘‘ geglättet werden (vgl. z. B. 199 fi. 
210) — kurz, ob B. nicht auch hier stärker konstruiert als interpretiert 
und, gefesselt durch seine eigenen Entdeckungen, die Bedeutung der 
Kanonisten nun doch überschätzt. 

In alldiesen Fragen spricht das Buch gewiß nicht das abschließende 
Wort; daß es sie hervorruft, ist sein Verdienst. Daß es durch scharfe 
Problemstellung und durch gelehrte Ausbreitung eines spröden Mate- 
rials die weitere Diskussion eröffnet und erleichtert, ist ihm zu danken 
und soll nach Bedenken und Einwänden nicht vergessen werden. 


Göttingen Joachim Leuschner 


Dante and the Idea of Rome. By CHARLES TILL DAVIS. Oxford, 

Clarendon Press 1957. 302 S. 30 sh. 

Der Verfasser hat einen von Gelehrten fast aller europäischer 
Nationen behandelten Gegenstand aufgegriffen: Dantes Romidee. 
In der ‚Einführung‘ orientiert er den Leser über die wichtigsten 
hier einschlägigen Arbeiten, ihre Problemstellung und ihre Ergebnisse. 
In den Hauptteilen der Arbeit wird der Forschungsbericht in aufge- 
lockerter Form passim fortgesetzt. Es finden sich so ziemlich alle 
bedeutenden Namen: K. Burdach, Fedor Schneider, Friedrich Schnei- 
der, P. E. Schramm, A. Graf, A. Solmi, B. Nardi, E. G. Parodi, L. 
Pietrobono, N. Zingarelli, E. Gilson, A. Renaudet, P. Renucci usw. 
Das 1. Kapitel ist überschrieben ‚‚Dante und die römische Vergangen- 
heit‘‘ und erörtert die vieldiskutierte Frage der Quellen von Dantes 
Romgedanken. Es wird versucht, den Anteil der Geschichtsdarstellun- 
gen von Augustinus und Orosius herauszuarbeiten. Daran anschließend 
werden die Einflüsse verfolgt, die Autoren aus Dantes eigenem Zeit- 









——— 


das Ver- 
, weil es 
ehen ist, 
ıd Ethik, 
griff der 
enrecht ? 
istischen 
gsprozeß 
lung B.s 
|. aber ist 

Ansatz 
Tierney 
alistisch 
Ib diffe- 
erlaubt 
. 199 fi. 
"pretiert 
ung der 


ießende 
ı scharfe 
n Mate- 
danken 
en. 


chner 


Ixford, 


äischer 
ymidee. 
tigsten 
»bnisse. 
aufge- 
ch alle 
Schnei- 
odi, L. 
>i USW. 
angen- 
Dantes 
tellun- 
ießend 
ı Zeit- 








Mittelalter 659 
Benni 


alter auf die Prosaschriften und die Dichtungen des großen Floren- 
tiners ausgeübt haben könnten (vor allem Remigio de’Girolami und 
Brunetto Latini). Dazu tritt die mächtige Wirkung Virgils, die stär- 
ker ist als die der Vorgenannten. Vf. geht bei dieser Gelegenheit auf das 
Problem ein, inwieweit Dante überhaupt als ‚‚Historiker‘‘ anzusehen 
ist, und kommt zu dem Schluß, daß er, wie Virgil, Historiker und 
Dichter zugleich ist. 

Die beiden nächsten Kapitel beschäftigen sich mit den zwei 
Hauptaspekten der mittelalterlichen und auch für Dante verbind- 
lichen Romidee: dem kaiserlichen (in antikem und mittelalterlichem 
Sinne) und dem päpstlichen. Dantes Anschauungen, vor allem nieder- 
gelegt in „Convivio IV, Monarchia II“ und einigen Gesängen des 
„Paradiso“, sind nicht nur mitbestimmt durch ein reiches zeitge- 
nössisches Schrifttum, sondern auch durch Dantes eigenes Verbannten- 
schicksal und seine inbrünstigen Zukunftshoffnungen auf Kaiser 
Heinrich VII. In dem Versuch einer Zusammenschau der antiken und 
christlichen Überlieferungsströme aus früherer Zeit, der Gedanken- 
elemente, die Dante aus Schriften seiner eigenen Epoche zuflossen, 
und des unmittelbar von Dante in einer entwicklungsreichen Zeit 
Miterlebten und Miterlittenen liegt wohl der eigentliche Wert des 
Buches. 

Ein zusammenfassender Schlußabschnitt fehlt. Er erübrigt sich 
vielleicht auch insofern, als neue, die bisherigen Forschungsergebnisse 
verändernde oder in wichtigen Punkten ergänzende Resultate nicht 
dargeboten werden. Aber der Verfasser hätte die Grundanschauungen 
Dantes, von denen er ausgeht und zu denen er am Schlusse wieder 
zurückkommt, als durch seine Arbeit bestätigt und erhärtet nochmals 
in Kürze herausstellen können: Dante, wie Virgil, ein Geschichts- 
denker und -dichter zugleich; Rom eine einzigartige ewige Stadt, 
durch die göttliche Vorsehung zu Höchstem berufen; die Ambivalenz 
von kaiserlichem Rom sowie als christlich-päpstlichem Rom aufge- 
löst in einer Art dichterisch-prophetischer Romidee. 

Den Schluß bilden einige Annexe: Hinweise auf Werke, die sich 
mit Dantes Romverherrlichung beschäftigen, joachimitische und 
franziskanische Einflüsse, Dante, Villani und Ricordano Malispini, 
Clemens V. und die Datierung der ‚„Monarchia‘. 

Man vermißt ein stärkeres Eingehen auf das Abendländisch- 
Universale von Dantes Romidee. Vf. hätte gut daran getan, auch 
H. Gmelins Dante-Kommentar und W. Rehms ‚Europäische Rom- 
dichtung‘‘ einzusehen. Die Leser dieser Zeilen seien noch auf O. Her- 
dings Vortrag über Dantes ‚‚Monarchia‘ hingewiesen, erschienen in 
„Dante und die Mächtigen seiner Zeit‘ (München 1960). 

Tübingen Julius Wilhelm 
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Der ‚Defensor Pacis‘‘ des Marsilius von Padua. Von HERMANN 
SEGALL. Grundfragen der Interpretation. (Historische For- 
schungen im Auftrage der Historischen Kommission der Akademie 
der Wissenschaften und der Literatur hg. von Otto Brunner, 
Peter Rassow, Joseph Vogt. Bd. 2.) Wiesbaden, Franz Steiner 
Verlag 1959. 85 S. 

Es ist die Absicht des Vf., das „Labyrinth“ (S. 1f.) der Marsilius- 
Forschung der letzten hundert Jahre zu klären und auf Grund ver- 
tieften Quellenstudiums den historischen Ort des Defensor pacis zu 
bestimmen. Den Grund für die zahlreichen Kontroversen, die bisher 
ein abschließendes Urteil verhinderten, sieht der Vf. in der Befangen- 
heit der einzelnen Forscher in ihrer eigenen Zeit, die sie dazu verführte, 
den Hauptakzent auf die jeweils aktuellen Züge in Marsilius’ Werk 
zu legen (bes. S. 10, 13 u. ö.). Der an sich dankenswerte Versuch des 
Vf. ist leider mißlungen, und zwar weil er es an vier für den Erfolg 
unerläßlichen Dingen fehlen läßt. 1. Klarheit der eigenen Begriffe, 
Was versteht Vf. unter ‚„Kirche‘‘, wenn er (S. 28) behauptet, daß ‚die 
antikurialistische Polemik geradezu durch eine besonders kirchentreue 
Haltung bedingt“ sei? Hier ist, wie auch sonst (vgl. bes. S. 27 3. Abs.) 
Kirche und Glaube durcheinandergeworfen. Oder sollte sich der Vf, 
den — häretischen — Kirchenbegriff des Marsilius, der mit seiner 
Verweigerung der iurisdiccio coactiva für jeden Geistlichen, nicht 
nur den Papst, die Grundfeste der historisch gewordenen Kirche er- 
schütterte, zu eigen gemacht haben ? Es scheint so zu sein, wenn wir 
(S. 70) lesen: „Über ein halbes Jahrtausend vor den absurden Bestre- 
bungen, das Einflußfeld des Staatsbürgers von dem des Gläubigen zu 
isolieren, verbindet der Paduaner die faktisch und rechtlich untrenn- 
baren Bereiche von Politik und Religion derart, daß ihre Koordina- 
tion dem menschlichen Dasein in seiner Gesamtheit entspricht. Nach 
dem Plan des ‚Friedensverteidigers‘ ... können die weltlichen und 
geistlichen Angelegenheiten konform geordnet, Politik und Religion 
in idealer Weise auf ein Ziel ausgerichtet werden.‘‘ Dem widerspricht 
allerdings, daß sich Vf. an anderen Stellen als ausgesprochener Hiero- 
krat gebärdet (bes. S. 40f.) — Die ganze radikale Konsequenz des 
Marsilianischen Denkens wäre dem Vf. klar geworden, wenn er 2. das 
Gesamtwerk des Marsilius, und nicht nur den Defensor pacis zur 
Interpretation herangezogen hätte. Der Aufsatz von Mario Grignaschi, 
Il matrimonio di Margarete Maultasch e il ‚‚Tractatus de matrimonio“ 
di Marsilio da Padova (Riv. di storia del dir. ital. 25, 1952. S. 201ff. 
über die Beziehungen zum Defensor pacis) zeigt sehr deutlich und in 
für den Vf. unerwünschter Weise an einem Problem, nämlich dem 
der Ehescheidung, wie sich Marsilius das ideale Zusammenwirken 
von Religion und Politik vorstellte. 3. Zur Bestimmung des histori- 
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schen Ortes des Defensor pacis ist ferner ein gewisses Maß an histori- 
scher Bildung erforderlich, welche vor Sätzen wie den folgenden 
(S. 41) bewahrt: ‚In der planvoll betriebenen Propaganda den be- 
fehdeten Bischöfen von Rom teuflische Zauberei, den protegierten 
Fürsten indessen die Kraft zu wundertätigen Heilungen anzudichten, 
bietet sich uns der moralische Tiefstand einer Politik dar, die an die 
Stelle des Papstes, des bisherigen Stellvertreters Christi, den von 
sakraler Weihe umgebenen Herrscher des Staates setzen wollte‘; 
die verhindert, in Gregor von Catino einen Zeitgenossen des Marsilius 
zu sehen (S. 19f. Anm. 7), und die über die historischen Zusammen- 
hänge beim Erscheinen des Defensor pacis aufklärt. Als Marsilius am 
24. Juni 1324 sein Werk beendete, war der Frieden nicht von Gefahr 
bedroht (S. 22), sondern bereits grundlegend gestört, Ludwig gebannt, 
die Nürnberger, die Frankfurter, die Sachsenhäuser Appellation ge- 
schrieben. Marsilius nahm nicht an einer allgemeinen Friedensbe- 
wegung teil, sondern er nahm Partei mit einer Kampfschrift, die ihm 
nur, wie den mittelalterlichen Publizisten vielfach, über die Tages- 
fragen hinaus ins Grundsätzliche geriet. — Ein letztes Wort ist 4. über 
die Benutzung der Literatur zu sagen. Man vermißt nicht nur wichtige 
Arbeiten wie Tierneys Foundations of the conciliar theory (Cambridge 
Studies in medieval life and thought NS 4, 1955) und Merzbachers 
„Wandlungen des Kirchenbegriffs im Spätmittelalter‘ (ZSavRG Kan. 
Abt. 39, 1953; über Marsilius S. 321ff.), sondern von der großen Fest- 
schrift zum 600. Todesjahr des Marsilius (Marsilio de Padova. Studi 
raccolti nel VI centenario della morte a cura dei Prof. A. Chechini eN. 
Bobbio. Pubblic. della Faculta di giurispr. della R. Univ. di Padova 3, 
1942) werden praktisch nur die beiden Aufsätze von Battaglia und 
Scholz benutzt. Ganz allgemein ist zu sagen, daß man durch sum- 
marische und unbescheidene Verdammungsurteile nicht wirklich 
über den Forschungsstand unterrichtet wird. — Nimmt man alles 
zusammen, so muß man mit Bedauern feststellen, daß Segalls Buch 
weder klärt noch fördert noch unterrichtet. Dem Vernehmen nach 
handelt es sich um eine Dissertation. Mit diesem Thema wäre fast 
jeder Doktorand überfordert gewesen. 


Göttingen S. Krüger 


Princes and Parliaments in Germany from the Fifteenth to the Eigh- 
teenth Century. Von F. L. CARSTEN. Oxford, Clarendon Press 
1959. X, 473 S. 50 sh. 

Die fortwirkende Bedeutung des Ständetums als eines Grund- und 
) Wesenselements der frühen Neuzeit wird von der modernen Forschung 
mehr und mehr erkannt und gewürdigt. „Ständisches Wesen‘ und 
„ständische Ordnung‘ sind in unserer wissenschaftlichen Terminologie 
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schon fast zum Synonym für die auf Besitz, Privileg, altes Herkom- 
men und regionale Sonderart gegründete Gesellschaft geworden, wie 
sie sich bis zur Französischen Revolution in den mannigfachsten For. 
men und unter den verschiedensten Herrschaftssystemen überall in 
Europa behauptet hat. Jedenfalls erscheint dieser Begriff heute nicht 
nur in seiner ursprünglichen Beschränkung auf das eigentlich politische, 
in juristisch fixierten Gruppen organisierte Ständetum. Gerade ihm 
ist das neue Buch von F. L. Carsten gewidmet, das der Entwicklung 
der deutschen Landstände von ihrer Blütezeit im 15. bis zu ihrem 
Verfall — oder ihrer Erstarrung — im 18. Jahrhundert nachgehen 
will. Der methodische Weg, den der Vf. einschlägt, ist eindeutig und 
wohlbedacht. Er führt nicht über eine vergleichende Typologie des 
deutschen Territorialstaates und seiner ständischen Grundlagen, son- 
dern über eine chronologische Erzählung des wechselvollen Verlaufs 
der zwischen den Ständen und ihren landesherrlichen Partnern ge- 
führten Auseinandersetzung. Sie wird von Carsten in großen Längs- 
schnitten durch drei Jahrhunderte deutscher Geschichte auf fünf ver- 
schiedenen regionalen Schauplätzen verfolgt: dem Herzogtum Würt- 
temberg, der Landgrafschaft Hessen, dem Kurfürstentum Sachsen, 
den niederrheinischen Territorien Kleve, Jülich und Berg und dem 
Herzogtum Bayern. Die hier getroffene Auswahl ist keineswegs will- 
kürlich. Sie soll das Ständetum in geographisch und konfessionell mög- 
lichst verschiedenen Räumen des alten Reiches erfassen und die bunte 
Vielfalt seiner Einrichtungen und Organisationsformen zur Geltung 
bringen. Wegen ihrer besonderen politischen Struktur werden die 
geistlichen Territorien ausgespart — ebenso die habsburgischen Erb- 
lande, deren Betrachtung einem weiteren Bande vorbehalten bleiben 
soll. Als Sonderfall oder Gegenbeispiel der allgemeinen deutschen Ent- 
wicklung steht zwar Brandenburg-Preußen immer im Hintergrunde, 
aber Verlauf und Ergebnis des großen Ständekampfs in den einzelnen 


Territorien des Hohenzollernstaates werden nicht im einzelnen ge- | 


würdigt. Der Vf. kann hierfür auf sein früheres Buch ‚‚The origins of 
Prussia‘‘ (Oxford 1954) verweisen. 

Es gehört zu den Grunderkenntnissen des Buches, daß der kom- 
plizierte Mechanismus einer Ständevertretung nur im Detail ver- 
ständlich wird. Die richtige Bewertung gerade auch seiner politischen 


ee 


Wirkungsmöglichkeit erfordert die genaue Kenntnis der verschieden- f 
sten technischen Einzelheiten und ihres Ineinandergreifens. Der Vi. # 


hat denn auch die Mühe nicht gescheut, sie in der ganzen verwirrenden 
Fülle ihrer zeit- und regionalbedingten Abwandlungen vor dem Leser 


auszubreiten. Der stoffgesättigten Erzählung, die so entsteht, ist nicht || 
nur das gewissenhafte Studium einer in zahllosen Monographien und # 


Zeitschriftenaufsätzen verzettelten, oft rein lokalgeschichtlichen 
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Literatur zugute gekommen — sie kann sich auch auf die Ergebnisse 
selbständiger Quellenforschungen stützen, die der Vf. in den Landtags- 
akten des Münchner und Stuttgarter Hauptstaatsarchivs angestellt hat. 

Es entspricht nur der wohlerwogenen Anlage des Buches, daß es 
mit einer Schilderung der württembergischen Verhältnisse einsetzt und 
mit einer Betrachtung der bayrischen schließt. Sind doch damit ge- 
wissermaßen die beiden Grenzfälle bezeichnet, zwischen denen die 
geschichtliche Entwicklung der deutschen Landstände im allgemeinen 
verläuft. Haben sie sich in Württemberg in allen Wechselfällen einer 
bewegten Geschichte bis ins 19. Jahrhundert als politischer Faktor be- 
hauptet, so sind sie in Bayern dem vordringenden Absolutismus be- 
sonders frühzeitig erlegen. In beiden Fällen ist das konfessionelle 
Moment für das Schicksal der Landstände von größter Bedeutung. 
Aber während es in Württemberg der ständischen Vertretung eines 
protestantischen Landes gegenüber einer katholischen Dynastie noch 
im 18. Jahrhundert eine neue geschichtliche Aufgabe zuweist, ist es in 
Bayern der Sieg der Gegenreformation über die religiöse und politische 
Opposition einer lutherischen Minorität, der schon gegen Ausgang des 
16. Jahrhunderts die politische Entmachtung der Stände einleitet. 
Auch in ihrer Zusammensetzung weisen die Stände der beiden Nach- 
barterritorien den größten Unterschied auf, der zwischen zwei ständi- 
schen Gremien überhaupt möglich und denkbar war. Beruht die 
Eigenart der vielbewunderten württembergischen ‚Verfassung‘ ge- 
rade darauf, daß hier das Ausscheiden des meist reichsfreien Adels aus 
der Vertretung des Landes die übliche Aufgliederung der Stände in 
verschiedene Kurien verhindert hat, so ist diese Trennung in Bayern 
besonders ausgeprägt. Im Gegensatz zu vielen anderen Territorien, wo 
im Laufe der Zeit entweder Klerus oder Ritterschaft aus den Land- 
tagen verschwinden, bleibt in der bayrischen ‚Landschaft‘ die alte 
Gliederung von Adel, Geistlichkeit und Städten bis zum Ausgang des 
18. Jahrhunderts erhalten. Eine gewisse Mittelstellung zwischen diesen 
beiden äußersten Gegensätzen nehmen die Stände in Hessen und Kur- 
sachsen ein. Sie befinden sich zwar in ständigem Zurückweichen vor 
dem absoluten Fürstenstaat und seinen wachsenden finanziellen An- 
forderungen, aber sie werden doch nicht völlig aus ihrer alten Rolle als 
Vertretung des Landes gedrängt. Das gilt insbesondere für Kursachsen, 
wo die Stände nicht nur ihr Steuerbewilligungsrecht, sondern auch 
eine gewisse Mitsprache in der staatlichen Finanzgebarung behalten. 
Sowohl in Württemberg und Bayern wie in Hessen und Sachsen sind 
die Stände trotz ihres unterschiedlichen politischen Gewichts ein 
wesentliches Element der geschichtlichen Kontinuität. Es hat sich in 
manchen Wandlungen und Krisen des staatlichen Lebens bewährt und 
wirkt gelegentlich als Korrektiv des dynastischen Zufalls — am 
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augenfälligsten in Bayern, wo die Stände im 15. Jahrhundert die Ein- 
heit des unter verschiedene herzogliche Linien geteilten Landes ver- 
körpern und bewahren. Dagegen haben sie in den niederrheinischen 
Territorien Jülich, Berg, Kleve und Mark das landschaftliche Sonder- 
dasein innerhalb des gemeinsamen Herrschaftsverbandes konserviert, 
zu dem diese Gebiete im 16. Jahrhundert zusammenwachsen. 

Auch in seiner stofflichen Beschränkung vermittelt Carstens Buch 
eine Übersicht der ständischen Grundlagen des deutschen Territorial- 
staates, wie wir sie in dieser Breite und Vollständigkeit bisher nicht 
besaßen. Aus der gestaltlosen Masse unzähliger Einzelfakten erwächst 
hier ein eindrucksvolles Bild bedeutender Entwicklungskräfte, die der 
landesfürstliche Absolutismus teils geknickt, teils umgebogen, aber 
nirgends ganz beseitigt hat. Daß hier der Blick bewußt auf eine von 
der älteren Forschung lange vernachlässigte Seite der deutschen Ge- 
schichte gelenkt wird, bedeutet an sich schon ein Verdienst. Man wird 
es dankbar anerkennen, auch wenn die liebevolle Schilderung des 
Ständewesens gelegentlich zu apologetisch, die Bewertung der ge- 
schichtsmächtigen landesherrlichen Gegenseite und ihrer administra- 
tiven Leistungen zu negativ erscheinen mag. Es ist doch wohl kein 
überzeugendes Argument für positives ständisches Wirken im Interesse 
der Landeswohlfahrt, daß Friedrich II. von Hessen-Kassel, um der 
finanziellen Kontrolle seiner Stände zu entgehen, einen großen Teil 
seiner Armee gegen hohe Subsidienzahlungen der englischen Regierung 
für den Krieg in Nordamerika vermietete und damit — wie der Vf. 
meint — sein Land von der drückenden Last eines stehenden Heeres 
befreite, während in Preußen ‚‚the weight of the army crippled the 
country’s economic and social progress in peacetime‘‘ (S. 183). Auch 
der schärfste Kritiker des friderizianischen Preußen und seiner über- 
dimensionalen Heeresrüstung kann doch nicht bestreiten, daß sie als 
gewaltiges Schwungrad der Wirtschaft gewirkt und ungeahnte mate- 
rielle Kräfte entbunden hat. In dem Aufstieg Berlins zum industriellen 
Zentrum Norddeutschlands, seinem Hineinwachsen in die Reihe der 
europäischen Hauptstädte des 18. Jahrhunderts treten sie klar zutage. 
Schon deshalb muß der Behauptung widersprochen werden, die Carsten 
im Schlußkapitel seines Buches macht: ‚Vor dem 19. Jahrhundert gab 
esnur eine fürstliche Stadt in Deutschland, die den Anspruch erheben 
konnte, eine Stadt von wirklicher Bedeutung zu sein, das war Leipzig!).“ 

Carsten läßt den Leser keinen Augenblick im Zweifel darüber, 
worin er die geschichtliche Bedeutung der deutschen Landstände 
sieht. Sie sind für ihn nicht zum Absterben verurteilte Relikte des 


1) Zitiert nach dem Aufsatz ‚Die deutschen Landstände und der Aufstieg 
der deutschen Fürsten‘, WaG 20, 1960, 17, der das Schlußkapitel des Buches 
in deutscher Übersetzung wiedergibt. 
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Mittelalters, kein bloßer Hemmschuh eines unaufhaltsamen, geschicht- 
lich notwendigen Prozesses, als der in deutschen Augen der Sieg des 
Absolutismus so oft erscheint, sondern verheißungsvolle und durchaus 
entwicklungsfähige, wenn auch frühzeitig erstickte Keime konstitu- 
tionellen Lebens. Schon im Titel ist dieser Leitgedanke programmatisch 
angedeutet. Denn Carsten entscheidet sich mit voller Überzeugung für 
die Bezeichnung ‚Parliaments‘‘ an Stelle des üblichen Begriffs 
„Estates‘‘, weil in seinen Augen die deutschen Ständeversammlungen 
wirkliche, dem großen englischen Musterbeispiel vergleichbare Parla- 
mente sind. Ihre Rechte und ihre Macht waren noch im 16. Jahrhun- 
dert keineswegs geringer als die des englischen Parlaments, und doch 
haben sie eine andere, der englischen entgegengesetzte Entwicklung 
genommen. Sie sind der vordringenden Fürstenmacht in dem gleichen 
Jahrhundert erlegen, in dem in England das Parlament für alle Zeiten 
über die absolutistischen Tendenzen der Krone siegt. War im deutschen 
Ständewesen nicht eine ähnliche, freiheitlichere Gestaltung des deut- 
schen Staatslebens ursprünglich angelegt ? Das ist die Schicksalsfrage, 
die Carsten an die deutsche Geschichte stellt. Wie wir meinen, läßt 
sich die Antwort darauf nicht nur in einer noch so genauen Analyse 
der deutschen Verhältnisse suchen. Sie kann — wenn überhaupt — nur 
im Rahmen eines denkbar weitgespannten historischen Vergleichs ge- 
funden werden, der auch die englische Entwicklung einbezieht. Nur er 
kann das verfassungsgeschichtliche Kernproblem voll sichtbar machen, 
das in dem anregenden Buch wohl mitenthalten ist, aber nicht eigent- 
lich erörtert wird: ist das Parlament des englischen ‚‚ancien regime‘‘ 
den kontinentalen Ständeversammlungen wesensverwandt, oder ver- 
birgt sich in der Wahl der Abgeordneten, der korporativen und sozialen 
Homogenität des Hauses der Gemeinen von Anfang an ein konstitu- 
tionelles Element, das dem Grundprinzip der „ständischen‘‘ Ver- 
tretung widerstreitet ? 
Saarbrücken Stephan Skalweit 


Rostock-Osloer Handelsbeziehungen im 16. Jahrhundert. Von 
HILDEGARD THIERFELDER. Die Geschäftspapiere der 
Kaufleute Kron in Rostock und Bene in Oslo. (Abhandlungen zur 
Handels- und Sozialgeschichte hg. im Auftrage des Hans. Geschver. 
Bd. 1.) Weimar, Böhlau 1958. 256 S. 13,20 DM. 

Die vollständige und sorgfältige Herausgabe der im Untertitel 
erwähnten Geschäftspapiere zweier Generationen der Rostocker Kauf- 
manns- und Ratsfamilie Kron aus den zwei Jahrzehnten von 1544 bis 
1564 bildet den Kern des Buches. Zu den 120 Seiten Text kommt dann 
eine ebenso umfangreiche Darstellung, die in ihrer umsichtigen und 
besonnenen Art alle Wünsche an eine Einleitung, Erklärung und Aus- 
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wertung derartiger nicht leicht zu behandelnder Texte erfüllt. Sorg- 
fältig gearbeitete Register helfen bei der Benutzung wesentlich mit, 

Jede Veröffentlichung von Quellen, die im Leben der Wirtschaft 
selbst entstanden sind, bedeutet eine Bereicherung, vielfach auch eine 
Korrektur unseres Bildes der früheren Wirtschaftszustände. Sie dient 
dauernd den verschiedensten Forschungsanliegen und veraltet kaum, 
Das gilt natürlich auch von der vorliegenden Fortsetzung der noch 
nicht großen Reihe von Kaufmannsbüchern aus dem hansischen Be- 
reiche. Ihr besonderer Wert scheint mir in der Beleuchtung der Ver- 
hältnisse der hansischen Spätzeit am Beispiel einer der kleineren, aber 
doch bedeutsamen Hansestädte und zugleich in der Zusammenfassung 
auf den hansischen Oslohandel zu liegen. In diesem Bereich erschließt 
sie Neuland. Die Fülle der Einzelheiten in den Rechnungsbüchern und 
den Geschäftsbriefen macht vor allem die Abwicklung der Geschäfte 
deutlich. Dann klärt sie den Inhalt der hansisch-norwegischen Wirt- 
schaftsbeziehungen ab, wobei mir die Beschränkung auf sozusagen 
lebensnotwendige Waren wichtig erscheint. Schließlich erhalten wir 
manche Beiträge zur Warengeschichte; so tritt die deutsche Bieraus- 
fuhr hier mit Rostocker Bier und dann solchem aus der Braustadt 
Bernau in der Mark bedeutsam hervor. 

Bei der Wertung der Quelle muß man sich freilich auch darüber 
klar sein, daß ihr Aussagewert durch den geringen Umfang und die 
bloß bruchstückweise Erhaltung wesentlich eingeschränkt wird. Er- 
halten ist sicher nur ein kleiner Bruchteil der Papiere der beteiligten 
Kaufleute, die uns weder deren Handelstätigkeit insgesamt noch etwa 
in Norwegen im besonderen erkennen lassen. Wir müssen uns deshalb 
dessen ständig bewußt sein, daß wir nur einen Einblick in einen zeitlich 
und sachlich sehr beschränkten Ausschnitt etwa des hansischen Oslo- 
geschäfts erhalten. Auch haben wir es mit keinen großen, besonders 
wagemutigen Kaufleuten zu tun, sondern mit durchaus durchschnitt- 
lichen Geschäftsleuten. 


Aarau Hektor Ammann 


The Age of the Democratic Revolution. A Political History of Europe 
and America 1760—1800. I: The Challenge. By ROBERT R. 
PALMER. Princeton/N. J., University Press 1959, 534 S. 7,50 $. 
Das Buch des Historikers von der Princeton Universität ist die 

reife Frucht eines in jahrzehntelanger Lehrtätigkeit geübten, immer 

tieferdringenden und umfassender ausgreifenden Durchdenkens einer 


Epoche europäisch-amerikanischer Geschichte, die sich vor unseren # 


Augen in einer grandiosen Einheitlichkeit der Fragestellung im politi- 
schen Denken und der tatsächlichen Auseinandersetzungen in den 
staatlichen Entwicklungen beiderseits des Atlantik und bis tief nach 
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Osteuropa hinein entfaltet. Gewiß ist auch bei uns das Bewußtsein 
eines allen gemeinsamen Schicksals seit dem endgültigen Zusammen- 
bruch des alten Staatensystems überall durchgedrungen; es begegnet 
uns oft, schier allzu oft, in programmatischen Erklärungen, Tagungs- 
themen, Forschungszielen neuer Institute, in der historischen Über- 
schau, die uns für große Zeiträume geboten wird. Aber hat es, sozu- 
sagen in der handwerklichen Arbeit, wirklich schon im Problemansatz, 
in der Methodik und hinsichtlich der Weite des Blickfeldes den über- 
kommenen nationalen Rahmen unserer historischen Betrachtungs- 
weise entscheidend umgeformt ? Gewiß gibt es zahllose monographische 
Untersuchungen, die auch über diesen Rahmen hinausgreifen, aber wo 
vereinigen sie sich zu einem Gesamtbild ? Eine Horizontbeschränkung 
gilt doch meist noch selbst für die Behandlung des 18., des ‚„weltbür- 
gerlichsten Jahrhunderts‘‘ der Geschichte; wenn jenseits des Atlantik 
der Abfall der 13 Kolonien als ein amerikanisches Ereignis oder als 
Wendepunkt der britischen Reichsgeschichte gewürdigt wird, so 
steht diesseits allzusehr die französische Revolution, mit der amerika- 
nischen vielleicht als einem ‚‚Vorspiel‘‘, im Mittelpunkt als das Zielfeld 
aller Entwicklungslinien und der Ansatzpunkt für die ‚Rückwirkun- 
gen‘ auf das europäische Staatensystem. Selbst August Sorels klas- 
sische Darstellung stellt im wesentlichen, als eine Geschichte der 
Staatendiplomatie, dem revolutionären Frankreich die europäischen 
Mächte als in sich einheitliche Gegenkräfte gegenüber. 

Palmer nun, von seinem Lehrauftrage her mit der europäischen, 
von der Herkunft mit allen Phasen amerikanischer Historiographie 
vertraut, vermag es, uns eine solche Gesamtkonzeption zu bieten, um- 
fassend in der Methodik der Forschung und der Kraft der Darstellung. 
Er verarbeitet auch die deutsche, niederländische, italienische Litera- 
tur, und er sagt uns, wenn die eigene unmittelbare Forschung nicht 
mehr ausreicht, wo er den Werken anderer folgt (wie z. B. H. Butter- 
field für Georg III., Hans Rosenberg für den preußischen Staat, 
Mitrofanov und Valsecchi für den Josephinismus). Wenn er dann aber 
meint, daß es eigentlich nur darauf angekommen sei, einige hundert 
schon vorhandene ausgezeichnete Monographien zusammenzustellen, 
so ist dies ein understatement des Autors für eine große Leistung, in 
welcher der Leser immer wieder die Kraft und Weite einer Synthese, 
die keinen Teil des Epochenbildes unterbeleuchtet läßt, dankbar ver- 
merken wird. Der Vf. führt uns nach Genf, durch die habsburgischen 
Staaten von der Donau bis zu den Niederlanden, Polen, Schweden und 
selbstverständlich Frankreich und England; Ideen, Persönlichkeiten, 
Zustände aus dem Gesamtraum bleiben immer präsent in seinem Be- 
wußtsein, um hier und dort eine tiefere Analyse zu ermöglichen und 
mannigfache Entwicklungslinien zu verknüpfen. Das geschieht etwa, 
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um nur wenige Beispiele anzuführen, wenn in der Interpretation des F 
Werkes von Delolme die Verfassungssituation von Genf, England und si 
Schweden in Parallele gesetzt wird; oder um an Hand einer sorgsam € 
zusammengestellten Steuertabelle für alle führenden Staaten der Zeit st 
das äußerst geringe Maß der Besteuerung für die amerikanischen Kolo- 
nien — entgegen der älteren amerikanischen Legende der Abfalls- ei 
ursachen — zu erweisen. In der sehr klaren Gesamtkonzeption wird u 
Palmers Linienführung doch niemals thesenhaft. Im Gegenteil liegt g& 
ein Hauptverdienst des Buches darin, aus der Einsicht in den Gesamt- v 
verlauf der Epoche und aus eindringender Spezialkenntnis immer wie- w 
der vorschnelle oder auch liebgewordene Thesen zu überprüfen und sie v 
auf ihren rechten Wahrheitsgehalt zurückzuführen: etwa die einst so | 
stürmisch begrüßte, freilich schon länger erschütterte Ansicht Beards al 
von den ökonomischen Wurzeln der amerikanischen Revolution. d 
Palmer sieht eine revolutionäre Situation fast in dem gesamten F 
Raum der westlichen Zivilisation seit etwa 1760 sich entwickeln, als d: 
nämlich überall die bisherige, loyal-selbstverständliche Hinnahme der S 
gegebenen Ordnung aufhört, als das Vertrauen in die Gerechtigkeit di 
und Vernünftigkeit der bestehenden Obrigkeiten schwindet. Er will u 
aber damit keinesfalls Tocquevilles öfters wiederholte Deutung auf- E 
nehmen, daß die französische Revolution von 1789 schon vorüber war, ke 
ehe sie begann, insofern die geistige Entscheidung schon längst vor der m 
praktischen Umsetzung gefallen war: nicht nur weil er mißtrauisch ke 
gegen jede Formelhaftigkeit, jede noch so geistreiche thesenhafte Ver- W 
kürzung ist, von einer deterministischen Betrachtung der Geschichte Id 
bei diesem echten Historiker ganz zu schweigen. Er zeigt uns vielmehr, st 
daß es sich in dem großen Konflikt der Epoche nicht etwa um eine Be- v 
gegnung abgestandener, überholter, moribunder Ideen und Mächte mit Sie 
jungen, allein zukunftsträchtigen, lebenskräftigen gehandelt hat, son- nä 
dern um eine Auseinandersetzung unversöhnlicher Überzeugungen ge 
mit durchaus offenem Ausgang. Denn nicht bloß die demokratischen So 
Ideen entwickeln und erproben sich in dieser Epoche, sondern auch die | 8a 
aristokratischen gewinnen eine immer stärkere Lebenskraft, wie denn sk 
die beiden Wortprägungen ‚demokratisch‘ und ‚‚aristokratisch‘‘ dieser i we 
Zeit angehören, in der holländischen Bewegung des „Patrioten- # in 
Konflikts‘‘ gebildet werden. Die Konservativen sind also nicht bloß { ge 
die Reaktionäre, sondern auch sie ziehen ihre Kraft aus dieser Zeit 2 fre 


selbst; zwei sich kräftigende Bewegungen stoßen aufeinander. 

So wird uns zuerst der Trend zur Aristokratisierung vorgeführt, 
die Stellung der ständischen Körperschaften, der ‚„constituted bodies“, 
in Theorie und Praxis von Osteuropa bis nach England und Amerika 
umrissen. Ihren Konflikten mit der Monarchie, in der ‚„quasi-Revolu- 
tion‘ in Frankreich, endend in Maupeous tatsächlicher Aufhebung der 
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Parlamente, in Schweden, in den habsburgischen Staaten steht auch 
schon ein Zusammenstoß mit der Demokratie in Genf gegenüber; endet 
er äußerlich erfolgreich, so wirkt er doch mit der Geburt des ‚‚contrat 
social‘‘ unendlich viel weiter. 

Im Mittelpunkt des Bandes steht die amerikanische Revolution, 
eingebettet in die englische Verfassungsbewegung zwischen Königtum 
und Whig-beherrschtem Parlament, wobei Georg III., hier in der weit- 
gehenden Übereinstimmung mit Butterfield, eine höchst verständnis- 
volle Behandlung erfährt. Burke macht sich zum Sprecher der alt- 
whigistischen Ideen und für seinen Konservatismus, der schon lange 
vor der französischen Revolution begann, legt Palmer überzeugend 
die Kontinuität der Grundhaltung dar, auch und gerade wenn er die 
amerikanischen Kolonien gegen den König unterstützt. Die Analyse 
der amerikanischen Entwicklung im engeren Sinne wird mit der 
Frage eröffnet, ob man hier überhaupt von einer Revolution sprechen 
darf, die schließlich emphatisch bejaht wird. Palmer zeigt auch die 
Stärke des konservativen Elements in den Kolonien, die die Ergebnisse 
der Revolution durchaus ambivalent erscheinen lassen, konservativ 
und zugleich revolutionär, wobei die blutige Analogie zur französischen 
Entwicklung nur durch den Abzug der Loyalists — die prozentual stär- 
ker in der Bevölkerung vertreten waren als drüben die Emigr&es — ver- 
mieden werden konnte. Dadurch ging aber in der Folgezeit auch die 
konservative Komponente in der amerikanischen Geschichte verloren. 
Wenn im übrigen die amerikanische Revolution in ihren politischen 
Ideen nicht sehr originell und dem allgemeinen europäischen Denken 
streng verhaftet war — die geistesgeschichtliche Analyse etwa der 
Verfassungsentstehung für Massachusetts ist hervorragend —, so hat 
sie doch in ihrem Verlauf eine einzigartige Leistung aufzuweisen: 
nämlich die tatsächliche, ganz konkrete Heranziehung des Volkes ins- 
gesamt als der constituent power, als der verfassungsetzenden Macht. 
Sohat Amerika, dem John Adams schon 1765 seine providentielle Auf- 
gabe der „Erleuchtung der Unwissenden, der Emanzipation des ver- 
sklavten Teiles der Menschheit‘ verkündet, mit seiner Revolution die 
weiteste Wirkung auf Europa ausüben können. Ihren Eindrücken bis 
in eine gefühlsselige Literatur mit ihren Sehnsüchten und Hoffnungen 
geht Palmer durch Frankreich, Deutschland, die Schweiz nach. Nur 
freilich bleibt es bei dem rein literarischen Niederschlag, da die aristo- 
kratischen Kräfte sich als zu stark erweisen, da nicht nur zwei Parla- 
mente, das irische und das englische, der Reform entgehen können, 
sondern in Zentraleuropa auch der aufgeklärte Absolutismus die 
Grenzen seiner reformierenden Macht erkennen muß. Preußen am 
Jahrhundertende ist erheblich mehr vom Adel geprägt als zu Beginn, 
und das Preußische Allgemeine Landrecht, wirkungsvoll als der eigent- 
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liche Gegenausdruck der aristokratischen Tendenzen der Zeit der ersten 
französischen revolutionären Verfassung des gleichen Jahres gegenüber- 
gestellt, bezeugt wohl die rechtsstaatlichen Leistungen des aufgeklär- 
ten Absolutismus, bezeichnet zugleich aber auch die äußersten und 
gegenüber den amerikanisch-französischen Ergebnissen engen Grenzen 
solcher Leistungsfähigkeit. 

Aus diesem allgemeinen Zeitverständnis gewinnen wir endlich 
den rechten perspektivischen Standpunkt für die französische Revolu- 
tion, die dann doch bei allen gleichen Zügen mit ihrer Epoche als einzig- 
artig durch das geistige und politische Schwergewicht des Landes und 
dann durch ihren Radikalismus von Anbeginn an zu verstehen ist. 
Wenn hiermit im Schlußkapitel das Problem gestellt wird, so ist seine 
Beantwortung einem folgenden Band vorbehalten, dem wir, in einigen 
Jahren uns versprochen, mit großer Erwartung entgegensehen dürfen. 


Frankfurt am Main Paul Kluke 


France and the European Alliance 1816—1821. The Private Corre- 
spondence between METTERNICH and RICHELIEU. Ed. by 
G.deBertier de Sauvigny. Notre Dame (Ind.), University of 
Notre Dame Press 1958. XIII, 130 S. 


Diese wenigen, als Quelle aber überaus kostbaren, halbprivaten- 
halboffiziösen Briefe werfen, wie der Hrsg. auch unterstreicht (S. Xf.), 
zunächst neues Licht auf die wenig bekannte Gestalt des Herzogs 
Richelieu. Das Bild eines wirklichen ‚grand Seigneur‘‘ erscheint in 
ihnen plastisch und farbig: selbstlos, zurückhaltend und nobel im 
Charakter, war er im Denken ganz Kind seiner Zeit und seines Standes, 
zugleich aber abgeklärter, resignierter und damit bisweilen weiser als 
sein immer kämpferisch engagierter ‚Partner‘ Metternich. Natürlich 
fürchtete auch er den Fortschritt demokratischer Ideen; aber, schrieb 
er in einem bedeutsamen Brief vom 17. März 1818 an Metternich 
(S. 53), wie kann man ihm entgegentreten, solange man kein Mittel 
gefunden hat, um die Freiheit der Presse einzuschränken ? Sie gehörte 
nun aber zum Regime der Charte (Art. 8; vgl. dazu die ausgezeichnete 
Arbeit von IreneCollins: The Government and the Newspaper Press 
in France 1814—1881, Oxford 1959, Kap. I und II), das Richelieu ent- 


schlossen konsolidieren wollte; eine Politik, die ihm notwendigerweise | 


die doppelte Opposition der Ultraroyalisten und Liberalen einbringen 
und seine Stellung schwächen mußte. Er war zu klug, um sich dessen 
nicht bewußt zu sein. Die Briefe zeigen aber, wie er sich durch seine 
schwache Stellung, die auch Metternich allzu gut kannte, nicht nur 
nicht paralysieren ließ, sondern es sogar verstand, mit Erfolg daraus 


Kapital zu schlagen, als er während seines ersten Ministeriums (Sept. | 
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1815 bis Dez. 1818) versuchte, finanzielle Erleichterungen und den Ab- 
zug der Besatzungstruppen zu erreichen. Es ist erstaunlich, wie er 
Frankreichs ehemalige Feinde zu erweichen wußte, indem er sie mit 
ihren eigenen Argumenten schlug: nur durch Konzessionen wäre die 
Ordnung in Frankreich und damit in Europa zu gewährleisten. Welche 
Parallelen drängen sich auf! 

Noch aufschlußreicher sind diese Briefe für das politische und 
persönliche Verhältnis zwischen Richelieu und Metternich. Die Art und 
Weise, wie jeder versuchte, das Vertrauen des anderen zu gewinnen, 
um es als Faktor in die eigenen machtpolitischen Kalküle einzusetzen, 
ist bezeichnend für die Hohe Schule der damaligen Diplomatie. So ver- 
wundert es nicht, wenn der Grad dieses gegenseitigen Vertrauens genau 
dem Maß an Übereinstimmung der nationalen Interessen entsprach: 
man offenbarte sich ohne Scheu, wenn man über so delikate Probleme 
wie die Frage der Nachfolge Ludwigs X VIII. oder Papst Pius VII. kor- 
respondierte. Aber diese Intimität erwies sich sofort als illusorisch, als 
sich zeigte, daß man etwas anderes meinte, wenn man vom Schutz der 
„europäischen Ordnung‘ sprach. Der triumphierende Hochmut etwa, 
dem Metternich nach der geglückten ‚‚Polizeiaktion‘‘ gegen die Revo- 
lution in Neapel in einem Brief an Richelieu (S. 115—119) freien Lauf 
ließ (nicht ohne Hintergedanken), rückte die Wahrheit wieder ins 
Licht. Sie wurde freilich nie ganz verdeckt, was die charakteristische 
Doppelbödigkeit und Hypokrisie in den Beziehungen zwischen den bei- 
den Staatsmännern erklärt, wenn sie in den direkt für den ‚Partner‘ 
bestimmten Briefen vor Höflichkeit und freundschaftlichen Beteue- 
rungen überflossen, während sie in den Briefen an die Botschafter aus 
ihrem Mißtrauen keinen Hehl machten (vgl. etwa das sarkastische Urteil 
Metternichs über die französische Regierung, S. 124; sein kaltschnäu- 
ziger Kommentar zum Tode Richelieus, S.125). Metternich, von dem 
der französische Botschafter in Wien ein erstaunlich idealisiertes 
Porträt zeichnete (S. 59—65), hat immer nur versucht, Richelieu für 
seine Interessen zu benutzen, gleichgültig, ob es sich dabei um die 
innere Ordnung Frankreichs, von deren Schwierigkeiten er nichts 
verstand oder verstehen wollte, oder Frankreichs Stellung in Europa 
handelte. 

Diese Hinweise erschöpfen nicht den Reichtum des schmalen 
Buches. Der Hrsg. verband die Texte mit einem knappen, aber präzisen 
und klaren Kommentar, der den Leser wünschen läßt, daß er dieses 
kenntnisreich und klug gewählte und so vorzüglich edierte Material 
eines Tages in einer umfassenden Geschichte jener Jahre der Restaura- 
tion verwenden möchte. 


Berlin-Frohnau Gilbert Ziebura 
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Christian Democracy in Western Europe 1820—1953. By MICHAEL 

P. FOGARTY. London, Routledge & Kegan Paul 1957. 
Christliche Demokratie in Westeuropa. Aus dem Englischen von Hans 

Schmidthüs. Freiburg i. Br., Herder Verlag 1959. XVI, 526 S. 

45.— DM. 

Von dem in den letzten Jahren in Frankreich, Italien und den 
angelsächsischen Ländern erschienenen Schrifttum über die Christliche 
Demokratie (Einaudi-Goguel, Biton, Vaussard, Tupini, Magri) ist bis- 
her nichts ins Deutsche übersetzt worden. Um so mehr begrüßt man es, 
daß dieses Standardwerk des katholischen Wirtschaftswissenschaftlers 
und Labourpolitikers zwei Jahre nach seinem Erscheinen in England 
jetzt in einer ansprechenden deutschen Ausgabe vorliegt. Für den 
deutschen Leser ist das Buch von F. in doppelter Hinsicht aufschluß- 
reich: Einmal macht es ihn mit einem — in der ausländischen For- 
schung schon länger üblichen — Verständnis von christlicher Demo- 
kratie bekannt, das erheblich weiter ist, als wir im Deutschen gewohnt 
sind, insofern es die bei uns geläufigen Kennzeichnungen des politi- 
schen und sozialen Katholizismus sowie der entsprechenden protestan- 
tischen Erscheinungen mitumfaßt. Sodann aber bietet es ihm ver- 
gleichendes soziologisches Material über die christlich-demokratischen 
Bewegungen in den einzelnen europäischen Ländern in einer Fülle an, 
mit der die noch immer überwiegend ideengeschichtlich orientierte 
deutsche Forschung vorläufig nicht zu wetteifern vermag. 

F.s Untersuchung gilt nicht primär den christlich-demokratischen 
Parteien. Christliche Demokratie ist für ihn wesentlich ‚‚eine Erschei- 
nung des sozialen Einflusses der christlichen Kirchen‘‘, die als solche 
zwar über spezialisierte Formen politischer Aktion verfügen kann, sich 
aber keineswegs auf sie beschränken muß. So spannt sich die Unter- 
suchung über die ganze Breite der christlichen Jugend-, Familien-, 
Gewerkschafts- und Parteibewegungen im westlichen Europa; sie 
macht den außerordentlichen Formenreichtum sichtbar, in dem sich 
die soziale und politische Aktivität der Christlichen Demokraten voll- 
zieht. Dabei wird deutlich, wie sehr sich die Christliche Demokratie im 
Lauf der Zeit von ihrem ursprünglichen Ausgangspunkt, der Durchset- 
zung und Behauptung kirchlicher Freiheiten, entfernt und die defen- 


sive Rolle der Konfessionspartei mit der einer freigestaltenden Sozial- } 
bewegung vertauscht hat. F. wird der Nachbarschaft von Prinzipien- | 


treue und weitgehendem politischem Pragmatismus in den modernen 
christlich-demokratischen Bewegungen durch eine Darstellung gerecht, 
die auf systematische naturrechtliche Herleitung und Erklärung der 
bestehenden Programme verzichtet, statt dessen die Freiheit des Wir- 


kens in einem von kirchlichen Weisungen nicht unmittelbar betroffenen k 
Raum der Laienaktivität betont und den ‚„‚Geist‘‘ der Bewegung gleich- ; 
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sam in verschiedenen ‚Milieus‘ (Familie, Betrieb, Verband, Partei, 
Internationale Organisationen) am Werk zeigt. Es gelingt ihm auf 
diese Weise vortrefflich, die über den nationalen und konfessionellen 
Varianten stehende Einheit der Christlichen Demokratie in West- 
europa sichtbar zu machen, wobei er auch schwierigen Fragen wie dem 
Auseinanderklaffen der Wirtschaftspolitik der deutschen CDU und des 
französischen MRP nicht ausweicht. Störend wirkt allerdings die weit- 
gehende Ausklammerung des Politischen: Es wird weder untersucht, 
wie die soziale Eigenart der Christlichen Demokratie auf die Verfas- 
sungswirklichkeit der Länder, in denen sie Einfluß gewann, zurück- 
gewirkt hat, noch würdigt der Vf. die von verschiedenen christlich- 
demokratischen Theoretikern (Toniolo, Sangnier, Sturzo) unternom- 
menen Bemühungen zur Gewinnung einer eigenständigen Staats- 
theorie. Doch ist die konkrete Beschreibung der „structure indirecte‘‘ 
(Duverger) einer so weit ins Gesellschaftliche und Kirchlich-Religiöse 
hineinragenden Bewegung, wie sie die Christliche Demokratie darstellt, 
zweifellos ein Verdienst F.s. 

Größere Vorbehalte sind gegenüber dem geschichtlichen Teil — 
rein äußerlich dem umfangreichsten des Gesamtwerks — am Platz. 
F. stellt die Entfaltung der Christlichen Demokratie im 19. Jahr- 
hundert als einen Prozeß allmählicher Anpassung der Kirchen an den 
liberalen Verfassungsstaat und die industrielle Gesellschaft dar — einen 
Prozeß, in dem die Christen beider Konfessionen allmählich immer 
vollkommenere ‚„gesellschaftliche Techniken‘ zur Behauptung ihrer 
Stellung entwickeln, wobei jede Generation in den wachsenden Schatz 
politischer Erfahrung ihre spezifischen Erkenntnisse einbringt. Es 
scheint jedoch, daß dieses Schema nur auf bestimmte Teilgebiete, etwa 
die Geschichte des sozialen Katholizismus oder der christlichen Ge- 
werkschaften, anwendbar ist, wo die Entwicklung in der Tat mit einer 
gewissen Folgerichtigkeit von paternalistischen Ordnungsbildern zu 
immer mehr der industriellen Erwerbs- und Lebensform angemessenen 
Lösungen fortschreitet. Hier ist der Vorgang des ‚sozialen Lernens‘, 
auf den F. abhebt, tatsächlich mit Händen zu greifen. Dagegen ist es 
zweifelhaft, ob sich auch die frühen Abschnitte der christlich-demokra- 
tischen Bewegung, die der Vf. mit den zwanziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts beginnen läßt, als evolutionäre Entfaltung ‚‚gesellschaft- 
licher Techniken‘ fassen lassen. Die wechselvolle Geschichte des 
„catholicisme liberal‘ in Frankreich oder des ‚unionisme‘‘ in Belgien, 
aber auch die Anfänge konfessioneller Parteibildung in Deutschland 
zeigen jedenfalls deutlich, daß noch andere Faktoren in diesem Bil- 
dungsvorgang mitspielen, die bei F. nicht genügend zur Geltung kom- 
men: die ideologische Auseinandersetzung mit der Revolution (die ja 
keineswegs als harmlose Technik gesellschaftlicher Organisation ins 
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Leben trat!); die Kämpfe um eine politische, aber auch religiöse 
Neuorientierung innerhalb der katholischen und evangelischen Laien- 
welt; endlich der in verschiedene Richtungen wirkende Anstoß be- 
deutender Persönlichkeiten wie Lamennais, Sterckx, O’Connell und 
Ketteler. Auch nationale und konfessionelle Unterschiede spielen hier 
ihre Rolle: der Vorgang der Parteibildung sieht in Belgien und Frank- 
reich anders aus als in Italien; das Aufkommen protestantischer Partei- 
und Gewerkschaftsbewegungen kann nicht einfach als ‚‚Anschluß“ an 
die katholischen Organisationen gedeutet werden. Nimmt man noch 
den höchst schwierigen Dialog der Christlichen Demokraten mit dem 
Heiligen Stuhl hinzu und das nicht nur für die italienische ‚‚Democrazia 
Cristiana‘‘ höchst belangvolle Störungsmoment der Römischen Frage, 
so erkennt man, wie vielschichtig der Bildungsprozeß der Christlichen 
Demokratie gewesen ist, und es stellen sich Zweifel ein, ob er sich so 
einfach auf einen Generalnenner bringen läßt, wie F. dies vermutet. 
Das heißt nicht, daß nicht vom heutigen Status der Christlichen 
Demokratie in Westeuropa auch Licht auf ihre Vor- und Frühge- 
schichte zurückfallen könnte. In die modernen christlich-demokrati- 
schen Parteien sind ja viele Elemente der konfessionellen Bewegungen 
des 19. Jahrhunderts eingegangen. Auch wird man es nicht von vorn- 
herein ablehnen, daß F.s Nachzeichnung der Geschichte der Christ- 
lichen Demokratie im 19. Jahrhundert mehr dem logischen Gang der 
zu lösenden Probleme als dem historischen Ablauf ihrer tatsächlichen 
Lösung folgt. Vielmehr liegt durchaus ein Verdienst darin, wenn hier 
der internationale Zusammenhang und die geschichtliche Einheit einer 
Bewegung, der mit nationalen Monographien immer weniger Genüge 
getan wird, einmal deutlich und stark hervorgehoben wird. Freilich, für 
nuancierende und korrigierende historische Einzelforschung bleibt auch 
nach F.s dankbar zu begrüßendem Gesamtbild noch genügend Raum — 
weit mehr, als das eindrucksvollstilisierte Monument einer durch ‚,sozia- 
les Lernen‘ fortschreitenden Bewegung zunächst vermuten läßt. 


Freiburg i. Br. Hans Maier 


Der verheimlichte Bismarck. Von DIETER FRIEDE. Würzburg, 
Holzner-Verlag 1960. 206 S. 18,— DM. 


Hinter dem geheimnisvollen Titel verbirgt sich der Versuch, eine # 


Antwort auf zwei Fragen zu geben: die nach Bismarcks Rußland- # 


politik und die nach dem russischen Bismarckbild. Die schlichte For- 
mulierung ‚Bismarck und Rußland‘‘ wäre also durchaus am Platz ge- 


wesen, wenn es sich um eine sachliche Darstellung gehandelt hätte. | 


Der Vf. schöpft freilich aus einem reichen Quellenmaterial, was bei dem # 


Thema nicht verwunderlich ist, wenn auch die Bibliographie aufzeigt, 
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wie gemischt die Auswahl ist, die neben seriöse Quellen, Darstellungen 
und Spezialstudien Tendenzwerke wie Harvest u. a. setzt. 

Aber trotz des reichhaltigen Materials ist aus der Arbeit allenfalls 
eine anregende und zum Widerspruch reizende Studie, aber keine 
sachliche Darstellung geworden. Die Feststellung eines der besten 
Kenner von Bismarcks Rußlandpolitik, R. Wittram, diese sei hinter- 
gründig gewesen und bedürfe der Nachprüfung und Erläuterung 
(HZ Bd. 186), ist vom Vf. dahin verstanden worden, daß er der land- 
läufigen und einseitigen These von Bismarck, dem Freunde Rußlands, 
die ebenso einseitige Gegenthese vom großen Russophoben setzt. 

Die Arbeit ist stoffreich, aber unsystematisch gearbeitet und leidet 
an Wiederholungen. Bedenklicher noch ist die Zusammenstellung von 
Beweisketten aus Zitaten, die aus dem Zusammenhang herausgerissen 
werden und die Nebentöne oder den heimlichen Hintersinn eines Aus- 
spruchs verlorengehen läßt. Manches Aktenstück ist gar nicht so unbe- 
kannt, wie der Vf. annimmt, wie z. B. Bismarcks Denkschrift von 1887 
beim Besuch Alexanders III. Die Darstellung setzt ungefähr mit die- 
sem Jahr ein und es hat den Anschein, daß der Vf. sich in der Ge- 
schichte der 70er Jahre einschließlich des für die deutsch-russischen 
Beziehungen eminent wichtigen Berliner Kongresses weniger auskennt. 
Er operiert mit wirkungsvollen Kapitelüberschriften, die den Charakter 
von Schlagzeilen haben und sicherlich dazu herhalten sollen, einen brei- 
teren Leserkreis in Spannung zu halten. Aber gerade Formulierungen, 
wie „der notorische Russenfeind‘‘ und Behauptungen, daß seit dem 
Vormärz und noch länger die Feindschaft beide Völker, die Deutschen 
und die Russen, regiert habe, decken die gefährliche Vereinfachung 
dieser Schrift auf. 

Zu Bismarcks Rußlandpolitik wäre zu sagen, daß ihre Schwierig- 
keiten seit den 80er Jahren auch dem Kanzler nur zu gut bewußt 
waren; erging er sich doch mindestens seit 1887 häufig in düsteren 
Prognosen sowohl über das deutsch-russische Verhältnis, als auch über 
die Zukunft der russischen Monarchie. Daß Bismarcks innerpolitisch 
bedingte antirussische Wirtschaftsmaßnahmen das Verhältnis ent- 
scheidend verschlechtert und der russischen Politik den Weg nach 
Paris gewiesen haben, ist nicht zu leugnen. Der Rückversicherungs- 
vertrag zeigt jedoch gerade die unermüdliche Erfindungsgabe im Er- 
sinnen neuer Variabilitäten politischer Konstruktionen; erst durch 
Bismarcks Entlassung riß der Draht nach Petersburg ab, ohne jedoch 
auch dann noch Anknüpfungen, wie die um 1900 und 1904, unmöglich 
zu machen. Daß Bismarck bei längerer Amtsführung einen anderen, 
vielleicht extrem antirussischen Kurs eingeschlagen haben würde, ist 
keineswegs ausgeschlossen, aber als Fragestellung spekulativ und un- 
fruchtbar. 
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Ebenso große Bedenken kann man gegen das russische Bismarck- 
bild anmelden, das Friede herausarbeitet. Die Slavophilen Tjutschew 
und Pogodin auf der einen Seite, der sowjetische Historiker Chwostow 
auf der anderen werden als Kronzeugen einer angeblich kontinuier- 
lichen Linie der Bismarckfeindschaft aufgerufen. Aber schon für das 
Schicksalsjahr 1870/71 ist die apodiktische Feststellung falsch, die 
Einigung Deutschlands habe dazu geführt, daß die russische Deutsch- 
feindlichkeit die letzte Hemmung verlor und danach nicht mehr zu 
zügeln war! Auch die russische Politik der 70er und 80er Jahre pro- 
fitierte durch die Verträge mit Deutschland, die dem russischen Vor- 
gehen im Nahen Orient einen gewissen Spielraum, der Ausdehnung in 
Mittelasien freie Hand ließen. Das war nicht wenigen russischen Poli- 
tikern, von den Zaren abgesehen, bewußt, und es ist bekannt, daß bei 
der Nichterneuerung des Rückversicherungsvertrages gerade Peters- 
burg hartnäckig auf einer Ersatzlösung bestand und Berlin diese zu 
bieten nicht bereit war. Die Auswahl an antideutschen Zeugnissen der 
russischen Publizistik ist einseitig. Es ist sehr aufschlußreich, was z. B, 
H. Jablonowski in seiner soliden Untersuchung über die Außenpolitik 
der russischen Dumaparteien für eine Zeit, in der die deutsch-russischen 
Beziehungen, nur von der Presse und Publizistik aus gesehen, sich im 
Vergleich zur Bismarckzeit noch wesentlich verschlechtert hatten, 
über die deutschen Sympathien der russischen Konservativen sagt. 

Das russische Urteil über Bismarck ist in Wirklichkeit nicht so 
negativ gewesen, wie Friede vorgibt. Bei der Entlassung Bismarcks 
nahm ein Teil der russischen Presse eindeutig für ihn und gegen Wil- 
helm II. Stellung. 1939 erschien in Moskau eine russische Übersetzung 
der Gedanken und Erinnerungen und wurde von der sowjetischen 
Presse mit Kommentaren versehen, die Bismarcks Rußlandfreund- 
schaft betonten. Sie entsprachen natürlich der offiziellen Sprachrege- 
lung und basierten auf dem soeben abgeschlossenen Hitler-Stalin-Pakt. 
Sie gehören aber dessenungeachtet zum Gesamteindruck des russi- 
schen Bismarckbildes. Und es sei erlaubt, den Bericht einer Enkelin 
des Kanzlers hinzuzufügen, die 1945 in Potsdam in ihrem Hause von 
eindringenden Rotarmisten überrascht wurde; sie stutzten vor dem 
Lenbachbilde, das ein Offizier sogleich erkannte, um von da ab dem 
Hause seinen Schutz zu gewähren. 

Kiel G.v. Rauch 


Linke Leute von Rechts. Die nationalrevolutionären Minderheiten und 
der Kommunismus in der Weimarer Republik. Von OTTO-ERNST 
SCHÜDDEKOPF. Stuttgart, W. Kohlhammer Verlag 1960. 547 5. 
39,— DM. 

Das vorliegende Buch bietet eine bedeutsame Erschließung von 
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wissenschaftlichem Neuland. Vf. erklärt als den Zweck der Unter- 
suchung „zu klären, was es mit dem so gern benutzten, aber schillern- 
den Begriff ‚Nationalbolschewismus‘ tatsächlich auf sich hatte, das 
heißt, was er bedeutete, welche Kräfte hinter ihm standen, welche Vor- 
stellungen diese mit ihm verbanden, und schließlich, was praktisch 
dabei in den Jahren von 1918 bis 1933 herausgekommen ist‘ (S. 392). 
Dieses ambitiöse Programm ‚‚einer soziologischen und ideengeschicht- 
lichen Strukturanalyse einer politischen Gruppe“ (S. 10) ist zwar nicht 
lückenlos, aber doch zu einem erstaunlichen Grade erfolgreich durch- 
geführt worden. Schüddekopf hat mit bewundernswertem Fleiß die 
folgenden primären Quellen benutzt: 1. die literarischen Erzeugnisse 
des Nationalbolschewismus, die in einer großen Anzahl von schwer 
zugänglichen, ephemeren Zeitschriften verstreut sind (S. gibt eine 
wertvolle alphabetische Zusammenstellung von 30 Periodica mit Her- 
ausgebern, Auflagenzahl wenn feststellbar usw. S. 528—31); 2. die 
Akten des Reichskommissars für Überwachung der öffentlichen Ord- 
nung im Reichsministerium des Inneren (heute im Potsdamer Zen- 
tralarchiv), ergänzt durch weitere Polizeiakten aus Merseburger, 
Münchener und Hamburgischen Archiven (S.s Arbeit ist auch metho- 
dologisch interessant wegen des Versuches, Geistesgeschichte aus 
Polizeiakten zu schreiben); 3. die Befragung noch lebender Akteure, 
u.a. der Nationalbolschewisten Ernst Niekisch, K. ©. Paetel und Otto 
Strasser und der Kommunisten Ruth Fischer und Heinrich Brandler. 

Eine kurze Inhaltsangabe möge einen Eindruck des stoffreichen 
Werkes vermitteln. S. konzentriert seine Darstellung ausschließlich auf 
den Nationalbolschewismus der Weimarer Zeit, den seine Vorgänger 
Arnim Mohler (1950) und Klemens von Klemperer (1958) nur flüchtig 
als Teilaspekt der ‚Konservativen Revolution‘ behandelt haben. Er 
versteht unter Nationalbolschewismus die folgenden Phenomena: 
nationalistische Tendenzen im Kommunismus, sozialistische Bestre- 
bungen im rechtsradikalen Lager und das zeitweilige Bündnis beider 
Strömungen im innenpolitischen Kampf gegen Weimar und im außen- 
politischen Wunsch nach deutsch-russischer Kooperation. Das Buch ist 
in zwei Teile gegliedert. Der 1. Teil, „Das Vorspiel‘, analysiert die 
geistesgeschichtlichen und die politischen Grundlagen des National- 
bolschewismus. S. findet die geistigen Grundlagen in der allgemeinen 
europäischen Kulturkrise vor 1914, in der ‚das Menschenbild des 
klassischen und klassizistischen Humanismus verblaßt‘“ (S. 401). 
S. zieht bestechende Parallelen zwischen der geistigen Situation der 
Kampfjahre der 3. französischen Republik und Weimar, und er analy- 
siert die westlichen und östlichen Wurzeln des radikalen Nationalismus 
mit Hauptakzent auf Sorel und Dostojevski. Die Analyse leidet m. E. 
an der mangelnden Unterscheidung zwischen Parallelität der Gedan- 
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ken und direktem Einfluß. M. E. kann z. B. von einem entscheidenden 
Einfluß Sorels nicht die Rede sein — S. sagt selber, die Weimarer 
Nationalbolschewisten seien sich des Einflusses ‚‚merkwürdigerweise 
damals nur wenig bewußt‘ gewesen (S. 27). Es ist eine bedauernswerte 
Lücke des Buches, daß es nur wenig über die deutschen Vorläufer und 
Vorbereiter des Nationalbolschewismus bringt — z. B. die Sozialkon- 
servativen und die völkische Opposition des Bismarck-Reichs, oder die 
sozialistischen Nationalisten von Lassalle bis zu den Sozialimperialisten 
des Weltkrieges. S. macht kaum den Versuch (trotz der kurzen Be- 
merkungen S. 247), den Stammbaum des Nationalbolschewismus im 
Rahmen der deutschen Geistesgeschichte klarzustellen, und er ver- 
sucht auch keine Erklärung der Tatsache, warum diese Bewegung 
trotz ihrer universalgeschichtlichen Wurzeln nur in Deutschland wirk- 
liche historische Bedeutung gewann. Die Erklärung liegt vermutlich 
teilweise in der Stärke der romantisch-nationalen antiwestlichen 
„deutschen Bewegung‘ des 19. Jahrhunderts — auf die die National- 
bolschewisten besonders stolz waren —, teilweise in der besonderen 
Tragik der deutschen politischen Entwicklung seit 1914. S. gibt übri- 
gens eine ausgezeichnete Analyse der politischen Voraussetzungen des 
Nationalbolschewismus, die im Gegensatz zu der geistesgeschicht- 
lichen Darstellung voll befriedigt. Er beschreibt die ‚Ideen von 1914“ 
als ‚‚das Urerlebnis des nationalen Sozialismus‘‘ (S. 42); die unvoll- 
endete Revolution 1918 als ‚das Trauma der nationalen Revolu- 
tionäre‘“ (S. 43); die radikale Ablehnung der Weimarer Republik, weil 
sie ein „Notbau‘ ohne ‚tragende Staatsidee‘‘ (S. 48) war; die rechts- 
radikale Bewunderung für die KPD als eine straff organisierte revolu- 
tionäre Massenpartei; die geistige Auseinandersetzung mit der Sowjet- 
regierung, deren Rücksichtslosigkeit faszinierend wirkte; und die ent- 
schiedene Absage an Versailles, die die Kommunisten und Rechts- 
radikalen in gemeinsame Opposition gegen alle Mittelparteien brachte. 

Der 2. Teil des Buches, ‚Der Ablauf‘, gibt eine monumentale, 
detaillierte, und wohl abschließende Analyse sämtlicher national- 
bolschewistischer Versuche von 1918 bis 1933. Die Darstellung ist chro- 
nologisch in drei Hauptabschnitte gegliedert: Nachkrieg 1918—1924, 
Epoche der Stabilisierung 1924—1929, und Auf dem Wege zur zweiten 
Revolution 1929—1933. Ein kurzer Epilog führt leider nicht über den 
30. Jan. 1933 hinaus, so daß S. nichts über nationalbolschewistische 
Strömungen im deutschen Widerstand (Stauffenberg!) bringt. Die 
Fülle des gebotenen Materials ist verblüffend und sprengt manchmal 
den Rahmen des Lesbaren. Die Darstellung leidet an vermeidbaren 
Wiederholungen, die endlose Paraphrase unbedeutender Schriftsteller 
wirkt manchmal ermüdend, und der Leser spürt den Mangel an Über- 
sichtlichkeit und Konzentration auf das Wesentliche. Die Schuld dieser 
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literarischen Schwächen liegt teilweise beim Vf., aber hauptsächlich am 
Wesen der Materie. Es gab keine nationalbolschewistische Partei, nur 
eine Unzahl von Bünden, Gruppen und Zeitschriften. S. versucht sie 
alle und vollständig nach ihrer Führung, Ideen, Mitgliedschaft (auf der 
Basis von Polizeiberichten) und Breitenwirkung zu erfassen. Es gab 
keinen wirklich repräsentativen nationalbolschewistischen Denker, 
deswegen bringt S. das Gedankengut von Moeller van den Bruck, 
Strasser, Paetel, Niekisch und unzähliger anderer in getrennten Dar- 
stellungen. Ferner liegt es im gedanklichen Wirrwarr der national- 
bolschewistischen Weltanschauung, daß man sie weder klar noch 
systematisch darlegen kann. Der Stoff zwingt deshalb den Autor zu 
einer manchmal chaotischen Materialanhäufung, obwohl er vieles — 
einschließlich z. B. die unentbehrlichen Kurzbiographien sämtlicher 
Führer — in seinen äußerst sorgfältig gearbeiteten Fußnotenapparat 
am Ende des Bandes vergraben hat (S. 401—525). Trotz dieser Vor- 
behalte kann man dem Leser eine sorgfältige Durcharbeitung dringend 
raten, denn S. bringt viel Neues und Wichtiges zum Verständnis der 
Weimarer Zeit. 

Es ist eine liebenswürdige Schwäche des Buches, daß Vf. sich in 
seinen Gegenstand verliebt hat und dessen Bedeutung für die politische 
und geistige Struktur der Weimarer Republik wohl etwas überschätzt. 
Das rein Sektiererische der nationalbolschewistischen Bewegung wird 
zwar erwähnt, aber nicht genügend betont. Es fehlt die Einordnung in 
die allgemeine Strömung der „Konservativen Revolution‘‘, wie sie 
Mohler in seiner knappen Studie schon vor einem Jahrzehnt versuchte. 
Man vermißt außerdem eine Darstellung des Verhältnisses zwischen 
Nationalbolschewismus und DNVP (in der rechtsradikale und restau- 
rative Tendenzen sich die Waage hielten), die S. manchmal in frag- 
würdiger Weise unter der gemeinsamen Rubrik ‚Potsdam‘ zusam- 
menwürfelt. Eine weitere Lücke ist der Mangel an einer ausdrücklichen 
Behandlung des Verhältnisses zwischen Nationalbolschewismus und 
NSDAP, obwohl S. natürlich beträchtliches Material über die interne 
NSDAP-Krise 1925/26 und die Abspaltung der Strasser-Gruppe bringt. 
S. wehrt sich mit Recht gegen ‚die weitverbreitete (?) monokausale 
Betrachtungsweise, der sogenannte Rechtsradikalismus — von dem 
der Nationalbolschewismus doch nur ein kleiner Teil ist — sei der un- 
mittelbare Vorläufer und Wegbereiter des nationalsozialistischen 
Reiches gewesen‘ (S. 10). Er betont dagegen die Tatsache, daß die 
Nationalbolschewisten schon lange vor 1933 zu den erbittertsten Hitler- 
gegnern zählten. Dies ändert aber m. E. nichts an der Tatsache, daß 
sie trotzdem zu den Totengräbern der Republik zu rechnen sind. Die 
demokratischen Gegner der Nazis im liberalen, katholischen und 
sozialdemokratischen Lager waren auch ihre Gegner. Die National- 
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bolschewisten haben ihre Gegner nach Möglichkeit geschwächt und 
diskreditiert, und sie haben geholfen, die an sich schon brüchige deutsche 
Demokratie weiter auszuhöhlen. Da ihnen selbst die Kraft zur Durch- 
setzung ihrer Ziele und zur Nachfolge fehlte, sind sie tatsächlich zu 
Wegbereitern des Hitler-Reiches geworden. Daß dies ihrer subjektiven 
Absicht widersprach, konnte leider an den objektiven Konsequenzen 
ihres Handelns nichts ändern. Von diesem verhängnisvollen Schuld- 
konto ist bei S. wenig zu finden. 

S. findet statt dessen bei den Nationalbolschewisten ‚‚bestimmte 
eigene Aussagen zur Situation der Zeit... die historisch positiv zu 
deuten und zu verstehen sind‘ (S. 10). Er lobt ihre ‚‚Aufgeschlossen- 
heit gegenüber dem Osten, mit dem das Geschick des deutschen Volkes 
nun einmal untrennbar verknüpft ist‘ (S. 399), und sagt weiter: „Sie 
waren nicht Anti-Westler aus Prinzip. Mit einem Westeuropa, das sich 
auf seine besten abendländischen Überlieferungen besonnen hatte, 
hätten sie wohl zusammengehen wollen‘ (S. 400). Tatsächlich strotzten 
sie aber von rabiater Feindschaft gegen Humanität, Geistesfreiheit 
und Demokratie: sind dies etwa nicht Bestandteile der ‚‚besten abend- 
ländischen Überlieferungen‘ ? S. überschätzt sicher das Gedankengut 
des ‚Neinsagens der Nichtskönner‘‘ (Jaspers) und unterschätzt die 
Gefahrenmomente ihrer ‚Welt als Willen ohne Vorstellung‘‘. Er glaubt, 
ihre Zerstörungswut gegen die westliche Kultur wäre nur Vorbereitung 
für einen konstruktiv-revolutionär-konservativen Neubau gewesen, 
zu dem es leider wegen der NS-Machtergreifung nicht mehr kommen 
konnte. Seine sorgfältige Rekonstruktion der nationalbolschewistischen 
Gedankengänge zeigt aber nirgendswo konstruktive Neuordnungs- 
pläne. Die konkreten Vorstellungen einiger ihrer Führer waren naiv. 
Nur ein Beispiel: Ernst Niekisch hatte eine Zukunftsvorstellung von 
Deutschland, die man wohl als Verbindung von Henry Morgenthau 
und Walter Ulbricht bezeichnen kann. Sein wirtschaftliches Programm 
war „Rückzug aus der Weltwirtschaft ..., Zwang zur Stadtflucht, 
Siedlung, Willen zur Armut‘ usw. (S. 368). Sein außenpolitisches Pro- 
gramm war ‚die Verslawisierung des deutschen Volkes, um es gegen 
die Einflüsse von Westen und Süden immun zu machen‘ (S. 363). 
„In Ostelbien sollte dann ein starkes Sowjetdeutschland aufgebaut und 
gegen Westen die Elbe-Main-Linie [sic] gehalten werden‘ (ebenda). 

Es wäre natürlich falsch, den Vf. mit solchen Gedankengängen 
spezifisch zu identifizieren. Seine sympathisierende Haltung gegenüber 
dem Nationalbolschewismus hindert ihn keineswegs an freimütiger 
Kritik. So erkennt er z.B. klar die Gefahr, die die Nationalbolsche- 
wisten beim Paktieren mit der KPD liefen, denn letztere benutzte 
nationalistische Parolen nur als opportunistisches Zweckmittel. Die 
KPD wollte nie ein Bündnis inter pares, sie wollte im Gegenteil die 
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Desertion einzelner Nationalisten unter ihre eigene Führung. Ihre Kraft 
beruhteaufdenStimmen vonMillionen,dieNationalbolschewisten waren 
im Gegensatz dazu ein innerlich gespaltenes Häuflein. Im Falle der 
Erreichung ihres Wunschtraumes — ein deutsch-russisches Weltreich 
von Vlissingen bis Vladiwostok — wäre Deutschland sicher kein gleich- 
berechtigter Partner geworden. S. kritisiert auch die provinzielle Dumm- 
heit von Niekisch, der ‚das Reich noch einmal zum Zentrum einer erd- 
umspannenden imperialen Idee‘‘ machen wollte (S. 359). S.s Kommen- 
tar: „Weltmachtstreben und romantische Deutschtümelei waren nun 
einmal unvereinbar. An diesem Widerspruch mußte Niekisch, wie alle 
Nationalrevolutionäre, scheitern‘‘ (S. 360). Es war nicht der einzige 
Widerspruch und nicht der einzige Grund ihres Scheiterns. 

Zusammenfassend kann man sagen, daß S.s Interpretationen und 
Werturteile — die übrigens meist knapp und zurückhaltend sind — 
nicht überall Zustimmung verdienen oder finden werden. Sie sollten 
aber keineswegs die Anerkennung der monumentalen Forschungsarbeit, 
die Schüddekopf in diesem Bande geleistet hat, vermindern. 


Brown University, USA. Klaus Epstein 


Hitler und die deutsche Aufrüstung 1933—1937. Von GERHARD 
MEINCK. (Veröffentlichungen des Instituts für Europäische 
Geschichte, Mainz, Bd.19, Abt. Universalgeschichte.) Wiesbaden, 
Franz Steiner Verlag 1959. X, 246 S. 21,— DM. 

Die deutsche Flottenpolitik von 1933 bis 1939. Von ROLF BENSEL. 
Eine Studie über die Rolle des Flottenbaus in Hitlers Außen- 
politik. (Beiheft 3 der Marine Rundschau.) Berlin — Frankfurt 
a.M., E. S. Mittler & Sohn 1958. 77 S. 5,— DM. 

Aus der Rüstung des Dritten Reiches (Das Heereswaffenamt 1938 bis 
1945). Von EMIL LEEB. (Beiheft 4 der Wehrtechnischen Monats- 
hefte.) Berlin — Frankfurt a.M., E.S. Mittler & Sohn 1958. 
68 S. 5,50 DM. 

Der Krieg gehörte wesenhaft zur politischen Konzeption Hitlers — 
nicht als „ultima ratio‘ zur Verteidigung der Nation und Erhaltung 
ihrer Existenz, sondern als Ausdruck brutalen Machtwillens und 
ideologisch begründeten Hegemonialstrebens. Daß er alles, was er 
dazu gesagt hatte, nach der ‚Machtergreifung‘ in die Tat umsetzen 
werde, glaubten die zuständigen politischen und militärischen Stellen 
leider zumeist nicht und versäumten daher, ihm rechtzeitig in den 
Arm zu fallen; und sogar noch heute wird der zweite Weltkrieg von 
mancher Seite als ‚Schicksal‘ statt als leichtfertig heraufbeschworenes 
Verbrechen angesehen. 

Wie bewußt und konsequent Hitler seine Pläne verfolgte, zeigt die 
ausgezeichnete und gut fundierte Arbeit vonMeinck, die ursprünglich als 
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— von Percy Ernst Schramm angeregte — Dissertation vorgelegt und 
nach dem Erscheinen wichtigen neuen Materials mit Unterstützung 
des Mainzer Instituts zum vorliegenden Buch ausgebaut wurde. War 
die Forderung nach militärischer Gleichberechtigung des Reiches mit 
den anderen Mächten verständlich und legitim, so griff Hitler sie nur 
auf, um eine großangelegte Aufrüstung durchzuführen, die schließlich 
aggressiv zur Verwirklichung seiner ‚Lebensraum“‘-Ideen dienen sollte, 
Die Verlängerung der Militärdienstzeit in Frankreich war nicht der 
wahre Grund für die Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht 
in Deutschland, sondern lediglich der gelegen gekommene Vorwand 
für Maßnahmen, die ohnehin in jenen Tagen erfolgt wären. Daß die 
militärischen Planungen für den Eventualfall andererseits keine An- 
zeichen für Angriffsabsichten Hitlers zeigen, ist kein echtes Alibi. In 
paradoxer Umkehrung der ‚natürlichen‘‘ Verhältnisse waren es näm- 
lich nicht ‚‚die Generale‘‘ oder der Generalstab, die zum Kriege trieben, 
sondern der ‚‚Zivilist‘‘ Hitler, der seine Ziele wohl schon bei seiner 
ersten Vorstellung vor der Wehrmachtführung am 3. Februar 1933 
unverblümt erklärt hatte, aber von ihr — von wenigen Ausnahmen 
abgesehen — nicht verstanden oder nicht ernst genug genommen wor- 
den war. Selbst als er sich mit der Denkschrift zum sog. Vierjahres- 
plan und am 5. November 1937 unmißverständlich demaskierte, kün- 
digten ihm die Soldaten, eigenen politischen Denkens entwöhnt und 
befangen in starrem Ressortdenken, nicht den Gehorsam. So kam es 
zur deutschen Katastrophe: von seiten der ‚„Kriegführung‘ nicht 
verhindert durch ihre Passivität, von der ‚Politik‘ aber leichtfertig 
und freventlich heraufbeschworen. So wenig geschickt die Sieger- 
mächte des ersten Weltkrieges sich gerade in Rüstungs- bzw. Ab- 
rüstungsfragen verhielten, so trieben sie Hitler doch nicht zu seinen 
wehrpolitischen Maßnahmen oder sind gar für seine Auffassung von 
„Politik‘‘ verantwortlich. 

Mit diesen klaren Ergebnissen füllt die Untersuchung von Meinck 
eine Lücke, da sich die Forschung bis dahin weniger mit der vorberei- 
tenden Periode als mit der Zeit der Hitlerschen Gewaltpolitik beschäf- 
tigte. Was sie indes nicht in ihre Betrachtung einbezieht, ist die deutsche 
Seerüstung. Hätte sich das Bild als Ganzes dadurch auch nicht wesent- 
lich geändert, so wäre es doch besser differenziert worden; hier bleibt 
also noch einiges zu tun. Die lesbare Studie von Bensel jedenfalls 
geht nicht tief genug, weil sie auf zu schmaler Quellenbasis beruht, 
d.h. ausschließlich auf gedrucktem Material. So bietet sie nur einen 
gut informierenden Überblick, aber nicht mehr. 

Mehr Quelle als Darstellung ist endlich der Bericht des letzten 
Chefs des Heereswaffenamtes, General d. Art. a. D. Leeb. Geschrieben 
für die Historical Section der amerikanischen Armee bald nach der 
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Kapitulation, zumeist auf Erinnerungen des Vf.s und seiner Mit- 
arbeiter beruhend, ist die Arbeit dem Historiker des zweiten Welt- 
krieges u. a. besonders deshalb wichtig, weil sie modifizierte ‚„‚Dolch- 
stoßlegenden‘‘: Behauptungen, der Krieg sei wegen „Sabotage“ ver- 
lorengegangen, widerlegt. Organisationsfehler, mangelnde Planungen 
und vor allem die nur allzu begrenzten deutschen technischen Möglich- 
keiten taten, zusätzlich zur grundsätzlich falschen politischen Führung, 
auch ihr Teil, den Krieg, den Hitler von Anfang an plante, zu mehr als 
einem Risiko zu machen. 


Oldenburg Walter Baum 


German Electoral Politics. A study of the 1957 campaign. By UWE 

KITZINGER. Oxford, Clarendon Press 1960. 365 S. 45 Sh. 

Diese Arbeit eines jungen englischen Forschers deutscher Ab- 
stammung, Research Fellow des durch seine Wahlanalysen bekann- 
ten Nuffield College in Oxford, verdient besondere Aufmerksamkeit. 
Einmal ist die Behandlung eines zeitgeschichtlichen Themas aller- 
neuesten Datums bemerkenswert, bei dem der historische Rohstoff 
gleichsam noch heißdampfend verarbeitet worden ist. Obwohl wir aber 
unsere einstige Scheu vor der Zeitgeschichte schon längst abgelegt 
haben, darf doch mit einigem Recht gefragt werden, ob das Experi- 
ment dieser Untersuchung gelungen wäre, wenn sich hier nicht ein 
ausländischer, besser noch ein angelsächsischer Wissenschaftler an das 
deutsche politische Zeitgeschehen herangewagt hätte. Dies nämlich 
scheint uns das andere bemerkenswerte Faktum: Nur ein angelsäch- 
sischer Historiker vermochte aus traditioneller demokratischer Perspek- 
tive heraus den sicheren Standort zu finden, um mit nüchterner Sach- 
lichkeit, unparteilicher Distanz und einem sympathisch-überlegenen 
Humor die Vorgänge der letzten Bundestagswahl zu erforschen. Im 
Lichte dieser Arbeit wird einmal mehr begreiflich, warum überhaupt 
die neueste deutsche Geschichte einstweilen von angelsächsischer Seite 
im ganzen einleuchtender geschrieben wird als von deutscher. 

Eine derartige Wahlanalyse zu geben, wäre jedenfalls sicherlich 
über das Vermögen eines deutschen Forschers gegangen, ohne daß dies 
ein Vorwurf sein kann. Allerdings hat der englische Vf. durch intensive 
Befragung und Beobachtung eine Kenntnis der deutschen Verhältnisse 
und darüber hinaus ein exaktes Wissen über das Wahlgesetz der Bun- 
desrepublik, die Wahlmethoden, Parteiabsprachen, Parteienfinanzie- 
rung und Parteiencharakteristik gewonnen, welche die allermeisten 
Deutschen, die darüber nicht annähernd so informiert sind, sicherlich 
beschämen muß. Das Ergebnis dieser Studien bildet denn auch eine 
ganz ausgezeichnete Untersuchung, die noch durch gut ausgewählte 
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Bilder, insbesondere von den Plakatkämpfen der Wahl, einprägsam 
illustriert wird. Besonders interessant ist auch die Schilderung des Ein- 
flusses der Kirchen und der Gewerkschaften auf die Wahl und die 
Parteien. 

Zwei grundsätzliche, über das tagespolitische Ereignis der Wahl 
hinausgehende historische Erkenntnisse heben sich heraus. Einmal 
ist auch für den Verlauf dieses innenpolitischen Vorgangs ein 
wichtiger Einfluß außenpolitischer Geschehnisse festzustellen. Denn 
Adenauers schwindende Popularität erlangte durch die russische Inter- 
vention in Ungarn vom Herbst 1956 wieder einen spürbaren Auftrieb, 
der das Ergebnis der Wahl wesentlich mitbestimmte. Durch die Dar- 
stellung wird alsdann ferner deutlich, daß die herkömmlichen Begriffe 
„rechts‘‘ und ‚‚links‘‘ in der deutschen Parteipolitik überholt sind, wie 
denn Kitzinger mit Recht bemerkt, daß Ollenhauer teilweise weiter 
rechts stand als das Ahlener Programm der CDU. Die Verwischung 
jener Begriffe ist inzwischen fortgeschritten, so daß bei der kommenden 
Wahl von 1961 vielleicht schon von einer Umkehrung gesprochen wer- 
den kann. 

Die Rolle und Charakteristik der führenden parteipolitischen Per- 
sönlichkeiten, insbesondere Adenauers und Ollenhauers, tritt in dieser 
Darstellung ganz in den Hintergrund gegenüber der Schilderung der 
strukturellen Eigenart der Parteien und des Wahlmechanismus. Dies 
kann als Lücke empfunden werden, entzieht sich freilich auch exakten 
Untersuchungsmethoden. Für uns Deutsche, die wir früher allzuviel 
Gewicht in unserer Geschichtsschreibung auf ‚Führerpersönlichkeiten“ 
gelegt haben, ist es aber gut und lehrreich, einmal intensiver über unser 
„institutionelles‘‘ staatliches Dasein unterrichtet zu werden. Deshalb 
kann man nur bedauern, daß in der deutschen Übersetzung dieses 
Buches (Vandenhoeck & Ruprecht in Göttingen 1960) Kürzungen vor- 
genommen wurden und namentlich das Kapitel über das Wahlgesetz 
fehlt. Soll denn der deutsche Leser von Einzelheiten des deutschen 
Staatslebens mehr ‚verschont‘ bleiben als der Engländer ? 

Der Vf. wägt sein Urteil mit britischer Zurückhaltung, er lobt 
beispielsweise den verbesserten Ausleseprozeß der Bundestagskandida- 
ten im Vergleich zu den früheren Wahlen und preist die meisterhafte 
Werbung der CDU als der ‚großen deutschen Volkspartei‘‘. Anderer- 
seits bezweifelt er die Güte der Methode der Kandidatenaufstellung 
und verbirgt auch nicht Bedenken hinsichtlich der Beschaffung der 
Wahlgelder. Wie immer aber auch er Licht und Schatten verteilt, im 
ganzen ist diese nüchterne und objektive Untersuchung tröstlich für 
die Funktionsfähigkeit und Zukunft unseres jungen demokratischen 
Staates. 


Koblenz Eberhard v. Vietsch 
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Schaffhauser Münz- und Geldgeschichte. Von FRIEDRICH WIE- 

LANDT. Schaffhausen, Meier & Cie. 1959. 145 S., 26 Tafeln, 

50 S. Register. 

“ Das Berliner Münzkabinett besitzt seit 1904 ein buntes Glas- 
fenster des Münzmeisters Wernher Zentgraf von Schaffhausen aus 
dem Jahre 1565, auf dem die damals üblichen Arbeitsvorgänge bei 
der Münzherstellung in buntem Glas gezeigt werden. Diese Scheibe 
ist von Wielandt wegen ihrer Bedeutung mit Recht hinter die Titel- 
seite seines Buches gesetzt worden. 

Sie ist nicht nur durch die Darstellung der Prägungsvorgänge 
interessant, sondern zeigt auch die hervorragende Stellung eines da- 
maligen Schaffhauser Münzmeisters, der zugleich Münzunternehmer 
in Thann, Kolmar, Breisach, Freiburg i. Br. und womöglich von 
Konstanz war. Wenn man hieraus auch nicht unbedingt auf eine 
große Bedeutung Schaffhausens als Münzstätte schließen darf, was ja 
auch niemals der Fall war, so darf man seine wirtschaftliche und geld- 
geschichtliche Stellung nicht unterschätzen. 

Das Münzrecht in Schaffhausen beruhte auf einer Urkunde König 
Heinrichs III. vom 10. Juli 1045 an Graf Eberhard III. von Nellen- 
burg, der an diesem Ort zweifellos einen Fährbetrieb und damit 
auch einen Markt hatte, worauf schon der Name von scafa = Schiff 
bzw. Scefhusin id est navium domus (1100) hinweist. 

Von Eberhard als Eigenkirchenherr wurde hier 1049 das Aller- 
heiligenkloster gegründet, das seit 1080 einen großen Aufschwung 
nahm. 1120 wird Schaffhausen als oppidum genannt. Die ersten mit 
Sicherheit geprägten Pfennige stammen aus der Zeit um 1170. Sie 
sind kenntlich an einem Widder, der über einem Hause steht oder 
später aus diesem herauskommt (1300), also ein volkstümlich redendes 
Wappen, das mit der eigentlichen Namensbedeutung nichts zu tun 
hat. Wielandt vermutet, daß das auffallende Bild eines Widders statt 
eines Schafes in Anlehnung an keltische Münzbilder entstanden ist, 
eine Ansicht, welche nicht unbedingt überzeugend ist. Das Bild des 
Widders, der aus dem Haus heraustritt, ist dann ständig in verschie- 
denen Varianten auf Schaffhauser Münzen zu finden. 

Um 1620 wurden Schaffhauser Pfennige erstmalig urkundlich 
genannt, deren Umlaufsbereich aber im wesentlichen auf das eigent- 
liche städtische Wirtschaftsgebiet beschränkt blieb. 1330 nahm die 
Stadt die Münze in Pacht, wofür sie eine feste Abgabe von zuletzt 
18 fl. an den Abt zahlte. 

Im 15. Jahrhundert erfolgte eine längere Prägepause, die mit 
dem Niedergang des städtischen Wohlstandes zusammenhing. Vom 
16. Jahrhundert hat die Stadt dann eine ganze Reihe von Münznomi- 
nalen geschlagen, die ersten Taler und Halbtaler 1550/51, Dreikreuzer 
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1550, Batzen und Halbbatzen 1514/15, Vierer und Etschkreuzer 1549, 1 
im 17. Jahrhundert wurde eine große Menge Dicken oder Dritteltaler 
geprägt, während des Dreißigjährigen Krieges in großer Anzahl | ; 
Reichstaler 1620—1623, welche durch den Krieg in ganz Deutschland 
Verbreitung fanden und auch in Norddeutschland aufgefunden werden, 

Vorübergehend sind in dieser Zeit auch Goldmünzen in Gestalt £ 
von Gulden und Dukaten entstanden, 1622, 1633 bzw. 1614, 1633, 
1657. Im Jahre 1715 sind Pfennige des Münzmeisters Hans Konrad 
Bucher die letzten von der Stadt selbst geprägten Münzen. Kreuzer, ( 
Y und !/, Batzen 1808/09 sind bereits in Bern hergestellt, der später 
einzigen eidgenössischen Münzstätte. 

Von den einzelnen Abschnitten wäre Nr. IV hervorzuheben über 
„Schaffhauser Vermögens- und Geldverhältnisse im 15. Jahrhundert“ 
und VI „Das Münzwesen im Zeichen frühkapitalistischer Geschäfts- 
formen‘. 

Beim Lesen des Textes ist man erstaunt, mit welcher Intensität 
sich der Vf. in die schwierigen Münzakten vornehmlich der neueren 
Zeit eingearbeitet hat; wenn man selbst mit solchen zu tun gehabt 
hat, sieht man, wie Wielandt es verstanden hat, dieselben in jeder 
Beziehung auszuwerten und für seine Arbeit zu verwenden. Den 
10 Kapiteln Text folgen Anmerkungen, das Münzverzeichnis, Orts-, 
Namen- und Sachregister. 

Bei der Münzbeschreibung hätte ich in der neueren Zeit eine 
Anordnung nach der Größe der Nominale vorgezogen, was sicher für 
das Nachschlagen der Stücke bequemer gewesen wäre. Auch hätte 
man gern eine Übersichtstabelle der einzelnen Prägungen. 

Die Ausstattung des Buches mit 25 Tafeln, darunter auch von 
Epitaphien und Bildern von Münzmeistern, Wiedergaben von Ur- 
kunden, Münzmandaten und Münzverordnungen, ist vorzüglich. Man 
kann Herrn Wielandt zu seinem neuen schönen Buch nur beglück- | 
wünschen. 

Berlin A. Suhle 


Gustav Vasa och Europa. Svensk handels- och utrikespolitik 1534—1557. 
Av SVEN LUNDKVIST. (Studia Historica Uppsaliensia Il 
Svenska bokförlaget, Norstedts.) Stockholm, Almgvist & Wiksell 
1960. 456 S. 

In Ergänzung früherer Studien hat der Vf. auf Grund umfassender 
Forschungen in schwedischen, deutschen und anderen europäischen 
Archiven die Außenpolitik Gustav Vasas neu überprüft. Diese war von 
Anfang an bestimmt durch die wirtschaftliche Vormachtstellung 
Lübecks, die sich die Hansestadt als Gegenleistung für ihre Hilfe im 
Befreiungskriege gegen Dänemark ausbedungen hatte. Um sie zu 
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brechen, mußte Schweden bestrebt sein, so viele Handelsabkommen mit 
anderen Staaten zu treffen wie nur möglich. Der gemeinsame Gegen- 
satz zu Lübeck ließ sogar die alten Widersacher Dänemark und Schwe- 
den gelegentlich zueinander finden, wobei Gustav Vasa freilich pein- 
lichst alles vermied, was als Anerkennung einer dänischen Vormacht- 
stellung gedeutet werden konnte. Gegen Ende seiner Regierung begann 
außerdem Rußland an den Toren zur Ostsee zu rütteln, was die 
Schweden auf den Plan rufen mußte, um so mehr als im livländischen 
Ordensstaate immer deutlicher Verfallserscheinungen an den Tag traten. 

S.L. hebt die starke außenpolitische Aktivität des Königs hervor 
und nimmt dabei wiederholt gegen die bisherige, zuletzt v.a. von 
Landberg und Ahnlund vertretene Auffassung Stellung, welche das 
Auftreten Gustav Vasas als ausgesprochen vorsichtig, ja bisweilen 
geradezu ängstlich bezeichnen. Einen Beweis nicht nur für den Weit- 
blick, sondern auch für die schnelle Initiative des Königs sieht er 
darin, daß er in der schweren Krise des smäländischen Bauernaufruhrs 
seine besten Diplomaten nach Norddeutschland schickte und dort 
sogar einige Fähnlein aufstellen ließ, um zu verhindern, daß den 
Bauern vom Auslande her Hilfe zuteil werde. Handelt es sich hier 
aber nicht nur um einen Gegenzug, zu dem Gustav Vasa gezwungen 
war, nachdem zuvor der außerordentlich rührige Bauernführer Nils 
Dacke mit den auswärtigen Feinden des Königs Fühlung aufgenom- 
men hatte? Tatsache ist doch auch, daß Gustav Vasa bei veränderter 
politischer Lage sich alsbald wieder in die Defensive begab. 

In seiner Lübecker Politik erzielte der König unter Ausnutzung 
der günstigen Lage während der Grafenfehde den entscheidenden 
Erfolg, daß er den Lübeckern das große Privileg in Schweden aufsagen 
konnte. Es gelang ihm aber bis zum Ende seiner Regierung nicht, die 
Lübecker zur Aufgabe ihrer Ansprüche zu bewegen. Sie hielten sie in 
vollem Umfange aufrecht und haben sie späterhin in einem sieben- 
jährigen Waffengange sogar noch einmal durchgesetzt — zum min- 
desten auf dem Papiere. Ebenso mißglückten seine Bemühungen, dem 
Kaiser eine Garantie gegen Ansprüche der Erben Kristians II. auf 
den schwedischen Thron abzugewinnen. Er mußte zuletzt doch dem 
Frieden von Speyer beitreten. Die Aktivität schließlich, die er in 
den 50er Jahren im Baltikum zeigte, ist im wesentlichen auch nur 
eine Rückwirkung des verstärkten russischen Dranges zur Ostsee. 
Die Politik Westeuropas, auch Schwedens, den Russen gegenüber 
krankte damals wie heute an dem Dilemma, daß man einerseits an 
dem Russenhandel verdienen wollte, möglichst unter Ausschluß 
anderer Wettbewerber, andererseits eine Stärkung des russischen 
Machtpotentials zu verhindern wünschte. Sicherlich spricht es für 
den Weitblick Gustav Vasas und auch für seinen wirtschaftlichen Sinn, 
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daß er für den Fall des Krieges die für sein Land notwendigen Zu- 
fuhren durch Verhandlungen mit England und Ostfriesland zu sichern 
suchte. 

Zweifellos wird man dem Vf. darin beipflichten, daß Gustav Vasa 
vielfach schon die Wege abgesteckt hat, die seine Söhne dereinst mit 
größerer Kühnheit, Nachdruck und Erfolg beschreiten sollten, aber 
auch darin, daß der König im Alter bedeutend vorsichtiger geworden 
ist. So erscheint denn der Unterschied zwischen der ‚älteren‘ Auf- 
fassung und der des Vf.s gar nicht so groß. Dürften überdies die Schwan- 
kungen in der Politik des Königs zwischen Aktivität und vorsichtiger 
Zurückhaltung zum Teil nicht auch in dem oft hervorgehobenen 
„heißen Vasablut‘‘ ihre Erklärung finden ? Da die Ereignisse in Nord- 
europa in unseren Darstellungen meist zu kurz kommen, darf man das 
Werk als eine außerordentlich wertvolle Bereicherung unserer Kennt- 
nisse begrüßen, um so mehr als die Ergebnisse der sorgfältigen Einzel- 
forschungen in einer ausführlichen, wenn auch stilistisch nicht immer 
voll befriedigenden Zusammenfassung in deutscher Sprache dar- 
geboten werden. 


Hamburg Johannes Paul 


Commercial Crisis and Change in England 1600—1642. A study in 
the instability of a mercantile economy. By B. E. SUPPLE. 
Cambridge, University Press 1959. XII, 296 S. 42 sh. 

Die gründlich überarbeitete Harvard-Dissertation beschäftigt 
sich mit den wirtschaftlichen Wechsellagen Englands unter den ersten 
beiden Stuarts. Bestimmend für die englische wirtschaftliche Lage 
war zu dieser Zeit der Tuch-Export. Der Vf. lehnt es ab, von Konjunk- 
tur-Erscheinungen zu sprechen, weil den Wechsellagen noch zu sehr 
das Zufällige, Exogen-Bedingte anhaftete. Er bringt dies auch durch 
seine Wortwahl im Titel zum Ausdruck. 

Die Arbeit besteht aus einem chronologischen und einem syste- 
matischen Teil. Die ersten sechs Kapitel beschäftigen sich mit den 
vom Vf. festgestellten sechs Wirtschaftsperioden. Dann folgen einige 
Kapitel, die sich mit interessanten Sachgebieten befassen: mit tech- 
nisch-monetären Vorgängen, mit den damals vertretenen ökonomi- 
schen Lehrmeinungen und mit dem sogenannten ‚„Merkantilismus“. 
Hier und dort führt diese Arbeitsweise selbstverständlich zu Wieder- 
holungen. 

Von den sechs, vom Vf. unterschiedenen Perioden bringt eigent- 
lich nur die erste (ca. 1600—1614) einen deutlichen Aufschwung, 
nachdem 1604 der Frieden mit Spanien geschlossen worden war. Die 
Grundtendenz ist jedoch schon in dieser Zeit abwärts gerichtet, bedingt 
durch die zunehmende Bedeutung der Tuchindustrie des Festlandes. 
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In der Kipper- und Wipperzeit zeigt sich klar, daß das Niveau der 
Tuchpreise in Deutschland von der deutschen Erzeugung bestimmt 
wird. Die deutsche Konkurrenzlage wird während der Kipper-Inflation 
noch dadurch sehr gestärkt, daß die Steigung des Preisniveaus hinter 
der der Wechselkurse zurückbleibt. Dies ist eine oft bei Inflationen 
auftretende Erscheinung, die man in Deutschland z. B. nach dem 
ersten Weltkrieg hat beobachten können. Aus den englischen Berichten 
ist sie auch für die Kipper- und Wipperzeit deutlich nachzuweisen. 
An sich war dieser wichtige Tatbestand nicht ganz unbekannt, aber 
doch ist er bisher von den Forschern, die sich mit dem Dreißigjährigen 
Krieg befaßt haben, noch nicht so systematisch und ausführlich ge- 
würdigt worden. Hierin liegt gewiß ein Verdienst des Vf.s. Leider 
verliert er die deutsche innere Entwicklung nach der Münzsanierung 
1623/24 weitgehend aus dem Auge. 

Im systematischen Teil interessieren besonders die Ausführungen 
zum „Merkantilismus‘‘ (Kap. 10). Er vergißt selten, dieses Wort in 
Anführungszeichen zu bringen, und gesellt sich zu der wachsenden 
Zahl der Forscher, die diesen von Gustav Schmoller wohl zu sehr auf- 
geblasenen Begriff ablehnen. Etwas vage noch zeigt er, daß der Mer- 
kantilismus vom Fiskalismus und von der Korruption innerlich aus- 
gehöhlt und oft nur als Fassade benutzt wurde (bes. S. 227). 

Das Buch beruht auf soliden Quellenkenntnissen und versucht, 
diese auch mit Hilfe der Wirtschaftstheorie zu deuten. Der Historiker 
mag Schwierigkeiten haben, ihm so weit zu folgen; der Ökonomist 
andererseits mag seine Begründung und Ausarbeitung zuweilen als 
unvollständig und doch unnötig langatmig empfinden. Sicher ist aber, 
daß hier ein gelungener Versuch vorliegt, uns das Verständnis dieser 
etwas vernachlässigten Periode der englischen Wirtschaftsgeschichte 
zu erleichtern. 


Frankfurt am Main 





Jacob van Klaveren 


Lugard. The Years of Authority 1898—1945. By MARGERY PER- 

HAM. London, Collins 1960. 748 S. 50 sh. 

Die großen Erwartungen, mit denen man nach dem 1. Bd. dieser 
Biographie (vgl. HZ 186, S.412) der Fortsetzung entgegensah, werden 
voll erfüllt. Die englische Historikerin hat wiederum unter Verwertung 
ihrer Afrikakenntnisse und des Nachlasses wohl das maßgebende Werk 
über L. geschaffen, das Gültigkeit behalten wird. Zweierlei ist anzu- 
erkennen: Einmal hat sie L.s Leistung völlig aus dem Geist seiner 
Zeit, des britischen Imperialismus ausgangs des 19. Jahrhunderts, 
gestaltet und keine Werturteile der Gegenwart in diese Vergangenheit 
hineinprojiziert (wie es leider heute so oft bei kolonialen Darstellun- 
gen der Fall ist), ferner hat sie vorbildlich mit fraulichem Einfühlungs- 
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vermögen das Schaffen L.s aus seiner komplizierten seelischen Ver- 
anlagung gedeutet. — Im Alter von 40 Jahren, nach einer langen Tätig- 
keit in Indien, Uganda, Nigeria, übernahm L. das Generalkommissariat 
im nördlichen Nigeriaprotektorat. Diese Jahre (1898—1906) sind die 
wichtigsten seines Lebens. Im Unterschiede zum S. des Landes, wo 
nur lose gefügte Bantu-Stammesgruppen lebten, hatten sich im suda- 
nischen Hochland des N.s bereits seit dem 14. Jahrhundert wirkliche 
islamische Staaten entwickelt (Sokoto, Kano, Katsina u. a.), die eine 
feste feudale Struktur besaßen. In erstaunlicher Kürze gelang es L,, 
diese Fürsten mit nur geringen Machtmitteln und fast ohne Wider- 
stand für England zu gewinnen, weil seine machtvolle Persönlichkeit 
auf sie größten Eindruck machte, und er für ihre Behandlung den 
richtigen Instinkt besaß (S. 140). Anknüpfend an die indischen Erfah- 
rungen, entwickelte L. hier nun die Grundlagen der Indirect Rule, 
die später mehr oder weniger von allen Kolonialmächten übernommen 
wurden. (Treffliche Analyse S. 138ff.) Die britische Regierung machte 
dabei die bisher führenden Schichten sozusagen zu ihren Lehnsleuten, 
Sie behielt zwar in den ausschlaggebenden Angelegenheiten fest die 
Zügel in der Hand; aber sie mischte sich sonst grundsätzlich nicht in 
innere Probleme ein. L. führte das so folgerecht durch, daß er weder 
weiße Siedler noch Konzessionsgesellschaften in N.-Nigerien duldete 
(S. 579). Er wünschte auch keine Einschulung der Eingeborenen in die 
englische Sprache (S. 501), um eine Gefährdung der eigenständigen 
Kultur zu vermeiden. Dagegen lehnte er jedes Mitspracherecht der 
Farbigen in den Fragen, die der Verantwortung der britischen Ver- 
waltung überantwortet waren, strikt ab, da er fürchtete, daß solche 
Konzessionen das zivilisatorische Werk gefährden würden (S. 15). 
Um die Sozialstruktur nicht zu stören, durfte sogar die Abschaffung 
der Sklaverei nur schrittweise erfolgen (S. 41). Er wurde somit zum 
Vertreter der afrikanischen Eigenständigkeit, aber unter britischer 
Führung. Er konnte dies, weil er sich dem Colonial Office gegenüber 
durchzusetzen wußte, das seine oft sehr selbstherrlichen Anordnungen 
hinnahm. Das Bild, das Vf.in von der Haltung dieser Behörde, der 
Regierung und dem Parlament in England zeichnet (so S. 96, 184, 
195, 263 ff.), ist sehr aufschlußreich auch für die Verhältnisse in ande- 
renLändern. Den führenden Stellen fehlte meist jede gründliche Kennt- 
nis Afrikas, und dabei mußten sie noch den Emotionen der Öffentlich- 
keit Rechnung tragen. Die viel zu wenigen Beamten draußen hatten 
gegenüber einer Unzahl bürokratischer Erlasse einen schweren Stand, 
was zu ständiger Gereiztheit führte. — 1902 verheiratete sich L. 
mit einer der bedeutendsten Frauen der Viktorianischen Zeit, Flora 
Shaw, die als Leiterin der kolonialen Sparte der ‚Times‘‘ maßgebenden 
Einfluß auf die Politik besaß. Die Ehe hat L.s Schicksal weitgehend 
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bestimmt und — trotz einer engen Lebens- und Arbeitskameradschaft 
— ihm auch Schwierigkeiten bereitet, da seine Gattin hohe Ansprüche 
an die Gestaltung des Privatlebens stellte. Meisterhaft hat M.P. 
diese Probleme dargestellt. Seine Frau war es auch, die ihm nahelegte, 
sich jeweils ein halbes Jahr nach London beurlauben zu lassen, um 
von dort aus die Geschäfte zu führen. Die Regierung konnte verständ- 
licherweise dem Wunsche nicht willfahren, und als das liberale Mini- 
sterium ihm auch sonst Schwierigkeiten machte, schied L. 1906 von 
seinem Posten. — Als Gouverneur von Hongkong (1907—1912) hatte 
er vorwiegend repräsentative Aufgaben. — 1912 berief ihn London 
als Generalgouverneur von ganz Nigeria, das er 1914 zu einer Verwal- 
tungseinheit verschmolz. Nun lernte L., daß die Indirect Rule, die 
sich in dem festorganisierten Norden der Kolonie so bewährt hatte, 
mehr und mehr Widerstand fand. Die südliche Bevölkerung, die seit 
langem mit der europäischen Zivilisation in Berührung gekommen war, 
keinen festen Zusammenhang besaß und erweitertes Mitspracherecht 
forderte, war nicht leicht in das Schema zu bringen. Dazu kam der 
erste Weltkrieg. L., der Prototyp der britischen Imperialisten, er- 
kannte die kolonialen Leistungen Deutschlands an, und, da dieses einen 
„Auslauf‘‘ brauche, war er gegen die Annexion aller seiner Schutz- 
gebiete durch England (S. 536ff., besonders S. 540); sehr deutlich 
erkannte er die Gefahren, die durch die Übertragung der Kriegshand- 
lungen nach Afrika und die Bewaffnung der Schwarzen erwuchsen 
(S. 549). — Die Nachkriegszeit brachte der Kolonie den Erdnußboom. 
L. lehnte Monopolbestrebungen ab, trat für Liberalisierung der Wirt- 
schaft ein und kam dadurch mit den Kaufleuten in Schwierigkeiten; 
denn nach L.s Willen sollte Nigerien nicht der Konzessionsjägerei 
ausgeliefert werden, sondern ein den schwarzen Afrikanern vorbehal- 
tenes Bauernland bleiben. Dabei geriet er mit den heimischen Behör- 
den, aber auch mit gewissen neuen Tendenzen der afrikanischen Ent- 
wicklung in Widerspruch, so daß die Indirect Rule vielfach modifiziert 
werden mußte. Der Mangel an gewachsenen Führerschichten im S. des 
Landes (Find the chief, not make the chief S. 466) machte ihre An- 
wendung schwierig, und er mußte vielfach auf ungeeignete Männer 
zurückgreifen. Autokratisch und gewohnt, alles selbst zu erledigen, 
fand er auch unter seinen Beamten nun manchen Widerstand. Wenn 
aber das 1960 selbständig gewordene Nigerien eines der am besten 
verwalteten Teile des Erdteils ist und sich sein Zusammenschluß trotz 
großer innerer Gegensätze zwischen N. und S. fast reibungslos hat 
vollziehen können, so ist dies der Erfolg der Politik L.s. — Eine an sich 
bedeutungslose Affäre (seine Zustimmung zu den Protestaktionen 


) nordirischer Offiziere gegen die Home Rule Bill 1914) beendete de 


facto seine Laufbahn, auch wenn er noch bis 1918 im Amte blieb. — 
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Würdig und gelassen hat er sich diesem Schicksal gefügt; als Mitglied 
der Mandatskommission des Völkerbundes und langjähriger Präsident 
der Afrika-Gesellschaft, die ihm besonders am Herzen lag, hat er 
seine Pflicht getan. Seine Erfahrungen legte er in dem großen Buche: 
„Ihe Dual Mandate in British Tropical Africa‘‘ nieder: heute das 
allgemein anerkannte Standardwerk der Indirect Rule (daß davon 
nur 2240 Stück verkauft wurden, wirft ein bezeichnendes Licht auf 
das für Afrika vorhandene Interesse). Lugard (t 1945) war einer der 
bedeutendsten Kolonialpolitiker des 19. Jahrhunderts. Ein stahl- 
harter Mann, der seine Leidenschaftlichkeit zu bannen wußte, ein 
ehrlich überzeugter britischer Imperialist, ein aufrichtiger Freund der 
schwarzen Afrikaner, die er achtete und bodenständig erhalten wollte, 
um sie langsam und gesund in die europäische Zivilisation einzuführen. 
L. war ein unbequemer Vorgesetzter und Untergebener, der auf seiner 
durch Erfahrung gewonnenen Überzeugung bestand. Er stieß immer 
wieder mit der öffentlichen Meinung seines Landes zusammen, die 
„zwar den Imperialismus bejahte, aber die zu seiner Durchsetzung 
nötigen Maßnahmen und materiellen Mittel nicht bewilligen wollte“ 
(S. 261). In M. Perham hat er eine Biographin gefunden, wie er sich 
keine bessere hätte wünschen können. Das Buch gehört, wie die eng- 
lische Presse einmütig festgestellt hat, zu den besten kolonialgeschicht- 
lichen Werken der letzten Jahrzehnte, wobei die vorzügliche schrift- 
stellerische Leistung dem Inhalt durchaus ebenbürtig ist. 


Tübingen W. Drascher 


The Life and Times of Ernest Bevin. Vol.I. Trade Union Leader 
1881—1940. By ALAN BULLOCK. London, William Heinemann 
1960. 672 5. 50 s. 

Bullocks Lebensbeschreibung des Mannes, der als britischer 
Außenminister einen so hervorragenden Anteil an der Formung der 
Nachkriegswelt nehmen sollte, führt mit dem ersten Band seine Lauf- 
bahn bis an die Schwelle des Ministeramtes. Es ist die offizielle Bio- 
graphie, die sich des gesamten Nachlasses und auch schon vieler 
Gewerkschaftsakten bedienen kann, geschrieben aber selbstverständ- 
lich in voller Unabhängigkeit von einem politischen Historiker, ‚‚der 
der Arbeiterbewegung mit Sympathie gegenübersteht, ohne ihr oder 
irgendeiner anderen Partei als Mitglied anzugehören‘. So kann uns 
nicht nur der Aufstieg aus der Landarbeiterhütte über die lokale 
Gewerkschaftsarbeit und den Zusammenschluß von vielen kleinen 
Gruppen zur mächtigen Transport and General Workers Union von 
1923, deren Aufbau in hervorragendem Maße Bevins Werk ist, zu 
einem der einflußreichsten Arbeiterführer in aller Breite geschildert 
werden, sondern es wird zu den Wendepunkten der britischen Sozial- 
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geschichte, dem großen Streik von 1926, der Krise von 1931, wichtiges 
neues Material beigesteuert. 

Bevin erscheint als der Gewerkschaftsführer mit der großen 
natürlichen Begabung, der schnellen Auffassung und klar urteilenden 
Einsicht, mit einer schöpferischen Phantasie; dabei ist er gänzlich 
unliterarisch. Er setzt sich kaum je mit sozialistischen Theoretikern 
auseinander, hält nichts von Programmen und hegt ein tiefes Miß- 
trauen gegen die sozialistischen Intellektuellen, die wie MacDonald, 
wie Mosley und möglicherweise auch Cripps immer schwanken und 
in entscheidenden Situationen versagen (,‚Intellectuals of the left are 
people who stab you in the back‘). Er gewinnt vielmehr seine Ideen 
und Einsichten aus dem Gespräch, der Verhandlung, der praktischen 
Erfahrung, und es ist so bei ihm ein langsames, aber stetiges Wachs- 
tum zu staatsmännischem Format voller Stärke und Zuverlässigkeit. 
Wie er sich gegen die Aufnahme praktischer gewerkschaftlicher For- 
derungen, auch der Lohnverbesserungen, in ein radikales politisches 
Programm wehrt (z. B. gegenüber der Independent Labour Party 
1926), so erkennt er umgekehrt auch die Grenzen gewerkschaftlicher 
Möglichkeiten: der Generalstreik von 1926 mußte, um Erfolgsaussich- 
ten zu haben, in eine syndikalistische action directe münden, die 
jedoch Bevin, ohne sich überhaupt mit Sorels Lehren auseinanderzu- 
setzen, instinktiv als einen Übergriff in die Sphäre politisch-parlamen- 
tarischer Entscheidungen ablehnte, und so war er bereit — und fähig, 
auch die klare Niederlage des Streikabbruches mit allen Konsequenzen 
auf sich zu nehmen. So ist die Biographie mit ihrem in breiter Ausführ- 
lichkeit gebotenen Material geradezu ein Handbuch zum Verständnis 
des untheoretischen, praktisch-reformerischen englischen Sozialismus. 

Seit 1932 wächst Bevin, obwohl mit der eklatanten Niederlage 
der Labour Party 1931 scheinbar gerade ausgeschlossen vom Zugang 
zur Macht, in die nationale Politik hinein. In der faschistischen und 
nationalsozialistischen Expansionspolitik der 30er Jahre wird er zum 
entschlossenen Verteidiger der demokratischen Lebensform, auf den 
das Ende der Demokratie in Deutschland und der kämpferische Unter- 
gang der österreichischen Sozialdemokratie einen tiefen Eindruck 
gemacht haben. Er sieht es jetzt als seine Aufgabe an, die Arbeiter- 
bewegung zunächst zur Bejahung einer starken Völkerbundspolitik mit 
allen ihren Konsequenzen aus den Sanktionen, und dann nach deren Zu- 
sammenbruch zur Unterstützung der britischen nationalen Aufrüstung 
zu erziehen, auch ohne eine scharfe persönliche Auseinandersetzung mit 
der verehrungswürdigen Gestalt des Pazifisten Lansbury zu scheuen. Es 
ist kein Bruch in seiner Entwicklung, als er im Mai 1940 als Arbeits- 
minister in Churchills Kriegskabinett eintritt. Dies überzeugend nach- 
gewiesen zu haben, ist ein wesentlicher Ertrag von Bullocks Biographie, 
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deren zweitem Band wir hinsichtlich des Quellenwertes und der dar- 
stellerischen Qualitäten mit großer Erwartung entgegensehen dürfen, 


Frankfurt am Main Paul Kluke 


The Humanitarian Movement in Eighteenth-Century France. By 
SHELBY T.McCLOY. Lexington, University of Kentucky 
Press 1957. 274 S. 6,50 $. 
Der Vf., der bereits Arbeiten über die staatliche Fürsorge und 

über die Erfindungen im Frankreich des 18. Jahrhunderts veröffentlicht 

hat, gibt hier an Hand einer großen Anzahl von Beispielen einen Über- 
blick über die humanitäre Kritik an Mißständen der Zeit und die 

Reformvorschläge im Schrifttum der französischen Aufklärung. 

Darüber hinaus behandelt er aber auch, soweit zum Verständnis der 

Reformwünsche nötig, die gesellschaftlichen Zustände, Gesetze und 

Institutionen selbst, die Anlaß zu der Kritik boten, sowie ihre schritt- 

weise Verbesserung durch die Gesetzgebung. 

Als Folge des wachsenden Einflusses der öffentlichen Meinung 
und der Tatsache, daß in der zweiten Jahrhunderthälfte zahlreiche 
reformfreundliche, aufgeklärte Männer als Minister, Intendanten und 
Richter tätig waren, fanden großenteils noch vor der Revolution die 
humanitären Ideen der Zeit Eingang in die Gesetzgebung. Einen wei- 
teren Schritt zu ihrer Verwirklichung brachte die Revolution, freilich 
oft mit improvisierten und wenig überlegten Gesetzen, die nicht immer 
ihren Zweck erfüllten. Den Rest setzte das 19. Jahrhundert in die Tat 
um. Die Ansicht des Vf.s ist, daß die Verwirklichung der humanitären 
Forderungen auch ohne die Revolution gekommen wäre, eine These, 
für die ja auch die Geschichte Englands und Mitteleuropas viele Argu- 
mente liefern könnte, wenngleich niemand die beschleunigende Wir- 
kung der Vorgänge in Frankreich übersehen kann. 

In Frankreich, ebenso wie in anderen Ländern, in Preußen etwa, 
begannen auf Teilgebieten die humanitären Reformen noch bevor die 
Hauptwerke der Montesquieu und Voltaire und bevor die Enzyklo- 
pädie erschienen war. So standen, wie McCloy auf Grund seiner eigenen 
früheren Forschungen zeigen kann, am Anfang der beachtlich hoch 
entwickelten staatlichen Fürsorge im Frankreich des 18. Jahrhunderts 


nicht die Namen von ‚Philosophen‘‘ — wenn man von den Ministern 


Turgot und Necker absieht —, sondern von hohen Beamten: General- 
kontrolleuren der Finanzen, Intendanten und deren Mitarbeitern. Sie 
bedurften nicht der sich mit ganz anderen Gegenständen befassenden 


„Philosophischen‘‘ Schriften, um ihre Maßnahmen zur Sicherung der 
Untertanen vor Überschwemmung, Feuer, Mißernte und Krankheiten 


und ihr verhältnismäßig großzügiges Unterstützungssystem für ehe- 
malige Soldaten, Staatsdiener und Notleidende aller Art aufzubauen. 
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Das Buch ist eingeteilt in die Abschnitte: Protestanten (Verfol- 
gung, Benachteiligung, Tolerierung, Gleichberechtigung), jüdische 
Frage, Sklaverei, Gefängniswesen, Strafrecht, Jugendfürsorge, öffent- 
liche Gesundheitspflege, Bestrebungen für einen dauerhaften Frieden. 
Diese Sachgebiete werden für das gesamte 18. Jahrhundert einschließ- 
lich der Revolution behandelt. 

Der Vf. wertet in der Hauptsache gedruckte, aber außerordent- 
lich verstreute Quellen sowie die teilweise an entlegenen Stellen 
publizierten Ergebnisse der regionalen Einzelforschung aus. Auch 
der mit diesem Zeitalter näher Vertraute wird in dieser nützlichen 
Materialzusammenstellung vieles Neue und Bemerkenswerte finden. 
Auffallend ist übrigens die Diskrepanz zwischen den verschiedenen 
Gebieten der öffentlichen Verwaltung und Gesetzgebung. Neben dem 
verhältnismäßig hohen Entwicklungsstand der öffentlichen Wohlfahrt 
etwa und der Fürsorge für ausgesetzte Kinder (ein schweres soziales 
Problem der Zeit) oder den keineswegs unwirksamen Maßnahmen 
des Staates zur Bereitstellung einwandfreier Milch für Säuglinge steht 
eine erschreckende Rückständigkeit auf anderen Gebieten, z. B. bei 
der Behandlung der Protestanten, im Strafvollzug oder hinsichtlich 
der Sklaverei. Der Vf. bietet nicht nur eine Materialsammlung, son- 
dern wertet sie auch mit abgewogenem Urteil aus. Einer der Vorzüge 
seiner Arbeit ist, daß sie nicht nur mit Ideen operiert, sondern diese 
auch in Beziehung zu den geschichtlichen Tatsachen setzt. 


München Eberhard W eis 


The Second Empire. By GEORGE PEABODY GOOCH. London 

Longmans 1960. X, 324 S. 30 s. 

Diese neueste Veröffentlichung des nun 88jährigen Nestors der 
englischen Geschichtswissenschaft dokumentiert einmal mehr des 
Autors ungebrochene Schaffenskraft, seine außerordentliche geistige 
Lebendigkeit und glänzende Darstellungsgabe. Dem Leser fällt es 
schwer, das Buch in historiographische Kategorien einzuordnen: es 
ist weder eine ‚Geschichte‘‘ des Zweiten Kaiserreiches noch eine 
„Biographie‘‘ Napoleons III. Vielleicht trifft man Goochs Anliegen 
am ehesten, wenn man sein Buch als den Versuch umschreibt, durch 
essayartige Charakteristiken bedeutsamer Persönlichkeiten aus der 
engsten Umgebung des Kaisers, aus dem politischen, militärischen 
und literarischen Leben der französischen Nation, den ‚‚Geist der Zeit‘ 
einzufangen. Das historische Geschehen in psychologisch meister- 


haften Charakteristiken handelnder und reflektierender Menschen 
transparent zu machen, das war immer schon ein Lebenselement 


Goochscher Geschichtsschreibung; hier wird es mit erneuter Meister- 
schaft gehandhabt. Gooch selbst umschreibt sein Ziel mit folgenden 
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Worten: “Its purpose is to transmute mere names into men and 
women of flesh and blood... to recapture something of the atmos- 
phere of the two colourful decades which separate the drab Bourgeois 
Monarchy from the equally drab Third Republic.’’ 

Wer eine detaillierte Geschichte des Zweiten Kaiserreiches, seiner 
diplomatischen und militärischen Verwicklungen, sucht, wird weiter- 
hin zu den bekannten Werken von Ollivier, La Gorce und Seignobos 
greifen, wer eine umfassende Lebensbeschreibung verlangt, zu den 
Biographien von Sencourt, Simpson und Thompson. Mit keinem dieser 
Werke will Gooch konkurrieren. Er verzichtet — trotz zahlreicher 
Zitate aus zeitgenössischen Quellen — auf einen wissenschaftlichen 
Apparat und begnügt sich mit einem knappen bibliographischen 
Anhang (S. 310—314), der den Leser mit einschlägigen Quellen und 
ausgewählter Literatur vertraut macht. Und doch ist sein Buch mehr 
als nur eine vorzügliche Einführung in das Frankreich Napoleons III,; 
es ist ein von sachkundiger Hand nachgezeichnetes Bild zweier Jahr- 
zehnte französischer Politik und Kultur, aus dessen Betrachtung auch 
der Fachmann Belehrung und Anregung schöpft. Überflüssig zu sagen, 
daß hinter dem Werk das liberale Credo des hochgeachteten Histori- 
kers steht. Es bestimmt das Resümee seiner Betrachtungen (“The 
moral of these pages is that no human being is good enough and wise 
enough to be entrusted with the unfettered control of the destinies 
of a nation”), hat ihn aber keineswegs zu einseitiger Schwarz-Weiß- 
Malerei verleitet. Gooch hat einen Blick für die menschlichen Quali- 
täten Napoleons III., die er weit höher veranschlagt als diejenigen 
seines großen Onkels. Napoleon III. erscheint als das, was bereits 
klug beobachtende Zeitgenossen in ihm sahen — wie z. B. der britische 
Botschafter in Paris, Lord Cowley, der ihn als ‚strange mixture of 
good and evil‘ bezeichnete, oder der österreichische Diplomat Graf 
von Hübner, der ihn eine ‚Mischung von Gegensätzen‘ nannte. Das 
Widersprüchliche und Gegensätzliche in der Natur des Kaisers zu 
schildern, ist Gooch vorzüglich gelungen. Sein Urteil — auch da, wo 
er glaubt, verurteilen zu müssen — ist immer verständnisvoll und 
gerecht. Er ist auch hier jenem Grundsatz treu geblieben, den er einst 
im Jahre 1941 gegen die simplifizierenden Tiraden Vansittarts in die 
öffentliche Diskussion um das Deutschland-Problem warf: La verite 
est dans les nuances. 


Marburg (Lahn) Manfred Schlenke 


Les Origines du Protectorat Frangais en Tunesie (1861—1881). 
Par JEAN GANIAGE. (Publication de L’Institut des Hautes 
Etudes de Tunis.) Paris, Presses Universitaires de France 1959. 
776 S. 20 NFr. 
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Vf., mit den Zuständen Tunesiens ausgezeichnet vertraut, gibt 
eine wissenschaftlich aufs beste fundierte Darstellung der Geschichte 
des Landes in den Jahren des Überganges von der Unabhängigkeit 
zum Protektorat. Es ist besonders wesentlich, daß er sich dabei nicht 


auf die außenpolitischen Vorgänge beschränkt, sondern daß er von 
den Verhältnissen in T. selbst ausgeht, die sehr lebendig geschildert 
werden. Tunis war nominell damals ein Bestandteil des Ottomanischen 
Reiches (das immer wieder versuchte, seine Suzeränität aufrechtzu- 
erhalten), aber von einer Mamelukenschicht regiert, deren Beziehun- 
gen zur Pforte, aber auch zur arabisch-berberischen Bevölkerung 
selbst, immer loser wurden. Die Beys führten ein üppiges Prasserleben, 
kümmerten sich nicht um die Verwaltung, sondern überließen diese 
ganz einem Großvezier (Khaznadar), der nicht nur Geld für die Hof- 
haltung schaffen mußte, sondern meist seine Stellung zur eigenen 
skrupellosen Bereicherung ausnutzte. Nur die fruchtbare Küstenzone 
wurde wirklich halbwegs regiert; das Hinterland bis zur Sahara blieb 
weithin Nomaden und Beduinen überlassen, welche sich kümmerlich 
durchschlugen oder auch die durchziehenden Karawanen ausplünder- 
ten. Wurden die mitleidlos eingetriebenen Steuern zu hoch, so gab 
es Aufstände, wie im Jahre 1864. In den größeren Küstenstädten 
waren schon lange viele Fremde ansässig (Malteser, Livorner, Genue- 
sen, Marseiller, darunter viele Juden), die von den verfahrenen Zu- 
ständen profitierten, denen aber wenig anzuhaben war, weil sie meist 
Schutzbürger der Großmächte wurden. Eine unbeschreibliche Kor- 
ruption war die Regel. Zu Beginn der 1860er Jahre versuchte nun 
die Regierung, einige Reformen im europäischen Sinne vorzunehmen, 
die aber viel Geld kosteten. Da dieses im Lande nicht aufzubringen 
war, schalteten sich fremde Großbanken ein, vor allem das Bankhaus 
Erlanger, die zu Wucherzinsen die dann doch vergeudeten und unter- 
schlagenen Kapitalien zur Verfügung stellten und vor allem an der 
Pariser Börse große Spekulationen mit den tunesischen Anleihen 
vornahmen. Der Versuch, durch eine internationale Finanzkommission 
Ordnung zu schaffen, scheiterte (1871). Außenpolitisch änderte sich 
die Lage völlig, nachdem sich 1830 die Franzosen in Algerien fest- 
gesetzt hatten und in dauernder Rivalität mit den Engländern und 
Italienern sich maßgebenden Einfluß zu sichern suchten, schon um 
der dauernden Konflikte an der Grenze Herr zu werden. Das Schick- 
sal des Landes wurde aber auf dem Berliner Kongreß 1878 entschieden. 
Bismarck ermunterte in jeder Weise Frankreich zur Annexion T.s, 
um die Aspirationen von Elsaß-Lothringen abzulenken. (Vgl. die 
interessanten, wohl noch unveröffentlichten Noten Bismarcks S. 504.) 
Die Behauptung, daß der Reichskanzler gleichzeitig Frankreich und 
Italien die Besitzergreifung angeboten habe, wird vom Vf. auf Grund 
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der Quellen eindeutig widerlegt (S. 516). Trotzdem wäre es vielleicht 
mit englischer Hilfe möglich gewesen, daß T. Italien zugefallen wäre, 
wenn nicht das Außenministerium in Rom ein befremdliches Maß 
von Ungeschicklichkeit und Gleichgültigkeit gezeigt hätte. Erst als 
in Berlin die grundsätzliche Entscheidung für Frankreich gefallen 
war, versuchten die Italiener, durch wirtschaftliche Durchdringung 
sich ein Sprungbrett für ein Eingreifen zu sichern. Aber es war zu spät, 
Die Franzosen konnten mit nachhaltiger Hilfe Deutschlands und bei 
passivem Verhalten der Engländer, die wegen Zypern auch die Pforte 
am letzten Versuch der Einflußnahme hinderten, auf dem Wege der 
„Colonisation capitaliste‘““ (S.565) sich der gesamten Wirtschaft 
bemächtigen und mit Hilfe ihrer Bankkonzerne auch die Finanzen 
des Beys kontrollieren, der völlig in ihre Gewalt geriet. Unter dem 
Vorwand einer tunesischen Grenzverletzung wurde das Land 1881 
im Vertrag von Bardo französisches Protektorat, ohne daß sich zu- 
nächst ernster Widerstand geregt hätte. In der französischen Kammer, 
die ursprünglich der von den konservativen Kreisen gewünschten 
Besitzergreifung ablehnend gegenüberstand, um deren Stellung nicht 
zu verstärken, trat ein Meinungsumschwung ein, als es dem geschick- 
ten Staatssekretär Courcel gelang, den radikalen Gambetta umzu- 
stimmen. So konnte Ministerpräsident Ferry sein Ziel erreichen, 
weithin unterstützt vom Finanzkapital. Das Buch ist ein wichtiger 
Beitrag für die Methoden der französischen Expansion im Orient. 
Es ist auch wirtschaftswissenschaftlich von Bedeutung, weil es auf- 
zeigt, welche große Bedeutung das Finanzkapital dabei hatte. Viel- 
leicht aber hätte der Vf. ohne Schaden auf viele zu sehr ins ein- 
zelne gehende Tatsachen verzichten können, was die Lesbarkeit er- 
leichtert hätte. Besonders lebendig ist die Schilderung der Vorgänge 
in Tunis selbst, die ein getreues Bild der sozialen Zustände jener Zeit 
in den Levantinerstädten des Orients entwirft. Die vielen Fußnoten, 
in denen Vf. über die Lebensläufe aller beteiligten Persönlichkeiten 
Aufschluß gibt, beweisen nicht nur seine Akribie, sondern sind von 
Wert auch darum, weil sie die — vielfach sehr zweifelhaften Eigen- 
schaften jener Männer aufzeigen, die damals in T. tonangebend waren. 
Deutlich wird, daß die französische Besetzung unerträgliche Zustände 
beseitigt und Ordnung geschaffen hat. 


Tübingen Wahrhold Drascher 


Die Sankt-Wenzels-Krone und die böhmischen Insignien. Von KARL 
FÜRST SCHWARZENBERG (Die Kronen des Hauses Österreich 

Y Bd.II). München, Herold Verlag 1960, 68 S., 30 Abb. 12,80 DM. 
Vf., der vor kurzem mit einem kenntnisreichen und gehaltvollen 
Buch über die Idee der Weltherrschaft und ihre Äußerungen in Reprä- 
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sentation und Bild hervortrat (Adler und Drache. Der Weltherrschafts- 
gedanke. Wien-München, Herold Verl. 1958, 392 S.), behandelt in 
der vorliegenden, sich einem breiteren Leserkreis zuwendenden Schrift 
die Herrschaftszeichen der böhmischen Monarchie. Bei einem Autor 
von der persönlichen und sachlichen Kompetenz Sch.s gerade in 
dieser Frage, ist es nur selbstverständlich, daß die Behandlung des 
Gegenstandes sich keineswegs nur auf die antiquarische Beschreibung 
der Herrschaftszeichen beschränkt, sondern dem Leser durch die 
Schilderung der Entstehung und der Schicksale der sichtbaren Zei- 
chen der Monarchie eine wohltuend aufgelockerte Landes- und Ver- 
fassungsgeschichte geboten wird. Das Schwergewicht der Darstellung 
liegt dabei auf dem Spätmittelalter und auf der Neuzeit, auf jenen 
Epochen der böhmischen Geschichte also, in denen die Insignien selbst 
ihre Entstehung gefunden haben. Gerade dadurch füllt aber das 
lebendig geschriebene, mit einem höchst instruktiven Bildmaterial 
ausgestattete Buch eine empfindliche Lücke in der bisherigen Insi- 
gnienforschung, und zwar um so mehr, da darin auch die wesentlichste 
tschechische Literatur zur Frage berücksichtigt und verarbeitet wird. 
All denjenigen, die sich mit dem Herrschaftszeichen des Heiligen 
Römischen Reiches, Österreichs und Ungarns beschäftigen, wird die 
Arbeit Sch.s u. a. auch wertvolle Vergleichsmöglichkeiten bezüglich 
der Übereinstimmungen oder Abweichungen in der staatsrechtlichen 
Stellung, Aufbewahrung usw. der Insignien, des Krönungszeremoni- 
ells usw. in den einzelnen Ländern bieten. Auch das, was hie und da 
Widerspruch hervorrufen muß, trifft nicht den Vf., sondern seinen 
Gewährsmann in den historischen und kunstgeschichtlichen Fragen 
des hochmittelalterlichen böhmischen Insignienwesens. Hier wäre 
eine etwas deutlichere Distanzierung von den scharfsinnigen, doch 
auch vom patriotischen Eifer getragenen Theorien von J. Cibulka 
(zuletzt: La couronne royale de Bohe&me et les couronnes des rois de 
France, in: Actes du XIX® Congres Internat. de Historie de l’Art 
1958], Paris 1959, S. 167—175) zu wünschen gewesen. Denn die 
Zurückführung des Reifs der heutigen Wenzelskrone auf jene frühere 
Krone, mit der König Wenzel I. 1228 gekrönt wurde (S. 14f.), die 
Annahme, als ob Karl IV. die St.-Wenzels-Krone ‚nicht ganz neu an- 
fertigen, sondern nur neu fassen‘‘ oder ‚überarbeiten‘ (S. 17) ließ, 
und „die Krone Böhmens somit im wesentlichen die Krone Wenzels I., 
des Einaugigen‘‘ wäre (S. 15), stellt ein evidentes Fehlurteil dar. 
Abzulehnen ist zunächst das im besprochenen Buch angeführte 
Argument Cibulkas, als ob die Wenzelskrone als ‚eine unplastische 
Krone aus glattem Blech ... nur vor 1230 und keineswegs später ent- 
standen sein‘ könnte (S. 14f.). Gerade das Gegenteil ist der Fall, denn, 
das Aufkommen des Geschmacks, der als Reaktion gegen das früher 
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vorherrschende ‚fröhlich wuchernde Laub‘ (H. Kohlhaussen in: 
Oberrheinische Kunst 7, 1936, S. 60) die kahlen Metallflächen ohne 
jegliches Filigranwerk begünstigte, stellt für Deutschland und für 
seine unmittelbare Nachbarschaft eine Erscheinung erst des späten 
13., vor allem aber des 14. Jahrhunderts dar. Dazu kommen noch 
technische Einzelheiten, die die Wenzelskrone mit Goldschmiede- 
arbeiten des 14. Jahrhunderts, darunter auch mit Kronen verbinden, 
Mit der etwas früher entstandenen und auch nicht aus derselben 
Werkstatt hervorgegangenen silbernen Krone der Aachener Karls- 
büste stimmen die trichterförmigen Fassungen der Steine, die Krallen 
sowie auch die Ausführung des Reifs und der Aufsätze aus doppeltem 
Blech überein, während die charakteristische Form der Lilienaufsätze 
auf das gleiche Detail der Prager Grabkrone des 1307 verstorbenen 
Rudolfs von Habsburg zurückgeht. Der kunstgeschichtliche Befund 
ergänzt und unterstützt also nur das, was Karl IV. selbst Papst Cle- 
mens gegenüber in Zusammenhang mit seiner Erhebung zum römi- 
schen König (1346) aussagte, wonach er damals ‚eine gar wertvolle 
königliche Krone neu machen ließ‘ (S. 16). Freilich hat man auch 
diese Krone umgebildet und ergänzt, was aber an ihrer Datierung — 
kurz vor 1346 — nicht das geringste ändern kann. 

Die andere, von Sch. ebenfalls erwähnte Theorie Cibulkas, als 
ob die Krone, die Friedrich Barbarossa Anfang 1158 in Regensburg 
Wladislav I. von Böhmen anläßlich dessen persönlicher Erhebung 
zum König schenkte und ihm diese wohl noch vor der kirchlichen 
Krönung auch eigenhändig aufsetzte (s. die Quellen bei H. Simonsfeld, 
Jahrbücher Friedrichs I., Bd. I. S. 601ff., Anm. 13—16, sowie die 
Analyse des Aktes durch H. Hirsch in: Festschrift E. Heymann, Bd. I 
1940, bes. S. 225), Friedrichs eigene Krone, und zwar seine Kaiser- 
krone von geschlossener Form gewesen wäre, ist einerseits keineswegs 
neu (s. Simonsfeld S. 602, Anm. 16), andererseits bleibt sie trotz der 
von Cibulka neu herangezogenen Bildzeugnisse nach wie vor unan- 
nehmbar. Denn das darauf bezügliche, uns im Original erhaltene Pri- 


vileg Friedrichs I. vom 18. Januar 1158 (MG Constit. I., Nr. 170, | 
S. 236; Stumpf Nr. 3795) läßt keinen Zweifel über jenen Unterschied | 


zu, den der Kaiser selbst zwischen seiner eigenen corona und dem 
circulus des neuen Königs in bezug auf protokollarische Form und 
rangbezeichnende Bedeutung geradezu vorgeschrieben hat. Dieser 
circulus ist zwar — wohl schon seit der Erhebung Wratislavs II. durch 
Heinrich IV. (1085) — jenes Zeichen, welches — laut Privileg von 
1158 — die diejenige eines Herzogs überragende Rangstellung der 
böhmischen Fürsten zum Ausdruck brachte und in den erzählenden 


Quellen demgemäß als regium diadema und regium decus genannt wird; 
dies Diadem kann aber nur auf ein offenes, mit den ‚Zirkeln‘ Wal- 
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thers von der Vogelweide identisches Königsdiadem gedeutet werden. 
Und da der circulus des Privilegs von 1158 kein eigenmächtig angenom- 
menes Herrschaftszeichen, sondern ein Geschenk des Kaisers an seinen 
Lehnsmann war, der es diesem sogar eigenhändig aufs Haupt setzte, 
konnte er keine andere Gestalt als die eines der Bezeichnung entspre- 
chenden offenen Reifes — mit oder ohne Aufsätze — gehabt haben. 
Wenn also der Mönch von Sazava, der Fortsetzer der Cosmaschronik, 
von der Verleihung einer solchen Krone zu berichten weiß, qua videlicet 
ipse imperator in summis festivitatibus uti ferebatur (MGSS IX, 160), 
so ist das weder mit dem Privileg noch mit den anderen guten Quellen 
in Einklang zu bringen. M. E. handelt es sich dabei nicht nur um eine 
anekdotenhafte Entstellung des wirklichen Vorgangs, sondern gerade- 
zu um einen bewußten Versuch zur Verwischung des in der Ver- 
schiedenheit der Kronenzier versinnbildlichten Rangunterschieds 
zwischen Kaiser und Böhmenkönig. Mit dieser Tendenz steht aller- 
dings der Mönch von Sazava in der hochmittelalterlichen Geschichts- 
schreibung Osteuropas keineswegs allein da, da bereits Gallus, der 
älteste polnische Chronist, es zustande gebracht hat, den denkwürdi- 
gen Besuch Ottos III. in Gnesen (1000) als einen Gleichstellungsakt, 
und zwar gerade mit einer ganz ähnlichen Erzählung von der Ver- 
leihung der eigenen Krone des Kaisers seinen Lesern vorzutäuschen: 
Et accipiens imperiale dyadema capitis sui, capiti Bolezlavi in amicitiae 
foedus imposuit (MGSS IX, 429) und ihm dazu noch auch die Lanze 
des hl. Mauritius, d.h. die Kaiser- und Königslanze schenkte. Auf 
eine solche Quelle — wohl auf Gallus selbst — geht auch die ebenfalls 
aus dem 12. Jahrhundert stammende Erzählung der sog. C-Fassung 
der Chronik Ademars von Chabannes über Otto III. zurück, der dem 
Ungarnkönig nicht nur regnum ei liberimme habere permisit, sondern 
ihm dazu noch erlaubte: ferre lanceam sacram ubique, sicut imperatori 
mos est (MGSS IV, 129). Das Urbild und in manchen Fällen auch das 
direkte Vorbild solcher Erzählungen, die alle eine bestimmte Tendenz 
aufweisen, ist aber wohl im Constitutum Constantini zu erkennen, wo 
der Kaiser dem Papst diadema videlicet coronam capitis nostri (c. 14) 
verleiht, wo Konstantin das diadema videlicet coronam, quam ex capiti 
nostro illi concessimus (c. 16) erwähnt und auch vom Frigium als von 
einem Zeichen spricht, welches eius sacratissimo vertici manibus nostris 
posuimus (c. 16). Wie einst im CC, so dient auch den Chronisten des 
12. Jahrhunderts die inzwischen zum Topos gewordene Erzählung von 
der Verleihung der eigenen Krone des Kaisers ebenfalls nur ad imita- 
tionem imperii. Neben dem evidenten Zusammenhang zwischen libertas 
ecclesiae und libertas regni bietet diese Nachwirkung und Umbildung 
des CC ein weiteres Beispiel dafür, was für geistige Waffen die regna, 
und zwar besonders die des Ostens in ihrer Auseinandersetzung mit 
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dem imperium der Kirche im allgemeinen und dem Reformpapsttum 
in besonderem zu verdanken hatten. Erst von dieser Perspektive aus 
wird die richtige Auswertung jenes Bildzeugnisses möglich, das 
Cibulka für seine These herangezogen hat: ‚Der neue König ließ einen 
Denar — den sogenannten Krönungsdenar prägen, welcher die Kron- 
verleihung darstellt. Da setzt ihm der Kaiser eine geschlossene Krone 
auf, vollkommen ähnlich jener, die er selbst trägt. Es ist wohl die 
Krone byzantinischen Typs, die wir von Friedrichs Siegeln kennen“ 
(S. 13). Trotz der Möglichkeit, daß diesem Krönungsdenar Münzen 
und Siegel des Kaisers zum Vorbild dienten, möchte ich keineswegs 
daran zweifeln, daß die Gleichheit der Krone des Kaisers und des 
Böhmenkönigs bewußt, ja gerade gewollt ist. Die Absicht dieser Dar- 
stellungsweise besteht jedoch nicht in der treuen Wiedergabe jener 
Krone, die der Kaiser dem neuen König schenkte, sondern — genau 
so wie beim Mönch von Sazava — in der imitatio imperii, nur diesmal 
im Bereiche des Bildes, durch das Münzbild selbst, dessen Gestaltung 
selbst im Reich keiner strikten kaiserlichen Kontrolle unterlag. 


Bern Josef Deer 


Russian Central Asia. 1867—1917. By RICHARD A. PIERCE. 
A Study in Colonial Rule. Los Angeles, University of California 
Press 1960. VIII, 359 S. 7,— $. 

In einer Zeit, da Moskau nach der Methode des ‚‚haltet den Dieb“ 
das Schiff seiner Außenpolitik erfolgreich auf dem breiten Strom 
antikolonialistischer Ressentiments weltrevolutionären Zielen zu- 
treiben läßt, liegt es nahe, die kolonialistische Vergangenheit des 
russischen Imperiums eingehender zu untersuchen. Ihr Einbau in 
das neue patriotische Geschichtsbild hat den sowjetischen Historikern 
bekanntlich rechte Mühe gemacht, und es waren einige Kurswechsel 
nötig, ehe man im dialektischen ‚‚sowohl als auch‘‘ die Verdienste 
der zaristischen Kolonialverwaltung und das Ethos der nationalen 
Befreiungskämpfe in die eigene Scheuer einbringen konnte. Lenins 
Imperialismuskritik war noch nicht so differenziert, sie galt auch dem 
russischen Imperialismus als einem durchaus normalen Fall ohne 
nationale Verdienstklausel, und Chiva und Buchara hat er gelegent- 
lich unter den betroffenen nichtrussischen Ländern ausdrücklich 
genannt. Zur Klärung der Sachlage hat all dies begreiflicherweise 
wenig beigetragen, und die Tatsache, daß zwischen Rußland und dem 
Generalgouvernement Turkestan eine Landverbindung bestand, war 
zusätzlich geeignet, den kolonialen Charakter der Beziehung zu ver- 
schleiern. Um so verdienstlicher ist es, daß ein amerikanischer Histo- 
riker sich nun der Mühe unterzogen hat, nach den erreichbaren Quellen 
eine Geschichte Russisch-Zentralasiens bis zum Jahre 1917 zu schrei- 
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ben. Die Fakten der Eroberung und des Aufbaus der russischen Ver- 
waltung sind natürlich bekannt, hier konnte sich der Vf. einleitend 
auf eine Zusammenfassung beschränken. Vielleicht wäre unter den 
Motiven für die russische Expansion das Prestigebedürfnis nach der 
Niederlage im Krimkrieg stärker hervorzuheben gewesen. Der Schwer- 
punkt der Untersuchung liegt jedoch nicht auf der Errichtung, 
sondern auf der Entwicklung der russischen Kolonialherrschaft. In 
sehr eingehender Erörterung geht der Vf. den Fragen der Kolonisa- 
tion, der wirtschaftlichen Entwicklung und der nationalen Auseinan- 
dersetzung nach. Das entstehende Gesamtbild trägt so wenig aus- 
schließlich negative Züge wie das Bild anderer, nichtrussischer Kolo- 
nialherrschaften. Die Unzulänglichkeiten einer reinen Militärverwal- 
tung mögen größer oder geringer gewesen sein als anderswo, im 
Prinzip glichen die Probleme, vor die sich die Russen als die neuen 
Herren des Landes gestellt sahen, aufs Haar denen der anderen 
Kolonialmächte; zunächst auch verkehrsmäßig, denn vor dem Bau 
der transkaspischen Eisenbahn in den 80er und 90er Jahren war die 
Verbindung nach Turkestan mindestens so zeitraubend, aber nicht 
annähernd so bequem wie eine transozeanische Verbindung, und erst 
mit der Fertigstellung der Linie Orenburg—Taschkent (1906) konnte 
das Verkehrsproblem als einigermaßen gelöst gelten. 

Für eine bäuerliche Kolonisation kamen nur Teile des riesigen 
Territoriums in Frage — die Kazachensteppe und der Semirelie- 
Bezirk, und hier mußte die spontan einsetzende, von der Admini- 
stration niemals ganz unter Kontrolle gebrachte Siedlungsbewegung 
sehr bald auf Kosten der nomadisierenden Kazachen und Kirgisen 
gehen. Erst verhältnismäßig spät setzte vor allem im Zusammenhang 
mit den Stolypinschen Agrarreformen eine offizielle ‚Volk ohne Raum“ - 
Ideologie ein, die allen Warnungen zum Trotz aus der ‚‚Kolonie‘‘ mit 
Gewalt ein russisches Land machen wollte. Das Ergebnis war eine 
Reaktion, die sich weniger gegen die imperiale Herrschaft des russi- 
schen Staates als gegen die nationale Verdrängung durch das russische 
Volk richtete; dies um so mehr, als die revolutionären Ereignisse des 
Jahres 1905 in Taschkent, bei denen Russen auf Russen geschossen 
hatten, dem Nimbus des Herrenvolkes sehr abträglich gewesen waren. 
Der große Kazachen- und Kirgisenaufstand des Jahres 1916, ausgelöst 
durch die Einführung der Wehrpflicht für die nichtrussische Bevölke- 
rung im Generalgouvernement, ist nicht sozial, sondern national zu 
interpretieren. Die Verluste der russischen Siedler vor allem im Semi- 
relie waren schwer, die der Aufständischen entziehen sich selbst 
einigermaßen genauer Schätzung, doch scheint die am häufigsten ge- 
nannte Zahl von 300000 Flüchtlingen, die über die chinesische Grenze 
gingen, nicht zu hoch gegriffen. 
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Im übrigen schuf sich auch die russische Kolonialverwaltung ihre 
intelligentesten Feinde selbst. Das verbesserte Schulwesen produzierte 
im 20. Jahrhundert eine zahlenmäßig zwar schwache, aber von den 
Ideen des europäischen Nationalismus ergriffene turkestanische 
Intelligencija, und von diesen Ideen — nicht von einer historischen 
Überlieferung oder dem muslimischen Glauben — ging der Impuls 
zum nationalen Widerstand aus. Der Vf. ist nicht der Meinung, daß 
das zaristische Imperium keine Chancen gehabt hätte, mit all diesen 
Schwierigkeiten fertig zu werden, wenn etwa die Vorschläge des 
Senators Graf K.K.Palen, der 1908/09 eine energische Säuberung 
der Kolonialverwaltung und eine eingehende Untersuchung der Ver- 
hältnisse durchführte, realisiert worden wären. Aber eine liberale und 
einsichtige Politik hatte in diesem Zeitpunkt keine Zugkraft mehr, 
in dem der ‚ältere Bruder‘‘ (der Ausdruck taucht schon 1905 auf!) 
sich anschickte, seinerseits eine nationale Mission in Russisch-Turke- 
stan zu erfüllen. Er ist noch heute mit Erfolg dabei. 

Das sowjetische Argument, die zaristische und vor allem natür- 
lich die eigene Politik in Russisch-Turkestan durch die ökonomischen 
und bildungsmäßigen Errungenschaften, die dieses Gebiet der russi- 
schen bzw. sowjetischen Fürsorge verdankt, zu rechtfertigen, ist nicht 
aus der Luft gegriffen. Es ist bloß kein Argument gegen den rein 
kolonialen Charakter der Beziehung, denn dieses Argument könnten 
auch andere Kolonialmächte — und manche mit mehr Recht — für 
sich geltend machen. Man muß es dem Vf. danken, daß er den zu 
Unrecht vernachlässigten turkestanischen Teil der europäischen 
Kolonialgeschichte in eindringlicher Weise wieder in das historische 
Bewußtsein gehoben hat, zumal es genügend Interessenten dafür gibt, 
ihn dauernd daraus zu verdrängen. 


Köln G. Stökl 


Russia in the East 1876—1880. By CHARLES and BARBARA 
JELAVICH. The Russo-Turkish War and the Kuldja Crisis as 
seen through the Letters of A.G. Jomini to N. K. Giers. Leiden, 
E. J. Brill 1959. 173 S. 24,— hfl. 

Unsere Kenntnisse der russischen Geschichte unter dem Reform- 

Zar Alexander II., dessen Werk und der selber so tragisch endete, 

sind immer noch zu dürftig und lückenhaft, als daß es erlaubt wäre, 

sich ein abschließendes Bild über diese bedeutsame Epoche des russi- 
schen Staates zu machen und ein gerechtes, abgewogenes Urteil über die 

Leistungen der russischen Staatsmänner und Politiker dieser Zeit zu fäl- 

len. Nebendem Tagebuch des russischen Kriegsministers D. A.Miljutin!?), 


1) Vgl. Ch. Jelavich: „The diary of D. A. Miliutin‘“, in: Journal of Modern 
History, Vol. XXVI, 1954, S. 255 ff. 
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den deutschen und vor allem dänischen Aktenpublikationen zur 
Geschichte des Artikels V mit ihren Hunderten auf die russische 
Politik Bezug nehmenden diplomatischen und persönlichen Schrei- 
ben!), sowie den umfassenden Untersuchungen W. E. Mosses?) und 
W.N. Medlicotts?), verdanken wir in erster Linie dem in die USA 
geretteten Nachlaß des russischen Außenministers N. K. Giers, der 
durch die amerikanischen Historiker Charles und Barbara Jelavich 
der Wissenschaft in einer Reihe von Veröffentlichungen?) zugänglich 
gemacht worden ist, eine außerordentliche Vertiefung und Bereiche- 
rung unseres Wissens über das Rußland der 70er Jahre des 19. Jahr- 
hunderts. N. K. Giers stand jahrelang in lebhaftem brieflichem Aus- 
tausch mit Jomini, der den russischen Kanzler Fürst Gortschakow 
auf seinen Reisen zu begleiten pflegte, und dessen Person auch deshalb 
von historischer Bedeutung ist, weil von ihm anscheinend ein Groß- 
teil der im russischen Auswärtigen Ministerium redigierten Denk- 
schriften verfaßt worden, und weil er der eigentliche Mittelsmann 
zur offiziösen russischen Presse, insbesondere zum russischen Peters- 
burger Journal und zum Brüsseler ‚Nord‘ gewesen ist (S. 8, 10, 12, 
15f., 22 u.ö.). Neben den chinesisch-russischen Verhandlungen um das 
Kuldja-Gebiet, die zu dem Vertrag von Livadia (15. September 1879) 
und zum Frieden von Petersburg (24. Februar 1881) führten (S. 91 
bis 139), verdienen Jominis Berichte vor allem besonderes Interesse 
für dieVorgeschichte und den Verlauf des Russisch-Türkischen Krieges 
(Mai 1876 bis Dezember 1877, S. 7—70), für die Wochen des Berliner 
Kongresses und die auf ihn folgenden Monate (Juni/Juli 1878, S. 71 
bis 87), sowie für die Entstehung des deutsch-österreichischen Zwei- 
bundes und des Dreikaiserbundes (August 1879 bis November 1880)P). 
Aus Jominis oft sehr persönlich gehaltenen Schreiben erhalten wir 
nicht nur über die Mentalität des sich auf einen ganz engen Kreis 
beschränkenden russischen Führungsgremiums sehr eingehende neu- 
artige Aufschlüsse, sondern auch die Zielsetzung und die diplomatische 
Taktik der russischen Diplomatie tritt uns deutlicher als bisher vor 
Augen, wie z. B. Gortschakows Isolationspolitik des ‚recueillement‘“ 


!) Vgl. Friis-Bagge: „Europa, Danmark og Nordslesvig 1864—1879‘, 
Kopenhagen, Bd. I—IV, 1939—1959. — ‚Det Nordslesvigske Spergsmaal 
1864—1879‘, Kopenhagen, Bd. I—VI, 1921—1948. 

2) ‚The Europ. Powers and the German Question 1848—1871‘, London 1958. 
3) „Bismarck, Gladstone and the Concert of Europe“, London 1956, vgl. 
HZ, Bd. 186 (1958), S. 137 ff. 

!) So z. B.: „„Bismarck’s Proposal for the Revival of the Dreikaiserbund Oct. 
1878“, in: Journal of Modern History 1957, S. 99—101. 

5) Veröffentlicht in Slavonic Review, Juni 1957: ‚„Jomini and the Revival 
of the Dreikaiserbund 1879— 1880“, S. 523 ff. 
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(S.5, 40, 83), der Einfluß der panslawistischen und militärischen 
Kreise Rußlands auf die Entstehung des Krieges gegen die Türkei, 
den Gortschakow zu verhindern versucht hat (S. 36ff.), oder das Ent- 
stehen des Diktatfriedens von San Stefano (3. März 1878, S. 70 u. ö.). 
Bismarcks Name taucht immer wieder auf: Jomini nennt ihn den 
„Minotaurus‘‘, Giers charakterisiert den deutschen Kanzler als ‚ce 
terrible homme‘‘, Oubril, der russische Botschafter in Berlin, spricht 
von Bismarck einmal als ‚ce grand Attila des temps modernes“, 
Kennzeichnend für das Verhältnis dieser russischen Diplomaten zum 
deutschen Reichskanzler ist, daß sie regelrecht Angst vor ihm gehabt 
und nicht ohne Grund befürchtet haben, von ihm hinters Licht geführt 
und überspielt zu werden. Hatten sie doch selber erlebt, wie Gortscha- 
kow und der Zar nach anfänglichem Widerstreben!) die deutsche 
Einigung zwar zugelassen, allerdings in der sicheren Hoffnung, daß 
durch die infolge der deutschen Annexion Elsaß-Lothringens mit 
Gewißheit zu erwartende tödliche Feindschaft zwischen Deutschland 
und Frankreich dem Zarenreich die Rolle des Schiedsrichters in 
Europa automatisch zufallen müßte — eine Rolle, die der Zar be- 
kanntlich in der Krieg-in-Sicht-Krise vom Mai 1875 auch gespielt 
hat. Vier Jahre später hatte sich zum Schrecken der jüngeren diplo- 
matischen Generation des Zarenreiches, der Giers, Jomini und Oubril, 
das Blatt jedoch völlig gewandelt. War es Bismarck doch im Sommer 
1879 schließlich geglückt, das Zarenreich in eine totale Isolierung 
hineinzumanövrieren. «Il ne reste qu’un accord avec l’Allemagne, 
schrieb Jomini am 26. September 1879. «Il y aurait un moyen de 
nous assurer l’Allemagne — ce serait de sacrifier entitrement et irre- 
vocablement la France»! Damit hatte Bismarck, nachdem es ihm 
gelungen, ‚‚das orientalische Geschwür“ über ein Jahr lang zielbewußt 
„offen zu halten‘), und nachdem er Österreich auf der deutschen 
Seite ‚‚festgelegt‘‘?), seinen eigentlichen Plan erreicht: Rußland 
wieder an das Deutsche Reich heranzuholen! Jomini ist nicht entgan- 
gen, was Jelavich nicht erkannt hat, daß Bismarck diesen Erfolg 
zum großen Teil dem Einsatz der deutschen offiziösen Presse mit zu 
verdanken gehabt hat. «Toute cette tempöte» (d.h. der deutschen 
offiziösen Publizistik gegen das Zarenreich!), so urteilt Jomini Mitte 
Oktober 1879, «a &t& intentionellement souleve& par le Prince Bismarck 
pour colorer son mouvement de conversion vers l’Autriche»! Jomini 
gibt zu, daß vom Standpunkt der russischen Außenpolitik die deutsch- 
freundliche Haltung des Zaren während des Deutsch-Französischen 
Krieges sich nur vertreten ließe, wenn dem Russischen Reich hieraus 


1) Vgl. W. E. Mosse: a.a.O. 
2) So Bismarck am 2. Nov. 1878. 
®) Bismarck zu Radowitz am 29. Sept. 1879. 
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ein wirklicher Nutzen entsprungen wäre. Die Kompensation jedoch, 
die Rußland als Ausgleich für die deutschen Machtgewinne in Mittel- 
europa auf dem Balkan glaubte beanspruchen zu können, hätten dort 
nicht nur das Gleichgewicht radikal beseitigt, sondern auch in Europa 
die Machtlage zuungunsten Deutschlands stark verändert. Aus dem 
von dieser schicksalsvollen Frage her sich entspinnenden kalten 
Kriege zwischen Deutschland und Rußland als den beiden Haupt- 
akteuren auf der europäischen politischen Bühne war Bismarck, wie 
Jomini Mitte November 1879 anzuerkennen sich genötigt sah, als 
Sieger und als der heimliche ‚Schiedsrichter Europas‘“ hervorgegan- 
gen. «C’est grandiose!» fügte der russische Diplomat hinzu. «Comme 
artiste philosophe j’admire cette creation du genie. Mais comme 
Russe, je la deplore, car elle nous annule ou nous menace)». 


Marburg (Lahn) M. Winckler 


The Last Years of the Georgian Monarchy, 1658—1832. By DAVID 
# MARSHALL LANG. (Studies of the Russian Institute/Columbia 
University). New York, Columbia University Press 1957. XVI, 

333 S. 5,50 $. 

Es ist ein Glück für die Geschichtsschreibung vom Vorderen 
Orient, daß nach so vielen Darstellungen aus der kaukasischen 
Geschichte verschiedener Epochen, die alle ohne Kenntnis kaukasi- 
scher Sprachen abgefaßt wurden, endlich einmal ein Gelehrter zur 
Feder greift, der die einschlägigen georgischen Quellen ebenso heran- 
ziehen kann wie (selbstverständlich) das russische Material, und der 
uns nun die übersichtliche Darstellung einer Zeitspanne gibt, in der 
Kaukasien, zwischen der Türkei, Persien und zuletzt auch Rußland 
umkämpft, einer der Brennpunkte morgenländischer Politik war. 
Dabei ist besonders dankenswert, daß L. auch dem wirtschaftlichen 
und sozialen sowie dem Rechts- und Verfassungsleben Georgiens ein- 
gehende Abschnitte widmet, die weithin auf aufschlußreichen Berich- 
ten von Reisenden verschiedener Nationen, daneben auf J. Karsts 
Edition des georgischen Rechts beruhen. Waren doch die landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse, aber auch die Bodenschätze des Landes z.T. 
Gründe für das Eingreifen fremder Mächte in Georgien. Wenn aber 
dieses Land wenigstens unter persischer Herrschaft eine Art von 
Selbstverwaltung behielt, so mußte es als christlich-orthodoxer Staat 
doch nach Unabhängigkeit von islamischen Mächten streben. So kam 
es zu einer immer engeren Zusammenarbeit mit Rußland, das sich 
seinerseits während des 18. Jahrhunderts immer tiefer in das nördliche 
Kaukasusvorland vorschob und dem schließlich (1783) die Schutz- 
herrschaft über das Land übertragen wurde. 1802/03 verwandelte es 
sie einseitig in eine Annexion, ein Vorgehen, das wesentliche Teile 
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des georgischen Volkes verletzte und wiederholt zu Unruhen und zu 
Erhebungen wider die russische Herrschaft führte. Sie konnten von 
der russischen Übermacht freilich niedergeworfen werden und führten 
letztlich nur zu einer immer stärkeren Russifizierung des Landes, 
War oben von der erfreulichen Tatsache die Rede, daß die russische 
und vor allem die schwer zugängliche georgische Literatur in dem vor- 
liegenden Werke gründlich ausgewertet und damit erst wirklich zu- 
gänglich gemacht wurde, so wird man es bedauern, daß das Vorhanden- 
sein türkischer Urkunden zur Geschichte Georgiens zwar (S. 291) er- 
wähnt wird, daß aber weder sie noch die türkischen, persischen und 
armenischen Berichte herangezogen worden sind: offenbar waren L, 
hier sprachliche Schranken gezogen. So sehr L. mit vollem Rechte 
die georgischen Quellen in den Mittelpunkt der Untersuchung stellt, 
so führt doch bei der vielfältigen Verflochtenheit der georgischen 
Außenpolitik der Wegfall ganzer Quellengruppen zu einer gewissen 
Verengung des Blickfeldes. Sprachliche Schwierigkeiten kann man 
bei einem so guten Kenner des Deutschen wie L. aber hinsichtlich der 
zweiten Quellengruppe nicht annehmen, deren Heranziehung man 
vermißt: nämlich die abendländischen Botschaftsberichte aus Kon- 
stantinopel. In erster Linie ist dabei an die reichen Materialien zu 
denken, die Eudoxius, Freiherr von Hurmuzaki gesammelt hat: 
1. Fragmente zur Geschichte der Rumänen, 6 Bände, Bukarest 1878 
bis 1886 (aus dem Wiener Staatsarchiv); 2. Documente privitoare la 
istoria Romänilor, 30 Quartbände, Bukarest 1878—1908 (seitdem 
fortgesetzt, verschiedenartiges Material). Es sei gern zugegeben, daß 
der Titel beider Werke leider darüber hinwegzutäuschen vermag, daß 
es sich bei den Reihen um grundlegende Materialsammlungen zur 
osmanischen Geschichte handelt: in den ‚Documente‘‘ ist außer dem 
Titel nur wenig Rumänisches zu finden. In diesen Sammlungen finden 
sich auch belangreiche Materialien zur georgischen Geschichte, die 
freilich — das sei gern hervorgehoben — das von L. gelieferte Bild 
nicht grundsätzlich ändern, aber doch verschiedentlich schattieren 
könnten. Gerade deshalb darf diese Bemerkung unsern Dank an den 
Vf. für seine wohlfundierte und wirklich weiterführende Arbeit nicht 
schmälern. 


Hamburg Bertold Spuler 





fr 








und zu 
en von 
ührten 
‚andes, 
ssische 
m vor- 
ich zu- 
anden- 
91) er- 
on und 
ren L, 
techte 
stellt, 
‚ischen 
wissen 
ı man 
ch der 
; man 
; Kon- 
ien zu 
: hat: 
t 1878 
are la 
>itdem 
n, daß 
g, daß 
n zur 
r dem 
finden 
e, die 
e Bild 
tieren 
n den 
nicht 


uler 





709 


B. Anzeigen und Nachrichten 


Die Geltung aller Siglen und Unterschriften erstreckt sich rückwärts bis zur vorangehenden 
eines anderen Mitarbeiters 


Die Herren Verfasser ersuchen wir, Sonderabzüge ihrer in Zeitschriften 
erschienenen Aufsätze, die sie an dieser Stelle berücksichtigt wünschen, uns 


freundlichst einzusenden. Die Schrijtleitung 


ALLGEMEINES 


Ph. Wolff-Windegg, Die Gekrönten. Sinn und Sinnbilder 
des Königtums. Stuttgart, E. Klett Verlag 1958, 376 S., 12 Tafeln, 
22,50 DM. — Das Königtum: nehmen die Historiker es nicht allzu- 
leicht als etwas Gegebenes hin ? Was war sein Platz in der Weltordnung 
vergangener Zeiten? Wie konnte es viele Jahrhunderte überdauern, 
um dann doch schließlich fast ganz bedeutungslos zu werden ? Vf. 
versucht, diese und ähnliche Fragen zu beantworten, indem er dem 
Wesen ‚‚des‘‘ Königtums, unabhängig von Raum und Zeit seiner 
historischen Erscheinung, nachspürt. Belesen in den Quellen, in den 
wissenschaftlichen Untersuchungen und der schönen Literatur, 
schildert er die ‚‚Urbilder‘, die „Sinnbilder‘‘ und die ‚„Spiegelbilder“ 
des Königtums, um daraus ‚einen übergeschichtlichen Fürstenspiegel 
zu konstruieren‘‘. Der ‚ideale‘‘ König ist also der Gegenstand dieses 
anregenden Buches; die Absicht des Vf£.s ist, ‚den lebendigen, wirken- 
den König zu zeichnen, nicht Mumien zu sezieren, der Darstellung 
vor der Deutung, der ‚inneren Wahrheit‘ im Sinne Bachofens vor der 
äußeren den Vorzug zu geben‘. Neben der Geschichtswissenschaft 
und der historischen Symbolforschung dienen ihm vor allem die 
Völkerkunde, Religionswissenschaft und Psychologie als Kronzeugen. 
Mit ©. Brunner, J. J. Bachofen, O. Höfler, C. G. Jung, W. F. Otto 
und M. Eliade beginnen die reichhaltigen Nachweise in den Anmerkun- 
gen; sie enden mit T. S. Eliot, E. Jünger, H. Blüher und Pauly- 
Wissowa ... Der Versuch, die Betrachtungsweise und die Ergebnisse 
verschiedener Disziplinen in Einklang zu bringen, ja eine endgültige 
Deutung der Erscheinungen über den Wissenschaften zu suchen (was 
hier mit Hilfe der Dichter geschieht), wird wohl immer wieder gemacht 
werden müssen. Das Königtum ist jedenfalls ein würdiger Gegenstand 
für ein solches Unternehmen. Rez. bekennt sich freilich zu den Grenzen 
seiner Disziplin und bittet sich aus, weiterhin das tun zu dürfen, was 
Vf. „Mumien sezieren‘‘ nennt, denn er hält das doch für eine bewährte 
Methode, vergangenes Leben zu ergründen. 

Berlin Reinhard Elze 


Ernest Giddey, Histoire generale du XIV®e au XVIlle 
siecle. Georges-Andr& Chevallaz, Histoire generale de 1789 
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& nos jours. (Collection de manuels d’histoire pour l’enseignement 
secondaires. Publiee sous la direction de Georges Panchaud.) Lausanne, 
Librairie Payot 1957. 307 u. 373 S. 12,50 sfr u. 13,— sfr. — Die 
historische Fachwissenschaft sollte es sich mehr als früher angelegen 
sein lassen, das geschichtliche Lehrbuch zu beachten, so tiefgreifend 
sich dieses von einer wissenschaftlichen Darstellung unterscheiden 
mag. Die geschichtspädagogische Aufgabe und die nur im inter- 
nationalen Rahmen zu bewältigende Arbeit an der Revision des 
Geschichtsunterrichts erfordern auch die Mitwirkung des Wissen- 
schaftlers. Prüft man den vorliegenden 2. und 3. Band einer in der 
französischsprachigen Schweiz erscheinenden ‚Collection de manuels 
d’histoire pour l’enseignement secondaire‘ unter den Gesichtspunkten, 
wie sie vor allem die UNESCO und in Deutschland das Braunschwei- 
ger Internationale Schulbuchinstitut entwickelt haben, so verdienen 
sie uneingeschränktes Lob. Der Herausgeber der Sammlung, G. 
Panchaud, hat, wie er in seinem Vorwort bemerkt, endgültig mit 
der Tradition gebrochen, das Lehrbuch auf die Geschichte der Schweiz 
zu beschränken; er will den Blick des Schülers weiten über die Grenzen 
des Landes hinaus und ihm einen lebendigen Eindruck vermitteln 
von der Geschichte anderer Staaten und Völker und fremder Kulturen. 
Die nationale Geschichte soll ständig im Zusammenhang der all- 
gemeinen Geschichte gesehen werden. Der Text ist dem Alter und 
damit dem Verständnis des Schülers angepaßt und vor allem im 
2. Band nicht durch allzu schwere Gedankenfracht belastet. Metho- 
disch gehen Herausgeber und Verfasser dabei neue Wege. In dem 
2. Band, der von E. Giddey verfaßt ist und die Zeit vom 14. Jahr- 
hundert bis 1789 umfaßt, werden am Ende jedes größeren Abschnittes 
die Kernpunkte in einer ‚„Conclusion‘‘ wiederholt; „Übungen“ und 
„Aide-m&moires‘ dienen der Einprägung und Vertiefung des Stoffes 
durch den Schüler; in reichem Maß werden verschiedene Drucktypen 
verwendet. Ein ‚„Vocabulaire historique‘‘ erläutert die wichtigsten 
historischen Grundbegriffe. In etwas anderer Form, aber nicht minder 
anschaulich, verfährt G.-A. Chevallaz im 3. Band (1789 bis zur Gegen- 
wart). Er führt in jede einzelne Periode durch ein ‚Schema‘ ein, 
unterstützt seine Darstellung, die sich nicht nur an Schüler, sondern 
an einen weiteren Leserkreis wendet, durch eine Fülle von Karten- 
skizzen, Diagrammen, statistischen Übersichten, gelegentlich auch 
durch wörtliche Zitate aus den Quellen. Mit Recht nimmt die Ent- 
wicklung von Wirtschaft und Gesellschaft in diesem Band einen 
breiten Raum ein. Beide Verfasser haben sich der Hilfe der Fach- 
gelehrten, der Schulpraktiker, für die Religionsgeschichte auch des 
Rates von Geistlichen beider Konfessionen bedient und schließlich 
die kritischen Bemerkungen Georg Eckerts, des Leiters des Inter- 
nationalen Schulbuchinstitutes, berücksichtigt. Klarheit und Sachlich- 
keit der Darstellung und Ausgewogenheit des Urteils sind nicht die 
geringsten Vorzüge dieses Werkes, das man der Aufmerksamkeit aller 
Schulbuchautoren empfehlen möchte. 
Kiel Alexander Scharff 
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Theodore Ropp, War inthe Modern World. Durham/N.C., 
Duke University Press 1959. XV, 400 S., 10 $. — Eine umfassende 
Kriegsgeschichte der Neuzeit, die unter Berufung auf das Clause- 
witz-Wort von dem Chamäleon-Charakter des Krieges dessen ganze 
Vielgestaltigkeit zur Darstellung bringen will. Der Schwerpunkt liegt 
im letzten Teil, der auf ca. 150 Seiten die beiden Weltkriege und 
den dazwischenliegenden ‚Waffenstillstand‘ schildert, während die 
beiden anderen Teile nur große Überblicke geben, in denen für die 
Zeit bis 1789 Land- und Seekrieg getrennt behandelt werden. Für den 
Landkrieg wird in dieser Zeit die spanisch-habsburgische und die 
preußische Armee exemplarisch genommen, worüber die französische 
Heeresentwicklung zu kurz kommt, die erst mit Napoleon in den 
Vordergrund gestellt wird. Auffallend ist die Einteilung des Ganzen 
in 1. das Zeitalter der großen Kapitäne 1415—1815 (120 S.), 2. die 
industrielle Revolution 1815—1914 (90 S.) und 3. das Zeitalter der 
Gewalt 1914—1945, so daß die Napoleonische Epoche mit dem 
15.—18. Jahrhundert zusammengefaßt erscheint und nicht — wie 
üblich — als Beginn der modernen Kriegführung gewürdigt wird. 
Offenbar will der Vf. das Zeitalter der „großen Kapitäne‘“ als eine 
Epoche der individuellen feldherrlichen Potenzen im Gegensatz zu 
den unpersönlichen Organisationsformen des 19. Jahrhunderts auf- 
fassen, eine Betrachtungsweise, die jedoch die gerade in der moder- 
nen Heeresentwicklung hervortretenden individuellen Kräfte nicht 
genug würdigt. Die Unterscheidung eines Zeitalters der „Gewalt“ 
von dem der industriellen Entwicklung aber bringt eine begriffliche 
Unklarheit in die Betrachtung hinein, weil eben ‚„Gewalt‘‘ immer 
zum Wesen des Krieges gehört und nicht die Signatur einer bestimmten 
Epoche sein kann. Das Buch imponiert durch die Fähigkeit zur 
Zusammendrängung des Stoffes und manche treffende Bemerkung, 
so etwa über den Spanischen Krieg 1809—1812, S. 106ff., aber es 
leidet, zumal in den früheren Partien, darunter, daß es sich stellen- 
weise auf nicht durchaus zuverlässige Sekundärliteratur stützt. 

Marburg (Lahn) Eberhard Kessel 


Friedrich Facius, Wirtschaft und Staat. Die Entwicklung 
der staatlichen Wirtschaftsverwaltung in Deutschland vom 17. Jahr- 
hundert bis 1945 (Schriftenreihe des Bundesarchivs Bd. 6). Boppard, 
Harald Boldt Verlag 1959. 271 S., 14,80 DM. — Die Arbeit ist aus 
einer dienstlich erforderlichen behördengeschichtlichen Untersuchung 
über das Reichswirtschaftsministerium entstanden. F. verfolgt seine 
organisatorische Entwicklung von der wirtschaftspolitischen Ab- 
teilung des Reichsamtes des Inneren bis zu seiner Auflösung 1945 an 
Hand einer sorgfältigen Auswertung der lückenhaften Quellen. Er 
zeigt, wie die Notwendigkeiten des Ersten Weltkrieges die Bildung 
des selbständigen Reichswirtschaftsamtes erzwangen, wie in der 
Weimarer Zeit das junge Ministerium in Auseinandersetzung mit den 
älteren und neugeschaffenen Zentralbehörden sich nicht zu einer für 
den gesamten Bereich der Wirtschaft zuständigen obersten Reichs- 
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behörde entwickeln konnte. Ausgezeichnet ist die Schilderung des 
Neben- und Gegeneinanders der verschiedenen nach 1933 zur Lenkung 
der Wirtschaft geschaffenen Behörden und Dienststellen, deren 
Bestehen den möglichen Ausbau einer einheitlichen Reichswirtschafts- 
verwaltung verhinderte. F. hat es verstanden, den vielgestaltigen 
Behördenaufbau der staatlichen Wirtschaftsverwaltung mit seinen 
Zuständigkeitsüberschneidungen, wechselnden Aufgaben, der Auf- 
teilung in Reichs- und Länderbehörden klar und übersichtlich dar- 
zustellen, zugleich die politischen Kräfte, die jeweiligen zeitbedingten 
Gegebenheiten, Vorstellungen und Ideen der maßgebenden Männer, 
die die organisatorische Entwicklung fördernd oder hemmend be- 
einflußten, deutlich herauszuarbeiten. Die Problematik des Ver- 
hältnisses von Staat und Wirtschaft im 19. und 20. Jahrhundert hat 
F. veranlaßt, den Anfängen der staatlichen Wirtschaftsverwaltung 
in Deutschland nachzugeben. Ihren Ursprung sieht er mit Recht in 
den landesfürstlichen Commerzialverwaltungen des 17. Jahrhunderts. 
Übersichten über die territorialstaatlichen Commerzialbehörden des 
17. und 18. Jahrhunderts mit lückenlosen Schrifttumsangaben und 
Excursen über die österreichische und brandenburgisch-preußische 
Commerzialverwaltung, Übersichten über die deutschen Handels- 
und Wirtschaftsministerien des 19. Jahrhunderts, Organisations- 
und Geschäftsverteilungspläne der obersten Reichsbehörden sowie 
biographische Angaben über die Minister und Staatssekretäre des 
Reichswirtschaftsministeriums vervollständigen die Arbeit. Als Hilfs- 
mittel und behördengeschichtliche Einführung geplant, ist sie auf 
Grund der umfangreichen Studien von F. zu einer umfassenden, die 


Entwicklungslinien deutlich aufzeigenden Geschichte eines modernen 
Verwaltungsbereiches geworden. 
Krefeld H. Croon 


The Wiener Library, Catalogue Series No. 3. German 
Jewry. Its history, life and culture. Ed. by Ilse R. Wolff. London, 
Vallentine-Mitchell 1958. 279 S., 27 sh., 6 d. — Die bekannte Wiener 
Library in London verzeichnet hier an die 3500 Buch-, Zeitschriften- 
und Aufsatztitel (Stichzeitpunkt: Ende 1956) zu einem ihrer wesent- 
lichsten Sammel- und Forschungsgebiete, dem ‚‚deutschsprechenden 
Judentum‘. Gemessen an dem geringen Alter dieser Fachbibliothek 
ist ihr Bestand, besonders für die jüngere Emanzipationszeit, be- 
merkenswert umfangreich. Für die unheilvolle letzte Entwicklung 
wird der Katalog dann dank dem Nachweis vieles ungedruckten 
Materials zu einer Fundgrube an äußerst seltenem, sonst kaum zu 
ermittelndem Quellenschrifttum, wie es in dieser Reichhaltigkeit 
keine zweite geben dürfte. Ihm kommt daher neben seiner biblio- 
thekarischen Funktion große Bedeutung als einer retrospektiven Fach- 
bibliographie zu — es gibt keine vergleichbare neuere Bibliographie 
zu diesem Spezialgebiet —, der diese kurzen Zeilen nicht annähernd 
gerecht werden können. — Ihre Fortsetzung, beginnend mit dem 
Berichtsjahr 1945, erscheint seit 1956 im Year Book (Publications) 
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of the Leo Baeck Institute u. d. T. „‚Post-War publications on German 
Jewry‘. Sie wird gleichfalls von der Wiener Library unter der Leitung 
von I. R. Wolff zusammengestellt, ist nun aber nicht mehr beschränkt 
auf den dort vorhandenen Bestand, darum für diese Jahre vollständi- 
ger; die bisherigen 5 Jahresfolgen dieser laufenden Bibliographie N 
enthalten über 1900 Titelhinweise (letztes Berichtsjahr: 1959). y 


Berlin-Schlachtensee Werner Schochow 


























Die belgische Archivverwaltung veröffentlicht als erste Lieferung 
von Inventaren der Kommunalarchive neun Inventare der unter 
Leitung von A. Louant, dem Konservator der Staatsarchive in 
Mons, gesammelten Kommunalarchive des Hennegau, deren Bestände 
meist bis ins 17. und 18. Jahrhundert zurückreichen: Archives 
Communales. Inventaires, t. I, fasc. 1 (Archives de l’Etat & 
Mons), Bruxelles 1959, 81 S. 


Göttingen 










R. Wittram 







/Anciens pays et Assemble6es d’Etats (Standen en Lan- 
den), XVIII (Etudes publiees par la Section Belge de la Commission 
Internationale pour l’Histoire des Assemblees d’Etats). Louvain, 
Nauwelaerts 1959. 196 S., 180 Fr. B. — Von den sechs Artikeln, in 
dem neuesten Band dieser ausgezeichneten belgischen Reihe, sind 
vier als Vorträge für die Commission Internationale pour l’Histoire 
des Assemblees d’Etats entstanden. Dr. Maria A. Benedetto schreibt 
über „Les Assemblees d’&tats dans les Domaines de la Maison de 
Savoie‘“‘, und zwar besonders über die Provinzialstände des Val 
d’Aosta. Professor A. Marongiu, in „Les Etats de Tours de 1484“, 
bespricht die staatsrechtlichen Forderungen nicht nur dieser be- 
rühmten Generalstände, sondern auch derjenigen des 16. Jahrhun- 
derts in Frankreich. Der sowjetische Historiker Professor B. F. 
Porchnev, in „Les pretentions du Parlement de Paris durant la 
Fronde aux fonctions d’une Institution representative‘, fordert 
genauere Untersuchung der Gesetzgebung des Parlaments während 
der Fronde, um so die soziale Stellung des Parlaments zu klären. 
Der leider inzwischen verstorbene Professor E. A. Kosminsky, in 
„Les ouvrages des Historiens sovietiques sur l’Histoire des Assem- 
blees representatives de l’Europe occidentale‘“ gibt eine Übersicht 
über die Arbeit sowjetischer Historiker über westeuropäische Parla- 
ments- und Standesgeschichte, die sich hauptsächlich, aber keineswegs 
ausschließlich, auf die Geschichte des englischen Parlaments konzen- 
triert hat. Die beiden übrigen Artikel bilden den Kern dieses Bandes. 
M. Marcel Lageirse beschreibt die Festlichkeiten der Joyeuse 
Entr&e des Prinzen Philipp (nachmaligen Philipps II von Spanien) 
in Gent, 1549. Dra. Jeanne Mennes’ Artikel, „De Staten van 
Brabant en de Blijde Inkomst van Kroonprins Filips in 1549‘, zeigt 
den Versuch Karls V., die Joyeuse Entr&ee von Brabant zugunsten 
der Monarchie abzuschwächen und den Widerstand, besonders des 
dritten Standes, an dem dieser Versuch zum großen Teil scheiterte. 
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Sie veröffentlicht, in vier parallelen Spalten, die Joyeuse Entr&e von 
1515, die Kommentare der beiden ersten Stände auf die Regierungs- 
vorschläge, den Kommentar des dritten Standes und, schließlich, die 
tatsächliche Joyeuse Entr&e von 1549. Es ist eine der wichtigsten 
Quellenausgaben, die in den letzten zwanzig Jahren über die nieder- 
ländische Geschichte des 16. Jahrhunderts veröffentlicht worden ist, 
University of Nottingham H. G. Königsberger 


Transactions of the Royal Historical Society. Fifth 
series, vol. 10. London, Offices of the Royal Historical Society 1960. 
XVIII, 203 S. — Von den sieben Abhandlungen des Bandes greifen 
vier weit über England hinaus: K. Leyser erörtert die Heirat 
Mathildes von England mit Heinrich V. und betont die Hilfe der 
Mitgift für den Romzug von 1110. Mathildes Vater Heinrich I. hatte 
seinerseits am Kaiser einen Fürsprech beim Papst in der Besetzung 
des Stuhls von Canterbury i. J. 1123. J. Le Patourel sieht in dem 
auf den Vorfrieden von Bretigny folgenden Vertrag von Calais (1360) 
nicht einen diplomatischen Sieg der Franzosen; wahrscheinlicher sei, 
daß Edward III. von England in Calais versuchte, das in Bretigny 
Aufgegebene zurückzugewinnen, und daß er den Anspruch auf den 
französischen Thron doch nicht so leicht fallenlassen wollte. H. G. 
Koenigsberger betrachtet in Italien und flüchtig in West- und 
Mitteleuropa Vorgänge der Kulturentwicklung des 16. und 17. Jahr- 
hunderts, die nicht einen allgemeinen Verfall anzeigen, sondern die 
Verlagerung des Schöpferischen auf andere Gebiete (,‚Decadence or 
Shift ?“). Überaus lesenswert ist die wohlabgewogene, positiv wertende 
und einordnende Übersicht über die Geschichte der Monumenta 
Germaniae Historica von M. D. Knowles. Innerbritische Forschungs- 
probleme behandeln A. Harding (,,The Origins and Early History 
of the Keeper of the Peace‘‘ — 13. Jahrhundert), A. Gwynn (‚Edward 
I and the Proposed Purchase of English Law for the Irish, c. 1276— 80“) 
und J. A. Youings (‚The Council of the West‘‘ — 1539). 

Heidelberg Fritz Trautz 


Cecil S. Emden, The People and the Constitution. 2nd 
Ed. Oxford, Clarendon Press 1956. X, 339 S., 42 sh. — Eine revidierte 
Neuausgabe von Cecil S. Emdens ‚The People and the Constitution“ 
erschien 1956. Dieses nützliche Buch, das zuerst 1933 veröffentlicht 
wurde, schildert das Wachstum des Einflusses des Volkes im englischen 
Staat seit dem 17. Jahrhundert und bietet eine gute Einführung in 
die Geschichte der demokratischen Tradition. 

London C. H. D. Howard 


Kenneth Scott Latourette, Geschichte des Fernen 
Ostens in den letzten hundert Jahren (Hrsg. vom Institut für Asien- 
kunde in Hamburg). Frankfurt, Alfred Metzner Verlag 1959. 350 S., 
22 DM. — Der Verfasser ist emer. Professor für Geschichte an der 
amerikanischen Yale-Universität. Sein bedeutendstes Werk ist die 
siebenbändige Geschichte der Ausbreitung des Christentums. Der 
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Titel der im Jahre 1957 erschienenen amerikanischen Originalausgabe 
des vorliegenden Buches lautet: ‚A Short History of The Far East‘. 
Sie übersetzte Ursula Michaelsen. Die deutsche Ausgabe soll gekürzt 
die Entwicklung der Länder Süd-, Südost- und Ostasiens und ihre 
Verflechtung mit abendländischen Mächten schildern. Von den 
sieben Kapiteln enthalten die beiden einleitenden ersten Kapitel über 
China und Japan eine sehr gedrängte Zusammenfassung. Den ein- 
seitigen Darstellungen, vor allem der japanischen Geschichte, kann 
auch in vielen Einzelheiten nicht ganz zugestimmt werden. Sie 
bekunden oft abendländische Betrachtungsweise. Die Einfügung 
eines besonderen Kapitels über die gewaltige und nur von Japan 
nachdrücklich bekämpfte russische jahrzehntelange Expansions- und 
Aggressionspolitik hätte dem Werk sehr gedient. Das Fehlen der 
ausführlichen und zusammenhängenden Darstellung der Geschichte 
des Werdens und Wirkens dieses fernöstlichen Staates wird schmerz- 
lich vermißt. Seine Einfügung würde manche Vorgänge in Japan 
verständlicher erscheinen lassen. In der recht anschaulichen Dar- 
legung der Entwicklungen vom dritten Kapitel an (291 Seiten) liegt 
das Schwergewicht des Buches. Es werden deutlich die Verhältnisse 
vor dem zweiten Weltkrieg, dessen Geschehnisse und die Entwicklung 
der Nachkriegszeit geschildert. Die Einbeziehung Süd- und Südost- 
asiens in die Erzählung ist zu begrüßen, ebenso wie die kurzen Ab- 
schnitte über die geistigen und kulturellen Verschiebungen. Die 
Stärke des Vf.s liegt auf den Betrachtungen der Beziehungen der 
USA zu Fernost und auf den geistigen Verhältnissen in China. Der 
Maßstab seiner Bewertungen sind die politischen Verhältnisse in den 
USA. Daraus ergibt sich seine Gegnerschaft zu den japanischen 
Verhältnissen und deren Problematik. Der Vf. bemüht sich erfolg- 
reich, die Auswirkungen der abendländischen Verwicklungen auf den 
„Fernen Osten‘ darzulegen. 
Kiel G. Kerst 


‘Jahrbuch des Museums für Völkerkunde zu Leipzig. 
Band XVII, 1958. Hrsg. von der Direktion. Berlin, Akademie- 
Verlag1960.191 S., 1 Farbtafel, 17 Schwarz-Weiß-Tafeln, 77 Textabb. — 
Auch der neueste Band dieses Jahrbuches, das seit 1952, nach 25- 
jähriger Pause, wieder regelmäßig erscheint, vereinigt Aufsätze von 
Gelehrten aus dem Osten und Westen Deutschlands. Der Tätigkeits- 
bericht des Direktors, Dr. H. Damm (seit 1955), zeigt, daß die Kriegs- 
schäden des Museums mehr und mehr beseitigt werden. Mehrere 
Aufsätze behandeln, was von einem Museums-Jahrbuch zu erwarten 
ist, Gegenstände der materiellen Kultur: Obsidianwaffen der Oster- 
insel (Th. S. Barthel, Tübingen), Reibhölzer Neuirlands (S. Wolf, 
Leipzig), ein „Schiffstuch‘‘ aus Sumatra (H. Damm, Leipzig), kera- 
mische Sonderformen aus Afrika (D. Drost, Leipzig, und E. Haberland, 
Frankfurt am Main). C. A. Schmitz, Köln, befaßt sich mit Tanz- 
figuren Nordost-Neuguineas und erörtert Ursprünge des Schatten- 
theaters. C. Laufer, Oeventrop, bringt einen Beitrag zum ‚„Donner- 
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keilglauben‘. W. Hartwig, Leipzig, hebt in seinem Aufsatz die päd- 
agogische Bedeutung des ethnographischen Museums hervor; er über- 
sieht allerdings, daß gerade amerikanische Museen in dieser Hinsicht 
vorbildlich sind. Das Buch enthält ferner einen sinologischen (W. 
Böttger, Leipzig) und einen indologischen Beitrag (R. F. G. Müller), 
Besonders verdienstvoll ist das von M. Taube, Leipzig, zusammen- 
gestellte Verzeichnis der Tibetica des Leipziger Völkerkundemuseums. 
Frankfurt am Main Peter Snoy 


VORGESCHICHTE UND ALTERTUM (BIS 476) 


Zeitschriftenberichte von S. Lauffer- München (Griechische Geschichte) 


R. Feustel, Bronzezeitliche Hügelgräberkultur im 
Gebiet von Schwarza (Südthüringen), (Veröff. d. Museums für Ur- 
u. Frühgesch. Thüringens 1). Weimar, H. Böhlaus Nachfolger 1958. 
104 S., 5 Abb. und 57 Fototafeln, 28,50 DM. — Vf. nahm die Unter- 
suchung eines inhaltreichen Grabhügels der Hügelgräberbronzezeit 
in Schwarza (Kr. Suhl) zum Anlaß, die gleichzeitigen bisher bekannten 
Funde aus dem südthüringischen Werragebiet, etwa dem Zentrum 
eines umfassenderen, circumhercynischen Kulturgebiets, mono- 
graphisch vorzulegen und in einem knappen Text in ihrer Gesamtheit 
auszuwerten. Es wäre zweifellos besser gewesen, hätte sich Vf. an 
den Titel seines Buches gehalten. Denn so dankenswert die katalog- 
artige Zusammenstellung des weit verstreuten und nur schlecht oder 
gar nicht publizierten reichhaltigen Fundgutes sein mag, bei der 
Darstellung jedenfalls kommt der Benutzer sicher nicht auf seine 
Kosten. Sie ist fürs Ganze genauso unpräzis gehalten wie für Schwarza 
selbst. Ein gewisses Bild von den zeitgenössischen Verhältnissen 
vermitteln uns dagegen die vom Vf. eingeholten Expertisen namhafter 
Fachleute: die Untersuchung von H. Otto über Art und Herkunft 
der verwendeten Metalle, der Beitrag von Th. E. Haevernick über 
die Bedeutung des Glasschmucks, die Schlüsse, welche H. Jakob aus 
Holz- und Blütenstaubresten für die Vegetation der Umgebung zieht, 
endlich die mühevollen Arbeiten von H.-J. Hundt und K. Schlabow 
zur Aufbereitung der Textilien von Schwarza, die immerhin in so 
reichem Maße zurückgewonnen werden konnten, daß Vf. bei der 
Rekonstruktion der Tracht zu neuartigen Erkenntnissen vorzustoßen 
vermochte. Hätte er verglichen, was an trachtenkundlich einschlägi- 
gem Material aus anderen hügelgräberbronzezeitlichen Gruppen 
bekanntgeworden ist, dann wäre er ohne große Mühe zu einer Be- 
gründung unterschiedlicher Trachtprovinzen gekommen, und er 
hätte damit mehr erreicht als mit formengeschichtlichen, chrono- 
logischen und sozialökonomischen Überlegungen, welche schon an 
Hand des Materials von Schwarza selbst nicht gar so unbeholfen 
hätten auszufallen brauchen. Die Ausstattung des Buches ist solide, 
der Inhalt übersichtlich gegliedert, der Katalog überlegt und deshalb 
leicht benutzbar. 

Kiel Georg Kossack 
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Helen Waterhouse—R. H. Simpson, Prehistoric Laconia: 
Part I, BSA 55, 1960, 67—107, geben eine Fundübersicht mit Karte 
zur frühgeschichtlichen Besiedlung Lakoniens und der angrenzenden 
Gebiete. 


H. W. Catling— V. Karageorghis, Minoika in Cyprus, BSA 
55, 1960, 109—127, sammeln die kretisch-minoischen Originalvasen 
aus Cypern. Der cyprische Außenhandel der Bronzezeit, bei dem vor 
allem Kupfer ausgeführt wurde, setzte um 1800 ein und erreichte im 
Verkehr mit Kreta seinen Höhepunkt erst um 1300 nach der Zer- 
störung von Knossos; eine minoische Ansiedlung lag bei Pyla an der 
SO-Küste Cyperns. Die cyprische Silbenschrift war nach neueren 
Funden (Enkomi) schon um 1500 ausgebildet, gehört also zu Minoisch 
Linear A (Evans), nicht B; die mykenische Keramik setzt auf Cypern 
erst um 1425 ein. —M.Pope, The cretulae and the Linear A account- 
ing system, a. ©. 200—210, behandelt die im Orient zahlreich ge- 
fundenen Tonmarken mit minoischen Linear-A-Zeichen (cretulae). 
Sie dienten wohl zum Versiegeln von Krügen und ähnlichem. 


J. Boardman, Protogeometric graves at Agios Ioannis near 
Knossos, BSA 55, 1960, 128—148, berichtet über eine subminoisch- 
protogeometrische Nekropole bei Knossos (um 1000—-850); unter den 
Beigaben fanden sich Eisenschwerter, jedoch nichts Minoisches mehr. 
J. N. Coldstream, A Geometric well at Knossos, a. ©. 159—171, 
legt geometrische Keramik von Knossos vor. 


P. Mertens, Songe d’H&ecube, pomme de discorde et autres 
„Antehomerica“, L’Antiqu. class. 29, 1960, 18—29, veröffentlicht 
‚vorhomerische‘ Sagenfassungen, die in einigen Iliashandschriften als 
Beigabe erscheinen (Traum der Hekuba, Jugend des Paris u. a.). Lff. 


Jean Be&rard, L’expansion et la colonisation grecques 
jusqu’aux guerres me&diques. Paris, Aubier 1960. 178 S. — In einer 
„collection historique‘‘, erschien aus dem Nachlaß des Professors 
an der Sorbonne Jean Berard diese wohl für Studierende bestimmte 
Übersicht über die griechische Kolonisation, angefangen von den 
Einwanderungen und den dadurch veranlaßten Verschiebungen der 
Wohnsitze bis zur Kolonisation aus der Zeit von 775—675 im Westen 
und Osten sowie der von 675—500. In den Fußnoten sind die wichtig- 
sten Stellen aus der Antike angegeben, moderne Literatur nur sehr 
knapp, eine Auseinandersetzung mit den Artikeln der RE erfolgt 
nirgends. Auch die dem Schluß angefügten ‚documents‘ bringen nur 
eine Übersetzung der antiken Stellen. Mit ‚Etienne‘ de Byzance ist 
Stephanos von Byzanz gemeint. Hrsg. wollte das Werk Berards 
unverfälscht halten, beschränkte sich daher auf das fertiggestellte 
Material des V£.s, der seine Absicht, in die Arbeit auch die Kolonisation 
aus der Zeit Alexanders einzubeziehen, leider nicht mehr durchführen 
konnte. Die einzigen Ausnahmen sind die dankenswerten Ergänzungen 
von Professor M. Ch. Danon (Univ. Sofia) für Thrakien, die Propontis 
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und den Pontos Euxinos. Gelegentlich wird auch der Niederschlag 
der Erweiterung des geographischen Horizontes bei Homer heraus- 


gestellt. Ein Index ermöglicht eine bequeme Benutzung des nützlichen 
Handbuches. 


Schondorf am Ammersee Hans Philipp 


W.G. Forrest, The tribal organization of Chios, BSA 55, 1960, 
172—189, untersucht die gentilizische Verfassung von Chios. Von einer 
frühen Demokratie (um 570) könne dort keine Rede sein; erst 394 
wurde die Demokratie in Chios eingeführt. 





J. Pollard, Delphica, BSA 55, 1960, 195—199, sieht in einer 
Felskanzel in Delphi beim Heiligtum der Ge den Sitz der schon von 
Heraklit erwähnten delphischen Sibylle. Auch in Kyme und Erythrai 
war sie mit Ge verbunden; sie kam schon früh nach Delphi und im 
Zuge der Kolonisation weiter nach Westen (Cumae). 


W. H. Plommer, The Temple of Poseidon on Cape Sunium: 
some further questions, BSA 55, 1960, 218—233, behandelt Architek- 
turfragen des Poseidontempels von Sunion. — D. M. Lewis, Apollo 
Delios, a. ©. 190—194, nimmt eine Kultstiftung für den delischen 
Apollon bei Phaleron in perikleischer Zeit an; der Anlaß war wohl das 
große Erdbeben auf Delos (IG I? 128. Thuk. II 8,3). — R. E. Wy- 
cherley, Neleion, a. ©. 60—66, sucht den Kultbezirk des Neleus in 
Athen (IG I? 94) am NW-Hang der Akropolis zu lokalisieren. — F. 
Sokolowski, A New Lex sacra from Athens, TAPhA 90, 1959, 
253—255, kommentiert ein frühklassisches Kultgesetz aus Athen 
(SEG X 42), das die Gebührensätze für das Schlachten von Opfer- 
tieren regelt. 


P. Thielscher, Ein Blick auf die Reigentänze der griechischen 
Tragödie, Altertum 7, 1961, 3—19, vergleicht dieselben mit ent- 
sprechenden Reliefdarstellungen sowie den heutigen griechischen 
Volkstänzen. — J. H. Kells, Aeschylus Eumenides 213—224 and 
Athenian Marriage, Class. Philol. 56, 1961, 169—173, gewinnt aus 
Aischylos a.O©. Aufschlüsse über das attische Eherecht. — U. E. 
Paoli, Note giuridiche sul AdoxoAog di Menandro, Mus. Helv. 18, 
1961, 53—62, untersucht die privatrechtlichen Angaben in Men- 
anders Dyskolos und ihr Verhältnis zum attischen Recht (Testament, 
Verlöbnis). 


Irmgard Maull, Aristoxenos in Metapont, Abhandl. Numis- 
matikertag Göttingen 1959, 13—26, verfolgt die Prägereihen des 
Münzmeisters Aristoxenos von Metapont (um 400) und stellt ihn 
nach seiner stilistischen Kunst unmittelbar neben Kimon von Syrakus. 


G. A. Kennedy, Focusing of Arguments in Greek Deliberative 
Oratory, TAPhA 90, 1959, 131—138, unterscheidet bei den attischen 
Historikern und Rednern von Thukydides bis Demosthenes zwei 
typische Argumentationsarten, je nachdem, ob ein ausschließlicher 
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Beweisgrund angeführt wird oder mehrere Gesichtspunkte kombi- 
niert werden. — R. P. Sonkowsky, An Aspect of Delivery in Ancient 


Rhetorical Theory, a. ©. 256—274, untersucht die Vortragstechnik 
in der rhetorischen Theorie des Aristoteles. 


H. W. Miller, The Concept of Dynamis in De victu, TAPhA 90, 
1959, 147—164, hält den Dynamisbegriff in der hippokratischen 
Schrift De victu für jünger als seine Entsprechungen in den meisten 
anderen Teilen des Corpus; De victu ist demnach erst um 400—350 
anzusetzen. — P.-M. Schuhl, Platon et la medecine, REG 73, 1960, 
73—79, untersucht das Verhältnis Platons zur Medizin und nimmt 
an, daß Platon ärztliche Methoden und Aufgaben auf die Philosophie 
zu übertragen suchte. 


P. Salmon, La population de la Grece antique, Bull. Assoc. 
Bude, Lettres d’Hum. 18, 1959, 448—476, faßt die Zahlen über die 
Bevölkerungsbewegung in Griechenland von klassischer bis in spät- 
antike Zeit zusammen und überprüft dabei die demographische 
Forschung seit Beloch. 


E. Braun, Die Summierungstheorie des Aristoteles. Öst. Jh. 44, 
1959, 157—184, befaßt sich mit der Lehre des Aristoteles über das 
Verhältnis des Einzelnen zur Masse, bei der sich die Eigenschaften 
„summieren‘‘, in der Politik (Polit. III). — Ders., Eine Maxime der 
Staatskunst in den Politica des Aristoteles, a. OÖ. Beibl. 385—398, 
nimmt an, daß Aristoteles gegenüber dem Prinzip der Mehrheits- 
wahlen in der Politik stets die Forderung vertrat, den Rat ständisch 
zusammenzusetzen. 


J. M. Cook, The Clarian Oracle for the Smyrnaeans, Class. Rev. 
11, 1961, 7—8, behandelt textkritisch das klarische Orakel für Smyrna 
anläßlich der Neugründung der Stadt durch Alexander (Paus. VII 
5,3, dazu Pleket, Inscript. Leiden nr. 62). — E.A. Fredricksmeyer, 
Alexander, Midas, and the Oracle at Gordium, Class. Philol. 56, 1961, 
160—168, betont die Bedeutung des Orakels von Gordion für Alexander. 
Der Orakelgott wurde von ihm mit Zeus gleichgesetzt und der Ent- 
schluß zur Eroberung des ganzen Perserreiches spätestens damals 
gefaßt. Auch der Besuch der Ammonsoase hängt noch damit zusam- 
men. — F. R. Wüst, Zu den Hypomnemata Alexanders des Großen: 
Das Grabmal des Hephaistion, Öst. Jh. 44, 1959, 147—157, unter- 
sucht die Überlieferung zur Bestattung des Hephaistion. Der dabei 
von Alexander errichtete Bau war weder ein Scheiterhaufen noch ein 
Zikkurat, sondern eine Art Grabtempel. 


A. L. Boegehold, The Date of Theophrastus’ Characters, 
TAPhA 90, 1959, 15—19, sieht in Theophrasts ‚Charakteren‘ eine 
Materialsammlung, die nach verschiedenen Indizien während eines 
längeren Zeitraums (um 322—317) entstanden ist. Zff. 


Lionel Pearson, The Lost Histories of Alexander the 
Great. (Philological Monographs Published by The American Philologi- 
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cal Association, XX.) New York, B. H. Blackwell 1960. XV, 275 S. — 
Sein in der Einleitung gegebenes Versprechen (... to investigate the 
Pecularities of the different historians of Alexander, especially those 
who accompanied him on his expedition or were of such an age that 
they might have done so..., S. VI) hält der Vf. in glänzender Weise, 
Das mit hervorragender Sachkenntnis, bemerkenswerter Sorgfalt und 
klarem Blick für das Wichtige geschriebene Buch vermittelt einen 
ausgezeichneten Einblick in die Probleme der Primärquellen zur 
Alexandergeschichte. Grundsätzliche Fragen behandelt ein umfassen- 
des Einleitungskapitel (S. 1—20), im folgenden werden die einzelnen 
Schriftsteller nach überlieferten Zeugnissen und Fragmenten zu 
charakterisieren versucht (S. 21—264), wobei der Vf. eine reiche Fülle 
von Textstellen, Zitaten und Belegen zur Überprüfung ausbreitet. 
Von besonderer Wichtigkeit auch ist der Namensindex (S. 265—275), 
der sich in seiner Ausführlichkeit als bequemes Hilfsmittel für jede 
Art Forschung zur Alexandergeschichte erweist. In seinen Vermutungen 
und Schlüssen ist P. ebenso zurückhaltend wie scharfsinnig, und die 
Ergebnisse des Buches bedeuten in den meisten Fällen ein Festhalten 
an den Erkenntnissen, wie sie die Forschung vor den einschlägigen 
Werken Kornemanns, Tarns und Strasburgers (bes. Hermes 80, 1952) 
als gesichert annahm. Anderseits freilich macht das Buch P.s — 
direkt wie indirekt — besonders klar, wie sehr alle Spekulationen 
gerade bezüglich der Alexanderhistoriker und ihrer Beziehungen zu- 
einander fraglich bleiben müssen und die Forschungen, die unser Jahr- 
hundert auf diesem Gebiet kennzeichnen, immer wieder sorgsamster 
Nachprüfung bedürfe. Zur Abrundung des Gesamtbildes wäre eine 
Untersuchung über die Behandlung des Alexander- und Perserkriegs- 
problems durch die zeitgenössische Rhetorik und deren mögliche 
Einflüsse auf die Historiographie von großem Nutzen gewesen. Sie 
fehlt in den meisten einschlägigen Darstellungen, ist aber zur Ab- 
rundung des Gesamtbildes unbedingt nötig. Auch wünscht man sich 
an manchen Stellen eingehendere Auseinandersetzung mit anderen 
Auffassungen. 
Nürnberg Gerhard Wirth 


O. W. Reinmuth, A „Diogenes’ College‘ in Athens?, TAPhA 
90, 1959, 209—223, untersucht die Bedeutung des hellenistischen 
Diogenes-Gymnasions (Diogeneion) in Athen, dessen Schüler vor 
Eintritt in die Ephebie eine gymnastische und literarisch-philoso- 
phische Ausbildung erhielten. Das Gymnasion war nach dem make- 
donischen Befehlshaber Diogenes benannt, der 229/8 die Befreiung 
Athens ermöglichte. 


F. Miltnert, XXII. und XXIII. Vorläufiger Bericht über die 
Ausgrabungen in Ephesos, Öst. Jh. 44, 1959, Beibl. 243—380, berichtet 
über seine letzten Grabungserfolge in Ephesos (Marmorstraße, Artemis- 
statuen, Inschriften). 


F. Lasserre, Etude sur les extraits medievaux de Strabon 
suivie d’un trait& inedit de Michel Psellus, L’Antiqu. class. 28, 1959, 
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ke 3279, weist aus Psellos und anderen byzantinischen Texten einen 
y thom bisher unbeachteten Zweig der Strabonüberlieferung nach. 
ge that S. Koumanoudis, Une ville b&eotienne dans Strabon, Rev. 
Weise, Philol. 35, 1961, 99—105, korrigiert den Namen der boiotischen 
alt und Stadt Skarphe bei Strab. IX 408f. durch die inschriftliche Namens- 
t einen form Skaphlai oder Skaphai. Es handelt sich um das ältere Eteonos; 
en zur die genaue Lage in der Kithairongegend ist noch nicht festgestellt. — 
fassen- Ders., Remarques prosopographiques sur une inscription beotienne, 
ızelnen a. 0. 106—108, gibt die Stammliste einer boiotischen, auch aus Delphi 
= zu bekannten Künstlerfamilie (IG VII 540, dazu Ephem. 1956, 34 ff.). 
e Fülle 
reitet. W. Spoerri, Zu Diodor von Sizilien I, 7—8, Mus. Helvet. 18, 
— 275), 1961, 63—82, behandelt die Quellenfrage der Kulturentstehungslehre 
ir jede bei Diodor a. O. kritisch gegenüber K. Reinhardt. 
a. J. A. Philip, The Biographical Tradition-Pythagoras, TAPhA 
halten 90, 1959, 185—194, sieht in den Pythagorasbiographien des Porphyrios 
ägigen und Iamblichos rein neuplatonische Schriften, denen im Vergleich zu 
‚ 1952) Diogenes Laertios keine selbständige Tradition über Pythagoras 
re: zugrunde liege. Lff. 
ge; Corpus Nummorum Numidiae Mauretaniaeque, &d. par 
- Jahr- Jean Mazard, Paris, Arts et Metiers Graphiques 1955, 262 S. — 
na Die vorliegende Veröffentlichung enthält sämtliche bisher bekannt- 
pe gewordenen Münzfunde aus dem Bereich der Provinzen Numidien 
kriegs- und Mauretanien und umfaßt die Zeit des ausgehenden 3. Jahr- 
gliche hunderts v. Chr. bis zur frühen Kaiserzeit. Nach der bereits von 
a 2 L. Müller (Numismatique de l’Ancienne Afrique 186062, Suppl£- 
* ment 1874, Copenhagen) und L. Charrier (Description des Monnaies 
Re de laNumidie et de la Maur6tanie, Mäcon 1912) befolgten Anordnung 
Wr werden die numidischen und mauretanischen Serien getrennt behandelt 
und innerhalb jeder Serie die königlichen und die autonomen (d.h. 
irth städtischen) Prägungen gesondert aufgenommen. Die Ordnung der 
„autonomen‘‘ Münzen erfolgt geographisch, von Ost nach West 
APhA fortschreitend, so daß ein Vergleich der Emissionen benachbarter 
schen Prägestätten möglich ist (vgl. ferner Plan de l’ouvrage, S. 13). Die 
Evo Ausgabe umfaßt Münzbeschreibungen, graphische Rekonstruktionen 
iloso- der Emissionstypen (z. T. nach Müller) und fotografische Abbildungen 
make- (Tafeln S. 235—262). Die Indices enthalten Verzeichnisse der Namen, 
eıung der Legenden (punisch, lateinisch und griechisch), eine chronologische 
Übersicht der Emissionen von Juba II. und Ptolemaios und eine Liste 
r die der Gegenstempel. Die besondere Bedeutung dieser Publikation 
ichtet besteht darin, daß zum ersten Male seit Müller und Charrier das 
emis- gesamte Material in vorzüglicher Edition vorgelegt wird und in die 
Ausgabe auch — z. T. bisher unedierte — rarissimi einbezogen 
u worden sind. Da der Erhaltungszustand der Münzen fast durchweg 
1959, schlecht ist, wurden alle bekannten Stücke der jeweiligen Emissionen 





verglichen und so die genauere Datierung und Klassifizierung erreicht 
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(vgl. ferner Les Methodes d’identification, S. 10). Für den Historiker 
ist das vorgelegte Material nicht zuletzt deswegen von besonderem 
Wert, weil die epigraphischen Zeugnisse für den Geschichtsraum dieser 
Zeit spärlich sind und daher der Ergänzung bedürfen. Die jedem 
Kapitel vorangestellten historischen Abrisse mit ausführlichen Litera- 
turangaben ermöglichen eine schnelle Orientierung über die Bedeutung 
der einzelnen Münzgruppen und ihre allgemeine und spezielle Proble- 
matik (z. B. in Appendix 1, wo der Nachweis erbracht wird, daß die 
Münzen, die bisher der Colonia Iulia Campestris Babba und der 
Colonia Valentia Banasa zugeschrieben wurden, in Wirklichkeit 
Prägungen der Colonia Campestris Iulia Buthrotum in Epirus waren). 
Heidelberg U. Weidemann 


L. F. Janssen, Abdicatio. Nieuwe ÖOnderzoekingen over de 
Dictatuur (Diss. Amsterdam). Utrecht, Kemink en Zoon 1960, 174 $. — 
In dem ersten Teil dieser tüchtigen Arbeit eines Schülers von Prof, 
Loenen, der die Begriffe abdicatio, abdicare, abire u.ä. behandelt und 
eine sehr nützliche Materialsammlung bietet, verfolgt der Vf. die 
Bedeutungsgeschichte dieser Ausdrücke. Abdicare setzt eineneigenen 
Beschluß des aus dem Amt ausscheidenden Magistraten voraus, 
während abire ursprünglich den normalen Rücktritt bei Eintreten des 
Endtermins bedeutet. Allmählich verschwand aber die scharfe 
Trennung zwischen beiden Begriffen, die in der literarischen Über- 
lieferung kaum als termini technici aufzufassen sind. Zu der An- 
näherung beider Begriffe haben wahrscheinlich ungenaue Übersetzun- 
gen der Wörter ins Griechische beigetragen. Befriedigen im allgemeinen 
die Ausführungen des Vf.s in diesem 1. Teil, so scheinen die an- 
knüpfenden Rückschlüsse über Charakter und Entwicklung der 
Diktatur weniger überzeugend zu sein, wie es immer der Fall ist, 
wenn es sich um eminent politische Probleme handelt, welche man 
notgedrungen aus der Perspektive einer juristischen, sich nur langsam 
und mit einer gewissen Änderung und Verspätung an die neuen 
Situationen anpassenden Terminologie heraus zu erfassen sucht. 
Trotz der lobenswerten Vorsicht, die der Vf. bei der Verwendung der 
begriffsgeschichtlichen Methode verwendet, wird man gut tun, seine 
Schlußfolgerungen einer erneuten Prüfung zu unterziehen. 

Heidelberg J: Moreau f 


Peter Stockmeier, Leo I. des Großen Beurteilung der 
Kaiserlichen Religionspolitik (Münchener Theologische Studien 
I. Historische Abteilung 14. Band). München, Max Hueber 1959. 
XIX, 226 S., 16 DM. — Der größere Teil der Arbeit beschäftigt sich 
mit dem Kaiser und seiner Stellung zu Kirche und Religion (S. 1—173), 
während der Schlußteil (174—216) dem Einheitsgedanken von Staat 
und Kirche das Selbständigkeitsbewußtsein der Kirche gegenüber- 
stellt. Wir haben es also mit einem Beitrag zum frühbyzantinischen 
Herrscherbild und zugleich zur Frühgeschichte des päpstlichen 
Primatsgedankens zu tun. Material der Untersuchung sind weit 
überwiegend die Schriften Papst Leos d. Gr., deren Gedankengut mit 
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Geschick in die Kategoriensystematik der damaligen päpstlichen 
noch weitgehend mit der kaiserlichen identischen Vorstellungswelt 
verarbeitet wird. Doch werden auch sonstige Quellen und vor allem 
die Literatur zur Erläuterung herangezogen. Die letztlich mehr 
theologische als historisch-politische Zielsetzung bewirkt zusammen 
mit der Diktion der Hauptquelle einen gewissen erbaulichen Ton, 
dem aber die durch die rege Diskussion des Herrscherbildes in der 
heutigen Forschung vorgeformte Systematik und die zunächst sprach- 
liche und dann erst sachliche Interpretation aller besprochenen 
Termini glücklich entgegenwirken. Zu beachten sind auch St.s Argu- 
mente (S. 165f.) gegen ein autokratisches Verhältnis des damaligen 
Papsttums zum Konzilsgedanken. Die Arbeit klärt den Charakter 
einer wichtigen Quelle mit Geschick und erwünschter Ausführlichkeit. 
Köln B. Rubin 





FRÜHERES MITTELALTER (476—1250) 


Zeitschriftenberichte von H. Lö we- Erlangen (476—900) 


«H. W. C. Davis, Medieval Europe (The Home University 
Library of Modern Knowledge 13). 2nd Ed. London, Oxford University 
Press 1960. 200 S. 8s, 6d. — Dieser für Studenten bestimmte Über- 
blick über die mittelalterliche europäische Geschichte aus der Feder des 
bekannten Bearbeiters der Regesten der anglonormannischen Könige 
erschien zuerst im Jahre 1911 und ist seitdem immer wieder nur mit 
geringfügigen Änderungen neu gedruckt. So gibt das Büchlein im 
wesentlichen die Problemstellung der Forschung vor rund 50 Jahren 
wieder. Lediglich in einem Nachwort weist R. H.C. Davis am Beispiel 
einiger neuerer Werke darauf hin, wie sich die Blickrichtung der 


neueren mediävistischen Forschung gewandelt hat. 
Kiel K. Jordan 


Das Taschenbuch der Zeitrechnung des deutschen 
Mittelalters und der Neuzeit von H. Grotefend liegt nunmehr 
in 10., erweiterter Auflage, hrsg. von Th. Ulrich, vor. Hannover, 
Hahnsche Buchhandlung 1960. VII, 222 S., 15 DM. — Charakter 
und Aufbau des Werkes sind unverändert geblieben, doch sind gegen- 
über der 9. Auflage von 1948, einem unveränderten Nachdruck der 
8. verbesserten Auflage von O. Grotefend, mehrere dankenswerte Er- 
gänzungen zu verzeichnen. Neben einem kurzen Abschnitt über die 
faschistische Ära wurden Listen der Regierungsjahre der fränkischen 
Könige aus dem Hause der Merowinger (nach B. Krusch unter Be- 
rücksichtigung der Forschungen von Louis Dupraz) und der byzanti- 
nischen Kaiser seit 717 (Leon III., nach F. Dölger, G. Ostrogorsky, 
R. Guilland und V. Grumel) neu aufgenommen. Die Pontifikatsjahre 
der Päpste (bisher ab Hadrian I.) sind nun bereits von Gregor I. an 
(auf Grund der Forschungen von Angelo Mercati beziehungsweise 
nach den Angaben des Annuario Pontificio) angeführt. Das alpha- 
betische Verzeichnis konnte um interessante Einzelheiten, meist 
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Ferialdatierungen, bereichert werden. Sie beruhen auf Zuschriften, 
die seit 1950 dem Niedersächsischen Staatsarchiv in Hannover, das 
die Funktion einer Sammelstelle für Grotefends Taschenbuch über- 
nommen hat, eingesandt wurden. Der Herausgeber ersucht darum, 
auch weiterhin Verbesserungs- und Ergänzungsvorschläge für künftige 
Neuauflagen an die gleiche Stelle zu richten. 

Graz Heinrich Appelt 


Leo Santifaller, Über die Verbal-Invokation in den älteren 
Papsturkunden, Römische Historische Mitteilungen 3, 1958/59, und 
1959/60, 18—113, klärt auf Grund eines weitreichenden, auch außer- 
halb des christlichen Kulturkreises geschöpften Belegmaterials das 
Aufkommen und die zeitliche und örtliche Verbreitung der einzelnen 
Invokationsformeln, wobei der Ertrag nicht nur für die älteren Papst- 
urkunden (bis ca. 1100), sondern auch für die anderen Urkundenarten 
äußerst reichhaltig ist. 


James W. Halporn, Magni Aurelii Cassiodori Senatoris Liber 
de anima: Introduction and Critical Text, Traditio 16, 1960, 39—109, 
gibt eine Neuedition mit sorgfältiger Einleitung über Entstehungszeit, 
Aufbau, Quellen, Stil, Orthographie, Einfluß und Verbreitung, Editi- 
onen und handschriftliche Überlieferung des Werkes. 


Kl. Gamber, Die Lesungen und Cantica an der Östervigil im 
Comes Parisinus, Rev. Bened. 71, 1961, 125—134, zeigt, daß der 
Lektionartyp des Comes Parisinus (Hs. Paris BN. lat. 9451), der 
hauptsächlich in Oberitalien und Süddeutschland vorkommt — was 
für die frühchristliche Geschichte Oberdeutschlands nicht uninter- 
essant ist —, in Ravenna unter Bischof Maximian (546—553) auf 
römischer Grundlage herausgebildet worden ist. Wegen der Über- 
einstimmungen mit diesem Typ möchte G. auch auf die Entstehung 
des Sacramentarium Gelasianum in Ravenna schließen. 


Georg May, Die Infamie im Strafmittelsystem der westgoti- 
schen Kirche, Zs. f. kathol. Theol. 83, 1961, 15—43, zeigt, daß die 
Infamie „nach westgotischem Recht hauptsächlich Unfähigkeit 
zum Zeugnis‘ — als weltliche Strafe nicht nur von den spanisch- 
westgotischen Reichskonzilien des 7. Jahrhunderts berücksichtigt 
wurde, sondern daß die Kirche auch ihrerseits sogar kirchliche Ver- 
gehen mit der Strafe der Infamie bedrohte. In den Capitula Angil- 
ramni, die aus römischen und westgotischen Rechtsquellen schöpften, 
ist der Personenkreis der Infamen daher zu Anklage und Zeugnis 
nicht zugelassen: vgl. Georg May, Zu den Anklagebeschränkungen, 
insbesondere wegen Infamie, in den Capitula Angilramni, Zs. f. KiG. 
72, 1961, 106—112. H.Lö. 


Berichte zum XI. Internationalen Byzantinisten- 
Kongreß München 1958. München, C. H. Beck 1958. 515 S. und 
29 Bildseiten (sämtliche Aufsätze sind separat paginiert). — Der 
Druck der Hauptreferate vor Kongreßbeginn gehörte zu den erfreu- 
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lichen organisatorischen Neuerungen des XI. Byzantinistenkongresses. 
Die damit für die Diskussion gegebenen Vorteile lassen den Nachteil 
der separaten Paginierung der Einzelreferate sowie der am Schluß 
zusammengefaßten Korreferate im Sammelwerk vergessen. Den 
Historiker geht in erster Linie die Auseinandersetzung zwischen 
Pertusi und Ostrogorsky über die Bildung der Themenorganisation 
an. Ostrogorsky vermag dem späten Ansatz Pertusis gewichtige 
Gründe entgegenzuhalten, die für Grundsteinlegung der neuen Militär- 
und Verwaltungsordnung in den Jahren um 620 sprechen. Anschließend 
beschäftigen sich Kapsomenos mit.der griechischen Sprache zwischen 
Koine und Neugriechisch, Kyriakides gibt einen Forschungsbericht 
über die literarhistorische Arbeit an Digenis Akritas, während Kitzin- 
ger die Kunst zwischen Justinian und dem Bildersturm, Demus die 
Entstehung des Paläologenstils behandeln. Zepos beleuchtet die 
byzantinische Jurisprudenz zwischen Justinian und den Basiliken; 
die Musikhistoriker Jammers, Schlötterer, Schmid, Waeltner 
handeln über Byzantinisches in der karolingischen Musik. Einen 
historisch interessanten Bericht über die Byzantinische Stadt gab 
Kirsten, während der profunde Handschriftenkenner Dain über die 
byzantinische Kodikologie referierte. Soweit die Hauptreferate mit 
ihren zugehörigen Korreferaten. Demgegenüber werden die Einzel- 
referate in den üblichen Kongreßakten ihren Platz finden. Ein weiterer 
Band enthält die Diskussionsbeiträge. Die Kongreßleitung hat sich 
der Redaktion der Berichte mit Einsicht und Geschick unterzogen. 
Köln B. Rubin 






































Ir. Fransen, Description de la Collection de Bede le Venerable 
sur l’Apötre, Rev. Bened. 71, 1961, 22—70, gibt eine Inhaltsbeschrei- 
bung des von Beda aus Augustin-Texten zusammengestellten Paulus- 
Kommentars, die deshalb besonders verdienstlich ist, weil dieser 
Kommentar trotz der Klärung durch A. Wilmart gelegentlich noch 
immer mit dem ähnlichen Werk des Florus von Lyon verwechselt wird. 










Bruno Boesch, Höngg und Üetliberg, Schweizer. Zs. f. Gesch. 
11, 1961, 46—50, sieht keine Möglichkeit, die Vermutung von ]. 
Siegwart, der Name Üetliberg stamme von dem dort residierenden 
Herzog Uatilo (vgl. HZ 187, 691), philologisch zu widerlegen. 









Georgine Tangl, Die Sendung des ehemaligen Hausmeiers 
Karlmann in das Frankenreich im Jahre 754 und der Konflikt der 
Brüder, QuFiA. 40, 1960, 1—42, sucht die näheren Umstände, ins- 
besondere die Motive Karlmanns bei dem Versuch der Friedens- 
vermittlung zwischen Pippin und Aistulf zu klären. Ein Exkurs 
erklärt das Schreiben des Papstes Zacharias von 750/51 (J.-E. 2290) 
als in Fleury im Interesse des Besitznachweises für die dortigen 
Benedikt-Reliquien interpoliert, aber als verwertbar für die Ge- 
schichte Karlmanns und Grifos. Ein zweiter Exkurs behandelt die Über- 
lieferung des 17. August als des Todestages Karlmanns. H:L8, 
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Notker der Stammler, Taten Kaiser Karls des Großen, 
hrsg. von Hans F. Haefele. (Mon. Germ. Hist. Scriptores Rer. Germ., 
Nova Series, XII.) Berlin, Weidmannsche Verlagsbuchh. 1959. LVI, 
127 S., 19,50 DM. — Diese Neuausgabe der ‚Taten Karls d. Gr.‘, die 
Notker von St. Gallen auf Geheiß Ks. Karls III. (886/87) aufzeichnete 
und in denen er seinem kaiserlichen Herrn das Bild des großen Vorfahren 
als Beispiel und Vorbild zu zeichnen gedachte — einer Quelle, die 
ein wertvolles Zeugnis nicht so sehr für den tatsächlichen Geschichts- 
ablauf als für das frühe Einsetzen der Sagenbildung um die Person 
Karls d. Gr. darstellt —, ersetzt die älteren Editionen von G. H. Pertz 
(MG SS 2 [1829], S. 731ff.), Ph. Jaffe (Bibl. rerum Germ. 4 [1867], 
S. 631ff.) und G. Meyer von Knonau (Mitteilungen z. vaterländ. 
Gesch. 36 [1920], S. 1ff.). Sie fußt auf der Handschrift XIII 858 der 
Niedersächsischen Landesbibliothek Hannover, die schon Pertz seiner 
Ausgabe zugrunde gelegt hatte. Daß der Codex Hannoveranus von 
den 25 bekannten Gesta-Handschriften, die über das 12. Jahrhundert 
nicht zurückreichen, dem Archetyp am nächsten steht und vor allem 
der Zwiefaltener und der Wiblinger Überlieferung vorzuziehen ist, 
auf die sich Jaff& und Meyer von Knonau stützten, wird in den kriti- 
schen Vorbemerkungen (S. XXVIIff. und XLIIff.) sowie noch aus- 
führlicher in Haefeles ‚Studien zu Notkers Gesta Karoli‘“ (DA 15, 
1959, S. 358ff.) überzeugend dargelegt. Die Codices Z und W bringen 
hingegen eine überarbeitete Fassung der Karlsanekdoten, und zwar 
dürften sie sich unter den 4 Überlieferungsklassen wegen ihrer ver- 
schiedenen Kürzungen und Zusätze, die in der Edition sorgfältig 
verzeichnet sind, am weitesten vom Original entfernt haben. In den 
Vorbemerkungen werden in gleicher Weise die Verfasserfrage, die 
Abfassungszeit und der Aufbau des Werkes, dessen Fortleben usw. 
sachlich und prägnant behandelt. Der Sachkommentar enthält — 
den früheren Editionen gegenüber wesentlich vermehrt — Nachweise 
von Entlehnungen und Anspielungen, dazu umfassende Literatur- 
hinweise zu Spezialfragen, so daß das Verständnis des oftmals hinter- 
gründigen Textes erheblich erleichtert wird. Hierzu tragen ebenfalls 
die genannten ‚Studien‘ bei. Diese Neuausgabe ist in jeder Hinsicht 
zu begrüßen. 


Freiburg i. Br. Eduard Hlawitschka 


H. Barre&, L’home&liaire carolingien de Mondsee, Rev. Bendd. 71, 
1961, 71—107, handelt über Quellen und Nachwirkung des von Abt 
Lantperht von Mondsee zwischen 811—819 für Erzbischof Hildebold 
von Köln zusammengestellten Homiliars. 4:10: 


Josef Bujnoch (Hrsg.), Zwischen Rom und Byzanz. Leben 
und Wirken der Slavenapostel Kyrillos und Methodios nach den 
Pannonischen Legenden und der Klemensvita. Bericht von der Taufe 
Rußlands nach der Laurentiuschronik. Übersetzt, eingeleitet und 
erklärt (Slavische Geschichtsschreiber hrsg. von Günther Stökl, 
Band 1). Graz, Verlag Styria 1958. 197 S., 8,50 DM. — Die Ergänzung 
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der rasch „‚populär‘‘ gewordenen Reihe ‚„Byzantinische Geschichts- 
schreiber‘‘ durch eine ausschließlich Übersetzungen aus slavischen 
Sprachen gewidmete Reihe kann freudig begrüßt werden. Schon das 
erste Bändchen ist mit seinen Proben eines Quellenmaterials von 
zentraler Bedeutung für die weltgeschichtliche Missionierung des 
Slaventums durch die Ostkirche ein Volltreffer zu nennen. Die Texte 
sind durch vorzügliche Einleitungen und Anmerkungen philologisch 
und historisch so weit erschlossen, daß auch die engere Fachwelt, vor 
allem aber die Byzantinistik, für ein zeitsparendes Hilfsmittel zu 
danken hat. Die Pannonischen Legenden (Konstantin- und Methodios- 
vita) stehen literarisch auf beachtlicher Höhe, vermitteln weit über 
den historischen Bereich hinaus Anregungen. Im Leben Konstantins 
z.B. spiegeln sich römischer Weltreichsgedanke, theologische Aus- 
einandersetzungen jener Tage mit Bilderfeinden und Islam; man 
gewinnt insbesondere intimsten Einblick in die Uranfänge der Volks- 
verbundenheit der Ostkirche dank ihrem Eintreten für die National- 
sprachen (Polemik gegen die „Dreisprachenhäresie‘“ des Römischen 
Stuhles). Dieselben Themen werden in der Methodiosvita trotz breiter 
heilsgeschichtlicher Einleitung nüchterner und substantieller behan- 
delt. Die im Gegensatz hierzu extrem erbaulich gehaltene Klemens- 
vita (Bulgarische Legende) richtet ihr Hauptaugenmerk auf die 
Schicksale der Schülergeneration der Slavenlehrer im bulgarischen 
Bereich. Die Verweise auf Paulus (den Dynamischen) erinnern an 
jüngste Stimmen zum Konzilsgedanken. Die Äußerungen zum Streit 
um das filioque ergänzen das überreiche lateinisch byzantinische 
Schrifttum. Endlich die Laurentiuschronik (sog. Nestorchronik) zur 
Taufe Volodimers (Korsuner Legende): Man erinnert sich der Gesamt- 
übersetzung durch Trautmann. Der Bericht über Wladimir den 
Heiligen liegt nun in nicht nur neuer, sondern erheblich verbesserter 
Gestalt vor. Die Kommentare verpflichten wie gesagt zu Dank. Zur 
Frage der Kapischen oder (Lesart) Kaspischen Tore (165, 53) würde 
ich mich allerdings der Ansicht Dvorniks zugunsten der Kaspischen 
anschließen (Les legendes de Constantin et de Methode vues de Byzance. 
Prag 1933, S. 183). Zwar wollen auch Pastrnek (Döjiny slov. Apo$t. 
57,39) und Lehr-Splawinski (Ziwoty Konstantyna i Metodego 32,50) 
diese Stelle als Tore von Pantikapaion (Kertsch) deuten, doch ist B.s 
geographischer Argumentation entgegenzuhalten, daß die Wohnsitze 
der Chazaren nicht nur bis Derbent reichten, sondern dort sogar ihre 
ältesten Zentren lagen. Ferner sind die Abasger (Abchasier) nicht 
nur zu identifizieren, sondern vom Altertum bis zur Gegenwart wohl- 
bekannt (S. 72). Vgl. zur Stelle etwa Dvornik 208. Die Übersetzung 
ist exakt und liest sich vorzüglich. 


Köln 























































B. Rubin 






Klemens Honselmann, Eine Essener Predigt zum Feste des 
hl. Marsus aus dem 9. Jahrhundert, Westfäl. Zs. 110, 1960, 199—221, 
erläutert, ediert und übersetzt eine bald nach der Translation (864) 
von einem Augenzeugen, vielleicht Bischof Altfrid von Hildesheim, 
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gehaltene Predigt, die als eine der nicht allzu zahlreichen literari- 
schen Äußerungen des sächsischen Klerus dieser Zeit ihren Wert 
besitzt. 


Alfred Wendehorst, Die Anfänge des Klosters Münster- 
schwarzach, Zs. f. bayer. LG. 24, 1961, 163—173, hält gegen C. Wolff 
daran fest, daß das Frauenkloster an der Stelle des späteren Münster- 
schwarzach frühestens 877 aufgelassen wurde, daß die Mönche von 
Megingaudeshusen also nicht vor diesem Jahre dorthin übersiedelt 
sein können und daß das Suarizaha der Notitia de servitio monasteri- 
orum also noch das Frauenkloster gewesen sei. 


Wolfram von den Steinen, Zu Notkers Gesta Karoli Magni, 
Schweizer. Zs. f. Gesch. 11, 1961, 51—54, stellt die Frage zur Dis- 
kussion, ob Notker seine Gesta Karoli nicht als fertige Reinschrift, 
sondern als Kladde hinterlassen habe und ob daher gewisse Sonder- 
heiten der Zwiefaltener Handschrift, die im wesentlichen eine nicht 
authentische Bearbeitung darstellt, nicht auch aus Unausgeglichen- 
heiten, etwa Zusätzen, eines unfertigen Urmanuskriptes zu erklären 
seien. 


Kurt Reindel, Die staatsrechtliche Stellung des Ostlandes im 
frühmittelalterlichen Bayern, Mitt. des Oberösterr. Landesarchivs 7, 
1960, 138—149, gibt eine ausführliche Auseinandersetzung mit dem 
Buch von Franz Pfeffer, Das Land ob der Enns, Linz 1958, wobei 
er insbesondere vor einer Überschätzung der Enns als Grenzlinie im 
8. und 9. Jahrhundert warnt. 


Ramon d’Abadal, La domination carolingienne en Catalogne, 
RH. 225, 1961, 319—340, schildert den Weg Kataloniens von der 
Herrschaft Karls d. Gr. zur völligen Unabhängigkeit, wobei er dem 
„visigothisme‘“, ohne deshalb westgotisch-römische Kulturgrundlagen 
zu leugnen, jedenfalls nicht die Bedeutung einer Triebkraft auf dem 
Weg zur Unabhängigkeit zuerkennt; immerhin verweist er darauf, 
daß Karl der Einfältige beim Versuch einer karolingischen Restaura- 
tion den Titel ‚rex Gothorum‘‘ angenommen habe. 


Heinrich Büttner, Markt und Stadt zwischen Waadtland und 
Bodensee bis zum Anfang des 12. Jahrhunderts, Schweizer. Zs. f. 
Gesch. 11, 1961, 1—26, gibt einen souveränen Überblick über die 
Voraussetzungen, unter denen sich in diesem Bereich Elemente 
städtischen Lebens im Übergang von der Antike zum Mittelalter 
erhalten oder neu entwickeln konnten. RER. 


v Gyula Moravcsik, Byzantinoturcica. I: Die Byzantinischen 
Quellen zur Geschichte der Türkvölker. Zweite durchgearbeitete Auf- 
lage (Berliner Byzantinistische Arbeiten 10, Hrsg. ]J. Irmscher). 
Berlin, Akademie-Verlag 1958. XXVI, 609 S., 77 DM. — Die erste 
Auflage des inzwischen von 390 auf 609 Seiten vermehrten Werkes 










—. 


iterari- 
| Wert 


inster- 
‚ Wolff 
inster- 
le von 
siedelt 
asteri- 


Magni, 
r Dis- 
chrift, 
onder- 
nicht 
ichen- 
klären 


les im 
1ivs 7, 
t dem 
wobei 
nie im 


logne, 
n der 
r dem 
llagen 
f dem 
arauf, 
taura- 


d und 
28, E 
r die 
mente 
lalter 
18. 


schen 
> Auf- 
cher). 

erste 
'erkes 








Früheres Mittelalter 729 





erschien 1942 und eroberte sich sofort ihren Platz unter den unent- 
behrlichen Hilfsmitteln der Byzantinistik. In ihrer heutigen Gestalt 
vermögen die Byzantinoturcica erst recht das langsame Fortschreiten 
der Neubearbeitung Krumbachers verschmerzen zu lassen. Trotz der 
Überschneidungen mit der kurz zuvor erschienenen Quellenkunde aus 
der Feder von E. M. Colonna wird die alphabetisch angeordnete 
Quellenübersicht M.s ihren Platz behaupten. Bibliographie und 
Handschriftenbenutzung sind entsprechend dem vergrößerten Um- 
fang erweitert und vertieft. Aber auch die ebenso byzanzkundliche 
wie turkologische Einleitung ist beträchtlich verbessert worden. Hier 
finden wir einen Überblick über die Byzanzforschung (neu), gefolgt 
von einem Abriß der Geschichte, beides mit bequemer Bibliographie. 
Besonders stark sind die Abrisse der Geschichte der einzelnen Türk- 
völker an Umfang gewachsen, besonders verdienstlich ihre Erweiterung 
um eine Übersicht über die Beziehungen zwischen den Griechen und 
den Völkern der Nordküste des Schwarzen Meeres. Es folgen die 
ebenfalls erweiterten sprachlichen, historiographischen und quellen- 
kundlichen Notizen. Von dem Reichtum des alphabetisch angeordne- 
ten Quellenteils vermag eine Anzeige keinen Begriff zu geben; es 
genügt darauf hinzuweisen, daß die in der Bibliographie der Byzantini- 
schen Zeitschrift erfaßten und darüber hinaus durch die seit der 
Erstauflage der Arbeit erschienene Literatur verfügbaren Materialien 
vollständig nachgetragen sind. So wird das Lebenswerk des ungari- 
schen Gelehrten auch in der neuen Gestalt seinen längst anerkannten 
Platz behaupten. 


Köln B. Rubin 





”Hans Walter (Hrsg.), Carmina medii aevi posterioris 
latina. I. Initia carminum ac versuum medii aevi posterioris latino- 
rum. Alphabetisches Verzeichnis der Versanfänge mittellateinischer 
Dichtungen. Unter Benützung der Vorarbeiten Alfons Hilkas. Göttin- 
gen, Vandenhoeck & Ruprecht 1959. XIV, 1186 S., 118 DM. — Das 
Werk verzeichnet über 21000 Initien gedruckter und ungedruckter 
lateinischer Dichtungen der Zeit etwa von 1000 bis 1500, soweit sie 
nicht in U. Chevaliers ‚Repertorium hymnologicum‘ aufgeführt sind. 
Zu jedem Initium ist die Stelle der Veröffentlichung des betreffenden 
Gedichtes angegeben bzw. Handschriften genannt, diese jedoch nur, 
wenn sich ihre Zahl in mäßigen Grenzen hält. Häufig findet man auch 
kurze Angaben über den Umfang und den Inhalt des Gedichtes. 
Zu beachten ist, daß der Bearbeiter keine kritische Übersicht über die 
lateinische Dichtung des behandelten Zeitraums geben, sondern 
lediglich demjenigen, der sich aus irgendeinem Grunde mit mittel- 
lateinischer Dichtung beschäftigt, die Arbeit des Suchens nach der 
Stelle der Veröffentlichung abnehmen, handschriftliche Nachweise 
liefern, kurzum ‚‚erste Hilfe‘ leisten will. Man wird also das Werk in 
jedem Fall mit Nutzen nachschlagen, ist jedoch nicht der eigenen 
Arbeit und kritischen Stellungnahme (hinsichtlich Autorschaft, Ab- 
fassungszeit und dgl.) enthoben. Hingewiesen sei auf die Nachträge 
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(S. 1105ff.) sowie das Autoren- und Sachregister, das als vorläufige, 
wenn auch unvollständige Übersicht über bestimmte Sachgebiete von 
Nutzen ist. 


München Franz Brunhölzl 


Nizämulmulk, Siyäsatnäma. Gedanken und Geschichten. 
Zum ersten Male aus dem Persischen ins Deutsche übertragen und 
eingeleitet von Karl Emil Schabinger Freiherr von Schowingen. 
Freiburg, Verlag Karl Alber 1960. XXII, 400 S., 1 Karte, 28,50 DM. — 
Das vorliegende Buch ist wohl das berühmteste Werk des Vorderen 
Orients innerhalb der Literaturgattung der Fürstenspiegel, das mit 
dieser deutschen Übertragung zum vierten Male in eine europäische 
Sprache übersetzt worden ist. Der Vf., wohl der größte Staatsmann 
in der persischen Geschichte, war über 30 Jahre Wesir zweier Sultane 
aus dem Hause der Seldschuken, deren Reich sich in seiner größten 
Ausdehnung von Chinesisch-Turkestan bis an die Grenzen Ägyptens 
erstreckte. Er vollendete sein Buch kurz vor seiner Ermordung im 
Jahre 1092. Nizämulmulk legt in ihm seine Auffassung über die 
Führung eines islamischen, nach den Gesetzen der sunnitischen Ortho- 
doxie regierten Staatswesens dar, indem er seine Ratschläge und 
Empfehlungen für den Herrscher durch Erzählungen und Anekdoten 
von sehr verschiedenem Umfang erläutert. Der durchweg korrekten 
Übertragung geht eine 95 Seiten lange Darstellung des Lebens und 
Wirkens des Vf.s voraus, am Schluß folgen einige wertvolle Exkurse 
und kommentierte Namensindizes, denen noch ein Sachindex hätte 
beigefügt werden sollen. Häufige Irrtümer in der Transkription von 
Namen wiegen nicht so schwer wie gelegentliche Fehlübersetzungen 
von administrativen termini technici, die der Sprachkenner an Hand 
der erfreulicherweise oft beigegebenen persischen Formen leicht be- 
richtigen kann. 


Mainz Heribert Horst 


‚Georges Despy, Inventaire des archives de l’abbaye de 
Villers. Ire Serie: Abbayes et chapitres. I. Brüssel, Archives gen£rales 
du royaume 1959. XV, 391 S.—Marie-Rose Thielemans, Inven- 
taire desArchives de la famille d’Olmen de Poederle. Brüssel, 
Archives de l’etat a Mons 1959. XXI, 148 S.—Cecile Douxchamps- 
Lefevre, Inventaire des Archives des mötiers de Namur. 
Brüssel, Archives de l’&tat de Namur 1959, 63 S. — Die Leitung der 
belgischen Archive eröffnet mit der Arbeit von Despy eine neue 
Reihe, die besondere Aufmerksamkeit verdient. Diese verdankt ihr 
Entstehen der Initiative des Generalarchivars Sabbe, der einleitend 
darauf hinweist, daß die Veröffentlichung genauer Inventare, die 
mit Regesten begleitet sind, gerade für die geistlichen Archive 
Brabants ein wichtiges Material für die politische, religiöse, wirt- 
schaftliche und soziale Geschichte erschließt. Obwohl für die kirch- 
lichen Archive Brabants das sechsbändige Werk von A. d’Hoop 
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vorliegt, dessen Verdienste voll anzuerkennen sind, so fordert doch 
die moderne Forschung genauere Inventare und die Bereitstellung 
des Materials nach neuen Gesichtspunkten. Despy, der ein Schüler 
von P. Bonenfant ist und bereits durch die Publikationen der Ur- 
kunden des Klosters Waulsort und andere Arbeiten sich einen guten 
wissenschaftlichen Namen gemacht hat, setzt sich in der Einleitung 
mit den Anforderungen der Archivwissenschaft für die Inventari- 
sierung auseinander und zeigt, daß die Grundsätze von d’Hoop heute 
veraltet sind. Die Schwierigkeiten, das sogenannte ‚‚Provenienzprinzip‘ 
durchzuführen, haben sich vielfach bemerkbar gemacht, doch für das 
Kloster Villers liegt es verhältnismäßig günstig, denn hier ist die 
ursprüngliche Ordnung in allgemeine Urkunden, allgemeine Ver- 
waltungsurkunden und die Archive der speziellen Besitzungen im 
großen Ganzen aufrechterhalten worden, während sonst häufig schon 
im Mittelalter und dann in der neueren Zeit durch Neuordnung der 
Bestände nach anderen Gesichtspunkten die ursprüngliche Ordnung 
schwer zu rekonstruieren ist. In diesem Fall handelt es sich um eine 
Zisterzienserabtei, die von 1146—1795 bestanden hat. Dabei ist von 
besonderem Wert das umfangreiche Material über die Grangien, die 
Mustergüter der Zisterzienser. Obwohl ein nicht unerheblicher Teil 
besonders der Originale sich im Archiv des Erzbistums Mecheln be- 
findet, und daher nicht erfaßt werden konnte, so bietet diese Publi- 
kation ein ungewöhnlich wertvolles historisches und sozialgeschicht- 
liches Material. Das Inventar verzeichnet 295 Nummern, dazu kom- 
men 1019 Regesten von 1147 bis 1761, die ebenfalls wirtschaftsgeschicht- 
lich äußerst interessant sind. Ein Orts- und Namensverzeichnis er- 
möglicht eine gute Übersicht über das Material. Endlich ist auch ein 
Verzeichnis der Siegel beigegeben. Diese sorgfältige Arbeit ist eine 
ausgezeichnete Eröffnung der neuen Serie. Zwei weitere Bände über 
das „Chapitre de Saint- Jacques sur Coudenberg & Bruxelles‘ und über 
die „abbaye de La Rame&e“ sind bereits angezeigt. — Fräulein Thiele- 
mans gibt ein Inventar eines Familienarchivs, das 1952 dem Staats- 
archiv übergeben wurde. Es enthält eine große Anzahl Familien- 
papiere, dieser und der mit ihr verwandten Adelsfamilien, in der 
Hauptsache aus dem 17. und 18. Jahrhundert. Diese ursprünglich 
bürgerliche Familie ist durch den Staatsdienst emporgekommen und 
war mit anderen hohen Beamtenfamilien verschwägert. Dadurch sind 
nicht nur deren Papiere, sondern auch viele Besitzungen im Erb- 
gang erworben worden, und die Dokumente dieser Besitzungen, die 
vom 14. Jahrhundert teilweise beginnen, enthalten ein wirtschaftliches 
und sozialgeschichtlich interessantes Material. Hervorzuheben ist die 
geschickte Ordnung der so verschiedenartigen Materialien sowie ein 
gutes Register. — Frau Douxchamps-Lefevre hat unter Benutzung 
neuer Bestände des Archivs in Namur eine Übersicht über die Zunft- 
archive der Stadt gegeben, wobei sie besonders der Verdienste des frühe- 
ren Generalarchivars D. D. Brouwers um die Erforschung der Zünfte 
gedenkt. In einer kurzen, aber sorgfältigen Einleitung weist sie auf die 
Bedeutung dieses Materials hin. Die rechtzeitige Übergabe der Zunft- 
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archive an das Staatsarchiv hat sie vor dem Untergang bewahrt, 
während alle Archive der Stadt Namur bei der Beschießung der Stadt 
durch die Deutschen 1914 zugrunde gegangen sind. Unter dem 
Gesichtspunkt der vergleichenden Geschichte der Zünfte wäre eine 
Bearbeitung des reichen Materials sehr zu wünschen. Ein Orts- und 
Namensregister ist beigegeben. 

Berlin H. Sproemberg 














Von belgischen Archivinventaren sind zwei neue Publikationen 
B erschienen: Georges Hansotte, Inventaire des archives de 
A l’abbaye de Neufmoustier, 2 Bde., Bruxelles, Galerie Ravenstein 
1960, zusammen 570 S., gibt zunächst ein Inventar des Archivs des 
zu Beginn des 12. Jahrhunderts gegründeten Augustinerchorherren- 
stiftes Neufmoustier in Huy, das sich heute im Staatsarchiv zu Lüttich 
befindet, und Urkundenregesten für die Zeit von 1125—1788. Den 
Beschluß bildet ein umfangreiches Orts- und Personenregister. — 
Jos. Marechal, Inventaris van het Archief der Proosdij van 
Sint Donaas te Brugge, Brüssel, Galerie Ravenstein 1960, 83 S., 
veröffentlicht eine Übersicht über die Bestände des Archivs dieser 
zuerst in der Mitte des 11. Jahrhunderts nachweisbaren Propstei im 
Brügge; es wird heute im Reichsarchiv zu Brügge aufbewahrt und 
umfaßt hauptsächlich Aktenbestände der Neuzeit. K. Jordan 



























Johannes Ramackers, Papsturkunden in Frankreich. 
Neue Folge, 6. Band: Orl&eanais (Abh. d. Ak. d. Wiss. in Göttingen, 
philol.-hist. Kl., 3. Folge, Nr. 41). Göttingen, Vandenhoeck & Ru- 
precht 1958. 278 S. 30 DM. — Das Unternehmen der Papsturkunden 
in Frankreich, gedacht als Vorarbeit zur Gallia pontificia, nähert 
sich mit dem hier zu besprechenden 6. Band dem Abschluß. Ein 
7. Band für die ‚Ile de France‘ und ein 8. mit Nachträgen für ganz 
Frankreich, vor allem aber den Süden des Landes, sind schon in Arbeit 
bzw. kurz vor der Vollendung. Übersieht man das bisher Geleistete, 
so wird deutlich, wie sehr sich die erneute, systematische und regio- 
nale Durcharbeitung aller Archive und Bibliotheken auf Papsturkunden 
vor Innozenz III. gelohnt hat, und wie weit man damit über die von 
der 2. Auflage des ‚‚Jaffe‘‘ erfaßten Bestände hinausgelangt ist. Allein 
für die beiden alten Diözesen Orleans und Chartres, denen dieser 
6. Band gewidmet ist, kann R. 211 Stücke in extenso mitteilen, die 
bei Jaffe noch nicht als gedruckt nachgewiesen waren, und unter 
diesen 60, die bis heute nicht oder nur unvollständig gedruckt sind, 
schließlich 17 Stücke, die ganz unbekannt waren oder doch bisher in 
gedruckten Werken nicht erwähnt wurden. Durch die Kopien und 
Kollationen, die R. schon auf Archivreisen der Jahre 1931—1934 
vornahm, sind hier, wie auch in den anderen Bänden, mehrere Urkun- 
dentexte für die Forschung gerettet, deren Originale bzw. Kopien 
im 2. Weltkrieg zugrunde gingen. Neben dem Druck der erwähnten 
Urkunden (S. 44—274), die durch ein Empfänger-Verzeichnis (S. 276f.) 
aufgeschlossen werden, ist aber wiederum der eingehende Bericht des 
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Vf.s über die Archive und Bibliotheken des untersuchten Gebiets 
(S. 8—43) zu begrüßen, in dem die alten Provenienzen ebenso wie die 
jetzigen Aufbewahrungsorte, das lokale Material ebenso wie das 
sachlich dazugehörige, aber in Paris beruhende, klar und übersicht- 
lich berücksichtigt werden. Der Ertrag dieses Bandes kommt ganz 
überwiegend dem 12. Jahrhundert zugute und bietet ein eindrucks- 
volles Bild päpstlicher Kirchenregierung in Frankreich, die damals — 
durch mehrere, zum Teil langdauernde Aufenthalte der Päpste in 
diesem Lande unterstrichen — ihren Höhepunkt erreichte. Allein für 
den Pontifikat Alexanders III. bietet R. nicht weniger als 83 Stücke, 
und das für zwei französische Diözesen! Reich ist auch der Ertrag für 
die Geschichte der Grafen von Blois im 12. Jahrhundert (vgl. vor 
allem die auch diplomatisch bemerkenswerten Nr. 206 und 208, mit 
wichtigen Vorbemerkungen des Herausgebers). Hervorhebung ver- 
dient ferner, für die deutsche Geschichte, die Nr. 30, ein Brief des 
Erzbischofs Friedrich von Köln an Calixt II. (1119 April Anfang) 
mit eingehender Vorbesprechung durch R., S. 86f., und der Hinweis 
$.33, Anm. 1, auf den offenbar noch ungedruckten Brief des Bischofs 
Burchard von Worms an Bischof Walter von Speyer, 1012 (so, und 
nicht 1112, wie versehentlich gedruckt) März 15! Mehr noch als andere 
Bände der Reihe läßt dieser die diplomatische Meisterschaft des 
Bearbeiters erkennen. Standen in ihm doch so schwierige Gegenstände 
wie die zweifelhaften Stücke für Saint-Benoit-sur-Loire (zu denen 
sich R. ertragreich mit den Herausgebern A. Vidier und M. Prou 
auseinandersetzt), die Fälschungen des Geoffroy de Vendöme (hier 
werden die Resultate von H. Meinert z.T. erheblich korrigiert), 
die großen Fälschungskomplexe von Sainte-Trinite de Vendöme und 
Tiron zur Behandlung an. Die Sicherheit, die R. in der Beurteilung 
des Materials aus intimster Kenntnis des jeweiligen päpstlichen 
Kanzleigebrauchs hat, erlaubt in zahlreichen Fällen, zu genaueren 
Urteilen als bisher zu gelangen. Andere wichtige Provenienzen sind, 
neben der erwähnten, La Cour-Dieu, Saint-Pere de Chartres, Bonne- 
val, Saint-Lomer (auch ‚„Laumer‘‘) de Blois, Notre-Dame du Bourg- 
moyen in Blois, Saint-Jean-en-Vall&e in Chartres, mehrere Priorate 
von Marmoutier, die Abtei Micy bei Orl&ans und selbstverständlich 
die beiden Bistümer und Domkapitel von Chartres und Orleans. Für 
einige Details darf Rez. auf seine Besprechung in der Theol. Literatur- 
zeitung 1961 (Sp. 673 ff.) verweisen. 


Heidelberg K. F. Werner 


Otto of Freising and his continuator, Rahewin, The 
Deeds of Frederick Barbarossa. Translated and annotated with 
an introduction by Charles Christopher Mierow, with the collaboration 
of Richard Emery (Records of Civilization, Sources and Studies, ed. 
Austin P. Evans). New York, Columbia University Press 1953. XII, 
366 S. 1 Taf. — Seiner Übersetzung der Chronik Ottos von Freising 
(New York 1928) hat Mierow die der Gesta Friderici folgen lassen, als 
erste Übertragung dieses Werkes ins Englische überhaupt. Der Über- 
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setzer, selbst kein Spezialist der mittelalterlichen Geschichte, hat als 
Mitarbeiter Richard W. Emery gewonnen, der für den Kommentar 
und die Bibliographie verantwortlich zeichnet. Zugrunde liegt v. Sim- 
sons Ausgabe von 1912. Die Einleitung informiert in großen Zügen 
über die beiden Autoren, den Charakter ihrer Werke und den Niveau- 
unterschied, der zwischen ihnen besteht. Weiterhin werden (S. 11#f.) 
einige besondere Übersetzungsprobleme und in deren Zusammenhang 
Fragen der Länder- und Völkernamen sowie der Festkrönungen 
behandelt. Der Text der Übersetzung schließt sich so eng wie möglich 
an die Vorlage an, zur Verdeutlichung sind hin und wieder die lateini- 
schen Begriffe in Parenthese eingefügt. Hervorhebung verdient der 
reich gegliederte Index. In der Bibliographie vermißt man die Arbeit 
von Robert Holtzmann, Das Carmen de Frederico I. imp. aus Bergamo 
und die Anfänge einer staufischen Hofhistoriographie, NA 44, 1922, 
252ff., deren grundlegende Ergebnisse auch in der Einleitung nicht 
berücksichtigt werden. 


Bonn Helmut Beumann 


Hans Conrad Peyer, Stadt und Stadtpatron im mittel- 
alterlichen Italien (Wirtschaft, Gesellschaft, Staat. Zürcher Bei- 
träge zur allgemeinen Geschichte 13). Zürich, Europa-Verlag 1955. 
84 S. 6,25 sfr. — Zu den von der Forschung seit jeher beachteten 
Wesenszügen mittelalterlichen Denkens gehört es, daß der Weg zur 
abstrakt-institutionellen Rechtsperson, wenn überhaupt, nur lang- 
sam und mühsam gefunden wurde, daß die Vorstellungen von Herr- 
schaft und Eigentum statt dessen an konkrete oder doch sehr konkret 
gedachte Personen, namentlich den König oder den Klosterheiligen, 
gebunden blieben. Diese Fragestellung wird von P. in sehr frucht- 
barer Weise auf die Stadtstaaten Italiens angewandt, für die der 
Stadtpatron nicht bloßes Symbol, sondern aktiv-lebendig gedachter 
Repräsentant der Stadt war, jedenfalls ehe sich seit dem späten 
13. Jahrhundert von der aristotelisch-scholastischen Philosophie her 
eine staatstheoretische Literatur zu entwickeln begann — aber auch 
noch über diese geistesgeschichtliche Wende hinaus. An den Beispielen 
Venedig (St. Markus), Mailand (St. Ambrosius), Florenz (St. Johannes) 
und Siena (St. Maria), aber auch mit gelegentlichen Ausblicken auf 
andere Städte, wie Modena und Pavia, wird dies im einzelnen ver- 
anschaulicht. Die berühmte Überführung der Markusreliquien nach 
Venedig 827/28 gehört zwar nur lose in diesen Zusammenhang, da 
sie im wesentlichen der Legitimierung des Patriarchates dienen sollte, 
aber vom 11. Jahrhundert an läßt sich allenthalben beobachten, daß 
mit dem Erwachen eines vom Stadtvolke getragenen politischen 
Gemeinbewußtseins und Gemeinwillens der jeweilige Stadtpatron ‚‚den 
entstehenden institutionellen Gemeinschaftsstaat verkörpern sollte“ 
(S. 15). Vielfältig und doch gleichartig sind die Zeugnisse, die P. 
dafür beibringen kann: Kult, Herrschaftssymbol, Kampfruf — alle 
Bekundungen dieser Art sind mit stark emotionaler Note auf den 
Stadtheiligen bezogen, frappanterweise aber vornehmlich — zuweilen 
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gar eruptiv — nur in den Phasen republikanischer Kommunalver- 
fassung, während der Übergang zur monarchischen Signorie diesen 
Bezug bald wieder verebben läßt und dem traditionell weitergepfleg- 
ten Kult die eigentlich politische Stoßkraft entzieht. — Der reich 
dokumentierten, auch bibliographisch vorzüglich unterbauten und 
straff durchgeführten Studie hätte man an sich natürlich eine noch 
breitere Basierung gewünscht, aber ob dadurch noch wesentlich neu- 
artige Züge zutage getreten wären, bleibt in der Tat zweifelhaft. Einen 
besonderen Hinweis verdient der Exkurs (S. 63—67) über das Zere- 
moniell der Dogeneinsetzung in Venedig, der als Ergänzung zu den 
bekannten Ordines-Studien sehr willkommen ist. 
Köln Th. Schieffer 


” Eberhard Quadflieg, Imagina und die Grafen von Loon 
(Genealogische Forschungen z. Reichs- u. Territorialgesch. Heft 6). 
Aachen, Selbstverlag 1960. 39 S., mit einer Stammbaumtabelle. — 
Qu. verfolgt die Erb- und Formgeschichte des adeligen Frauennamens 
Imagina, der ursprünglich als ‚„‚Stammesname‘“ der Sippe Loon galt. 
Dabei macht Qu. einige Bemerkungen zur genealogischen Methode 
überhaupt. Es zeigt sich, daß im 12. und 13. Jahrhundert der ver- 
erbte Name noch den Sippenzusammenhang aufzeigen kann; aber 
schon im 13. Jahrhundert beginnt der Name die Blutlinie zu ‚über- 
springen“. 

Hamburg W. Lammers 


Rudolf M. Kloos [Hrsg], Die Deutschen Inschriften. 
V: Münchener Reihe 1. Band. Die Inschriften der Stadt und des 
Landkreises München. Stuttgart, Druckenmüller 1958. XXVI, 370 S., 
105 Abb., 4 Lageskizzen, 2 Karten, 82 DM. — Der vorzüglich aus- 
gestattete Band, mit dem das Unternehmen der ‚Deutschen In- 
schriften‘‘ wieder in Gang gekommen ist, enthält 667 Inschriften der 
Stadt und des Landkreises München vom 13. Jahrhundert bis 1650, 
soweit sie sich in und an Kirchen und öffentlichen Gebäuden befinden 
oder befanden; Inschriften an Gegenständen in öffentlichen oder 
privaten Sammlungen sollen gesondert veröffentlicht werden. Zum 
großen Teil sind die Originale verloren, so daß der Wortlaut vieler 
Inschriften und die Beschreibung ihrer Träger aus alten Drucken 
und handschriftlichen Aufzeichungen entnommen werden mußte. Die 
Inschriften werden in chronologischer Folge geboten. Beschreibungen, 
Transkriptionen und Erklärungen (bei längeren lateinischen Inschrif- 
ten auch Übersetzungen) sind mit Sorgfalt bearbeitet. Die Einleitung 
unterrichtet kurz über die Geschichte der Stadt und der Bauten, 
von denen die Inschriften stammen, über die nichtoriginale Überliefe- 
rung eines Teiles der Inschriften sowie über die Schriftformen. Die 
typographische Gestaltung ist gegenüber den älteren Bänden der 
Reihe in manchem verbessert. 

Franz Brunhölzl 





München 
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SPÄTERES MITTELALTER (1250—1500) 


Zeitschriftenbericht von W. Lammers-Hamburg 


William F. Kahl, The Development of London Livery 
Companies. An historical essay and a select bibliography (The 
Kress Library of Business and Economics, publication no. 15). Boston, 
Mass., Harvard Graduate School of Business Administration 1960. 
VIII, 104 S. — Der geschichtliche Überblick beginnt mit dem gegen- 
wärtigen rechtlichen und gesellschaftlichen Wirkungsbereich der 82 
Londoner ‚Livery Companies‘, von denen namentlich die wohl- 
habenden ‚Zwölf Großen‘ beträchtliche Mittel für Wohlfahrtszwecke 
und Studienförderung bereitstellen. Die Verbindung dieser angesehe- 
nen Gemeinschaften mit dem Fachgewerbe, das ihr hergebrachter 
Zunftname bezeichnet, ist heute gering. Der Ausdruck „‚‚Livery“ 
rührt von der Zunfttracht (Livree) her, die eine höhergestellte Mit- 
gliederklasse tragen durfte. Der Wert der Darstellung liegt in der 
breiten Erfassung des Themas, die sich nicht in Ursprungsfragen ver- 
liert, sondern ältere und jüngere Verhältnisse nebeneinanderstellt, 
Zwei Drittel des Quartbandes füllt die Bibliographie von über 1200 
Titeln. Sie weist nach, was in der ergiebigen Guildhall Library, in 
fünf anderen Londoner Bibliotheken, in Oxford und in Harvard über 
die einzelnen Gemeinschaften und ihre Gesamtheit zu finden ist, 
Etliche weitergreifende, aber einschlägige Bücher, z. B. von Martin 
Weinbaum, sind allerdings nicht aufgenommen. Den auf S. 34 her- 
vorgehobenen Werken von George Unwin und anderen hätte aus 
der Bibliographie noch ‚A short history of the Worshipful company 
of bakers of London‘ (1933) von Sylvia Thrupp beigefügt werden 
können. 

Heidelberg Fritz Tyautz 


Sven et Suzanne Stelling-Michaud, Les Juristes Suisses 
a Bologne (1255—1330). Notices biographiques et regestes des 
actes bolonais. Genf, Librairie E. Droz 1960, 331 S. — Das Werk 
enthält die Lebensdaten von 225 Studenten, die ihre juristischen 
Studien zwischen 1255 und 1330 in Bologna absolviert haben und 
entweder im Gebiet der heutigen Schweiz geboren sind oder dort im 
Laufe ihres Lebens tätig waren. Die biographischen Notizen gliedern 
sich in Angaben über den Studienaufenthalt, über die empfangenen 
Weihen und inngehabte Kirchenämter sowie über die berufliche 
Tätigkeit nach dem Studium. Entsprechend der Quellenlage sind die 
einzelnen Darstellungen von unterschiedlicher Ausführlichkeit. — 
Sachlich bedeutet die Untersuchung eine beachtliche Ergänzung des 
Index zu den Acta Nationis Germanicae in Bologna aus den Jahren 
1289—1562 (Knod, Deutsche Studenten in Bologna, 1899), da außer 
den Acta Nationis Germanicae auch die Memorialia Communis und 
die Atti del Podestä als Quellen benutzt wurden. Während Knod für 
die Zeit bis 1330 nur 128 Namen von ‚schweizer‘ Studenten anzu- 
geben vermochte, sind jetzt 97 neue hinzugekommen; die urkund- 
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lichen Belege für diese Neuentdeckungen sind in den Anhängen II 
und III des Buches wiedergegeben. — Der Anhang I enthält 24 
Dokumente aus der Zeit von 1273 bis 1300, die sich auf das Leben der 
Studenten in Bologna beziehen, in erster Linie Kauf- und Darlehens- 
urkunden sowie Testamente. Beigegeben ist dem Buch ein ausführ- 
liches Namensregister. 


Frankfurt am Main Hermann Dilcher 


Thomas N. Bisson, An Early Provincial Assembly: The 
General Court of Agenais in the Thirteenth Century, Spec. 36, 1961, 
254—281, untersucht die curia generalis von Agen an der Garonne, 
d.h. die Versammlung der Herren, Vasallen und Städte im Distrikt 
(diocesis, terra, senescallia, patria) Agenais während des 13. Jahr- 
hunderts. Die Institution wird im Zusammenhang gesehen mit ähn- 
lichen Bildungen in der Gascogne und mit spanischen Cortes. Auf- 
fällig ist die frühe Vertretung der Städte, wahrscheinlich schon 
Ende des 12. Jahrhunderts. 


Erwin Iserloh, Der Wert der Messe in der Diskussion der 
Theologen vom Mittelalter bis zum 16. Jahrhundert, Zs. f. Kath. 
Theol. 83, 1961, 44—79, verfolgt die Meinungen über die begrenzte 
oder unbegrenzte Wirkkraft der Messe vor allem bei spätmittel- 
alterlichen Theologen. Die spätmittelalterliche Kirchenpraxis wie die 
theologischen Lehren haben die Auffassung von dem endlichen Wert 
der Messe begünstigt, was etwa darin zum Ausdruck kommt, daß ein 
einzelner Gläubiger sich durch ein Stipendium der ausschließlichen 
Zuwendung der Opferfrucht versichern könne. Eine derartige Praxis 
hat „einer quantitativen und dinglichen Auffassung der Eucharistie 
im Spätmittelalter Vorschub geleistet und ihren Geschehnischarakter 
und ihren Vollzug im Glauben und in personaler Hingabe immer mehr 
in den Hintergrund treten lassen, woran sich u.a. die Kritik der 
Reformation entzündete‘ (S. 79). 


Kaspar Elm, Neue Beiträge zur Geschichte des Augustiner- 
Eremitenordens im 13. und 14. Jahrhundert. Ein Forschungsbericht, 
Arch. f. Kultg. 42, 1960, 357—387. — Das 700- Jahres- Jubiläum (1956) 
des Augustiner-Eremitenordens hat eine Reihe neuer Forschungen 
und Editionen zur Geschichte dieses Ordens veranlaßt. Schwerpunkte 
neuerer Untersuchungen liegen bei der Frühgeschichte der Augustiner- 
Eremiten, welche als Orden 1256 aus den Wilhelmiten, Johannboniten, 
Brittinern, Katholischen Armen und den toskanischen Augustiner- 
Eremiten zusammengeschlossen wurden. Daneben erschienen Quellen- 
editionen, welche die Gründungstraditionen und das Selbstverständnis 
dieser Eremiten deutlicher erkennen lassen. Noch wenig erforscht 
ist die Geschichte des Verbandes in seiner Verflechtung mit an- 
deren zeitgenössischen Kongregationen und religiösen Strömungen. 
Gerade diese ordensvergleichende Betrachtung aber erscheint als 
Desiderat. 
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Martin Anton Schmidt, Thomas Aquinas and Raymundus 
Lullus, Church History 29, 1960, 123—138, stellt mit Thomas von 
Aquin und Raimundus Lullus zwei typische Auffassungen von der 
Aufgabe der ratio beim Versuch, Ungläubige für den Glauben zu ge- 
winnen, gegenüber. W.L. 


F. Ketner [Vitg.] Oorkondenboek van het Sticht Utrecht 
tot 1301. V, 1: 1291—1296; V, 2: 1296—1301. ’s-Gravenhage, Staats- 
drukkerij- en Uitgeberijbedrijf 1959. XXXIX, zus. 637 S. — Der 
vorliegende V. Band stellt den Abschluß der vor der Jahrhundert- 
wende begonnenen und seit 1943 von K. fortgeführten Urkunden- 
sammlung dar, deren große Bedeutung für die niederländische Ge- 
schichtswissenschaft mehrfach gewürdigt worden ist, vgl. u. a. HZ 185 
(1958), S. 610—613. Die Editionsgrundsätze sind dieselben geblieben, 
d.h., jeder Urkunde gehen Kopfregest sowie Angaben über die hand- 
schriftliche Überlieferung, Drucke und Regesten voraus, während die 
weiteren Angaben in der diplomatischen Einleitung zusammengefaßt 
werden. Neu hinzugekommen ist ein äußerst ergiebiges Verzeichnis 
der in den Bänden III—V zitierten Literatur. Die 650 Urkunden und 
Briefe (davon über 250 Inedita) sind bis auf wenige Ausnahmen mit 
vollem Text abgedruckt. Sie betreffen die geistlichen und weltlichen 
Angelegenheiten des Bistums und seiner Korporationen, wobei das 
Schwergewicht auf dem Geschehen innerhalb des Stifts liegt. Eine 
geringere Anzahl von Urkunden spiegelt die Beziehungen zu den Nach- 
bargebieten wider, vor allem zu den Grafen von Holland; das Papst- 
tum und die große Politik erscheinen dagegen nur in wenigen Stücken. — 
Leider vermißt man in dem sonst so splendid angelegten Werk ein 
Sachregister, das die reichhaltigen Hinweise zur Kirchen-, Rechts- 
und Wirtschaftsgeschichte u.a. m. bequem nutzbar gemacht hätte. 

Berlin Wolfgang D. Fritz 


Die mittellateinische Lexikographie steht seit einigen Jahren 
ganz im Zeichen des Erscheinens der großen nationalen und inter- 
nationalen Lexika. Daß Reino Hakamies sich dadurch nicht ab- 
halten ließ, sein kleines Glossarium Latinitatis medii aevi 
Finlandicae, Helsinki 1958. XVI, 188 S., Documenta historica 
quibus res nationum septentrionalium illustrantur ed. Academia 
scientiarum Fennica, zu publizieren, ist sehr erfreulich. Denn neben 
den Indices verborum einzelner Autoren — vorzügliches wird hier 
auf dem Gebiet der griech.-lat. Übersetzungsliteratur des MAs. ge- 
leistet — brauchen wir gerade solche Speziallexika sehr nötig, um 
tiefer in die Problematik mlat. Wortforschung eindringen zu können. 
Wer unter diesem Gesichtspunkt das Buch von Hakamies studiert, 
wird zwar manches beiseite lassen, das sich aus dem Charakter eines 
Glossars rechtfertigen läßt, dürfte aber das überwiegend aus dem 
14. und 15. Jahrhundert beigebrachte Material dankbar begrüßen, 
zumal es nicht nur fast fehlerfrei dargeboten, sondern außer auf 
finnisch und schwedisch auch noch französich erklärt wird. 

Berlin-Zehlendorf N. Fickermann 
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# J. S. Purvis, Notarial Signs from the York archiepis- 
copal records (The Borthwick Institute of Historical Research). 
London, St. Anthony’s Press 1957. XXII S., 100 Tafeln, 30 s., ent- 
hält eine Serie guter Reproduktionen englischer Notariatssignete des 
14.—18. Jahrhunderts nach Originalen im Archiv der Erzbischöfe 
von York, die als reizvolles Vergleichsmaterial auch die Aufmerk- 
samkeit des kontinentalen Diplomatikers verdient. Einleitende Be- 
merkungen beschäftigen sich mit der Entwicklung des Notariats und 
des Notariatszeichens in England. 


Graz Heinrich Appelt 


Margaret Hastings, High History or Hack History: England 
inthe Later Middle Ages, Spec. 36, 1961, 225—253, greift den neuen 
Professor Regius für Moderne Geschichte in Oxford, H. Trevor-Roper, 
wegen seiner Antrittsvorlesung History: Professional and Lay (ersch. 
1957) an, worin er den Vorrang der Zeitgeschichte für die geschicht- 
liche Bildung des Fachmannes und des Laien forderte. Gerade für 
Amerika sei die Formulierung eines Gegensatzes ‚‚Fruchtbar-provo- 
zierende Zeitgeschichte — Sterile Akribie in der Geschichtsforschung 
des Mittelalters‘ gefährlich. Aus einer derartig herausgeforderten 
Haltung wird eine bibliographische Bilanz der letzten zwanzig Jahre 
zur englischen Geschichte des 14. und 15. Jahrhunderts gegeben. 
Besprochen werden Editionen, Untersuchungen und Darstellungen 
zur allgemeinen, politischen, Verfassungs-, Sozial-, Wirtschafts- und 
Kulturgeschichte. Zum Schluß beschwört H. die amerikanische 
Geschichtsforschung, die Grundlagen der amerikanischen Geschichte, 
die sie im europäischen und speziell im englischen Mittelalter sieht, 
nicht aus dem Auge zu verlieren, W.L. 


Select Cases in the Court of King’s Bench under Ed- 
ward II. (Vol. IV). Select Cases in the Court of King’s Bench 
under Edward III. (Vol. V). Edited by G.O.Sayles, (Publications 
of the Selden Society, Vol. 74 und 76). London 1957/1958. CX und 
193/CLIV und 154 S. £ 3, 13, 6. — Die hier angezeigten zwei Bände 
sind die beiden letzten eines fünfbändigen Werks, dessen drei erste, 
in den Jahren 1936—1939 erschienen (Selden Society Publ. 55, 57 
und 58), die Geschichte und Gerichtsbarkeit von King’s Bench unter 
Edward I (1272—1307) behandeln und verfolgen, seit sich dieses 
Gericht aus dem consilium regis (King’s Council) abgespalten hatte. 
Mit echt englischem Humor bemerkt der Herausgeber und Verfasser, 
er sei bei parlamentsgeschichtlichen Forschungen in einem Geschichts- 
werk auf den Satz gestoßen, daß die „Rolls of Parliament‘“ verdächtig 
den „coram rege rolls of the king’s bench‘“ glichen, und ‚out of that 
completely erroneus statement has come five volumes‘‘. Möchte es 
solcher Anlässe mehr geben! Es sind nicht nur die 58 (Vol. IV; aus 
den Jahren 1308—1326) und 59 (Vol. V; aus den Jahren 1327—1340) 
ausgewählten, durch Namen- und Sachregister erschlossenen Prozeß- 
stücke aus der Tätigkeit des bancum regis — wobei der Herausgeber 
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eng. 


neben den lateinischen oder altfranzösischen Text jeweils eine neu- 
engl. Übersetzung gestellt hat —, die nach Gestalt und Inhalt rechts- 
geschichtliches Interesse in hohem Maße beanspruchen können. Vor 


allem sind es die ausführlichen (110 bzw. 154 5. umfassenden) Ein- 


leitungen, die einer Verfassungs- und Verfahrensgeschichte dieses 


obersten Rechtsmittelgerichts, das auch für die vom König ausgehen- 
den (also nicht privaten) Strafverfahren (mit indictment) zuständig 
war, gleichkommen. Neben der Zivil- und Strafjurisdiktion des Ge- 
richts, seiner ambulanten Tätigkeit, den Klageformen, werden auch 


die Richter, Clerks und anderen Beamten (der Keeper of the writs 


and rolls, der Crier, der Marshall) sowie die Repräsentanten des Königs 
(Attorneys, Serjeants) eingehend untersucht. Darüber hinaus haben 
die ‚„Einleitungen‘‘ noch Anhänge (von 21 bzw. 56 S.) mit ‚‚illustrative 
documents‘‘ zum Gerichtsverfahren. Das alles gibt ein erstaunlich 
genaues und weitgehend neues Bild dieses für die Geschichte Eng- 


lands so wichtigen Gerichtshofes. Der Verfasser hat sich den Dank 


aller Rechtshistoriker wohl verdient. 
Göttingen W. Ebel 


Early Records ofthe Burgh ofAberdeen, 1317, 1398—1407 
Ed. by William Croft Dickinson, (Publications of the Scottish 
History Society, 3. series, Vol. XLIX) Edinburgh 1957. CLI, 266. — 
Die hier — infolge Erkrankung des Rezensenten leider verspätet — 
anzuzeigende Ausgabe der ältesten erhaltenen Stadtgerichtsprotokolle 
von Aberdeen, besorgt durch den namhaften Historiker der Uni- 
versität Edinburgh, ist ein wirklich begrüßenswerter Beitrag zur 
europäischen Stadt- und Stadtrechtsgeschichte. Aus der bis in unsere 
Tage reichenden Reihe der Protokolle sind hier ediert: die — für die 
schottischen Städte einzigartige — als vereinzeltes Stück erhaltene 
Rolle von 1317 (S. 3—17), dann, nach der darauf folgenden Quellen- 
lücke von 80 Jahren, das Protokollbuch der Jahre 1398—1400 (voll 
ständig abgedruckt, S. 21—201) und schließlich aus dem umfang- 
reichen Register der Jahre 1401—1407 eine Auswahl besonders 
wichtiger und charakteristischer Einträge (S. 205—239). Die — latei- 
nisch geschriebenen — records protokollieren zwar überwiegend 
Gerichtsverhandlungen — eine sehr schätzbare Quelle des Prozeb- 
rechts! —, doch enthalten sie, wie dies die älteren Stadtbücher so tun, 
auch Bürger- und Gewerbelisten, Rechtsgeschäfte, Renten und anderes. 
Für die europäische Stadtgeschichtsforschung von unvergleichlichen 
Interesse ist aber die glänzend geschriebene Einleitung von 13% 
Seiten, in welcher der Herausgeber nicht nur die edierte Quelle in den 
Gesamtzusammenhang der Geschichte Aberdeens, sondern über- 
haupt der Frühzeit des schottischen Städtewesens stellt. Auch für 
die kontinentale Forschung ist von besonderem Reiz, was hier über 
das Verhältnis von Kings castle und Kings burgh, von der Ablösung 
der gemeinsamen Verwaltung (wozu auch die Gerichtshaltung gehört 
durch den Sheriff abseiten des eigenen (zuerst ernannten, später von 
den Bürgern gewählten) Oberhaupts des burgh, den ballivus oder 
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prepositus, über Funktion, Zeiten und Formen der curia burgii usw. 
ausgeführt ist. Immer wieder drängt sich dem Leser der Vergleich zu 


den Frühformen kontinentaler Städte auf, für welche die ‚Einleitung‘ 


bald als Parallele, bald als Gegensatz eine fast unentbehrliche Er- 
gänzung zu sein erscheint. 
Göttingen W. Ebel 


C. A. Christensen, Krisen pä Sleswig jordegods 1352—1437, 
Hist, Tidsskr. (Kph.) 11, 6, 1960, 161—244. — Um das Jahr 1437 


verglich der Procurator capituli des Schleswiger Domkapitels die 
Einnahmen der Domkirche und der Präbenden mit den Einkünften, 
die ein entsprechendes Register zum Jahre 1352 verzeichnete. Die 
Einnahmeverluste waren beträchtlich; sie gingen von etwa 8000 Ton- 
nen auf etwa 2000 Tonnen Hartkorn in weniger als einem Jahrhundert 


zurück. Zum Teil ist die Minderung der Einkünfte auf Geldentwer- 


tung und auf Gebietsverluste durch Sturmfluten zurückzuführen. 
Die wesentliche Ursache liegt jedoch woanders. Ein Einnahmever- 
lust von 4730 Tonnen ist durch die spätmittelalterliche Agrarkrise 
bedingt. Der procurator sieht die Kriegsläufte als vielfache Ursache 


an, auch sie wirken mit; in Wirklichkeit sind es die großen Wüstungen, 


die in Schleswig in den Jahren 1352—1407, d.h. in einem Zeitraum 
ohne kriegerische Heimsuchungen liegen, welche den Agrarertrag des 
Landes erschreckend minderten und die durch diese interessante 
Untersuchung besonders deutlich werden. 


William Mallard, John Wyclif and the Tradition of Biblical 
Authority, Church History 30, 1961, 50—60, betont altertümliche 
und traditionale Züge bei Johann Wicliff, die sich in seiner allegori- 
schen Bibelexegese äußern. W.L: 


Karl Otto Müller [Hrsg.], Quellen zur Verwaltungs- und 
Wirtschaftsgeschichte der Grafschaft Hohenberg vom Übergang 
an Österreich (1381) bis zum Ende der reichsstädtischen Pfandschaft 
(1454). (Württembergische Geschichtsquellen Bd. 24 bzw. Veröffent- 
lichungen der Kommission für geschichtliche Landeskunde in Baden- 
Württemberg Reihe A — Quellen — Bd. 4.) Stuttgart, Kohlhammer. 
1: 1953, X, 34, 409S. II: 1959, XXVII, 400 S.18 und 21 DM. — Wenn 
man die ersten Planungen zur Ausgabe hohenbergischer Rechnungen 
im Anfang unseres Jahrhunderts mit der vorliegenden Publikation 
vergleicht, so darf man dankbar sein, daß der Hrsg. die Mühe nicht 
gescheut hat; denn nicht zuletzt dank seinen Bemühungen um eine 
Erweiterung der Quellengrundlage und die Einbeziehung wichtiger 
Archivalien aus dem Landesregierungsarchiv Innsbruck ist es ihm 
gelungen, eine großartige Dokumentation für den fraglichen Zeit- 
abschnitt vorzulegen. Es ist schier unmöglich, in wenigen Zeilen den 
ganzen Reichtum der zwei Bände auch nur in einem rohen Überblick 
vorzuführen: die Landesgeschichte, die Erforschung der Verwaltung, 
Rechts- und Kulturgeschichte (im weitesten Sinne aufgefaßt), vor 
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allem aber natürlich Sozial-, Wirtschafts- und Finanzgeschichte werden 
aus ihnen reichsten Gewinn schöpfen. So weitschichtig der Ertrag 
aus dem Inhalt der Veröffentlichung ist, so bunt ist die Reihe des 
gebotenen Materials: Steuerlisten aller Art, Rechnungen, Aufzeich- 
nungen über Lehen, aber auch Auszüge aus dem Registraturbuch 
der Ulmer Reichsstädte-Kanzlei, alle zugleich durch ausführliche 
Register erschlossen, bieten nicht nur ins einzelne gehende Einblicke, 
sondern lassen auch vergleichende Untersuchungen zu, wofür M. in 
der Einleitung zum II. Teil bereits Hinweise liefert. So ist eine landes- 
geschichtliche Quellenveröffentlichung ersten Ranges für dieses Gebiet 
auf der Schwäbischen Alb und im oberen Neckarraum erschienen, das 
als vorgeschobener Posten des späteren Vorderösterreich eine inter- 
essante und nicht ganz unbedeutende Rolle gespielt hat. Es wäre zu 
wünschen, wenn zur Abrundung auch die vorbereiteten Regesten 
noch zum Druck gelangen könnten. 


Münster/Westf. Jürgen Sydow 


Otto P. Clavadetscher, Die erbrechtliche Repräsentation in 
Graubünden während des Mittelalters, Zs. f. Schweiz. Recht, N. F. 80, 
1961, 27—61, zeigt an Gerichtsurkunden des 15. und beginnenden 
16. Jahrhunderts aus Graubünden die Umwandlung des Erbrechtes 
im Falle der Repräsentation (Erbe an Stelle eines Verstorbenen). 
Auf der Suche nach einer gerechteren Vererbungsregel entgegen dem 
alten Grundsatz, das Erbe müsse immer nur an die nächsten linyen 
des blütz gelangen, zeigen die angeführten Erbschaftsprozesse eine 
Veränderung des einheimischen Rechts durch Verwendung römisch- 
rechtlicher Vorstellungen. — Mit einer Beilage: Abt Ludwig von 
Churwalden fällt einen Schiedsspruch betreffend das Repräsenta- 
tionsrecht von Geschwisterkindern. Chur, 23. April 1462. 


B.-A. Pocquet du Haut-Jusse, La Renaissance litteraire 
autour de Henri V, roi d’Angleterre (Deux lettres inedites, 1412) 
R. H. 224, 1960, 329—338, veröffentlicht zwei Briefe vom 31. 5. 1412 
an den Herzog von Burgund Johann ohne Furcht; der eine stammt 
von dem späteren König Heinrich V., damals Prince of Wales, der 
andere von seinem Vertrauten, dem Grafen Thomas von Arundel. 
In beiden Briefen wird bedauert, daß eine vorgesehene Heiratsver- 
bindung des englischen Thronfolgers mit Anna, der Tochter des 
Herzogs von Burgund, nicht zustande kommen kann. Auffällig ist 
die elegante Ausführung der Briefe, die auf einen humanistisch hoch- 
gebildeten Diktator schließen läßt. 


Sven Axelson, Källförhällandet mellan Visbykrönikan, För- 
bindelsedikten och Ericus Olai Verk Chronica Gothorum, Hist. Tidskr. 
(Stockh.) 1961, 1—34, untersucht die Abhängigkeitsverhältnisse bei 
so wichtigen spätmittelalterlichen schwedischen Quellen wie der 
Visbykrönika (Wisbychronik, zweites Jahrzehnt 15. Jahrhundert), 
dem Förbindelsedikt (Verbindungsgedicht der Reimchronik, um 1450) 
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und der Chronica Gothorum des Petrus Olai (um 1470). Dazu ergibt 







































werde 
Beige sich an neuen Einsichten: Wisbychronik und Verbindungsgedicht 
ihe des können nicht aus gemeinsamen Quellen geschöpft haben. Dagegen 
ıfzeich- ist Petrus Olai weitgehend auf die Wisbychronik und das Verbindungs- 
urbuch gedicht zurückzuführen. 
Ihrliche 
blicke, G. A. Holmes, The ‚Libel of English Policy“, EHR 76, 1961, 
r M. in 193—216. — Zwischen Ende 1436 und Anfang 1438, nachdem Philipp 
landes- der Gute von Burgund Calais belagert hatte, entstand ein englisches 
Gebiet Pamphlet The Libelle of Englyshe Polycye, welches sich gegen die 
en, das Maßnahmen der englischen Regierungsfaktion stellte. H. interpretiert 
» inter- den Libellus als phantasievolle, dabei klare und gut unterrichtete 
räre zu Programmschrift und als wertvolle Quelle zu einer vergessenen Krise 
>gesten der englischen politischen und Handelsgeschichte. 
ydow Martin Anton Schmidt, The Problem of Papal Primacy at 
the Council of Florence, Church History 30, 1961, 35—49. — Die 
tion in Schwierigkeiten bei der Anerkennung des päpstlichen Primats auf 
.F. 80, dem Florentiner Unionskonzil (1439) durch die Griechen erklärt Sch. 
nenden mit deren Unwillen, die Ordnung der Kirche als ein theologisches und 
rechtes christologisches Thema zu sehen. Wenn Christus als das Haupt des 
enen). mystischen Leibes, d. i. der Kirche, aufgefaßt wurde, und wenn der 
ın dem Papst ein zweites Haupt war, dann folgte daraus der Primat, so 
linyen disputierten die Lateiner. Die Griechen konnten nicht folgen, weil sie 
e eine die Voraussetzungen dieser Gedanken nicht akzeptierten. 
misch- 
ig von Knud Fabricius, Kr. Erslevs Tolkning af den saakaldte 
isenta- Constitutio Valdemariana, Historisk Tidsskrift (Kopenhagen) 11, 6, 
1960, 245— 268, bestätigt im wesentlichen die Meinungen von Erslev 
(1896), wonach der Revers des Grafen von Oldenburg, späteren 
teraire Königs von Dänemark Christian I., an den Herzog Adolf von Schles- 
1412) wig aus dem Jahre 1448, in welchem dem Herzog von Schleswig die 
. 1412 sogenannte Constitutio Valdemariana neuerlich zugesichert wird, echt 
fammt ist. Dem Herzog von Schleswig ging es um die Bestätigung des Satzes: 
>s, der Item Ducatus Sunder-Jucie regno et corone Dacie non unietur nec 
undel. annectetur. 
ıtsver- 
or des G. V. Scammell, English Merchant Shipping at the End of the 
lig ist Middle Ages: Some East Coast Evidence, Econ. Hist. Rev. 13, 1961, 
hoch- 327—341, weist auf die Vernachlässigung der mittelalterlichen Han- 
delsschiffahrt als Gegenstand der englischen Wirtschaftsgeschichte 
hin und liefert eine Reihe statistischer Ergebnisse zur maritimen 
, För- Handelsgeschichte in ostenglischen Häfen von 1450 bis 1550. Grund- 
'idskr. sätzlich stellt S. fest: Die sachlichen und persönlichen Erfahrungen 
se bei in der Handelsflotte am Ende des Mittelalters, nicht so sehr der 
e der königliche Bau von Kriegsschiffen, bildeten die Voraussetzungen für 
ıdert), Englands Leistungen als seefahrende Nation im späteren elisabethani- 





1450) schen Zeitalter. 
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In Past and Present 19, 1961, 19—25, wird über eine Tagung, 
The Third Past and Present Conference, berichtet, welche am 7. Juli 
1960 im Birbeck College London stattfand, und die unter dem Thema 
Cities, Courts and Artists stand. Es referierte E. H. Gombrich über 
die Wechselbeziehungen zwischen den italienischen städtischen Mäze- 
nen und den ausführenden Künstlern im 15. Jahrhundert. Die Motive 
für den Auftraggeber — am deutlichsten in Florenz — gruppiert G. 
dreifach: Stolz auf das städtische Gemeinwesen, Stolz auf das Ge- 
schlecht, Stolz auf das Zeitalter. Dem Auftraggeber kommt durch den 
Umgang mit dem Künstler rückwirkend ein neues Sozialprestige zu, 
denn im Künstler hat das Zeitalter den göttlichen ‚‚Genius‘‘ entdeckt. 
Francis Haskell sprach über die Bindung der bildenden Kunst an 
soziale Gruppen im 17. und 18. Jahrhundert. Obwohl die Kunst an 
den Höfen gewisse Inhalte bevorzugt (etwa Apollo- und Alexander- 
darstellungen), ist die Zuweisung bestimmter Stile an die aristokrati- 
sche oder ‚bürgerliche‘ Gesellschaft nicht möglich. — Die Diskussions- 
beiträge der Veranstaltung sind stichwortartig notiert. 


A. Baumhauer, Die deutsch-schweizerische Grenze und ihre 
Entstehung, Gesch. Wiss. u. Unterr. 11, 1960, 193—211, gibt einen 
Überblick über die Ausbildung der deutsch-schweizerischen Grenze, 
die seit Ende des Mittelalters in ihren Grundzügen fest ist. Die Ent- 
stehung dieser Grenze innerhalb eines ethnisch einheitlichen Gebietes 
wird als Folge „partikularistischen Strebens und unheilvoller Haus- 
machtpolitik des habsburgischen Kaiserhauses‘‘ bezeichnet (S. 193). 

W.L. 


REFORMATION UND GEGENREFORMATION (1500—1648) 


Zeitschriftenberichte von Bernd Moeller-Heidelberg 


Hans Baron, Machiavelli: the Republican Citizen and the 
Author of „The Prince“, EHR 1961, 217—253, verfolgt historio- 
graphisch die alte Frage, wieso der ‚Republikaner‘ Machiavelli, d.h. 
der Verfasser der Discorsi und der Laudator des Principe miteinander 
vereinbart werden können. B. wendet sich gegen neuere Harmoni- 
sierungsversuche; es bleibt doch die Feststellung: ‚„Machiavelli’s two 
major works are in basic aspects different‘. Diese grundsätzliche 
Verschiedenheit wird aus dem menschlichen und politischen Ent- 
wicklungsgang Machiavellis verstanden; dabei datiert B. neu. Die 
Discorsi können nicht vor 1513 geschrieben sein. Sie sind damit 
später als der Principe und haben ‚‚a message of their own‘ (S. 247). 


G. R. Elton, Star Chamber Stories. London, Methuen 1958. 
244 S., 21 sh., ist ein Nebenprodukt seiner Forschungen über das Ver- 
waltungswesen der Tudorzeit; er benutzt darin die Akten der ‚Star 
Chamber‘, um ein halbes Dutzend Zwischenfälle aus der Zeit Hein- 
richs VIII., die das Leben des Volkes illustrieren, zu schildern. 

London C. H. D. Howard 
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„ F. Blanke, Aus der Welt der Reformation. Stuttgart, 
Awingli-Verlag 1960. 112 S. 14,50 DM. — Dieser Band vereinigt 
fünf Aufsätze des neuerdings besonders in der Täuferforschung her- 
vorgetretenen Zürcher Kirchenhistorikers zur Reformationsgeschichte, 
und zwar: Zwinglis Urteile über sich selbst (erstmals erschienen 1936). 
Calvins Urteile über Zwingli (1959). Das Reich der Wiedertäufer zu 
Münster 1534/35 (1940). Täufertum und Reformation (1957). Re- 
formation und Alkoholismus (1949). Ein Verzeichnis der Veröffent- 
lichungen Blankes mit 290 Nummern von 1926 bis 1960 schließt den 
Band ab. — Man ist besonders dankbar, daß die Arbeit über das 
Münstersche Täuferreich, die wohl die beste knappe Darstellung jener 
denkwürdigen Vorgänge enthält, nun leicht zugänglich ist, ebenso 
für den Wiederabdruck des 1936 an entlegener Stelle veröffentlichten 
Zwingli-Aufsatzes, in dem der Vf. den scharfen Kontrast zwischen der 
pessimistischen Selbsteinschätzung des Zürcher Reformators und 
seinem Erwählungsbewußtsein eindrucksvoll herausgearbeitet hat. 

Heidelberg B. Moeller 


Johannes Cochlaeus, Brevis Germanie Descriptio (1512), 
mit der Deutschlandkarte des Erhard Etzlaub von 1512. Hrsg,., 
übers. u. komm. v. Karl Langosch. Darmstadt, Wiss. Buchgemein- 
Schaft 1960, 198 S. — Diese zweisprachige ausführlich eingeleitete 
und kommentierte Ausgabe der seit der ‚editio princeps‘‘ von 1512 
nicht wieder gedruckten „Beschreibung Deutschlands‘, die der an 
der Nürnberger Schulreform des 16. Jahrhunderts maßgeblich be- 
teiligte Humanist Johannes Cochlaeus als Anhang zur „Cosmographie‘ 
des Pomponius Mela verfaßt hat, wird der Geographie und noch mehr 
der Humanismusforschung willkommen sein. Denn ‚das erste geo- 
graphische Lehrbuch über Deutschland‘ (9) ist zugleich ein wichtiges 
Zeugnis dafür, wie in den deutschen Humanisten die Anregungen 
ihrer italien. Lehrmeister fruchtbar werden. Wenn Cochlaeus das alte 
Germanien (nach Tacitus, Plinius, Caesar) dem zeitgenössischen 
Deutschland gegenüberstellt, folgt er dem Beispiel von Aeneas 
Sylvius Piccolomini. Doch glauben wir nicht wie der Hrsg. (9), Cochlaeus 
habe abweichend von Aeneas Sylvius das damalige Deutschland in 
den Brennpunkt gerückt, da es dem Italiener im Hinblick auf die 
Verteidigung der päpstlichen Politik gerade darauf ankam, die zeit- 
genössischen Zustände herauszustellen. Im übrigen hat sich Cochlaeus, 
wie der Hrsg. überzeugend darlegt, bemüht, seine Quellen zu verarbei- 
ten und mit seinen eigenen Erfahrungen zu verbinden. Die gleiche 
Sorgfalt, mit welcher der Hrsg. die Verwertung der antiken und 
humanistischen Quellen verfolgt, zeigt er auch in seiner Ausgabe des 
Textes, der Übersetzung und dem ausgezeichneten Kommentar. 

Marburg a. d. Lahn August Buck 


Peter Rassow und Fritz Schalk [Hrsg.]), Karl V. — Der 
Kaiser und seine Zeit. Kölner Colloquium 26.—29. November 1958. 
Köln, Böhlau Verlag 1960. XI, 217 S. 20 DM. — Vielerorts, in Europa 
und Übersee, haben Wissenschaft und Publizistik den 400. Gedenk- 
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tag des Todes Karls V. zum Anlaß genommen, Werk und Persönlich- 
keit des Kaisers zu würdigen. Die Universität Köln übernahm die 
deutsche Gedenkfeier und veranstaltete am 26. November 1958 einen 
akademischen Festakt, an den sich ein Colloquium in kleinerem Kreise 
anschloß. In ihm tauschten hervorragende Kenner der Geschichte 
des 16. Jahrhunderts ihre Gedanken aus. In dem vorliegenden von 
Peter Rassow und Fritz Schalk herausgegebenen Band sind die Vor- 
träge gesammelt, die im Rahmen dieses Colloquium doctum gehalten 
wurden. — Der Band ist vorzüglich ausgestattet: 47 Abbildungen 
begleiten den Text und erläutern vornehmlich die Abhandlungen von 
Poensgen und von Einem. Unzweifelhaft zählt diese Publikation zu 
den bedeutendsten Veröffentlichungen zum 400. Todestag Karls V.; 
sie bildet eine willkommene Ergänzung zu der von der Wissenschaft- 
lichen Buchgemeinschaft veranstalteten Neuauflage der maßgeb- 
lichen Biographie des Kaisers aus der Feder von Karl Brandi. — Um 
die Fülle des Gebotenen darzutun, seien wenigstens die Titel der 
einzelnen Vorträge angeführt: Peter Rassow, Das Bild Karls V. 
im Wandel der Jahrhunderte; Berthold Beinert, Die Testamente 
und politischen Instruktionen Karls V. für den Prinzen Philipp; 
Ramön Carande, Maria de Hungaria en el mercado Amberes; 
Federico Chabod, Contrasti interni e dibattiti sulla politica generale; 
Herbert von Einem, Karl V. und Tizian; Lewis Hanke, The other 
Treasure from the Indies during the Epoch of Emperor Charles V; 
Hubert Jedin, Die Päpste und das Konzil in der Politik Karls V.; 
Hermann Kellenbenz, Zur Problematik der Ostpolitik Karls V.; 
Richard Konetzke, Amerika und Europa in der Zeit Karls V.; 
Ramön Men&ndez Pidal, Formaciön del fundamental pensamiento 
politico de Carlos V.; Werner Näft, Strukturprobleme des Reiches 
Karls V.; Georg Poensgen, Bildnisse des Kaisers Karl V.; Robert 
Ricard, Recherches recentes sur la litt&rature religieuse sous Charles 
V.; Fritz Schalk, Zur spanischen Literatur unter Karl V.; Antonio 
Truyol y Serra, Razön de estado y derecho de gentes en tiempo de 
Carlos V.; Jaime Vic&ns Vives, La Corona de Aragön y el ämbito 
del Mediterräneo Occidental durante la &poca de Carlos V. 


Marburg a. d. Lahn Manfred Schlenke 


Georg Simnacher, Die Fuggertestamente des 16. Jahr- 
"hunderts. I. Darstellung (Schwäb. Forschungsgemeinschaft bei der 
Kommission f. bayer. Landesgesch. Reihe 4 Bd. 7. Studien z. Fugger- 
geschichte Bd. 16, hrsg. von Götz Frhr. von Pölnitz). Tübingen, 
J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) 1960. X, 175 S. 21,50 DM. — Die sehr 
sorgfältige, klar angelegte und ansprechend geschriebene (übrigens 
bibliographisch geschmackvoll ausgestattete) Arbeit ist ein dankens- 
werter Beitrag nicht nur zur Geschichte der Fugger, sondern auch 
zur neueren Privatrechtsgeschichte. Dem Vf. ist es gelungen, die in 
drei Generationen des 16. Jahrhunderts von Angehörigen des Hauses 
„Fugger von der Lilie‘“ errichteten letztwilligen Verfügungen und 
die damit in Verbindung stehenden das Hausvermögen und das 
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Unternehmen betreffenden Vertragswerke in den Verlauf der Rechts- 
entwicklung, insbesondere auch derjenigen der Reichsstadt Augs- 
burg hineinzustellen. Von da aus fand er immer wieder die Möglich- 
keit zur kritischen Stellungnahme. Da er zugleich die politischen, 
wirtschaftlichen, religiösen und kirchlichen Verhältnisse nicht aus 
dem Auge ließ, ist seine Darstellung recht aufschlußreich und lebendig 
geworden. Rechtsgeschichtlich bietet sie einen trefflichen Einblick in 
einen zwar lokalgeschichtlich begrenzten Ausschnitt der Rechts- 
wirklichkeit im Zeitalter der Aufnahme des römischen Rechts, der 
indes schon wegen des in Frage stehenden Vermögens und des selbst 
im politischen Leben einflußreichen Hauses über das räumlich Be- 
grenzte hinaus beachtlich erscheint. In dem Lebenskreis, der sich vor 
unseren Augen auftut, vermochte die planende Vorsorge weitschauen- 
der, starker Unternehmerpersönlichkeiten eine ungemein eigenwillige 
Rechtsbildung hervorzubringen, die der Vf. mit gutem Grund als 
das „Grundgesetz‘‘ des Hauses Fugger anspricht. Den normativen 
Hintergrund bildet das gemeine Recht, von dem wir erkennen, wie es 
sich nur allmählich über das einheimische legt, das anfänglich noch 
einzelne Nachklänge hinterläßt. Bemerkenswert sind auch die Aus- 
wirkungen des reformatorischen Umbruchs: Die Testamente werden 
in der Form der Reichsnotariatsordnung von 1512 vor dem kaiser- 
lichen Notar und sieben Zeugen, allenfalls zur größeren Sicherheit in 
Anlehnung an das kanonische Recht unter Zuziehung des kirchlichen 
Notars errichtet. Den nach augsburgischem Stadtrecht für Beurkun- 
dungen gleichfalls zuständigen Reichsstadtvogt nehmen die katholi- 
schen Fugger und Welser nicht in Anspruch — vermutlich, weil er 
den Vorsitz im evangelischen Ehegericht hatte. Jakob Fugger hatte 
1521 noch im Namen der Hl. Dreifaltigkeit, der Mutter Gottes 
und aller Heiligen testiert. In seinem späteren Testament von 
1525 ruft er nur mehr die Hl. Dreifaltigkeit an, wohl aus der 
Sorge, das Testament könnte sonst bei weiterem Vordringen des 
reformierten Glaubens vielleicht als ungültig angesehen werden. Eines 
der bedeutsamsten Anliegen der Testatoren war es, das Unternehmen 
und das Hausvermögen für die Zukunft unzersplittert zu erhalten. 
Dem dienten zunächst die auf Begründung einer offenen Handels- 
gesellschaft gerichteten Verträge. Diese Verträge sind nicht erbrecht- 
licher Natur. Man wird dem Vf. beitreten können, wenn er feststellt, 
daß die Fuggergesellschaft keineswegs aus der Erbengemeinschaft 
herausgewachsen ist, wie das vielleicht in anderen Fällen gewesen 
sein mag. Nächstdem sollten die Vereinbarungen über die Errichtung 
eines güterrechtlichen Familienverbandes und die ihnen folgenden 
fideikommissarischen Verträge der Vermögenszersplitterung Einhalt 
tun. Freilich vermochten diese Maßnahmen noch keineswegs alle nur 
durch Auseinandersetzung zu befriedigenden erbrechtlichen Ansprüche 
abzuschlagen. Eine unbedingte Sicherung gegenüber derartigen An- 
sprüchen wurde erst erreicht, als Anton Fugger 1548 ähnlich den 
Paumgartnern von Kaiser Karl V. für sich und seine Nachkommen 
das Privileg erwirkte, den Töchtern durch letztwillige Verfügung an- 
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stelle ihres Erbteils und unter Ausschluß jeden erbrechtlichen An- 
spruchs bloß eine ziemliche ‚‚Unterhaltung, Heiratsgut oder Heim- 
steuer‘‘ zuzuwenden. Fortan werden in den Fuggertestamenten nur 
mehr Söhne, Brüder oder Vettern zu Erben berufen. Im übrigen gab 
der Quellenstoff Anlaß zu einläßlicher Erforschung mancher erb- 
rechtlicher Einzelfragen, von denen u. a. die Formen der Testaments- 
errichtung, die Bestimmungen über Seelgeräte und Stiftungen sowie 
die Testamentsvollstreckung genannt seien. Auch diesen Fragen ist 
der Vf. durchaus gerecht geworden. Der angekündigte zweite Band 
soll das wichtigste Urkundenmaterial enthalten. 


Wilhelmshaven G. K. Schmelzeisen 


”„ Paul Lehmann, Eine Geschichte der alten Fugger- 
Bibliotheken. II: Quellen und Rekonstruktionen. Tübingen, 
J. ©. B. Mohr 1960. IX, 628 S. 64 DM. — Legte der erste Teil [HZ.1958, 
391 ff.] dieser für Geistes- und Kulturgeschichte wichtigen Arbeit Paul 
Lehmanns die Glanzzeit der Fuggerschen Büchersammlungen und 
ihr Nachleuchten dar, war da von der Freundschaft Ulrich Fuggers 
mit Ottheinrich von der Pfalz und dessen Nachfolger Friedrich II. 
die Rede gewesen, hatte dieser Ulrich nicht nur in Frankreich und in 
Italien sondern selbst in Griechenland sammeln lassen, so bringt der 
zweite Band jetzt Inventare, Bücherrechnungen und Kataloge der 
Bibliothek Ulrichs, vor allem aber eine Rekonstruktion seiner Samm- 
lung hebräischer und griechischer, lateinischer und romanischer sowie 
deutscher Handschriften. Im Anschluß daran rekonstruiert Lehmann 
die abendländischen und die griechischen Handschriftensammlungen 
des an Mathematik, Astronomie, Astrologie, Architektur aber auch 
antiker schöner Literatur interessierten Georg Fugger und des die 
Ideen der Jesuiten berücksichtigenden Philipp Eduard Fugger. Für 
die Geschichte bestimmter Bücher und geistiger Richtungen sind hier 
eindeutig faßbare Anhaltspunkte oder Wege aufgezeigt worden. 
Lehmann eröffnet den zweiten Teil seiner Bibliotheksgeschichte mit 
der Wiedergabe verschiedener Widmungsepisteln, Korrespondenzen 
und Akten einiger Fugger. Darunter ist etwa der Brief des Pfalz- 
grafen Georg Johann (Georg Hans, Jerrihans aus der Veldenzer 
Linie der Pfälzer Wittelsbacher, dem noch in unserer Zeit Bernd 
Isemann eine Biographie in Form des historischen Romans ‚,Jerri- 
hans, Pfalzgraf von Lützelstein‘‘, Stuttgart 1952, gewidmet hat). Der 
Pfalzgraf schreibt an Ulrich Fugger in recht humanistischer Weise 
und berührt dabei auch Religion und Bildung. Der Brief ist abschrift- 
lich in der Palatina der Vatikanischen Bibliothek erhalten. Von 
Marx Fugger dem Älteren gibt Lehmann die Vorrede zu seiner deut- 
schen Übersetzung der Kirchen-Historie des Nicephorus Callistus, 
Ingolstadt 1588, wieder, die trotz Weitschweifigkeit und kräftiger 
deutscher Ausdrucksweise eine behutsame und doch deutliche Stel- 
lungnahme zu Religion und Kirche wiedergibt. Das Schicksal der 
Bücher ist häufig noch unbeständiger als des in Archiven geborgenen 
Schriftgutes, das ja im wesentlichen aus verwaltender Tätigkeit er- 
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wächst, so objektiv begrenzt ist und infolge seines praktischen Ver- 
wendungszweckes lange erhalten wird. Die Handschriften aus der 
Bibliothek des Marcus des Älteren und seiner Enkel Marcus, Philippus 
und Marquardus gelangten an die Familie der Gemahlin des letzteren, 
Oettingen-Wallerstein und von da schließlich auf das Wallersteinsche 
Schloß Harburg. In den 30er Jahren unseres Jahrhunderts wurde ein 
Teil davon verkauft. Um so dankenswerter ist es, daß Lehmann die 
heute noch in Harburg befindlichen oder wieder dorthin zurückerwor- 
benen Handschriften verzeichnet hat. Er weist zugleich auf den 
Auktionskatalog von Karl und Faber zum 6. und 7. November 1933 
hin. Bibliotheksgeschichte als Geistesgeschichte ist ein leider nicht 
allzu häufig gepflegtes Kapitel. Lehmanns Beispiel zu folgen ist gerade 
in einer Zeit notwendig, wo durch viele Umstände privater Besitz einer 
ganzen oder teilweisen Auflösung entgegengeht und die Gefahr besteht, 
daß manche geistige Profile und Linien für immer verwischt werden. 
München Hans Rall 


L. M. Blankenheim, Die Richtervorlesung Luthers. Arch. f. 
Refg. 51, 1960, 1—18, tritt — ohne völlig überzeugen zu können — 
gegen C. Stange (Zs. f. syst. Theol. 23, 1954, 303ff.) wieder dafür ein, 
die in WA Bd. 4, 529ff. abgedruckten Bruchstücke einer Auslegung 
des Richterbuches als Rest einer Klostervorlesung Luthers etwa vom 
Jahr 1519 anzusprechen. Moe. 


Robert Stupperich, Melanchthon (Sammlung Göschen 
Band 1190). Berlin, Walter De Gruyter 1960. 138 S. 3,60 DM. — Der 
Vf., der auf Grund der von ihm betreuten Studienausgabe Melan- 
chthons (1951 ff.) und einer Anzahl von Spezialuntersuchungen als einer 
der besten Melanchthon-Kenner gelten darf, versucht hier eine Ge- 
samtdarstellung von Leben und Werk des ‚praeceptor Germaniae‘. 
Es versteht sich, daß der Umfang eines Göschen-Bändchens den Vf. 
zur Beschränkung gezwungen hat. Auf eine kurze Einleitung über 
geistiges und geistliches Leben vor der Reformation folgt die Schil- 
derung von Melanchthons Lebenslauf in Verbindung mit der Ge- 
schichte seines Wirkens; den Schluß bildet ein Überblick über die 
Melanchthon-Forschung. Eine solche Darstellung gewährt dem bio- 
graphischen Element einen relativ großen Raum auf Kosten der 
Interpretation des Werkes. Dabei dürfte vor allem Melanchthons 
Humanismus etwas zu kurz gekommen zu sein, so z. B. das Verhältnis 
von Philosophie und Rhetorik, das der vom Vf. nicht erwähnte 
Q. Breen eingehend untersucht hat. Im ganzen erscheint dem Rezen- 
senten Stupperichs Melanchthon-Bild zu harmonisch; es läßt nicht 
genügend die eigentümliche Gebrochenheit von Melanchthons 
„evangelischem Humanismus‘ (vgl. neuerdings dazu E. Wolf, Göt- 
tinger Universitätsreden 30, 1961) hervortreten. Daß Melanchthon 
unter dem Gegensatz zwischen Humanismus und Reformation ge- 
litten hat, zeigt u.a. der enttäuschte Ton des von ihm 1541 für die 
Gesamtausgabe seiner Werke verfaßten Lebensabrisses. 

Marburg a. d. Lahn August Buck 
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M.Simon, ZurGeschichte der Kirchenbücher. Zs. f.bayer. KiG.29, 
1960, 1—24, weist in temperamentvollem — m.E. nicht überall 
überzeugendem — Widerspruch die These von H. Börsting (Gesch. 
der Matrikeln von der Frühkirche bis zur Gegenwart. Freiburg i. Br, 
1959) zurück, das Kirchenbuchwesen der Reformation knüpfe an 
mittelalterliche Einrichtungen an (vgl. HZ 190, 705£.). 


Ders., Zur Reformationsgeschichte der Grafschaft Wertheim, 
Ebd. 121—144, macht einige Dokumente aus den Jahren 1518—1529 
(Auseinandersetzungen mit dem Bischof von Würzburg um Fragen 
der Pfarrbesetzung, des Gottesdienstes usw.) neu zugänglich. 


R. Pfister, Bullinger-Forschung. Arch. f. Refg. 51, 1960, 90—97, 
macht mit einigen neueren Untersuchungen zur Theologie des Zürcher 
Reformators bekannt und weist dabei mit Recht auf die mancherlei 
Aufgaben hin, die dieser kirchengeschichtlich so außerordentlich ein- 
flußreiche Mann der Forschung noch stellt. Moe. 


Heinold Fast, Heinrich Bullinger und die Täufer. Weier- 
hof, Mennonitischer Geschichtsverein 1959, 214 S. — Bullingers 
Gegnerschaft gegen das Täufertum ist deshalb bedeutungsvoll ge- 
worden, weil er auf Grund seiner hohen Stellung als jahrzehnte- 
langer Vorsteher der Zürcher Kirche außerordentliche Autorität weit 
über die Grenzen der Schweiz hinaus besaß. Die vorliegende Arbeit 
untersucht, gestützt auf eingehende Durchforschung des sehr um- 
fangreichen Quellenmaterials, einerseits Bullingers Darstellung der 
Täufergeschichte, die bekanntlich bis in die neueste Zeit unsere Vor- 
stellungen mitgeprägt hat (wichtiger neuer Nachweis: Schon Hedio 
behauptete 1538 den Zusammenhang der Schweizer Täufer mit 
Müntzer!); zum andern wird die Argumentation des Zürchers im 
Streit dargestellt und geprüft: hier ist Bullingers Abhängigkeit von 
Zwingli wie die betont theologische Begründung seiner Position 
(sein Widerwille gegen den täuferischen Heiligkeitsanspruch; die Auf- 
fassung der Taufe als Bundeszeichen) schön herausgearbeitet. Im 
Anhang druckt F. eine Reihe von Dokumenten zur Geschichte des 
Schweizer Täufertums erstmals ab. 

Heidelberg B. Moeller 


E. Ekman, Albrecht of Prussia and the Count’s War, 1533—1536 
Arch. f. Refg. 51, 1960, 19—36: Albrecht hatte politische und per- 
sönliche Motive, seinem Schwager Christian von Holstein (Ch. II. 
von Dänemark) gegen Lübeck beizustehen, und der Anteil der preu- 
Bischen Hilfe an dem schließlichen Sieg über die Hansestadt ist be- 
trächtlich. Der Aufsatz stützt sich großenteils auf handschriftliches 
Material. Moe. 


Politisches Archiv des Landgrafen Philipp des Groß- 
mütigen von Hessen. Inventar der Bestände. 4. Bd. bearbeitet 
von Walter Heinemeyer. (Veröffentlichungen der Historischen 
Kommission für Hessen und Waldeck 24, 2.) Quellen und Darstellungen 
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zur Geschichte des Landgrafen Philipp des Großmütigen. Marburg, 
N. G. Elwert 1959. XXXII, 661 S. 49,80 DM. — Nach 60 Jahren 
wird mit diesem Band das Inventar eines der berühmtesten und 
ergiebigsten deutschen Archive zur Reformationsgeschichte abgeschlos- 
sen. Es ist in seiner Gesamtheit eine Glanzleistung der Archivwissen- 
schaft, an der seit der Unterstellung der hessischen Archive unter die 
preußische Archivverwaltung Generationen preußischer Archivare 
gearbeitet haben. Es ist ein großes Verdienst der hessischen Kom- 
mission, sich des seit den ersten beiden von Friedrich Küch heraus- 
gegebenen Bänden (Publikationen aus den preußischen Staatsarchiven 
Bd. 78 und 85, 1904 und 1910) lange verwaisten Werkes angenommen 
zu haben. H. ist es nicht minder zu danken, daß er die in den Grund- 
zügen längst festliegende entsagungsvolle Arbeit beendet hat. Seine 
ausführliche Einleitung zeichnet noch einmal die Geschichte dieser 
Ordnungsarbeit nach, bei der nicht allein ungewöhnliche Massen von 
Archivalien zu bewältigen waren, sondern auch die verschieden- 
artigsten Einteilungsprinzipien auf Grund der wechselnden Bearbeiter 
einander ablösten, bis Küch dem Werk die Richtung gab, indem er 
die inzwischen in das Staatsarchiv Darmstadt und das Österreichi- 
sche Staatsarchiv Wien gelangten und die im Staatsarchiv Marburg 
aufbewahrten Akten des hessischen Samtarchivs berücksichtigte und 
im Ganzen die Zusammenhänge bewahrte oder wiederherstellte, die 
bereits der Kammersekretär des Landgrafen Philipp Simon Bing 
angestrebt hatte. Der vorliegende Band verzeichnet die bei der 
Ordnungsarbeit angefallenen, bestimmten Provenienzen zunächst 
nicht zuzuordnenden Stücke als ‚„Nachträge‘, die zum größten Teil 
in die bereits bestehenden Faszikel eingelegt werden konnten. Den 
größten Raum nimmt der sehr reich unterteilte Index der Personen 
und Orte ein, der, auf die Bedürfnisse des Benutzers abgestellt, das 
Gesamtwerk bis in seine Verästelungen erschließt. Wer die Bestände 
dieses Archivs kennt, weiß, wie viele ungehobene Schätze es noch 
birgt. Es ist zu hoffen, daß das nunmehr abgeschlossene Inventar 
mit dazu beitragen wird, daß nach langer Pause die Forschung sich 
erneut der politischen Seite der deutschen Reformationsgeschichte 
zuwenden wird. 


Karlsruhe Walther Peter Fuchs 


H. Mackensen, Contarini’s Theological Role at Ratisbon in 
1541. Arch. f. Refg. 51, 1960, 36—57, legt mit Hilfe der von Jedin 
(Contarini und Camaldoli. Rom 1953) veröffentlichten Jugendbriefe 
C.s überzeugend dar, daß sich die Zustimmung des Kardinals zu der 
Kompromißformel ‚doppelte Rechtfertigung‘ beim Regensburger 
Religionsgespräch nicht mit zufälligen Einflüssen oder beliebigen tak- 
tischen Erwägungen hinreichend erklären läßt; vielmehr kann man 
die Wurzeln des Gedankens bis zu C.s Bekehrungserlebnis von 1511 
zurückverfolgen, durch das er zu einer der Reformation bis zu einem 
gewissen Grad verwandten Auffassung von Sünde und Gnade geführt 
worden war. 
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H. Saalfeld, Die Verhältnisse an der Ingolstädter Universität 
um 1550 nach den Berichten des Petrus Canisius. Zs. f. bayer. KiG. 29, 
1960, 108—112, stellt die Mitteilungen des Can. über das bedrohliche 
Vordringen evangelischer Gesinnung in der wissenschaftlichen Hoch- 
burg des süddeutschen Katholizismus zusammen. 


H.C. Mayer, Ein Altdorfer Philosophenporträt. Ebd. 145—166, 
gibt einen Überblick über Leben und Lehre des Nic. Taurellus 
(1547—1606), der durch seine Bemühung um eine aus den Fesseln 
des Aristotelismus sich lösende christliche Philosophie lutherischer 
Prägung eine gewisse Berühmtheit in der Philosophiegeschichte 
besitzt. Moe. 


Catherine Drinker Bowen, The Lion and the Throne, 
London, Hamish Hamilton 1957. XIV, 531 S. 42 sh., schildert die 
Laufbahn des berühmten Richters Sir Edward Coke (1552—1634). 
Eine maßgebende Biographie von Coke steht leider noch aus. 

London C. H. D. Howard 


Horst Reller, Vorreformatorische und reformatorische 
Kirchenverfassung im Fürstentum Braunschweig-Wolien- 
büttel (Stud. z. Kirchengesch. Niedersachsens 10). Göttingen, Vanden- 
hoeck & Ruprecht 1959. 237 S. 28,80 DM. — Die sehr gründliche, das 
Thema im Großen und Kleinen ausschöpfende Arbeit, eine Göttinger 
Dissertation, weisteindrucksvoll nach, wiestark durch dienoch im Inter- 
esse der alten Kirche erfolgte Ausbildung eines straffen landesherrlichen 
Kirchenregiments durch Herzog Heinrich d. J. (+ 1568) das evangelische 
Landeskirchentum vorbereitet worden ist. Die eingehende Analyse 
der Kirchenordnung von 1568 und der Vergleich mit den Verhält- 
nissen in Sachsen und Württemberg zeigt, daß in Braunschweig- 
Wolfenbüttel nach württembergischem Vorbild, das z. T. sogar noch 
überboten wird, der Einfluß des Landesherrn auf das Kirchenwesen 
und seine Verantwortung für dessen Ordnung außerordentlich hoch- 
gesetzt ist. Tatsächlich mag man da zwinglianische Gedankenelemente 
tief im Luthertum wirksam finden. 

Heidelberg B. Moeller 


A. Franzen [Hrsg.], Die Visitationsprotokolle der ersten 
nachtridentinischen Visitation im Erzstift Köln unter Salen- 
tin von Isenburg im Jahre 1569 (Reformationsgesch. Studien u. Texte 
85). Münster, Aschendorff 1960. XII, 434 S. 36 DM. Für die Frage 
nach der Breiten- und Tiefenwirkung der Reformation haben die 
Protokolle der von evangelischer wie katholischer Seite im 16. Jahr- 
hundert durchgeführten Kirchenvisitationen, wenn sie kritisch be- 
nutzt werden, geradezu einzigartigen Wert, und die Forschung wendet 
ihnen daher mit Recht neuerdings verstärktes Interesse zu. Die vor- 
liegende, vorzüglich gearbeitete Veröffentlichung führt in ein durch 
die Kämpfe der Reformationszeit besonders betroffenes Gebiet. Die 
Kölner Erzbischöfe standen der neuen Bewegung abwechselnd ab- 
lehnend, wohlwollend und gleichgültig gegenüber, und der Heraus- 
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geber zeigt in seiner ausführlichen Einleitung, was für ein langer und 
wechselvoller Weg durch vielerlei Hemmungen und Gebundenheiten 
hindurch bis zu der Visitation von 1569, der ersten einigermaßen 
energischen Reformmaßnahme im Sinn der alten Kirche, führte; 
freilich blieb sie auf das eigentlich kurkölnische Gebiet am Nieder- 
rhein und auf das Vest Recklinghausen beschränkt, wollte hier aber 
den Katholizismus wieder ohne Einschränkung durchsetzen, was 
allerdings angesichts der großen Eile, mit der man vorging, und beim 
Fehlen einer planvollen Kontrolle zunächst nur dürftige und ober- 
fächliche Wirkungen hatte. In dem Protokoll ist, neben den Schil- 
derungen der Verderbnis des Klerus, besonders eindrucksvoll zu sehen, 
in welchem Ausmaß dieses weitgehend sich selbst überlassene Gebiet 
konfessionell zerrissen war; hier herrschten meist von Ort zu Ort 
verschiedene Verhältnisse, und es finden sich in der Bevölkerung die 
kirchlichen Parteien des 16. Jahrhunderts in allen Abstufungen ver- 
treten. Auffallend ist, daß man dabei, wie das auch anderwo geschah, 
den äußerlichen Unterscheidungszeichen der Konfessionen prin- 
zipielle Wichtigkeit zuschrieb; doch spricht das nicht unbedingt, wie 
der Herausgeber offenbar meint, gegen die Ernsthaftigkeit der Tren- 
nungen: in der Laienschaft wird man, ohne zu stichfesten theologi- 
schen Überlegungen fähig zu sein, den Unterschied vielfach gleichsam 
instinktiv empfunden und markiert haben. 


Heidelberg 


Der Aufsatz von R. H. Popkin, Skepticism and the Counter- 
Reformation in France. Arch. f. Refg. 51, 1960, 58—87, ist ein auf- 
schlußreicher Beitrag zur französischen Geistesgeschichte des späteren 
16. und des 17. Jahrhunderts. P. zeigt, daß seit den 1560er Jahren 
eine Gruppe französischer Gegenreformatoren, meist Jesuiten, sich 
ein ganzes System des Skeptizismus zurechtlegten, um den bedingungs- 
losen Kirchenglauben als einziges Heilmittel erweisen zu können — 
eine Methode, die zwar die calvinistischen Gegner in beträchtliche 
Verlegenheit brachte, auf die Dauer aber auch den Katholizismus vor 
verwirrende Konsequenzen stellte, und die daher schließlich in der 
Gestalt des Bibelkritikers Rich. Simon unterdrückt wurde. Diese 
Bewegung steht in direkter geschichtlicher Beziehung zu Montaigne, 
der allerdings selbst, nach der Meinung P.s, nicht als gläubiger Christ 
angesprochen werden kann. 


B. Moeller 


H. Burger schildert die Geschichte der reichen „Fenitzerbiblio- 
thek in Nürnberg‘ (Zs. f. bayer. KiG. 29, 1960, 167—185), die 1629 


durch die Stiftung eines Nürnberger Messerschmiedmeisters begründet 
wurde. Moe. 


W. Ph. Coolhaas [Hrsg.], Generale Missiven van Gouver- 
neurs-Generaal en Raden aan Heren XVII der Verenigde 
Oostindische Compagnie I: 1610—1638 (Rijks Geschiedkundige 
Publicatie, Grote Serie 104). ’s-Gravenhage, Martinus Nijhoff 1960. 
XV, 782 S. — Der vorliegende Quellenband erschließt dem Historiker 


Historische Zeitschrift 193. Band 49 
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die politische Situation der Niederlande im indischen Bereich während 
der zweiten Phase des Achtzigjährigen Krieges. Das ausgebreitete 
Material ist also für die „Weltgeschichte Europas‘ so interessant wie 
für die Reichsgeschichte Japans. Die Archivalien sind nach der 
bekannten Methode neuerer niederländischer Quellenedition be- 
arbeitet, die Vorlagen so ausführlich wiedergegeben, daß der Benutzer 
weithin unabhängig von diesen wird. — Seit die Ostindische Kom- 
panie in voller Organisation tätig war, mußten ihre Admiral Ya 
berichte an die Heimatbehörden liefern. Nach dem Einspielen der 
Verwaltungszentren ging die Berichterstattung 1609 auf den General- 
gouverneur über, der 1617 seinerseits angewiesen wurde, sich direkt 
an das Zentralkollegium der Siebzehn zu wenden. In den Rapporten 
mußte Handel, Krieg und die Situation der Religion, d.h. die Mission 
hauptsächlich berücksichtigt werden. Als „Generale Missiven‘ sind 
diese Berichte in die Geschichte eingegangen. 


Duisburg Lutz Hatzfeld 


y Friedrich Lütge, Strukturelle und konjunkturelle 
Wandlungenin der deutschen Wirtschaft vor Ausbruch des 
Dreißigjährigen Krieges (Bayerische Akademie der Wissen- 
schaften, Philosophisch-historische Klasse, Sitzungsberichte, Jahr- 
gang 1958, Heft 5). München, C. H. Beck 1958. 28 S. — Dem Ver- 
fasser geht es um zweierlei: Zum ersten will er eine verhältnismäßig 
unbekannte Epoche der deutschen Wirtschaftsgeschichte aufhellen 
und zum anderen mit solcher Darstellung einen zuverlässigen Aus- 
gangspunkt für die Beurteilung der Frage nach den Auswirkungen 
des Dreißigjährigen Krieges gewinnen. Da in den letzten Jahrzehnten 
des 16. Jahrhunderts so wenig Auffälliges geschah, wurden die Urteile 
über diese Periode zumeist an der großen Fugger-Epoche orientiert, 
und von dort her erschien das ausgehende 16. Jahrhundert leicht als 
eine Zeit des „Verfalls‘. Doch weder der Kapitalmarkt noch die 
Börsentätigkeit noch die Staatsbankerotte, nicht einmal die viel- 
berufene Verlagerung der Seewege genügen — nach Lütge zur 
Begründung solchen Urteils. Es waren dies Rand- und Seitener- 
scheinungen, die vielfach nicht einmal als solche richtig quantifiziert, 
geschweige denn auf das Ganze der wirtschaftlichen Entwicklung 
Deutschlands in jener Epoche bezogen wurden. Im Mittelpunkt der 
Erörterungen sollte die Frage nach der Entwicklung des Sozial- 
produktes stehen. Gewiß lasse sich dieses Gesamtprodukt der Wirt- 
schaftsgesellschaft für das 16. Jahrhundert nicht in einer Zahl oder 
gar in einer Folge von Zahlen fassen, doch zwingt das nicht zum 
Verzicht. Lütge verweist auf die Anbahnung neuer weltwirtschaft- 
licher Beziehungen auch und gerade in dieser Zeit und von Deutsch- 
land aus, auf die Entfaltung der Textil- und Metallgewerbe, auf die 
Entwicklung des Handels in Deutschland und an seinen nördlichen 
Grenzen und auf den säkularen Aufschwung der Landwirtschaft. Das 
passe nicht in das Bild einer ‚„schrumpfenden‘ oder auch nur sta- 
gnierenden Volkswirtschaft, zumal gleichzeitig auch die Bevölkerung 





ein 


na ui Dis A Fe, Ze E a A Bi a Fr a 








während 
‚ebreitete 
ssant wie 
ıach der 
tion be- 
Benutzer 
N, Kom- 
en 
elen der 
General- 
'h direkt 
ıpporten 
: Mission 
:n“ sind 


atzfeld 


turelle 
ıch des 
Wissen- 
, Jahr- 
m Ver- 
ismäßig 
ufhellen 
n Aus- 
kungen 
zehnten 
Urteile 
entiert, 
ht als 
ich die 
je viel- 
zur 
:itener- 
ifiziert, 
cklung 
kt der 
Sozial- 
' Wirt- 
ıl oder 
t zum 
schaft- 
utsch- 
‚uf die 
lichen 
t. Das 
r sta- 
erung 








Zeitalter des Absolutismus (1648—1789) 755 
Den ng 


in Deutschland wuchs. Freilich stellt sich dabei noch die Frage nach 
dem Verhältnis der Zunahme von Sozialprodukt und Bevölkerung, 
d.h. die Frage nach der Entwicklung des „relativen‘“ Sozialprodukts. 
Sie bleibt vorerst offen, doch kann von einem ersten Überblick über 
die Problemlage nicht auch schon eine Antwort auf diese Frage ver- 
langt werden. Wichtiger scheint dem Rezensenten — und wohl auch 
dem Autor —, daß Wege gewiesen wurden, die weiter begangen werden 
sollten, und dies nicht nur für die hier in Frage stehende Zeit. Die 
neuen Begriffe und Modelle versprechen neue Erkenntnisse und am 
Ende wohl gar eine Verbindung von Geschichte und Theorie, die 
fester und beständiger ist als diejenige, um die Schmoller und Som- 
bart vergeblich gerungen haben. 

Göttingen 


























Wilhelm Abel 
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Sir George Clark, War and Society in the Seventeenth 
Century (Cambridge, University Press 1958. VIII, 157 S.18 sh. 6d.), 
besteht aus sechs Vorlesungen, deren vier die Rolle des Krieges in der 
europäischen Gesellschaft des 17. Jahrhunderts besprechen. Das 
Interesse des Buches liegt mehr in den Fragen, die es aufwirft, als 
in den Antworten, die es gibt. 
London 


MichaelKeul, StaatlicheGewerbepolitikin Tirol (1648bis | 
1740). Ein Beitrag zur Geschichte des Widerstreites zwischen mer- 
kantilistischer Idee und liberalistischer Praxis. (Tiroler Wirtschafts- 
studien, Schriftenreihe d. Jubiläumsstiftung d. Kammer d. gewerbl. 
Wirtschaft f. Tirol, 8.) Innsbruck, Univ.-Verl. Wagner 1960. 300 S. 
192 6.5. — Eine umfangreiche Einleitung weist auf die besondere 
Stellung Tirols gegenüber der merkantilistischen Theorie hin, die 
zwar im Lande weit verbreitet war, aber seinen wirtschaftlichen 
Gegebenheiten nicht entsprach. Tirol lebte als Durchzugsgebiet frem- 
der Waren vom Transitverkehr und Transithandel und war deshalb 
auf weitgehende Handelsfreiheiten angewiesen, ohne die namentlich 
die vier Jahresmessen der Stadt Bozen nicht zu bestehen vermochten. 
Das erkannten auch Behörden, Stände und Geschäftswelt und wehrten 
sich mit allen Mitteln gegen Schutzzölle und private Privilegien, die 
die Einfuhr fremder Waren beschränkten. Daher setzten Versuche, 
das Land zu industrialisieren, erst spät ein und blieben im wesent- 
lichen erfolglos. Dies wurde vom Autor an mehreren Beispielen 
illustriert, wobei nicht nur neues Licht auf die soziale und wirtschaft- 
liche Struktur Tirols fiel, sondern auch gezeigt wurde, wie wenig die 
merkantilistische Praxis den Interessen kleiner Länder mit lebhaftem 
Transithandel entsprach. Das Buch beweist außerdem, daß der 
habsburgische Staat im Zeitalter des Merkantilismus noch keine 
wirtschaftliche Einheit bildete. 

Graz 










C. H. D. Howard 
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Erik Routley, English Religious Dissent. Cambridge, 
University Press 1960. VIII, 214 S. 18sh 6d. — Ein gut geschriebe- 
ner,trotz seiner Kürze informativer Überblick über die Geschichte des 
englischen „Dissent‘‘, der nicht nur den Theologen und Religions- 
wissenschaftler, sondern auch den Historiker angeht! Routley verfügt 
als Angehöriger der Congregational Church nicht nur über eine 
genaue Kenntnis der historischen Entwicklung der Dissenterbewegung 
in England, sondern vermag als Geistlicher einer ‚‚dissenting church“ 
seinen Lesern das Selbstverständnis der ‚Andersgläubigen‘“ hinsicht- 
lich ihrer Aufgabe in Staat und Gesellschaft des gegenwärtigen Eng- 
lands mit treffenden Formulierungen zu erläutern. Das Buch ist für 
einen weiteren Leserkreis geschrieben, verzichtet aber nicht auf einen 
wissenschaftlichen Anmerkungsapparat (S. 201—207). Es beschränkt 
sich auf England im engeren Sinne, d.h. Wales und Schottland (wo 
der ‚„Dissent‘‘ eine andersartige Entwicklung nahm) bleiben unbe- 
rücksichtigt. In einem knappen Rückblick (S. 10ff.) wird die Ge- 
schichte der englischen Kirche bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts 
geschildert; der Schwerpunkt der Darstellung liegt sodann auf der 
Entwicklung seit 1660. ‚„Dissent‘‘ wird als eine aus dem englischen 
Leben nicht mehr wegdenkbare, mit ihm essentiell verbundene 
„Institution“ aufgefaßt, als „standing, though always charitable, 
criticism of the Establishment‘, als Prinzip „vital to a healthy 
society“ (S. 196f.). Wie „Her Majesty’s Opposition‘ einen unlöslichen 
Bestandteil des englischen Regierungssystems verkörpert, so bildet 
der „‚Dissent‘‘ ein notwendiges Element der Opposition in der religiö- 
sen Verfassung des Landes, ein Prüfstein für die weithin das religiöse 
Leben als Staatskirche beherrschende ‚Anglican Church“. Freiheit 
des Denkens, der Meinung und der Kritik lautet die Devise des 
„Dissent‘: „in its continuous criticism of certain habits of thought 
about the regulation of the visible church, in its constant questioning 
of certain assertions which in other quarters are regarded as axioms, 
Dissent forms something like a permanent Opposition“ (S. 6). Obwohl 
Verfasser Angehöriger und Geistlicher einer ‚‚dissenting church‘“ ist, 
verteidigt er nicht überall und immer die Haltung und Argumentation 
der Dissenters. Er hat sich eine kritische Einstellung bewahrt, und 
darin liegt ein besonderer Vorzug dieser kleinen Studie. 

Marburg a. d. Lahn Manfred Schlenke 


SirGeorgeClark, TheCampden Wonder (Oxford University 
Press 1959. XII, 155 S., 18 sh), behandelt einen mysteriösen Zwischen- | 
fall, welcher sich in der kleinen Stadt Chipping-Campden im Westen 
Englands zur Zeit Karls II. ereignete. Sir George hat mehrere inter- 
essante Beiträge zur Lösung des Rätsels des ‚Campden Wonder“ ge- 
sammelt. 

London C. H. D. Howard 


George S. Pryde, Central and Local Government in 
Scotland Since 1707. London, Published for the Historical Association 
by Routledge and Kegan Paul 1960. 26 S. 2sh 6 d. — Die englische 
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„Historical Association‘ hat sich seit langem zum Ziel gesetzt, durch 
kleine Broschüren (,‚Pamphlets‘‘) im Umfang von ein bis zwei Druck- 
bogen einem weiteren Leserkreis zu bedeutsamen historischen Fragen 
und Problemen in gut lesbarer Form den neuesten Stand der Forschung 
zu vermitteln. In der „allgemeinen Reihe‘ erscheinen durchschnitt- 
lich drei Broschüren pro Jahr; die zur Besprechung vorliegende zählt 
bereits die Nr. 45. Ihr Verfasser, Professor für Schottische Geschichte 
und Literatur an der Universität Glasgow, hat sich einen Namen 
gemacht durch Publikationen zur schottischen Verfassungsgeschichte, 
insbesondere zur Entwicklung des ‚local government‘. In seiner 
neuesten Veröffentlichung gibt er einen mit statistischen Angaben 
gesättigten Überblick über das Verhältnis von ‚central‘ und ‚‚local 
government‘ in Schottland von der Union der beiden Parlamente 
im Jahre 1707 bis in unsere Gegenwart. Zu Recht wird betont, daß das 
Jahr 1707 für die schottische Staats- und Rechtsentwicklung einen 
drastischen Einschnitt bedeutet, während man ein Gleiches für die 
englische Geschichte nicht behaupten kann. Kein englischer Histo- 
riker würde das Jahr 1707 als „landmark‘‘ seiner Geschichte, als 
„terminus ad quem‘ oder „a quo‘ in der Geschichtsschreibung 
betrachten, während für seine schottischen Kollegen der Satz gilt: 
„It signalizes the opening of modern times, the beginning of the end 
of feudal way of life, the necessary precondition of the new age of 
economic interests‘ (S. 3). 


Marburg a. d. Lahn Manfred Schlenke 


O. A. Sherrard, Lord Chatham and America (London, 
The Bodley Head 1958. 395 S. 30 sh), ist der dritte und letzte Band 
einer Biographie von dem älteren Wilhelm Pitt, der 1766 Graf von 
Chatham wurde. Das Buch umfaßt die Jahre zwischen Pitts Rück- 
tritt 1761 und seinem Tod, siebzehn Jahre später. Das Hauptthema 
des Buches ist, daß Pitt nicht verantwortlich für die politische In- 
stabilität der frühen Jahre der Regierungszeit Georgs III. war. 

London C. H. D. Howard 


NEUERE GESCHICHTE (1789—1870) 


Egon Graf von Westerholt, Lezay Marnesia, Sohn der 
Aufklärung und Präfekt Napoleons (1789—1814) (Diss. 
Mainz). Meisenheim am Glan 1958. 241 S. — Eine fleißige Biographie 
dieses für die Rheinlande wichtigen Mannes. Marnesia stammt aus 
dem Adel, stand aber der Aufklärung und später den Republikanern 
nahe und wurde schließlich Anhänger Napoleons. Seine Verwaltung 
in Koblenz (1806—1810) wird ausführlich beschrieben: Er saniert 
energisch, baut die Verkehrsmittel aus, zeigt Sympathie für die 
Rheinländer, die er mit friedlichen Mitteln zu gewinnen hofft. Er 
fördert Schule und französische Sprache, ohne aber das Deutsche 
zu vernachlässigen. A. 
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Von Marc Bouloiseau stammt die sehr sorgfältige Edition der 
Cahiers de dol&ances du tiers &tat du baillage de Rouen 
pour les Etats generaux, I: La ville. Paris, Presses Universi- 
taires 1957. 274 S. — Deutlich werden die bürgerlichen Forderungen: 
Gleichheit vor dem Gesetz, Ende der Steuerprivilegien u.a. Georges 
Lefebvre stellt in einem Vorwort die Frage nach der Repräsentation 
im Dritten Stand: haben die Bauern ihre Ansprüche frei anmelden 
können? Ein Teil der handwerklichen Unterschicht ist jedenfalls 
kaum zu Wort gekommen. A. 


Günter Sieske, Preußen im Urteil Hannovers 1795—1806, 
Ein Beitrag zur Geschichte der politischen Publizistik in Nieder- 
sachsen. (Veröffentlichungen der Historischen Kommission für Nieder- 
sachsen XXV. Niedersachsen und Preußen, Heft 2.) Hildesheim, 
August Lax Verlagsbuchh. 1959. VII, 129 S. 8,40 DM. — Nach einer 
Einführung in die politischen, sozialen und wirtschaftlichen Verhält- 
nisse des Kurfürstentums untersucht Sieske die Einstellung der 
Regierung, der Öffentlichen Meinung und der Volksstimmung in 
Hannover zu Preußen, von seinem Ausscheiden aus dem Krieg gegen 
die Französische Revolution bis zu seinem Zusammenbruch 1806. 
Aus einem mit großer Sorgfalt und Umsicht zusammengetragenen 
überaus vielseitigen und ergiebigen Quellenmaterial, unveröffentlichten 
Akten des Staatsarchivs Hannover, Briefen, Memoiren, Flugschriften 
undanderen Erzeugnissen der Publizistik, hatersauber und gewissenhaft 
die Anhaltspunkte dafür herausgearbeitet, um die ganz verschieden 
verlaufenden Kurven der jeweiligen Reaktion dieser drei Gruppen 
auf die Hannover unmittelbar berührenden Ereignisse zu zeichnen. 
Bei der Regierung und den ihr nahestehenden Kreisen ist eine kon- 
stante, aus begreiflicher Furcht vor der erdrückenden Übermacht 
und Abneigung gegen den wesensfremden preußischen Staat ent- 
standene Feindseligkeit festzustellen, deren Ursprung bis in den Be- 
ginn des 1. Schlesischen Krieges zurückreicht. Die Politik Preußens 
von der vorübergehenden Besetzung Hannovers 1801 bis zu seiner 
Einverleibung 1806 war dazu angetan, diese aus rationalen und 
emotionalen Quellen gespeiste Gegnerschaft zu blindem Haß zu 
steigern, wofür S. drastische Belege aus den Akten anführt, etwa die 
Äußerung des Geh. Rates Best, er schieße zehnmal lieber auf einen 
preußischen Minister als auf einen französischen Soldaten. Und doch 
war es der entschlossenste Vertreter der antipreußischen Richtung, 
Graf Münster, der nach dem Ausbruch des Krieges 1806 das Steuer 
zur Kooperation mit Preußen herumwarf. Aber jetzt stand der Ein- 
sicht des Staatsmannes in die Notwendigkeit des Zusammenschlusses 
gegen Napoleon ein aus der Tiefe aufbrechender elementarer Preußen- 
haß gegenüber, der, wie S. überzeugend nachweist, erst durch die Beset- 
zung und Annexion hervorgerufen war. Denn bis 1805 hegten die vor- 
wiegend bäuerlichen Volksmassen freundschaftliche Gefühle für 
Preußen und seine bei ihnen einquartierten Soldaten. Ihre Haltung 
wurde offensichtlich bestimmt durch die stark nachwirkende Er- 
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innerung an die gemeinsamen Siege im 7jährigen Kriege und ‚‚Helden- 
verehrung‘‘ für Friedrich den Großen. Beides spielt auch in den Flug- 
schriften eine Rolle, die sich an den politisch interessierten und 
denkenden Teil der Bevölkerung wandten und z. T. dessen Stimmun- 
gen und Gesinnung widerspiegeln. Es ist bemerkenswert, wie bei 
diesem Meinungsstreit Gegner und Befürworter des Anschlusses an 
Preußen mit der polnischen Frage operierten. Die einen befürchteten, 
die preußische Herrschaft werde den Hannoveranern die gleiche 
Unterdrückung bringen wie den Polen (S. 84), die anderen wiesen 
darauf hin, daß Preußen in dem nach Sprache, Sitten und Religion 
gleichartigen Hannover ‚nicht ein halbwildes Polen mit großen Kosten 
und größerer Mühe zu organisieren‘ habe, „sondern ähnliche Stoffe 
werden sich leicht zu einem Ganzen verbinden‘! (S. 90). Es mag 
hierzu angemerkt werden, daß der von Brandes (1810) als der böse 
Geist Friedrichs auf der Bahn der Eroberungspolitik angeprangerte 
Prinz Heinrich in seinen letzten Entwürfen die Abwendung Preußens 
von der Ausdehnung in den slawischen Osten und sein Hineinwachsen 
nach Deutschland angeraten hatte, das dann freilich unter ganz 
anderem Vorzeichen 1815 und 1866 verwirklicht werden sollte. 


Hannover W. Mediger 


£ AudaPrucher, Figure Europee delprimo’800 nel, ‚Diary‘ 
di Lady Charlotte Champbell Bury con documenti inediti, 
Biblioteca dell’Archivio Storico Italiano X. Florenz, Leo S. Olschki 
1961. 113 S. L 1500. — Die Tochter des Herzogs von Argyll Char- 
lotte (1775—1861), 1796 Gemahlin des Obersten und Unterhaus- 
mitgliedes John Campbell, nach dessen Tode 1818 Gemahlin des Rev. 
Edward Bury, Hofdame der bekannten Gattin des Prinzen von 
Wales Georg (IV.) Karoline von Braunschweig, ist u.a. durch ihr 
„Diary Illustrative of the Times of George IV‘ sowie durch viele 
Romane bekannt geworden. Die schöne, intelligente und kultivierte 
Frau reiste sehr viel, besonders nach Frankreich, der Schweiz und 
Italien, und sie hegte eine außerordentliche Vorliebe für das italieni- 
sche Land und die italienische Gesellschaft nach den Freiheitskriegen 
von 1813/14, für Mailand, Florenz und Rom. Damals atmete nach 
vielen Kriegswirren alles in Italien auf. Die Sturmzeichen des kom- 
menden Risorgimento waren gerade für eine Ausländerin kaum be- 
merkbar. Die berühmtesten italienischen Männer, die als gute Be- 
kannte der Campbell im ‚‚Diary‘‘ auftauchen, sind der Dichter Ugo 
Foscolo und der aus Genf stammende Historiker und Wirtschafts- 
fachmann Sismondo Sismondi. Die Campbell stand jedoch auch in 
nahen Beziehungen zur bekannten Madame de Sta&@l. Die britische 
Aristokratin hat theoretisch für Kaiser Napoleon geschwärmt, fast 
in denselben Tagen, in denen ihre Landsleute auf den Schlachtfeldern 
von Quatrebras und Waterloo bluteten und fielen. Die Studie von 
Prucher, die recht sorgsam ausgearbeitet ist, ist ein Beitrag zur 
Kulturgeschichte, aber auch zur Sozialgeschichte der Zeit um den 
Wiener Kongreß und knapp nach ihm. Sie beleuchtet etwas die 
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Mentalität der damaligen britischen Aristokratie. Von der Italien- 
Schwärmerei der Campbell-Bury dürfte eine direkte Linie zur öffent- 
lichen Meinung eines großen Teiles Englands unter Palmerston gehen, 
der den italienischen Risorgimento möglichst begünstigte. 


Innsbruck Hans Kramer 


HerbertBuck[Hrsg.],ZurGeschichtederProduktivkräfte 
und Produktionsverhältnisse in Preußen 1810—1933. Spe- 
zialinventar des Bestandes Preußisches Ministerium für Handel und Ge- 
werbe, Bd.2 (Schriftenreihe des Deutschen Zentralarchivs, inVerbindung 
mit d. Staatlichen Archivverwaltung hrsg. v. Helmut Lötzke, Nr. 2). 
Berlin, Rütten & Loening 1960, 958 S. — Das Deutsche Zentral- 
archiv, Abteilung Merseburg, hat sich die lohnende Aufgabe gestellt, 
der sozial- und wirtschaftsgeschichtlichen Forschung einen Überblick 
über die Quellen zur Sozialgeschichte und Wirtschaftsgeschichte 
Preußens und Deutschlands von den preußischen Reformen bis zum 
Ende der Weimarer Republik zu geben, die in den Aktenbeständen 
des ehemaligen preußischen Ministeriums für Handel und Gewerbe 
im Zentralarchiv Merseburg enthalten sind. Von der auf drei Bände 
berechneten Publikation ist bisher der zweite Band, bearbeitet von 
Herbert Buck, erschienen. Dieser Band bietet eine Übersicht über den 
Akteninhalt der Registraturabteilung BB (Gewerbesachen) des Mini- 
steriums. B. hat diese Übersicht nicht nach thematischen Gesichts- 
punkten gegliedert, mit Recht; denn eine solche Gliederung könnte 
immer nur unter einer ganz bestimmten Fragestellung gemacht werden, 
würde aber den Quellenüberblick für alle übrigen Problemstellungen 
erschweren, von anderen Nachteilen ganz abgesehen. So ist also die 
Übersicht entsprechend dem Registraturschema des Aktenbestandes 
gegliedert. Derjenige, der Quellen zu einem bestimmten Problem 
sucht, kann sich mit Hilfe eines sehr ausführlichen und präzisen 
Stichwortregisters, eines geographischen und eines Unternehmens- 
registers sehr gut orientieren. Das Spezialinventar gibt eine Akten- 
übersicht über die Entwicklung der Gewerbegesetzgebung, über Ge- 
werbebetriebe, Warenprüfung, Lebensmitteltaxen, gewerbliches 
Schlichtungswesen, Arbeitsrecht, Arbeiterangelegenheiten (im weite- 
sten Sinne), Kaufmannsfragen, Gewerbekammern, Märkte u. af 
Jeder Aktenband, der als wichtig in dies Spezialinventar aufgenom- | 
men wurde, ist mit seiner Signatur bezeichnet. Der Inhalt der einzel- 
nen Aktenbände wird — je nach seiner Bedeutung — in knappen 
oder auch recht ausführlichen Stichworten angegeben. Dabei wird 
auch auf Zeitungsausschnitte und Druckschriften (letztere in der 
Regel mit Angabe von Verfasser, Titel, Erscheinungsort und -jahr) 
und auf solche Aktenstücke hingewiesen, die man in dem betreffenden 
Aktenband eigentlich nicht erwartet. Die Einleitung gibt neben den 
Erläuterungen zur Anlage der Publikation eine knappe Darstellung 
der Behörden- und Bestandsgeschichte des preußischen Ministeriums f 
für Handel und Gewerbe. Nach dem auf S. 18 mitgeteilten Plan der 
Gesamtpublikation scheint es nicht beabsichtigt zu sein, auch ein 
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Spezialinventar der Abteilung I (Bergwerks-, Hütten- und Salinen- 
wesen) des Handelsministeriums zu veröffentlichen. Diese Abteilung 
hatte eine eigene Registratur und wird im Archiv als eigene Repositur 
geführt. Es wäre sehr zu bedauern, wenn aus einem so äußerlichen 
Grunde in der wirklich nützlichen Übersicht über die wirtschafts- und 
sozialgeschichtlichen Quellen des preußischen Handelsministeriums 
der ganze Bergbau fehlen würde. Wir wollen hoffen, daß der Publi- 
kation noch ein vierter Band mit dem Spezialinventar der Bergwerks- 
und Hüttenabteilung angefügt wird. 


Köln Karl Erich Born 


D.C. Coleman, The Domestic System in Industry. (His- 
torical Association, Aids for Teachers Series 6.) London, Routledge & 
Kegan Paul Ltd. 1960. 12 S. 2s. — Es handelt sich um eine präzise 
Bestimmung des technischen, ökonomischen und sozialen Charakters 
der Heimarbeit (,‚Verlagswesen‘‘). Zurückgewiesen wird die Ein- 
ordnung als ökonomische Zwischenstufe zwischen „Zunft“- und 
„Fabriksystem‘‘; vielmehr sei das „Domestic System‘‘ für manche 
Industrien unter bestimmten Bedingungen rentabel und praktisch 
gewesen, die dann mit den technischen Veränderungen der ‚indu- 
striellen Revolution‘ hinfällig geworden sind. “There was nothing 
idyllic about the domestic system.’ 


Münster Rudolf Vierhaus 


Sir James Butler, A History of England 1815—1939. 
2nd Edition (London, Oxford University Press 1960. 278 S. 8 sh 
6d.), ist die zweite und vermehrte Ausgabe eines kleines Buches, das 
ursprünglich 1928 erschien, mit einer revidierten Bibliographie und 
einem neuen Kapitel über die Jahre 1919—1939. Das Buch ist ein 
guter Leitfaden der Geschichte Englands seit dem Wiener Kongreß. 

C.H.D. Howard 


Helmut and Alison Gernsheim, Queen Victoria. London, 
Longmans 1959. 307 S. 50 sh. — Das Hauptinteresse von „Queen 
Victoria‘‘ von H. und A. Gernsheim besteht aus den zahlreichen und 
schönen Illustrationen, deren es mehr als 400, einschließlich vieler 
wenig bekannter Photographien, gibt. Die Verfasser haben sogar eine 
Photographie, die eine lächelnde Königin Viktoria zeigt, entdeckt. Diese 
Illustrationen sind eine wertvolle Quelle für die Geschichte der Sitten 
und der Trachten und für die Persönlichkeiten der Mitglieder des könig- 
lichen Hauses. Für die Geschichte der Photographie sind sie auch 
wichtig. 

London C. H. D. Howard 


Jacques Chastenet, Victoria und ihr Zeitalter. Graz, 
Verlag Styria 1959. XX, 392 S. 19,80 DM. — „Le Siecle de Victoria“ 
von Jacques Chastenet ist unter dem Titel ‚Victoria und ihr Zeitalter“ 
von Adolf Heine-Geldern ins Deutsche übertragen worden. Der 
französische Titel beschreibt genauer als der deutsche den Inhalt des 
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Buches, das viel mehr von dem Zeitalter der Königin als von der 
Königin selbst erzählt. Chastenets Buch ist eine gute Einführung in 
die Geschichte Englands in den Jahren 1837—1901. 


London C. H. D. Howard 


John Miller, Early Victorian New Zealand (London, 
Oxford University Press 1958. X, 217 S. 30 sh) schildert die Er- 
fahrungen der britischen Immigranten in Neuseeland und ihre Be- 
ziehungen zu den Eingeborenen in den Jahren 1839—1852. Miller hat 
die Archive in Neuseeland durchforscht, und sein Buch ist ein inter- 
essanter und quellenkundiger Beitrag zur Geschichte jenes Landes. 

London C. H. D. Howard 


Karl Holl, Dieirische Frageinder Ära Daniel O’Connells 
und ihre Beurteilung in der politischen Publizistik des 
deutschen Vormärz. Mainzer Diss. 1958. 142 S. — Um Mißver- 
ständnissen vorzubeugen, sollte der Titel eher heißen ‚‚Die Beurteilung 
der irischen Frage... in der politischen .. .‘‘, denn die irische Frage 
selbst erfährt höchstens eine umrißhafte Darstellung, die sich offenbar 
mehr auf deutsche als auf irische und englische Quellen stützt. (Die 
Bibliographie enthält manches Zufällige, läßt aber Wesentliches ver- 
missen, so Dunlop, MacNeil, Carty, O’Brien). Das zeigt sich auch in 
dem in der deutschen Geschichtsschreibung verbreiteten absurden 
Gebrauch von ‚„Hochkirche‘ für ‚Established Church‘‘ — wie soll 
man dann „High Church“ wiedergeben ? Auch wird nicht untersucht, 
ob die deutschen Stimmen z. T. nicht nur heimliche Entlehnungen 
sind: Venedeys Formulierung ‚Engländer bei Blut‘‘ — Englishmen 
by blood — macht diese Vermutung wahrscheinlich. Die Einlei- 
tung ist vage, lückenhaft (Oliver Goldsmiths Deserted Village und 
Thomas Moores Lieder haben doch auch ihr Echo in Deutschland 
gefunden!) und phrasenhaft, und sucht z. T., die Ergebnisse vorweg- 
zunehmen. Der Wert der Arbeit liegt in dem Zusammentragen der 
deutschen Stellungnahmen aus den verschiedenen Lagern: I: der 
deutsche Katholizismus, besonders vertreten durch ‚Der Katholik“ 
und dıe „Historisch-Politischen Blätter‘ (interessant Jarche);; II: der 
vormärzliche Konservatismus, wo Heinrich Leo und der ‚‚mehrjährige 
Beobachter‘ hervorzuheben sind; III: die liberale und demokratische 
Haltung, wo Jakob Venedey sowohl in seinen Büchern wie den Bei- 
trägen zur ‚„Kölnischen Zeitung‘ Wesentliches zu sagen hat. In drei 
„Exkursen‘‘ werden weitere Äußerungen dargestellt, die nicht in 
dieses Schema passen, so die Augsburger ‚Allgemeine Zeitung‘. — 
Mit Erschrecken erkennt man bei der Lektüre, wie viele der deutschen 
Publizisten und Historiker (von den genannten Ausnahmen abgesehen) 
ihre Thesen ohne Sachkenntnis, aber dafür um so militanter vortrugen 
und wie dabei der Schatten eines Mythos über den Weg fällt. 


Freiburg Kurt Wittig 


Allzu breit ist offensichtlich eine Untersuchung zur öffentlichen 
Meinung Frankreichs während der Julimonarchie geraten: Henry- 
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Thierry Deschamps, La Belgique devant la France de 
Juillet. L’opinion et l’attitude frangaises de 1839 A 1848. 
(Bibliotheque de la Facult& de Philosophie et Lettres de l’Universite 
de Liege, fasc. CXXXVII.) Paris, Societe d’Edition ‘Les Belles 
Lettres’ 1956. C, 561 S. — Die Stellung des jungen belgischen Staates 
ist noch unsicher, die Nation muß sich festigen und diplomatische 
Anerkennung finden. Die franz. Presse zweifelt vorerst an der belgi- 
schen Neutralität. Die Arbeit zeigt dann die nationalistische Welle 
während der Orientkrise 1839/40, als die ‘frontieres naturelles’ in 
Frankreich wieder lebhaft diskutiert wurden (recht aktiv ist dabei die 
Linke). Es folgen Verhandlungen (1841—1842) zu einer Zollunion, 
die aber am Widerstand franz. Wirtschaftskreise und an belgischem 
Mißtrauen scheitert. Ein weiterer Abschnitt ist der Diskussion um 
die belgische Verfassung und die ‚liberte comme en Belgique’ ge- 
widmet. 1848 hat Frankreich Belgien als Nation anerkannt. Der Vf. 
betont die Bedeutung der Milieux d’affaires, die einen starken Ein- 
fluß auf Presse, Parlament und Regierung besitzen. A. 


Jürgen Kuczynski, Bürgerliche und halbfeudaleLitera- 
turaus den Jahren 1840 bis 1847 zur Lage der Arbeiter. Eine 
Chrestomathie. (Die Geschichte der Lage der Arbeiter unter dem Kapi- 
talismus, Bd. 9.) Berlin, Akademie-Verlag 1960. 305 S. 16 DM. — J. Kuc- 
zynski hat seine „‚Geschichte der Lage der Arbeiter unter dem Kapita- 
lismus‘‘ auf 38 Bände berechnet; und zwar soll der erste Teil (7 Bde. 
Darstellung, 3 Bde. Quellen, 1 Registerbd.) die Lage der Arbeiter in 
Deutschland 1789—1945 behandeln, der zweite Teil (10 Bde. Darstellung, 
3 Bde. Quellen, 1 Registerbd.) die Lage der Arbeiter in England und 
im Empire (seit 1640), in den Vereinigten Staaten (seit 1775) und in 
Frankreich (seit 1789), der dritte Teil soll in drei Bänden eine Zu- 
sammenfassung und ein allgemeines Literaturverzeichnis bringen. 
Der vorliegende Band enthält in alphabetischer Folge kurze und 
längere Auszüge aus Schriften von 32 bürgerlichen und adligen 
Autoren des Vormärz, die sich kritisch mit der Frage ‚Was ist Prole- 
tariat ?“, mit der geistigen und materiellen Situation des Proletariats 
und mit den Ursachen dieser Lage auseinandersetzen. Abgesehen von 
einigen historisch bekannten Persönlichkeiten — wie etwa Harkort, 
Hannibal Fischer, Biedermann, der Ranke-Schüler Adolf Schmidt — 
ist die Mehrzahl der zu Wort kommenden Autoren heute unbekannt — 
jedoch nicht, wie K. meint, weil die „Bourgeoisie‘‘ sich natürlich 
bemüht habe, diese ihr ‚„peinliche‘“ Literatur zu vergessen, sondern 
weil in der Sozialkritik ebenso wie in den übrigen Bereichen des 
Schrifttums nur die wirklich bedeutenden Autoren über ihre Zeit 
hinaus gekannt und gelesen werden. Gleichwohl sind die sozial- 
kritischen Schriften auch dieser unbekannten Autoren dem Historiker 
eine wichtige Quelle für den Geist und die soziale Lage ihrer Zeit. 
Deshalb ist diese Auswahl eine nützliche Erweiterung der Quellen- 
basis zur Sozialgeschichte des 19. Jahrhunderts. Eine von Ruth 
Hoppe zusammengestellte Bibliographie der bürgerlichen Literatur 





764 Anzeigen und Nachrichten 


aus den Jahren 1820—1850 zur Lage der Arbeiter ergänzt die Quellen- 
auswahl. Die Einleitung von J. Kuczynski erfüllt mehr die Bedingun- 
gen eines politischen Pamphlets als einer wissenschaftlichen Ab- 
handlung. 

Köln Karl Erich Born 


Karl Marx, Politische Schriften I und II. Hrsg. von 
Joachim Lieber (Karl Marx, Werke — Schriften — Briefe III 
und III/2). Stuttgart, Cotta-Verlag 1960. 1148 S.. Zus. 58 DM. — 
Die Schriften von Karl Marx sind heute, zumal die in der SBZ ge- 
druckten auch hier durch den Buchhandel jederzeit beziehbar sind, 
in zahllosen Einzelausgaben greifbar; auch die offizielle Marx-Engels- 
Gesamtausgabe, die z. Z. im Erscheinen begriffen ist und die ältere, 
kaum noch erreichbare Ausgabe von Rjazanov und Adoratskij er- 
setzt, steht zur Verfügung. Was bisher trotzdem fehlte, war eine 
handliche, alles Wichtige enthaltende Studienausgabe, die eben nicht 
in endloser Wiederholung der Grundgedanken jede Marxsche Zeile 
enthält und nicht schon durch Bandzahl, Format und Apparat den 
Eindruck erweckt, sie umschließe das Vermächtnis des Kirchen- 
vaters der modernen Welt. Eine solche — auf 8 Bände angelegte — 
Ausgabe hat soeben in dem verdienten Cotta-Verlag mit dem 3, Band 
(in 2 Teilen) zu erscheinen begonnen. Dieser Band enthält selbständige 
und in Zeitungen erschienene politische Schriften von Marx (Engels 
wird in dieser Ausgabe nur indirekt berücksichtigt) seit 1848. Man 
wird das vorzeitige Erscheinen gerade dieses Bandes um so mehr 
begrüßen, als der Marx der Jahre nach 1848 in der philosophischen 
und historischen Forschung der letzten Jahre weit weniger beachtet 
worden ist als derjenige der ‚„Frühschriften‘ (bis hin zum ‚„Kom- 
munistischen Manifest‘), die zu ihrer Zeit fast unbekannt und z.T. 
unveröffentlicht blieben. Erst nach 1848, nach dem Abschluß der 
„theoretischen Selbstverständigung‘“ (Lieber), ist Marx unmittelbar 
in die politische Tagesdiskussion eingetreten, um dann allerdings 
schon bald sich wieder stärker dem theoretischen Studium des Kapi- 
talismus und auch in seinen politisch-historischen Schriften — 
der ‚kritischen Bedingungsanalyse je besonderer politisch-sozialer 
Zusammenhänge und Ereignisse in Vergangenheit und Gegenwart“ 
zuzuwenden. Neben den größeren Schriften wie „Die Klassenkämpfe 
in Frankreich‘, „Der 18. Brumaire des Louis Bonaparte‘, ‚Die Ent- 
hüllungen über den Kommunistenprozeß in Köln‘, ‚Der Bürgerkrieg 
in Frankreich‘‘ sind besonders wichtig die Artikel aus der ‚‚Neuen 
Rheinischen Zeitung‘, Aufsätze über China und. Indien, über Palmer- 
ston, Spanien, die Diplomatie im 18. Jahrhundert, den amerikanischen 
Bürgerkrieg (aus der New York Daily Tribune bzw. der Londoner 
Free Press). Auch die Kritik des Gothaer Programms wie etwa der 
Brief und die noch wichtigeren Konzepte des Briefs an Vera Zasu- 
litsch über die Zukunft der russischen Landgemeinde sind aufgenom- 
men. Daß im Anhang Engels’ Vorworte zu Marx’ Schriften abge- 
druckt sind, hat seine volle Berechtigung, da sie zugleich Interpreta- 
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tion und Versuche der Anpassung an veränderte Zeitbedingungen 
darstellen. Lieber hat seiner Auswahl, die den ausgezeichneten Kenner 
des Marxschen (Euvres verrät, ein kurzes Nachwort (12 Seiten) bei- 
gegeben, das über die Editionsprinzipien Rechenschaft gibt. Man 
wird diese Enthaltsamkeit um so mehr begrüßen, als für eine Deutung 
des politischen Denkens von Marx hier nicht der Ort gewesen wäre 
und eine allgemeine Charakterisierung von Leben und Werk des 
Autors in diesem Falle überflüssig ist. Den einzelnen Stücken sind 
kurze redaktionelle Bemerkungen vorangestellt, die über Herkunft 
und Bearbeitung des Textes berichten. Hier hätte man manchmal 
einen Hinweis auf die jeweilige Veranlassung der Schrift gewünscht. 
Die erläuternden Anmerkungen des Herausgebers sind knapp, aber 
nützlich und im ganzen ausreichend, zumal ein Ergänzungsband (mit 
Gesamtregister und historischen Übersichtstafeln) vorgesehen ist. 
Der Modernisierung von ÖOrthographie und Zeichensetzung ist bei- 
zupflichten. Man kann nur wünschen, daß diese — auch buchtech- 
nisch schöne — Ausgabe möglichst zügig erscheint und als eine wirk- 
liche Studienausgabe in möglichst viele Hände gelangt — ein Wunsch, 
dem allerdings der relativ hohe Preis der Ausgabe im Wege steht. 


Münster (Westf.) Rudolf Vierhaus 


Hellmut Kretzschmar, Die Zeit König Johanns von 
Sachsen 1854—1873 (Berichte über die Verhandlungen der Säch- 
sischen Akademie der Wissenschaften zu Leipzig. Phil.-Histor. Klasse 
Bd.105, Heft 4. Mit Briefen und Dokumenten). Berlin, Akademie- 


Verlag 1960. 162 S. — Durch eine wohlabgewogene Würdigung der 
Persönlichkeit und des Wirkens des Königs Johann von Sachsen hat 
der bekannte Vf. sich ein Verdienst erworben, das noch vergrößert 
wird durch die Beigabe von Briefen des Königs an Minister v. Friesen 
und des Kronprinzen Albert an seinen Vater. Merkwürdig, weil 
leicht vermeidbar, ist eine ganze Reihe kleiner Versehen, die hier 
kurz erwähnt seien: Bennigsen, Bernstorff, Werther sind falsch ge- 
schrieben; Disraeli hat früher schon einen großen Eindruck von 
Bismarck gehabt; von österreichisch-ungarischen Truppen kann man 
vor 1867 nicht sprechen, auch nicht vom ‚preußischen‘ Kanzler 
Bismarck und dem öst.-ungar. Kanzler Beust. Daß der preußische 
Kronprinz ein unversöhnlicher Gegner der Verständigung mit Sachsen 
war, ist schief. Der herrschenden Atmosphäre der SBZ entspricht es, 
daß Bismarcks Propaganda 1870 die Deutschen an einen französischen 
Angriff glauben gemacht hätte. Überhaupt verleitet die Überbetonung 
der damals sehr bescheidenen Arbeiterbewegung zu einer falschen 
Perspektive; von Hypertrophie des Kapitalismus war keine Rede. 
Das Jesuitengesetz bezweckte die Ausschließung, nicht Zulassung des 
Ordens usf. 
Bensheim "W. Schüssler 


Erika Weinzierl-Fischer, Die österreichischen Kon- 
kordate von 1855 und 1933. (Österreichisches Archiv.) München, 
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Oldenbourg 1960. 271 S. 19 DM. — An Hand der österreichischen 
Konkordate gibt Vf.in einen sachkundigen Überblick über die öster- 
reichische Kirchenpolitik von Kaiser Joseph II. bis zur Gegenwart. 
Das kulturkämpferische Erbe der Liberalen wurde von der Sozial- 
demokratie übernommen. Drehpunkt des Kulturkampfes nach der 
Kündigung des Konkordates von 1855 wurde das Eherecht. Es ist 
bezeichnend, daß der mächtige Austromarxismus nach 1918 die Zivil- 
ehe nicht durchzusetzen, geschweige denn die Trennung von Staat 
und Kirche zu erreichen vermochte. Nicht einmal die fakultative 
Zivilehe wurde im Konkordat von 1933 von der Kurie zugestanden. 
Die Entwicklung Österreichs zum katholischen Ständestaat machte 
die Kirche zum wichtigsten innenpolitischen Verbündeten der autori- 
tären Regierung; gleichzeitig schloß die Kurie mit dem Dritten Reich 
das Konkordat unter gänzlich anderen Voraussetzungen und zu grund- 
verschiedenem Zwecke. Nach dem zweiten Weltkrieg wurde auch von 
der innerlich stark gewandelten Sozialdemokratie das Konkordat von 
1933 anerkannt. Für den Wandel der Zeit ist vielleicht nichts so 
kennzeichnend wie die jetzige Anschauung der Sozialdemokratischen 
Partei, die ihr Sprecher im Parlament verkündete: ‚Die Vereinigten 
Staaten haben Staat und Kirche voneinander getrennt. Unsere 
Tradition ist eine andere, für uns existiert das Prinzip des Zusammen- 
wirkens‘‘ (S. 248). 


Flensburg-Mürwik Georg Franz-Willing 


Egmont Zechlin, Bismarck und die Grundlegung der 
deutschen Großmacht. Zweite, vom Verfasser durchgesehene 
Aufl. Stuttgart, J. G. Cotta’sche Buchhandlung 1960. XXI, 652 S. 
483 DM. — Unter den zahllosen Werken über Bismarck sind nur noch 
wenige wirklich wichtig. Zu ihnen gehört Zechlins Buch von 1930, 
das für einen bestimmten Forschungsbereich die bleibende Arbeits- 
grundlage bildet, wenn auch das in ihm verwertete Material heute zu 
einem beträchtlichen Teil gedruckt vorliegt und die Bismarckdeutung 
weitergeschritten ist. Sie hat dabei Zechlins Ergebnisse weithin 
bestätigen können. Für Bismarcks erste Ministerjahre 1862/63 ist 
das Buch nach wie vor die einzige erschöpfende Darstellung. Eben 
diese Jahre machen den eigentlichen Gegenstand des Werkes aus; 
die Problemstellung allerdings ist, wie der etwas zu anspruchsvolle 
Titel und der sehr breit angelegte Einstieg (über zwei Kapitel von 
jeweils mehr als 80 Seiten über die ‚Großen Mächte‘ in den 1850er 
Jahren und über ‚„Bismarcks Grundanschauungen‘“) anzeigen, viel 
umfassender. War die ‚„Grundlegung der deutschen Großmacht“ 
Ende 1863 vollzogen und entschieden ? Das umfängliche Buch ist 
flüssig geschrieben, manchmal etwas breit, aber kaum jemals lang- 
weilig — ein Vorzug, der seinen sachlichen Grund nicht zuletzt in ff 
der zugleich realistischen und phantasievollen Staatskunst Bismarcks 
hat, die sich — das ist überzeugend dargelegt — bereits in der Frank- 
furter Zeit ankündigte, dann gleich 1862/63 bewährte. Das Reifen 
Bismarcks vom Konservativen der Jahre 1848/49 zum undoktrinären, 
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parteipolitischen Einordnungen sich entziehenden Staatsmann wird 
noch einmal im Zusammenhang der politisch-diplomatischen Fragen 
der beginnenden zweiten Jahrhunderthälfte sichtbar gemacht. Ob der 
Vf. in Kenntnis des späteren Werkes Bismarcks nicht gelegentlich 
zuviel in seine Anfangsjahre zurückprojiziert, wird als kritisches 
Bedenken bei der Lektüre des Buches nicht immer abzuweisen sein. 
Dieses Bedenken richtet sich mehr gegen die allgemeine Tendenz der 
Darstellung als gegen Einzelheiten; betont doch Zechlin gerade den 
experimentierenden und tastenden Charakter der Politik des preußi- 
schen Ministerpräsidenten, die in einer Zeit großer Labilität des 
europäischen Mächtesystems alle Möglichkeiten seines Staates ins 
Auge faßt. (Es handelt sich um einen fotomechanischen Nachdruck; 
die Einleitung von 1930 ist durch eine neue ersetzt, die den Wandel 
des Urteils über Bismarck skizziert; neue Literatur ist in einem An- 
hang [623—644] nachgetragen und erörtert. Weggefallen sind 9 Ab- 
bildungen, während die Faksimiles beibehalten wurden. Im übrigen 
sei auf die wichtigsten Rezensionen der 1. Aufl. verwiesen: H. Roth- 
fels in Dt. Litztg. 1931, 1076ff., und L. Dehio in HZ 144, 1931, 145 ff.) 


Münster (Westf.) Rudolf Vierhaus 


NEUESTE GESCHICHTE (1871-1945) 


‘Adolf Grote, Unangenehme Geschichtstatsachen. Zur 
Revision des neueren deutschen Geschichtsbildes. Nürnberg, Glock 
und Lutz 1960. 176 S. — Wenn ein Schriftsteller gegen die Erstarrung 
in veralteteten Geschichtsanschauungen kämpft, wenn er zur Über- 
prüfung überkommener Vorstellungen auf Grund neuer und tief- 
greifender geschichtlicher Erfahrungen aufruft, so sollte er der Zu- 
stimmung aller Einsichtigen gewiß sein. Es ist heute auch sonnenklar, 
daß viele Leitgedanken einer ‚„deutschnationalen‘, preußisch aus- 
gerichteten Geschichtsschreibung sich als Vorurteile herausgestellt 
haben. Es ist ebenso klar, daß die stetige Entfremdung dieses preußisch- 
deutschnationalen Geistes von der westlichen Welt- und Lebens- 
anschauung sich für Deutschland letztlich verhängnisvoll ausgewirkt 
hat. Wer allerdings der deutschen Historie diese „Abwendung vom 
Westen‘ seit der Bismarckzeit zum schweren Vorwurf macht, müßte 
auch die politischen Bedingtheiten, unter denen Deutschland damals 
lebte, genauer betrachten. Der Vf. versäumt dies. Immerhin muß 
ihm darin beigepflichtet werden, daß zwei schwere Katastrophen, die 
im „Skandal des Hitlerismus‘‘ endeten, wohl erlauben, von inneren 
Strukturfehlern in der Bismarckschen Staatskonstruktion zu sprechen. 
Was die Zentralfigur Bismarck angeht, so wird sie von Grote, einem 
liberalen Pazifisten aus der Schule Friedrich Wilhelm Foersters, 
natürlich uneingeschränkt in der Perspektive des Liberalen Erich 
Eyck gesehen, ebenso wie auch die förderalistischen Waffen aus dem 
Arsenal von Constantin Frantz verwandt werden. Die sattsam be- 
kannte historische Linie aggressiver deutscher Machtpolitik von 
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Friedrich dem Großen über Bismarck zu Hitler wird stark und dick 
gezeichnet. Hier nun geht die mangelnde Nuancierung in eine kaum 
noch zu rechtfertigende Grobschlächtigkeit über. Wer in Bismarck 
nichts als einen moralisch hemmungslosen Geltungssüchtigen sehen 
will, wer mit dem Schimpfwort „bismarckhörig‘‘ alle mißliebigen 
deutschen Historiker abtut, in diese auch Männer wie Theodor Heuss 
und Gerhard Ritter einbezieht, kann nicht unbefangenes Erkenntnis- 
streben für sich in Anspruch nehmen. Trotzdem sollten die deutschen 
Historiker über diese Darstellung nicht mit einer Handbewegung 
hinweggehen. Das Gewicht vieler vorgebrachter Tatsachen gegen 
eine schwarzweißrote Geschichtsschreibung ist noch immer beträcht- 
lich und regt zum Nachdenken an. Grotes Hauptsorge gilt der Er- 
haltung der jungen deutschen Demokratie, die er bereits als ‚‚vor- 
läufig gescheitert‘‘ ansieht, nicht nur, weil im Geschichtsdenken der 
Bundesrepublik noch ‚„bismarckhörige‘‘ Tendenzen und Relikte der 
NS-Weltanschauung lebendig geblieben seien, sondern weil auch 
keine echte Sinneswandlung bei den Deutschen erkennbar wäre und 
diese auch diesmal nicht begriffen hätten, daß sie den Krieg verloren 
haben. Es fällt leicht, auch in diesen pessimistischen Urteilen Über- 
treibungen festzustellen. Unleugbar bleibt aber in manchen deutschen 
Geschichtswerken ein Rest vornehmlich konservativer Uneinsichtig- 
keit sichtbar, die alle politischen Fehlschläge der Demokratie als 
solcher zuschreiben und diese zum Sündenbock für alles stempeln 
wollen. Diese Neigung sollte von einer aufgeschlossenen und ver- 
antwortungsbewußten Geschichtsschreibung keineswegs gefördert 
werden. Dashalb verdienen die Argumente Grotes ernsthaftes Gehör, 
weil nur dadurch auch eine kritische Auseinandersetzung mit ihnen 
möglich ist. Das beste freilich wäre, nicht die deutsche Geschichts- 
schreibung strafte Grotes Thesen von der Schwäche der deutschen 
Demokratie Lügen, sondern die deutsche Geschichte der Zukunft 
selbst. 
Koblenz Eberhard von Vietsch 


Heinrich Schnee, Karl Lueger, Leben und Wirken eines 
großen Sozial- und Kommunalpolitikers. Umrisse einer politischen 
Biographie. Berlin, Duncker & Humblot 1960. 123 S. 9,80 DM. — 
Mit Schnees Buch liegt nunmehr die dritte kurzgefaßte Lueger- 
Darstellung seit Kriegsende vor. Rudolf Kuppe, der 1933 die erste 
und einzige großangelegte Biographie Luegers schrieb, hat 1947 eine 
kleine Studie veröffentlicht, die eine kurze Zusammenfassung seines 
früheren Buches ist, und 1954 folgte der Redakteur der Wiener 
katholischen Wochenzeitschrift ‚Die Österreichische Furche‘‘, Kurt 
Skalnik, mit einer sehr lebendig geschriebenen Studie ähnlichen 
Umfangest). Schnee kann natürlich in dem Umfang von etwas über 
100 Seiten, den er sich gesetzt hat, kaum Neues bringen. Aber er 


1) Rudolf Kuppe, Karl Lueger und seine Zeit, Wien 1933 und: Dr. Karl 
Lueger. Persönlichkeit und Wirken, Wien 1947. Kurt Skalnik, Dr. Karl 
Lueger. Der Mann zwischen den Zeiten, Wien 1954. 
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gibt einen Überblick, in dem das Wesentliche hervorgehoben wird, 
wenn es auch nicht so gut wie in den drei anderen Darstellungen 
erzählt ist. Nicht günstig wirkt es, daß die Anlehnung Schnees an 
das Werk von Kuppe von 1933 manchmal bis zur Wörtlichkeit geht. 
Ein Beispiel für mehrere sei hier zitiert: Über die Krise, die durch die 
Ablehnung der Wahl Luegers zum Bürgermeister durch die Regierung 
1895 entstand, heißt es bei Kuppe (S. 352): „Zwischen Herrscher 
und Volk tat sich eine Kluft auf. Bei seinen Ausfahrten wurde er vom 
Volk nicht beachtet, geschweige denn begrüßt. Bei einer Kirchenein- 
weihung, der er beiwohnte, schlugen die lauten Rufe ‚Hoch Lueger — 
Nieder mit Badeni!‘ an sein Ohr.‘ Schnee schreibt über das gleiche 
Ereignis (S. 61): „Die Erregung des Volkes stieg bis zur Siedehitze. 
‚Hoch Lueger — Nieder mit Badeni!‘ waren Rufe, die bis zum Ohr 
des Kaisers drangen. Bei seinen Ausfahrten wurde er vom Volke nicht 
beachtet, geschweige denn begrüßt.“ 


Bonn Otto Stenzl 


General Pertev Demirhan, Generalfeldmarschall Col- 
mar Freiherr vonder Goltz. Das Lebensbild eines großen Soldaten. 
Aus meinen persönlichen Erinnerungen. Göttingen, Göttinger Verlags- 
anstalt 1960. 238 S. 14,80 DM. — Das Buch des nun fast neunzig- 
jährigen türkischen Generals ist gewissermaßen das Gegenstück zu 
seiner vor mehr als einem halben Jahrhundert erschienenen Schrift 
„Unter Graf Haeseler‘‘. Es gehört nicht nur seinem Gegenstande, 
sondern seinem Stile und der Haltung seines Verfassers nach in fast 
unwirklich anmutender Weise der Welt vor dem Ersten Weltkriege 
an. Es will ein Denkmal der Erinnerung und Verehrung, aber auch 
der deutsch-türkischen Waffenbrüderschaft setzen, deren größter Ver- 
treter Goltz gewesen ist. Kritische Distanz wird man bei einem Vf. 
nicht erwarten, der wie ein Sohn an dem großen Soldaten gehangen 
hat, ebensowenig biographische Vollständigkeit. Dennoch darf das 
Buch in doppelter Hinsicht Aufmerksamkeit beanspruchen. Erstens 
durch die zahlreichen Briefe Goltz’, die in ausführlichen Zitaten 
wiedergegeben werden und zu vielen militärischen und politischen 
Themen sich äußern. Besonders interessant die sehr positive Be- 
urteilung Japans 1904/05, das zum Beispiel einer unangekränkelten, 
soldatischen Nation erhoben wird, oder die Erörterung der politisch- 
militärischen Möglichkeiten und Notwendigkeiten der Türkei, und 
auch die Kritik an der militärischen Entwicklung und der moralischen 
„Schlappheit‘‘ in Deutschland. Zweitens: die Hervorhebung der 
Tradition Haeseler-Goltz in der preußischen Armee. Sie ist gekenn- 
zeichnet durch ständige kriegsmäßige Ausbildung der Truppe, Manöver 
großer Verbände, strenge Offiziersausbildung und intensive General- 
stabsarbeit. Mehr noch als in den Worten Pertevs tritt Goltz in seinen 
Briefen als großer militärischer Erzieher hervor, der außerdem ein 
bedeutender militärischer Schriftsteller war. Wenn Vf. es als ver- 
hängnisvoll für Deutschland bezeichnet, daß Goltz 1914 nicht an der 
Stelle des jüngeren Moltke gestanden hat oder gar Kanzler war, so 
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SEP 


steht er damit (wie er selber belegt) nicht allein. — Franz v. Papen 
hat als ehemaliger deutscher Botschafter in Ankara dem Buche ein 
ehrendes Vorwort geschrieben, das in einem wenig erträglichen Appell 
an die deutsche Jugend ausklingt. 

Münster/Westf. Rudolf Vierhaus 


Olindo Malagodi, Conversazioni della guerra, 1914— 
1919. A cura di Brunello Vigezzi. I: Da Sarajevo a Caporetto, 
II: Dal Piave a Versailles. Milano-Napoli, Ricardo Ricciardi Editore 
1960. LXXXIV, 738 S. 6000 Lire. — Diese aus dem Nachlaß vor- 
gelegten, bereits 1929 abgeschlossenen Aufzeichnungen reichen von 
den Tagen vor Kriegsausbruch bis zur Fiumekrise. Vf. war von 1910 
bis 1922 Chefredakteur der als offiziös geltenden ‚Tribuna‘ und ein 
hochbegabter Publizist mit künstlerischer Gestaltungskraft. Er genoß 
den Ruf außerordentlicher persönlicher und politischer Lauterkeit. 
In einer langen Reihe vertraulicher, mit bewundernswerter Genauig- 
keit niedergelegten Unterhaltungen mit den bedeutendsten Persön- 
lichkeiten der politischen und militärischen Führungsschicht seines 
Landes entsteht somit ein eindrucksvolles und höchst instruktives 
Bild der italienischen Politik während des Ersten Weltkrieges, wie 
es in solcher Ausführlichkeit bisher nicht existierte. Zahlreiche wichtige 
Einblicke eröffnen sich, da die jeweiligen Gesprächspartner im Ver- 
trauen auf die Verschwiegenheit des Vf.s ihm mit größter Offenheit 
begegneten. Persönlichkeiten und Situationen erscheinen dadurch 
häufig in gänzlich neuem Licht, so daß die politischen Porträts von 
Orlando, Nitti, Giolitti, Salandra, Albertini und anderen in wichtigen 
Punkten ergänzt werden können. Angesichts der erst kürzlich wieder 
beklagten Dürftigkeit der italienischen Memoirenliteratur und der 
Tatsache, daß die italienischen diplomatischen Dokumente aus der 
Kriegszeit noch der Veröffentlichung harren, verdienen die ‚„Conver- 
sazioni‘ allergrößte Beachtung. Bedauerlich ist nur, daß die so 
wichtige Innenpolitik der Kriegsjahre im Rahmen des Buches über 
Gebühr in den Hintergrund tritt. Der Herausgeber, Brunello Vigezzi, 
hat eine umfangreiche Einleitung beigesteuert, welche nicht allein 
die neueste Literatur ausschöpft, sondern vor allem durch ihre scharf- 
sinnige Analyse der Ausführungen des Vf.s die Lektüre dieses be- 
deutsamen Werkes in entscheidender Weise bereichert. 

Kansas City, Mo. (USA) Edgar R. Rosen 


Geoffrey Marshall, Parliamentary Sovereignty and the 
Commonwealth. Oxford, Clarendon Press 1957. XII, 277 S. 35 sh— 
„Parliamentary Sovereignty and the Commonwealth‘ von Geoffrey 
Marshall analysiert die Theorie der parlamentarischen Souveränität 
und untersucht ihren Einfluß in mehreren Ländern des ‚„Common- 
wealth‘. Etwa die Hälfte des Werkes ist der südafrikanischen Staats- 
verfassung gewidmet. Für ein Verständnis des Problems der Autorität 
des südafrikanischen Parlaments seit 1948 ist das Buch von Marshall 
besonders wertvoll. 

London C. H. D. Howard 
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7Kurt Wiedenfeld, Zwischen Wirtschaft und Staat. 
Lebenserinnerungen. Hrsg. von Friedrich Bülow. Berlin, Walter de 
Gruyter 1960. XIV, 238 S., 19,80 DM. — Friedrich Bülow hat diese 
Lebenserinnerungen aus einem nachgelassenen Manuskript Wieden- 
felds herausgegeben. In einem Anhang hat er selbst Wiedenfeld, der 
wohl zu den bedeutendsten Schülern Gustav Schmollers gehörte und 
seiner Wissenschaft ganz neue Aufgaben stellte, als Nationalökonomen 
gewürdigt. Bruno Rogowski und Erich Dittrich haben das Wirken 
Wiedenfelds an der Kölner Handelshochschule (1904—1914) und in 
Leipzig (1923—1936) auf engem Raum umrissen. Die Aufzeichnungen 
Wiedenfelds umfassen einschließlich der Briefe, die er von Moskau 
aus, wo er 1921-1922 das Deutsche Reich vertrat, an seine Gattin 
richtete, nur eben 200 Seiten. Das ist sehr wenig für eine so vielseitig 
interessierte und tätige Persönlichkeit. Der Leser wünscht sich immer 
wieder, über die knappen Erwähnungen und Andeutungen hinaus- 
zugelangen. Gerade die Moskauer Briefe lassen erkennen, mit welcher 
vorurteilslosen und nüchternen Unbefangenheit Wiedenfeld beob- 
achten, werten und urteilen konnte. Es wäre sehr reizvoll gewesen, in 
der gleichen Weise Einblick in die Beobachtungen und Überlegungen 
zu erhalten, die er während seiner Tätigkeit in den Ämtern der Kriegs- 
wirtschaft und in der Abteilung für Außenhandelsförderung des 
Auswärtigen Amtes angestellt hat. 


Bad Godesberg Wolfgang Treue 






Julius Deutsch, Ein weiter Weg. Lebenserinnerungen. 
Zürich, Amalthea-Verlag 1960. 416 S. 9 Abb. 22,50 DM. — Der 
Autor, österreichischer Staatssekretär für Heerwesen in der 1. Repu- 
blik, Organisator des republikanischen Schutzbundes, d.h. der para- 
militärischen Organisation der österreichischen Sozialdemokratie in 
der Zwischenkriegszeit, republikanischer General im spanischen 
Bürgerkrieg und dann durch lange Jahre Emigrant in Frankreich und 
Amerika, hat seine Lebenserinnerungen in dem vergleichsweise milden 
innenpolitischen Klima der 2. Republik geschrieben. Das gibt ihnen — 
ähnlich wie den Memoiren Friedrich Funders — eine versöhnliche 
Note, die das allgemein Menschliche in den Vordergrund stellt, manches 
rückschauend verklärt, manches aber auch übergeht. Letzteres 
scheint dem Autor allerdings gerechtfertigt, da er im Laufe einer sehr 
reichen publizistischen Tätigkeit zu einer ganzen Reihe von Fragen 
schon früher Stellung genommen hat und es ihm nun ausreichend 
erscheint, von Fall zu Fall auf diese Publikationen zu verweisen. Der 
vergleichende Leser wird freilich hierbei zwischen den früheren 
Schriften, vor allem den militärpolitischen Erinnerungen aus dem 
Jahre 1923 ‚‚Aus Österreichs Revolution‘ und den jetzt vorliegenden 
Memoiren gewisse Akzentverschiebungen feststellen können. 1923 
meint J. Deutsch z. B. im Hinblick auf das so heikle Problem der 
Eingliederung der Roten Garde in die Volkswehr: ‚Die Militärpolitik. 
der österreichischen Revolution ist... nur zu verstehen, wenn als 
Leitziel unseres Handelns erkannt wird, daß wir die Gefahr der 
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Reaktion für größer erachten, als die des Bolschewismus‘“ (a.a.O, 
S. 26) Nunmehr meint Deutsch auf Seite 120: „Die Erfüllung dieser 
Aufgabe [nähmlich Ruhe und Ordnung herzustellen] erforderte ein 
entschlossenes Auftreten gegen die Extreme von links wie von rechts, 
Zuerst war die Gefahr, die von links her drohte, größer.‘ Bezeichnen- 
derweise bringt er auch in seinen Erinnerungen, nach einer sehr aus- 
führlichen Schilderung seiner Kriegsdienstleistung als k. u. k. Offizier, 
wiederum die schon von früher her bekannte Darstellung, wie er die 
Gefangennahme Kaiser Karls durch die Rote Garde am 11. November 
1918 verhindert habe, während die turbulenten Ereignisse des folgen- 
den, ungleich schicksalhafteren Tages nicht mehr Erwähnung finden. 
Man denkt bei der Lektüre zwangsläufig an das Wort von der ‚„,k.k. 
Sozialdemokratie‘‘, die hier als Garantin von Ruhe und Ordnung, 
gewissermaßen als legale Erbin der Monarchie und als Vorkämpferin 
der Freiheit gegenüber dunklen Mächten von Links und Rechts 
geschildert wird. Dieses Bild ist aber zweifellos zu einfach gesehen 
und wird der tragischen Entwicklung der innenpolitischen Situation 
Österreichs in der Zwischenkriegszeit nicht gerecht, weil der Autor — 
von seinem Standpunkt aus verständlich — Sozialdemokratie = 
Volk von Österreich setzt. So erfährt man gerade für die Zeit von 
1918 bis 1934, in der der Verfasser in Österreich eine politisch bedeu- 
tende Rolle gespielt hat, nicht wesentlich mehr, als man aus den 
einschlägigen Werken zur Geschichte der 1. Republik ohnehin schon 
weiß. Die Darstellung über die Zeit nach dem Februar 1934 bringt 
eine Reihe, naturgemäß subjektiver, Detailschilderungen, die aber 
als Streiflichter zu den großen Ereignissen gelegentlich nützlich sein 


können. Wirklich erschöpfend erscheint jedoch nur die Aufzählung 
aller jener bedeutenderer Persönlichkeiten zu sein, mit denen der 
Verfasser während seines langen und gewiß ereignisreichen Lebens 
zusammengekommen ist, gesprochen oder zumindest gemeinsam ge- 
speist hat. 


Wien Joh. Christoph Allmayer-Beck 


Otto Büsch, Geschichte der Berliner Kommunalwirt- 
schaft in der Weimarer Epoche (Veröffentlichungen der Berliner 
Historischen Kommission beim Friedrich-Meinecke-Institut der 
Freien Universität Berlin, Bd. 1). Berlin, Walter de Gruyter & Co. 
1960. XII, 230 S. 24 DM. — Die Bedeutung der kommunalen Finanz- 
politik und des „kommunalen Sozialismus‘‘, der kommunalen Wirt- 
schafts- und Versorgungsbetriebe, für die Gemeindeselbstverwaltung 
ist bisher fast ausschließlich Gegenstand systematischer — wirt- 
schafts- und finanzpolitischer und verwaltungsrechtlicher — Unter- 
suchungen gewesen. Der Vf. der vorliegenden Studie behandelt nun 
die Berliner Kommunalwirtschaft als verwaltungs-, wirtschafts- und 
sozialgeschichtliches Problem. Zeitlicher Ausgangspunkt seiner Dar- 
stellung ist die administrative Entstehung Groß-Berlins im Jahre 1920. 
In einem Einleitungskapitel werden Umfang, Aufgaben und Be- 
deutung der kommunalen Wirtschaftstätigkeit in Berlin dargestellt. 
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Anschließend werden die politischen Verhältnisse — Stärke und 
kommunalpolitische Tendenzen der Parteien, die Kontroverse zwi- 
schen ‚„Kommunalsozialismus‘‘ und ‚Entkommunalisierung‘, die 
Rolle des städtischen Beamtentums — in Berlin behandelt. Der 
Hauptteil des Buches verfolgt in drei großen Abschnitten — Inflations- 
zeit, Wirtschaftsaufschwung, Wirtschaftskrise — Entwicklung und 
Leistung der Berliner kommunalen Wirtschafts- und Versorgungs- 
betriebe. Die stoffreiche, gründliche und anschauliche Darstellung ist 
ein Gewinn nicht nur für die Berliner Stadtgeschichte, sondern auch 
für die deutsche Wirtschafts- und Verwaltungsgeschichte. 


Köln Karl Erich Born 


Bruno Buchta, Die Junker und die Weimarer Republik. 
Charakter und Bedeutung der Osthilfe in den Jahren 1928—1933. 
Berlin, Deutscher Verlag der Wissenschaften 1959, 176 S. — Diese 
nach den Grundsätzen der marxistischen Geschichtswissenschaft ge- 
schriebene Arbeit sei vor allem deshalb angezeigt, weil der in ihr 
gegebene Umriß der Osthilfe-Entwicklung auf bislang wenig oder 
nicht ausgewerteten Akten aufbaut. B. hat die einschlägigen Bestände 
der Zentralarchive in Potsdam (Büro des Reichspräsidenten, Reichs- 
wirtschaftsministerium, Haushaltsausschuß des Reichstages) sowie 
Akten des Reichslandbundes benutzen können. Der Schwerpunkt 
liegt auf den Entschuldungs- und Sicherungsaktionen der Ära Brüning 
(denen 1928/29 die sog. „Ostpreußen-Hilfe‘“ vorausgegeangen war), 
unter Verwendung von umfänglichem statistischem Material und 
betonter Heranziehung der damals bekanntgewordenen Fälle offen- 
sichtlicher Unregelmäßigkeiten bei den Landstellen. Neues Licht 
fällt auf die Vorgeschichte des Sturzes Brünings: es steht nun end- 
gültig fest, daß der berühmte Entwurf der Siedlungsverordnung 
Ende Mai 1932 schon Kabinettssache gewesen ist und zahlreiche 
schriftliche Proteste bei Hindenburg ausgelöst hat. Da sich jedoch B. 
hauptsächlich um den Beweis des ‚„Klassencharakters‘‘ der Osthilfe 
wie auch besonders um ihre Kennzeichnung als ‚Bestandteil der 
aggresiven Ostpolitik des deutschen Imperialismus‘‘ bemüht hat, 
bleibt die Behandlung gerade dieses Themas auch weiterhin eine Auf- 
gabe zeitgeschichtlicher Forschung. 


München Thilo Vogelsang 


The Wiener Library, Catalogue Series No. 1. Persecution 
and resistance under the Nazis ed. by Ilse R. Wolff. 2nd (rev. and 
enl.) ed. London, Vallentine-Mitchell 1960. 208 S., 27 sh., 6 d. — Dieser 
1., bereits 1949 erschienene Fachkatalog der um die deutsche Zeitge- 
schichte hochverdienten Bibliothek (,‚Books on persecution, terror 
and resistance in Nazi Germany‘; unveränd., um ein Suppl.Heft 
ergänzter Nachdruck 1953) ist in seiner völlig umgestalteten Neuaufl. 
nicht wiederzuerkennen. Sein Umfang hat sich nahezu verdreifacht, 
sein nur allzuoft beklemmender Inhalt nunmehr auf das gesamte, 
vom NS-Deutschland beherrschte, seinen unmenschlichen Zwecken 
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dienstbar gemachte Europa ausgedehnt, freilich in ungleicher biblio- 
graphischer Dichte. Das Titelmaterial (weit über 2000 Nrn.), darunter 
viele ungedruckte Arbeiten und Aufsätze (soweit als Separata vor- 
handen), ist jetzt wesentlich zweckmäßiger und meist sehr übersicht- 
lich gegliedert; Annotationen, Verweisungen und ein zuverlässiges 
Register kommen hinzu, um die Bibliographie zu einem bequem zu 
handhabenden Arbeitsinstrument, für Forschung und Lehre, zu 
machen, dem weite Verbreitung und häufige Benutzung zu wünschen 
ist. Besonders dankenswert sind bibliographisch die beiden hinzu- 
gefügten Appendices mit über 50 deutschen und österreichischen 
Emigrantenzeitschriften und etwa 200, inhaltlich genau aufgeschlüs- 
selten, illegalen Flug- und Zeitschriften. 


Berlin-Schlachtensee Werner Schochow 


Yad Washem, Remembrance Authority of the Disaster 
and Heroism. (YIVO Institute for Jewish Research, Joint Docu- 
mentary Projects Announcing the Bibliographical Series.) New York, 
Marstin Press 1960, 30 S. — Die Zusammenarbeit von Yad Washem 
und YIVO zur Aufstellung einer bibliographischen Reihe über die 
jüdische Katastrophe 1933—1945 und über deren Hintergründe und 
Folgen zeitigt nun nach mehr als fünfjähriger Tätigkeit erste Ergeb- 
nisse, die hier zusammen mit künftigen Plänen angezeigt werden. 
Die Ankündigung enthält eine Einführung und Inhaltsangabe des 
ersten Bandes der Reihe, nämlich des „Guide to Jewish History 
Under Nazi Impact‘ von Jakob Robinson und Philip Friedman, der 
noch in diesem Jahr erscheinen soll. — Auf den bereits in Jerusalem 
erschienenen zweiten Band der Reihe, eine Bibliographie hebräischer 
Werke von Philip Friedman, und den zum Druck gehenden dritten 
Band, eine Bibliographie jiddischer Werke vom selben Verfasser, 
und auf weitere Bände und Beihefte, sowie auf eine noch in Vor- 
bereitung befindliche Bibliographie der Aufsätze in hebräischen Zeit- 
schriften wird hingewiesen. Das Gesamtwerk soll sich zu einer Biblio- 
graphie vollenden, die zusammen mit einer Dokumentation und 
anderen Forschungshilfen ein wichtiges Hilfsmittel für die Forschung 
zu werden verspricht. Bestellungen und Anfragen sind zu richten an 
das YIVO Institute for Jewish Research, Documentary Projects, 
1048 Fifth Avenue, New York 28, N. Y. 


Köln Kurt Kluxen 


Max Braubach, Hitlers Weg zur Verständigung mit 
Rußland im Jahre 1939. Bonner Akademische Reden, Nr. 22. 
Bonn, Peter Hanstein Verlag 1960, 48 S. — Die erweiterte Fassung 
des beim Rektoratswechsel an der Universität Bonn 1959 gehaltenen 
Vortrags gibt den derzeitigen Stand der Forschung wieder. Die Quellen- 
grundlage ist gegenüber bisherigen Darstellungen erfreulicherweise 
nicht nur durch die gedruckten deutschen, englischen, amerikanischen, 
französischen und italienischen Akten, sondern auch ungedrucktes 
Material aus dem Politischen Archiv des Auswärtigen Amtes erweitert 
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worden. Auf diese Weise konnte ein mit Sorgfalt gezeichnetes Bild 
der deutschen Seite der Vorgeschichte des Hitler-Stalin-Paktes ent- 
stehen. Mit vollem Recht wird die schon seit Oktober 1938 auffällige 
Entspannung zwischen Berlin und Moskau registriert, aber an der 
Wende vom 23. Juli 1939 festgehalten, als Hitler die endgültige Ent- 
scheidung faßte, mit Vehemenz auf den Pakt zuzusteuern. Interessant, 
daß Staatssekretär Woermann noch am 26. Juli in Finnland auf- 
getauchte Gerüchte über die Preisgabe der baltischen Länder an die 
Sowjetunion als „‚böswillige Erfindung‘ zurückwies. Die sowjetische 
Seite konnte nur gestreift werden, zumal es hier immer noch an ent- 
scheidenden Aktenpublikationen fehlt; die Veröffentlichung über die 
anglofranzösischen Unterhandlungen in Moskau im Sommer 1939 ist 
zu dürftig, um der Forschung wirklich zu nützen. Stalins Motive 
werden über die offizielle sowjetische Darstellung hinaus sehr richtig 
auch auf die Machtausweitung und die Hoffnungen auf eine Krise in 
Europa ausgedehnt. Daß die berühmte Andeutung in Stalins März- 
rede nicht von Ribbentrop, sondern von Botschaftsrat Hilger erkannt 
wurde, hätte deutlicher gesagt werden sollen. Steckte hinter Hitlers 
frevelhaftem Spiel mit Ländern und Völkern nur persönlicher Macht- 
trieb und keine Konzeption, „sei es der Größe Deutschlands oder der 
Schaffung eines großräumigen Reiches in Europa oder der Vernichtung 
des Bolschewismus‘‘? Der englische Historiker Trevor-Roper hat 
Rußland allzu eindeutig als das A und O von Hitlers Expansions- 
zielen hingestellt. Man muß dazu bedenken, daß Hitler schon 1934 
Rauschning gegenüber auch von der Möglichkeit eines Bündnisses mit 
der Sowjetunion sprach, wie Braubach mit Recht betont. Uns scheint, 
daß Hitlers Machttrieb nicht als ein psychologisch isoliertes Phänomen 
betrachtet werden dürfte. Hitlers persönlicher Machttrieb bediente 
sich großräumiger, phantastischer Planungen, die sich alternativ 
ablösten und bei denen er in der Nutzung der Konjunktur zunächst 
eine fatale Treffsicherheit zeigte. Diese versagte allerdings seit dem 
Frühjahr 1939, spätestens seit dem Sommer 1940, um schließlich mit 
zunehmender Schwächung der politischen Urteilskraft zu einer 
monomanischen Absolutierung des Machttriebs zu führen. 


Kiel G.v. Rauch 


‘ Walther Hofer, Die Entfesselung des Zweiten Welt- 
krieges. Eine Studie über die internationalen Beziehungen im Som- 
mer 1939. Frankfurt a. M., Fischerbücherei Nr. 323 1960. 379 S. 
3,30 DM. — Das Buch stellt eine zweite, eigens für die Fischerbücherei 
vollständig überarbeitete Ausgabe der Schrift des Vf.s vom Jahre 1954 
dar (vgl. HZ 182, 663), so daß man fast von einer Originalausgabe 
sprechen darf. Die wichtigste Ergänzung betrifft die beigegebene 
reichhaltige Dokumentation, die nach dem Vorbild des Bandes ‚Der 
Nationalsozialismus. Dokumente 1933—1945‘ (Fischerbücherei Nr. 
172) in Form einer Synthese von Darstellung und Dokumentation in 
das Werk aufgenommen wurde. Die fremdsprachigen Dokumente 
sind in der amtlichen deutschen Übersetzung oder, wo eine solche 
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fehlte, in eigenen Übersetzungen wiedergegeben. Die treffende Dar- 
stellung, die ausgebreitete Dokumentation sowie der umfangreiche 
wissenschaftliche Apparat mit Anmerkungen, Literaturverzeichnis, 
Dokumentenverzeichnis und Personenregister machen die Schrift zu 
einem guten und handlichen Hilfsmittel für die Erörterung der 
jüngeren Zeitgeschichte. 

Köln Kurt Kluxen 


AndrejLesniewski[Hrsg.], Irredentaund Provokationen. 
Zur Geschichte der deutschen Minderheit in Polen (Studien und Ab- 
handlungen, Zachodnia Agencija Prasowa). Warschau 1960. 71 S. — 
Das Heft bringt Beiträge von Restytut Staniewcz, Die Fünfte Kolonne 
in Polen im Jahre 1939 (13—40), und von Edward Rogozinski, Provo- 
kationen im Dienste der Politik (41—56), ferner Besprechungen des 
Buches von de Jong über die Fünfte Kolonne (57—65) und des 
VII. Bandes der Documenta Occupationis (1959) (66—71). Als neu 
erschlossene Quellen werden Akten des polnischen Innenministeriums, 
vorwiegend Situationsberichte vom Jahre 1939 und Aktenstücke aus 
dem Sicherheitshauptamt der SS mit einigen im Wortlaut wieder- 
gegebenen detaillierten „Instruktionen für geplante Provokationen“ 
herangezogen. Man vermißt einen genügend eindringlichen Hinweis 
auf den zahlenmäßig geringen Anteil der volksdeutschen Minderheit 
in Polen an diesen Aktionen vor und nach Beginn des deutsch- 
polnischen Krieges. Eine provokatorische Aktivität einiger volks- 
deutscher Kreise ist jedoch nicht von der Hand zu weisen. 

Köln Kurt Kluxen 


Walther Hubatsch, Weserübung. Die deutsche Besetzung 
von Dänemark und Norwegen 1940. Nach amtlichen Unterlagen 
dargestellt, mit einem Anhang: Dokumente zum Norwegenfeldzug 
1940. Zweite, völlig neu bearbeitete Aufl. Göttingen, Musterschmidt- 
Verlag 1960. 584 S., 42 DM. — Was den Vf. zu diesem Thema hinzog, 
war nicht nur die Überschaubarkeit des zeitlich verhältnismäßig be- 
grenzten Norwegenfeldzuges, seiner Vorgeschichte und Randerschei- 
nungen, sondern mehr noch das Exemplarische der Skandinavien 
betreffenden Vorgänge 1939/40. Mit Recht macht Hubatsch geltend, 
daß sich damals schon die ganze Fülle der während des Zweiten 
Weltkrieges aufgebrochenen Probleme zeigte: der Gegensatz von 
Politik und Kriegführung, die Beziehungen der drei deutschen Wehr- 
machtteile zueinander, das Wechselspiel zwischen Kriegswirtschaft 
und Strategie, die Fragen des Neutralitätsbruches und der Kriegs- 
ausweitung sowie auch der Übergang einzelner Widerstandsaktionen 
in militärischen Verrat. Dies alles hatte der Vf. bereits mit der Erst- 
auflage des Bandes (1952) so verläßlich ergründet und meisterhaft 
dargestellt, daß die nun vorliegende Neuauflage keiner wesentlichen 
Änderungen bedurfte. Sie wurde jedoch durch wesentliche Einzel- 
heiten bereichert. Bloße Episoden wie die Tätigkeit der sogenannten 
Rickman-Liga in Schweden oder Görings Absicht, Narvik zu neu- 
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tralisieren, stehen neben vielen bedeutsamen Details, etwa der ‚„Katha- 
rina‘-Konzeption von Winston Churchill, dem Wirken des Reichs- 
amtsleiters Wilhelm Scheidt, wichtigen Ergänzungen zum ‚Altmark“- 
Zwischenfall, einem Telegramm, das Edouard Daladier am 21. Februar 
1940 nach London schickte, Quislings umstrittener Rolie und den 
diplomatischen Vorgängen in Oslo und Kopenhagen. Hubatsch wollte 
zeigen, daß man beim Eindringen in die sogenannte Zeitgeschichte 
keine neuartigen Methoden braucht, sondern durchaus mit dem her- 
kömmlichen Rüstzeug des Historikers hieb- und stichfeste Forschungs- 
ergebnisse erzielen kann. Dieser Nachweis ist ihm gelungen. Die 
unzulänglichen Feldzugsmonographien von Görlitz und Jacobsen weit 
hinter sich lassend, ist sein Werk dem Dunstkreis unsachlicher 
Polemik entrückt, hat es zugleich auch die Enge rein militärwissen- 
schaftlicher Erörterungen gesprengt und in seiner umfassenden Art 
einen beachtenswerten Platz an der Spitze unserer Weltkriegsliteratur 
gewonnen. 


Bebenhausen H.G. Dahms 


Gerald Pawle, Englands geheimer Krieg. Der Kampf der 
Hexenmeister (1939—1945). Frankfurt a. M., Verlag für Wehrwesen 
Bernard & Graefe 1959. 262 S. m. 49 Abb. 19,50 DM. — Das Buch 
ist eine gekürzte Übersetzung des 1956 in London erschienenen 
„Secret War 1939—1945‘‘ (297 S.) mit der Geschichte der Forschungs- 
und Entwicklungsabteilung der Britischen Admiralität (Royal Navy’s 
Directorate of Miscellaneous Weapon Development = DMWD), 
eines nur für den Krieg geschaffenen Spezialamts. Die Tätigkeit 
dieser Abteilung ist das, was Churchill in seinen Memoiren ‚the 
Wizard War‘ genannt hat, d.h. jenes angespannte Ringen um den 
technischen Vorsprung in den Kriegsmitteln aller Art, das von der 
Bekämpfung der magnetischen Minen bis zu den künstlichen Häfen 
der Invasion reicht und neben vielen und großen Erfolgen auch 
Rückschläge und unerfüllte Hoffnungen aufzuweisen hat. Der Vf. 
war selbst Mitarbeiter der Abteilung, deren Seele und lange Zeit 
stellvertretender Direktor Charles Goodeve war, ein noch verhältnis- 
mäßig junger, aus Kanada stammender Gelehrter und Reserveoffizier 
der Navy. Schon die Originalausgabe verfolgt wesentlich populäre 
Ziele, noch mehr die Übersetzung, die außer Kürzungen des Textes 
Zitatennachweise und Register fortgelassen hat und sogar die eng- 
lischen Buchtitel des Literaturverzeichnisses deutsch gibt. Im Ganzen 
eine lebendige Erzählung mit dem Streben nach Allgemeinverständ- 
lichkeit und mit Vorliebe für persönliche und anekdotische Einzel- 
heiten, Zwischenfälle, heitere und ernste Vorkommnisse und bedeut- 
same Aussprüche, die aus der Erinnerung heraus in direkter Rede 
gegeben werden. Die Übersetzung ist zuverlässig, über die Kürzungen 
läßt sich streiten, in der Bildunterschrift zu S. 225 muß es ‚„Hedgerow-“ 
statt „Igel-Fahrzeug‘‘ heißen. 


Marburg a. d. Lahn Eberhard Kessel 
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Robert H. Schmidt, Saarpolitik 1945—1957. II: Entfaltung 
der Saarpolitik zwischen ‚Wirtschaftsanschluß‘ und ‚Europäisierung“ 
1945—1953 (Veröffentlichung des Instituts für Wissenschaftliche 
Politik der Technischen Hochschule Darmstadt). Berlin, Duncker & 
Humblot 1960. XV, 784 S., 66 DM. — Hatte der I. Bd. des breit 
angelegten Werkes des Privatdozenten für Politologie an der Techni- 
schen Hochschule Darmstadt eine gründliche, materialreiche Struktur- 
analyse der in der Saarpolitik seit 1945 wirkenden Kräfte und Gruppen 
geboten (vgl. die Besprechung in Bd. 192, S. 158—162 dieser Zeitschrift), 
so stellt der Vf. in diesem Band (und in dem noch nicht vorliegenden, 
aber in der Gliederung bereits skizzierten abschließenden III. Bd., der 
den Zeitraum von 1953—1957 umfaßt), dem historischen Ablauf 
folgend, die politischen Entscheidungen an der Saar und um die Saar 
selbst dar. Seine Absicht ist es, „nicht bloß‘ eine zeitgeschichtliche 
Darstellung zu bieten, sondern er will, seinen allgemein politologischen 
Absichten entsprechend, etwa zeigen, „wie moderne Wahlkämpfe 
geführt werden, wie Interpretationen von Wahlergebnissen veran- 
staltet werden, wie politische Opposition unterdrückt wird, wie der 
Druck der öffentlichen Meinung eine Regierung zu Revisionen ihrer 
Konzeptionen zwingt, wie es auch in schärfsten innenpolitischen, 
aber auf die internationale Politik stark bezogenen Kampfsituationen 
gelingen kann, ein Zertrümmern von ‚außenpolitischem Porzellan‘ 
zu vermeiden‘ (S. VII). Dem mit der geschichtlichen Situation be- 
gründeten Primat der Außenpolitik im Falle der Saar wird weit- 
gehend Rechnung getragen. Wie schon beim ersten Band verdient die 
Fülle und Dichte des vom Vf. in jahrelanger mühevoller Kleinarbeit 
gesammelten Materials und sein Bestreben, sich in die zahllosen 
Details einzulassen, um die Zusammenhänge der verschiedenen Be- 
reiche deutlich zu machen, besonders hervorgehoben zu werden. In 
einem umfangreichen Anhang sind alle wesentlichen Dokumente zur 
Saarpolitik von 1947—1953 im Wortlaut enthalten. 


Darmstadt Andreas Hillgruber 


W.]J.M.Mackenzie and J.W.Grove, Central Administra- 
tion in Britain (London, Longmans 1957. XVI, 487 S., 30 sh), ist 
ein nützlicher Leitfaden des Verwaltungswesens des britischen Staates 
von heute, aber nicht im gewöhnlichen Sinne des Wortes ein histori- 
sches Werk. 


London C. H. D. Howard 


SirIvorW. Jennings undGerhard A. Ritter, Dasbritische 
Regierungssystem (Köln und Opladen, Westdeutscher Verlag 
1958. 117 u. 256 S. 14,80 DM), besteht aus einem ins Deutsche 
übersetzten Leitfaden aus der Feder von Jennings, der wegen seiner 
vielen trefflichen Werke über die britische Staatsverfassung wohl- 
bekannt ist, und einem Quellenbuch von gleichfalls ins Deutsche 
übersetzten Dokumenten, herausgegeben von Ritter. Das Buch ist 
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der vierte Band in der Serie „Die Wissenschaft von der Politik‘. 

Deutsche Studenten der Staatswissenschaft werden das Buch sehr 

nützlich finden. 
London 


Herbert Marzian, Zeittafel und Dokumente zur Oder- 
Neiße-Linie. III: Juni 1956 bis Juni 1959. Würzburg, Holzner- 
Verlag 1959, 72 S., bringt eine chronologische Sammlung von Stellung- 
nahmen und Dokumenten zur Oder-Neiße-Frage, die auch wichtige 
Äußerungen einzelner Politiker und Wissenschaftler wie auch der 
Parteien, Verbände und Gesellschaften umfaßt. Die Zusammenstellung 
ist ein Sonderdruck aus den Bänden VIII, IX und X des ‚, Jahrbuches 
der Albertus-Universität zu Königsberg/Pr‘, das vom Göttinger 
Arbeitskreis herausgegeben wird. 
Bensberg b. Köln 


Oswald Schneider, Osteuropa und der deutsche Osten. 
Fragen der Osteuropaforschung in der Gegenwart (Osteuropa u.d. 
dt.O., Beiträge aus Forschungsarbeiten und Vorträgen der Hoch- 
schulen des Landes Nordrhein-Westfalen, R I, Rheinische Friedrich- 
Wilhelms-Universität Bonn). Köln, Rud. Müller 1953. 38 S. Eine 
wann auch immer möglich werdende friedliche Neuordnung Öst- 
europas von Dauer, und zwar im Sinne einer „im Kern und. Wesen 
europäischen Gemeinschaft‘ stellt der Osteuropaforschung von vorne- 
herein die Aufgabe, einen umfassenden Einblick in den Umwälzungs- 
prozeß zu geben, dem der europäische Osten seit Kriegsende auf allen 
Lebensgebieten unterworfen ist. Ohne eine genaue Kenntnis des 
osteuropäischen „Strukturkernes‘‘ und seiner revolutionär-veränder- 
lichen Bedingungen von heute ist eine originäre Osteuropaforschung 
nicht möglich. Am Anfang hat eine Analyse der Einzelvorgänge und 
ihrer geschichtlichen Bedingtheiten zu stehen, die hier geradezu 
tabellarisch zusammengestellt werden. Es gilt, die Voraussetzungen 
der historischen Prozesse zu erforschen, das Wesen Osteuropas geo- 
graphisch zu umreißen, seine Kulturstufe und Nationalität, die 
gesellschaftliche Ordnung seines Zusammenlebens und seine Wirt- 
schaft zu erfassen und dabei niemals die Ideologie zu übersehen, die 
das heutige politische Denken in Osteuropa beherrscht und auch das 
Schicksal des deutschen Ostens bestimmt. 


Marburg 







C. H. D. Howard 



















Kurt Kluxen 




























Richard Breyer 






Fred Oelssner, Die ökonomische Theorie von KarlMarx 
als Anleitung für die sozialistische Wirtschaftsführung 
(Sitzungsberichte der Deutschen Akademie der Wissenschaften zu 
Berlin: Klasse für Philosophie, Geschichte, Staats-, Rechts-, und 
Wirtschaftswissenschaften, Jahrgang 1959 Nr. 6). Berlin, Akademie- 
Verlag 1959, 22 S. Es kann dem Fachhistoriker bei aller für eine 
sachliche Kritik erforderlichen Sympathie für die besprochene Arbeit 
nicht leicht fallen, diese am 28. 5. 1959 im Plenum der Deutschen 
Akademie der Wissenschaften gehaltene Karl-Marx-Vorlesung — 
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„zum Druck genehmigt am 25. 6. 1959‘ — einer Würdigung zu unter- 
ziehen. Was läßt sich dazu sagen, daß ‚‚beispielsweise mit der ökono- 
mischen Hauptaufgabe der Deutschen Demokratischen Republik das 
Ziel gesteckt ist, Westdeutschland im Pro-Kopf-Verbrauch der werk- 
tätigen Bevölkerung an allen wichtigen Lebensmitteln und Konsum- 
gütern bis 1961 zu überflügeln‘“ (S. 12), und daß die westdeutsche 
Bevölkerung voraussichtlich ‚1961 mehr Geld pro Kopf zum Beispiel 
für Zucker ausgeben wird als die Bevölkerung der Deutschen Demo- 
kratischen Republik, weil in Westdeutschland die Preise ständig 
steigen, während unsere Regierung eine Politik der ständigen Preis- 
senkung verfolgt‘‘ (ebenda) ?! Nach einer populärwissenschaftlichen 
Darstellung der marxschen Grundbegriffe, die sich eine ernste Aus- 
einandersetzung mit den „bügerlichen‘‘ Kritikern Marx’ schenkt, 
gipfelt die Rede in der erstaunlichen Behauptung: ‚Der dritte Ab- 
schnitt des zweiten Bandes des ‚Kapitals‘ ist geradezu das klassische 
Lehrbuch für die sozialistische Wirtschaftsplanung‘“ (S. 21). Daß 
Marx eben in diesem Abschnitt auf Quesnays Unterscheidung zwischen 
dem Produktiven und dem Unproduktiven hinweist (im Anfang des 
VIII. Manuskripts), scheint dem Redner entgangen zu sein. Er schreibt 
nämlich „die geniale Einteilung der gesellschaftlichen Gesamtpro- 
duktion in zwei Abteilungen‘ (Produktions- und Konsumtionsmittel, 
S.19) offenbar Marx zu. Der Marxforschung ist mit solchen Beiträgen 
kaum gedient. 


Köln Helmut Hirsch 


Die geistige und politische Freiheit in der Massen- 
demokratie (Schriftenreihe der Friedrich-Naumann-Stiftung zur 
Politik und Zeitgeschichte Nr. 1, hrsg. v. Walter Erbe u.a.). Stutt- 
gart, Deutsche Verlagsanstalt 1960. 150 S. 7,80 DM. — Das erste 
Heft der von Walter Erbe, Paul Luchtenberg, Hans Wolfgang Rubin 
und Hans Wenke herausgegebenen Schriftenreihe bringt Vorträge 
von Walter Erbe, Theodor Litt, Paul Luchtenberg, Alexander 
Rüstow und Hans Wenke, die auf der ersten Jahrestagung der 
Friedrich-Naumann-Stiftung April 1959 in Bad Kreuznach gehalten 
worden sind. Die thematisch sich überschneidenden Referate kreisen 
um das Problem, was heute Wesen, Inhalt und Funktion des Liberalis- 
mus in Wirtschaft, Kultur- und Kirchenpolitik sein kann und soll. 
Eingehend wird vor allem das Problem von Erziehung und Bildung 
in der heutigen Massengesellschaft und im Angesicht der totalitären 
Bedrohung vom Standpunkt des liberalen Denkens behandelt. 

Köln Kurt Kluxen 


DEUTSCHE LANDSCHAFTEN 


Zeitschriftenbericht von U.Lewald-Bonn (NW) und F. Eheim-Wien (SO) 


Einen wichtigen Beitrag zur Geschichte der sozialen Bewegungen 
in den Hansestädten liefert A. v. Brandt. Die Lübecker Knochen- 
haueraufstände von 1380/84 und ihre Voraussetzungen (Zs. d. Ver. 
f. Lübeckische Gesch. u. Altertumsk. 39, 1959, S. 123—202). In 
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scharfer Polemik gegen die Epigonen von Fritz Rörig (ausdrücklich 
nicht gegen diesen selbst) kann Vf. überzeugend nachweisen, daß es 
in Lübeck in der 2. Hälfte des 14. Jahrhunderts noch nicht zu einer 
Abschichtung eines den Rat beherrschenden Rentnerstandes gekom- 
men ist. Auch nach dem Stralsunder Frieden rekrutierte sich der Rat 
im wesentlichen aus den Fernkaufleuten. Nicht gegen eine abge- 
schlossene patrizische Oberschicht richtet sich der Aufstand der 
Knochenhauer von 1380/84, sondern gegen die im Rat tonangebenden 
Kaufleute, die den Handwerksmeistern die verfassungsrechtliche 
Gleichstellung verweigerten. Nur der Anführer der Verschwörung, 
Heinrich Paternostermacher, war seiner Herkunft nach Kaufmann, 
der aber in Schulden geraten, die soziale Gunst seiner Geburt nicht zu 
bewahren verstand und sich daher an die Spitze der rechtlich benach- 
teiligten Aufständischen stellte. Ur: 


Friedrich Kleyser, Grundzüge der Kieler Wirtschafts- 
geschichte bis 1864. Kiel, Walter G. Mühlau 1958. 40 S. 1,50 DM. — 
Als Heft 7 der „Heimat Kiel“ ist eine Arbeit von Friedrich Kleyser 
über die Kieler Wirtschaftsgeschichte bis 1864 herausgekommen. 
Dieses Heft 7 stellt zugleich die Seiten 287 bis 327 einer Kieler Stadt- 
geschichte dar, die sich aus Einzelheften im Laufe der Zeit bilden 
soll. Die Arbeit beruht deutlich teils auf eigenem Quellenstudium, 
teils auf bereits erschienenen Einzeluntersuchungen und zeigt, daß 
die Stadt Kiel, übrigens die einzige Hansestadt Schleswig-Holsteins, 
bis zum 19. Jahrhundert im Wesentlichen der Versorgung ihres 
Hinterlandes diente und daß nur besondere politische Verhältnisse es 
der Stadt ermöglichten, einen Durchgangshandel in Konkurrenz zu 
Lübeck und Hamburg zu treiben. Insofern unterscheidet sich Kiel 
kaum von anderen schleswig-holsteinischen Städten. Der Verfasser 
ist der Ansicht, daß der Bau des alten schleswig-holsteinischen Eider- 
kanals von 1777 bis 1784, der übrigens schon 1571 von Herzog Adolf 
erwogen war, keine so große wirtschaftliche Förderung für Kiel be- 
deutet hat wie die Auflösung des Herzogtums Gottorp (1773). Von 
großer Bedeutung war jedoch der Kieler ‚Umschlag‘, der große 
Geldmarkt für Schleswig-Holstein und Teile von Jütland, der von 
der Mitte des 15. Jahrhunderts bis in das 19. Jahrhundert hinein 
an den Tagen nach dem 6. Januar stattfand. Das Heft schließt mit 
dem Beginn der Industrialisierung (Schiffbau u.a.) in den Jahren 
vor 1864 und eröffnet damit einen Ausblick auf die Zeit nach 1864, 
in der Kiel als Industrie- und Marinestadt einen jahrhundertelang 
nicht erträumten Aufstieg nehmen sollte. 


Flensburg H.F. Schütt 


Rudolf Bülck, Geschichte der Kieler Universitäts- 
bibliothek. Hrsg. von Wilhelm Klüver. Eutin, Burckhardt Verlag 
1960. 299 S. 33 DM. — Der Vf. war mehr als drei Jahrzehnte an der 
Kieler Universitätsbibliothek als Bibliotheksrat tätig und nicht nur 
mit ihrer Entwicklung und der Provenienz ihrer Bestände, sondern auch 
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mit der Gelehrtengeschichte Schleswig-Holsteins in den letzten Jahr- 
hunderten aufs beste vertraut. Nach seinem Tode (1954) hat Klüver 
das nachgelassene umfangreiche Manuskript, das bis zum Jahre 1903 
führte, mit nur unwesentlichen Änderungen und einem kurzen Über- 
blick über die neueste Entwicklung herausgegeben. Die Geschichte der 
Kieler Bibliothek fügt sich ganz in den Rahmen der Geschichte der 
1665 gegründeten Christiana-Albertina und die allgemeine Entwick- 
lung der deutschen Universitätsbibliotheken seit dem 17. Jahrhundert 
ein. Ihre Anfänge sind wie die der Universität im ersten Jahrhundert 
ihres Bestehens recht bescheiden, da Kiel zunächst nur die Hoch- 
schule des kleinen Miniaturstaates Holstein-Gottorf war. Erst die 
Ereignisse seit 1762, die zur Vereinigung der beiden Herzogtümer 
Schleswig und Holstein unter der Herrschaft des dänischen Königs 
führten, brachten nicht nur der Universität als solcher, sondern auch 
der Bibliothek einen äußeren und inneren Aufschwung. Das Wachs- 
tum der Bibliothek hielt, wenn auch in einzelnen Zeitabschnitten mit 
unterschiedlicher Stärke, an, bis die Bibliothek bei einem Bomben- 
angriff im April 1942 durch Brand fast die Hälfte ihrer Bestände 
verlor. Wie andere Universitätsbibliotheken wurde auch die Kieler 
lange Zeit von Professoren nebenamtlich verwaltet, die dabei durch 
Unterbibliothekare, teilweise auch nur durch ehrenamtliche Gehilfen 
unterstützt wurden. Erst in preußischer Zeit wurde im Jahre 1875 
ein hauptamtlicher Leiter der Bibliothek berufen. Diese Entwicklung 
hat B. — gelegentlich allerdings etwas zu sehr ins Detail gehend — 
aus den Akten mit liebevoller Hand nachgezeichnet. Dabei wird die 
organisatorische und wissenschaftliche Leistung einzelner Persönlich- 
keiten, so die des Historikers Christiani, der die Bibliothek von 
1763 bis 1793 leitete, deutlich. Aber auch die Hemmnisse, gerade 
bürokratischer Natur, die sich der Entwicklung der Universität 
immer wieder entgegenstellten, treten in Erscheinung. So bringt das 
Werk ein wichtiges Kapitel der Wissenschaftsgeschichte in den beiden 
Herzogtümern in der Neuzeit zur Darstellung und bildet darüber 
hinaus auch eine wertvolle Vorarbeit für die zum 300jährigen Jubi- 
läum der Universität im Jahre 1965 vorgesehene Universitätsge- 
schichte. 


Kiel K. Jordan 


Beiträge zur Geschichte des Staatsarchivs der Freien 
und Hansestadt Hamburg. (Veröffentl. aus dem Staatsarchiv der 
Freien und Hansestadt Hamburg Bd. 5.) Hamburg 1960. 188 S. — 
Das Staatsarchiv Hamburg konnte im Jahre 1960 auf sein 250jähriges 
Bestehen zurückblicken. Das war der Anlaß zu dieser Aufsatzsamm- 
lung, die zugleich dem früheren Leiter des Archivs, Prof. Kellinghusen, 
zu seinem 75. Geburtstag gewidmet ist. Jürgen Bolland, Der erste 
Hamburgische Archivar Nicolaus Stampeel (S. 1—17), entwirft ein 
Bild vom Wirken dieses Mannes, der ein Jahrzehnt das Archiv ge- 
leitet hat. — Erich von Lehe, Das Ratsarchiv während der Amts- 
zeit des Archivars Franz von Som, 1724—1766 (S. 19-40) verfolgt 
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die Weiterentwicklung des Archivs in diesen für seinen Ausbau so 
wichtigen Jahrzehnten. — Walter H. Petersen, Die Archivräume 
(S.41—55), gibt einen Überblick über die Unterbringung des Archivs 
von seiner Gründung bis zur Gegenwart. — Auf die für die Über- 
lieferungsgeschichte mittelalterlicher Urkunden wichtige Arbeit von 
Heinrich Reincke, dem inzwischen verstorbenen langjährigen 
Direktor des Archivs, „Zur Geschichte des Hamburger Domarchivs 
und der ‚Hamburger Fälschungen‘“ (S. 57—78), ist bereits in der HZ 
191, 430 hingewiesen worden. Jürgen Reetz, Ordnung und 
Unordnung in Hamburgs Threse (S. 79—100), zeigt, wie die ursprüng- 
liche Ordnung der in der Threse aufbewahrten Urkunden für den Rat 
später durch neue Ordnungsprinzipien und durch die Aufnahme von 
Urkunden für andere Empfänger teilweise in Unordnung geriet. — 
Siegmund Wülfken, Vom Hamburger Grundbuch (S. 101—112), 
charakterisiert die Besonderheiten des Grundbuches, die sich aus 
dem besonderen Hypothekenrecht der Stadt ergaben. — Friedrich 
Schmidt untersucht „Die Übernahme der hamburgischen Personen- 
standsregister in das Staatsarchiv‘ (S. 113—131). — Dietrich 
Kausche, Das Groß-Hamburg-Gesetz und das Staatsarchiv Hamburg 
($S. 133—152), behandelt den Archivalien- und Aktenaustausch, der 
sich nach dem Gesetz des Jahres 1937 ergab. — „Die Bibliothek des 
Staatsarchivs‘ in ihrem Werden verfolgt Anneliese Tecke (S.153 bis 
167). — Martin Ewald behandelt ‚Das Archiv und die gedruckten 
Sammlungen hamburgischer Rechtsvorschriften im 18. und 19. Jahr- 
hundert (S. 169—182). — Hans W. Hertz, Die Wappen am Epitaph 
des Senators Caspar Moller in der St. Katharinenkirche (S. 153—188), 
klärt heraldische Fragen am Grabmal dieses 1610 gestorbenen Senators. 


Kiel K. Jordan 


Westfälische Bibliographie. IV: 1956—1958. Bearb. v. d. 
Stadt- und Landesbibliothek Dortmund. Dortmund, Ruhfus 1959. 45*, 
533 S. 15.— DM. — Die vorliegende Bibliographie beschließt die seit 
1945 laufende, d. h. an Bömer-Degering (erscheint in Lfgn. seit 1951) 
anschließende Reihe von Mehrjahreszusammenfassungen. Die vier 
Bände verzeichnen zusammen aus den 14 Nachkriegsjahren mehr als 
35000 Arbeiten sehr unterschiedlichen Gewichts zur westfälischen 
Landeskunde in weitestem Sinne — Schwerpunkte bilden die Geschich- 
te mit ihren Hilfswissenschaften und natürlich die Wirtschaft —, der 
letzte Band nennt 7882 Titel. In diesen, selbst für ein Gebiet von der 
Größe und Bedeutung Westfalens, überaus hohen Zahlen wird, worauf 
auch das lesenswerte Vorwort des neuen Hrsg.s, des jetzigen Dort- 
munder Bibliotheksdirektors Hans M. Meyer (vorher langjähriger 
Bearbeiter der pfälzischen Bibliographie) hinweist, eine Problematik 
deutlich, mit der auseinanderzusetzen auch der Landesgeschichte und 
zumal ihrer Bibliographie nicht erspart bleiben wird. Eine kritische 
Auswahl, wie sie schon hier teilweise zur Anwendung kam, erweist 
sich bereits auf der landeskundlichen und -historischen Ebene als 
unumgänglich. Hauptgrundlage für die Titelsammlung bildet nach 
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wie vor der Bestand der genannten, für ihren Bereich erfreulich 
leistungsfähigen Bibliothek; die bewährten Hände der dort tätigen 
Mitarbeiterinnen läßt der zuverlässig gearbeitete Band auf Schritt und 
Tritt erkennen. — Vom Berichtsjahr 1959 an sind uns Jahresbände 
versprochen; der erste von ihnen ist 1960 erschienen. 


Berlin-Schlachtensee Werner Schochow 


Wolfgang Kohte, Westfalen und der Emsmündungs- 
raum. (Vortragsreihe der Gesellschaft für Westfälische Wirtschafts- 
geschichte e. V. Dortmund, Heft 7.) Dortmund 1960. 59 S. und 2 Kt. — 
Der Vf. der kleinen Schrift, der erweiterten Wiedergabe eines Vor- 
trages, bemüht sich, die Emsmündung in ihrer Bedeutung für West- 
falen und für die Beziehungen zu den Niederlanden zu skizzieren. Er 
greift dabei zurück bis in das 15. Jahrhundert und darüber hinaus 
bis zu der Zeit, in der die deutsche Nordseeküste durch eine Reihe 
von Sturmfluten zwischen 1362 und 1511 die ihr im wesentlichen 
noch heute eigene Gestalt erhalten hat. Trotz der Kürze eine material- 
reiche und nicht nur für die oberflächliche Information sehr nütz- 
liche Schrift. 


Bonn Wolfgang Treue 


Vom Collegium Jenense zur Volksuniversität. Gesamt- 
bearbeitung von Günter Steiger. Jena, VEB G. Fischer 1960. XI, 
180 S., 43 Abb. 3,80 DM. — Der kleine Band, der sich fast aus- 
schließlich auf die im nächsten Heft zu besprechende Gesamtdar- 


stellung der Universitätsgeschichte stützt, wendet sich an einen 
größeren Leserkreis. Stärker als bei dieser ist hier der Schwerpunkt 
der Darstellung nach dem 20. Jahrhundert verlagert; allein der Ent- 
wicklung seit 1945 ist fast ein Drittel des Gesamtumfangs eingeräumt 
worden. Von den früheren Epochen erfährt lediglich die ‚klassische 
Zeit‘‘ Jenas eine eingehendere Würdigung, weil sie zusammenfiel mit 
dem Zeitalter der Französischen Revolution und der Befreiungs- 
kriege. Auch in dem kleinen Band ist die Universitätsgeschichte 
eingeordnet in die allgemeine Geschichte, aber die parteipolitische 
Terminologie drängt sich hier noch stärker auf. Besonders die letzten 
Seiten, die den „Eintritt der Universität in ihr sozialistisches Jahr- 
hundert (1958)‘‘ behandeln, kann man nur mit Kopfschütteln lesen. 
Daß die Flucht des Rektors, des Dermatologen Josef Hämel, unmit- 
telbar vor dem Jubiläum eine gerecht abwägende Darstellung erfahren 
würde, konnte gewiß nicht erwartet werden; aber zur Formulierung 
des Satzes: ‚Dem Marxismus ist jeder Druck auf die Wissenschaft 
oder den Wissenschaftler völlig wesensfremd‘ (S. 167) gehört schon 
eine gehörige Portion Naivität oder Unverfrorenheit; man kann wirk- 
lich nicht umhin, dies als grobe Fälschung des Tatbestandes zu be- 
zeichnen; selbst die Leser, für die diese Broschüre in erster Linie 
bestimmt ist, dürften dieser Aussage keinen Glauben schenken. 


Erlangen/Nürnberg Irmgard Höß 
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Beiträge zur Geschichte der Mathematisch-Natur- 
wissenschaftlichen FakultätderFriedrich-Schiller-Univer- 
sität Jena anläßlich der 400-Jahr-Feier. Jena, VEB Gustav Fischer 
Verlag 1959. 111 S., 11 Taf. 7,40 DM. — Der schmale Band enthält 
neben der Ansprache des Dekans anläßlich der Ehrenpromotionen 
zur Jubiläumsfeier fünf im Laufe des Jubiläumsjahres im Rahmen 
des Fakultätskolloquiums gehaltene Vorträge. W. Schütz behandelt 
in großem Überblick ohne tiefere Durchdringung des Stoffes „Die 
Physik an der Universität Jena im Wandel ihrer Zeit‘ (9—32) ; ihm sind 
Fehler unterlaufen, die zwar im allgemeinen einem Physiker nach- 
gesehen werden könnten, die aber immerhin in einer Schrift zum 
Jubiläum befremdlich wirken; so spricht er z.B. für die siebziger 
Jahre des 16. Jahrhunderts von dem ‚katholischen Kursachsen“ — 
daß es kein Druckfehler ist, beweist das unterstreichend in Klammer 
gesetzte Ausrufungszeichen (S. 10). Bei der Behandlung der Gemein- 
schaftsarbeit Abbe-Zeiss hätte man eine kurze Würdigung des Dritten 
im Bunde, Otto Schotts, erwarten dürfen. ©. Bessler gibt einen 
Ausschnitt „Aus der Geschichte der pharmazeutischen Lehre und 
Forschung an der Universität Jena‘ (33—55), der stark von seinen 
Vorlagen abhängig ist; hier hätte der Verlag wenigstens die Lesbar- 
keit im Auge behalten und die Anmerkungen aus dem Text heraus- 
lösen müssen. Die Würdigung des Biologen und Botanikers ‚Matthias 
Jacob Schleiden‘ von H. Wartenberg (57—77) erfüllt dagegen die 
Erwartungen, die man an eine wissenschaftsgeschichtliche Unter- 
suchung stellt. Hier ist die Lebensleistung Schleidens eingebettet in 
die Entwicklung der Disziplin insgesamt; manche irrige Ansicht 
erfährt ihre wohlbegründete Korrektur, indem Schleidens Schwächen 
wie seine Stärken herausgearbeitet werden. So gelangt der Vf. zu 
einer gerechteren Beurteilung der Bedeutung Schleidens, die weniger 
in großen Entdeckungen liegt als in der Beherrschung der Kunst des 
Mikrokopierens, in seiner vollendeten Darstellungsgabe und dem 
Bekenntnis zu den von Kant gelegten Grundlagen der Methode induk- 
tiver Forschung. F.Chemnitius, der beste Kenner der Geschichte der 
Chemie in Jena, kann aus den reichen eigenen Forschungen schöpfen 
und bietet einen wohlgelungenen Essay „Über das Leben und 
Wirken von Johann Wolfgang Döbereiner (79—93). G. Uschmann 
stützt sich in seinem Abriß ‚Aus der Geschichte der Zoologie und der 
Zoologischen Anstalten in Jena‘‘ ebenfalls auf eigene Forschungen; 
er führt ihn bis zum Tode Ernst Haeckels (1919), dem er in Würdigung 
seiner Verdienste wie in der Aufzeigung seiner Grenzen gerecht zu 
werden versteht (95—109). 


Erlangen/Nürnberg Irmgard Höß 


Übersicht über die Bestände des Landesarchivs Gotha. 
Bearb. von Ulrich Hess. — Übersicht über die Bestände des 
Landesarchivs Meiningen. Bearb. von Ernst Müller (Veröffent- 
lichungen des Thüringischen Landeshauptarchivs Weimar, heraus- 
gegeben von Hans Eberhardt Bd. 3 und 4.), Weimar, Hermann 
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Böhlaus Nachf. 1960. XII, 314 S., 2 Karten 19,50 DM. — XII, 130 S,, 
2 Karten. 9,50 DM. — Nach dem Vorbild der Bestandsübersicht für 
das Landeshauptarchiv Weimar (Veröffentlichungen des Thüringischen 
Landeshauptarchivs Band 2 1959, vgl. HZ Bd. 191 S. 214) setzt die 
Thüringische Archivverwaltung ihre Archivinventarpublikation fort. 
Aus der Übersicht für Gotha erfährt man, daß sich hier heute außer 
den Archivbeständen des alten Herzogtums Sachsen-Gotha (1640 bis 
1918) und Freistaates Gotha (1918—1920) (Abt. A.) die Akten zahl- 
reicher Unterbehörden des Landes Thüringen (1920—1952) aus den 
Stadt- und Landkreisen Eisenach und Gotha (Abt. B.) und die Archiv- 
bestände des früheren preußischen Regierungsbezirks Erfurt (1815 bis 
1945) (Abt.C), die bis 1947 zunächst im Staatsarchiv Magdeburg 
lagen, befinden. In den Beständen der Abt. A lagern auch einige 
Gothaer Herrschafts- und Rittergutsarchive sowie einige Stadt- 
archive (z. B. Ohrdruf) und Nachlässe. Der Bestandsübersicht für 
Meiningen entnehmen wir, daß dort heute außer dem Archiv der 
Herrschaft Henneberg (10. bis 16. Jahrhundert — seit 1660 ‚‚Ge- 
meinschaftliches Hennebergisches Archiv‘), (Abt. A) die Archiv- 
bestände des alten Herzogtums Sachsen-Meiningen (1680—1918) und 
des Freistaates Meiningen (1918—1920) (Abt. B), einige Akten nach- 
geordneter Behörden des Landes Thüringen (1920—1952) (Abt. C) 
und einiger Reichsbehörden (Abt. B) sowie etliche Stadtarchive 
(z.B. Römhild) und Pfarrarchive (Abt. E), etliche Guts-, Innungs-, 
Gesellschafts- und Stiftungsarchive (Abt. F u. G) und Nachlässe 
(Abt.H) ruhen. Den Übersichten sind in den Einleitungen wieder 
gute Einführungen in die Territorial-, Verwaltungs- und Archiv- 
geschichte der jeweiligen Gebiete — diesmal sogar durch jeweils 
zwei Karten illustriert — vorangestellt. Leider vermißt man aber 
auch in diesen Bänden wieder jede Literaturangabe zur Territorial-, 
Verwaltungs- und Archivgeschichte und jedes die Übersichten er- 
schließende Stichwortverzeichnis ebenso wie ein Wort des Dankes 
für die selbstlose Tätigkeit früherer Archivbeamten in Gotha und 
Meiningen, auf deren ordnenden und inventarisierenden Vorarbeiten 
diese Übersichten letzten Endes beruhen. 


Bonn Friedrich Henning 


Als südlichste der von E. E. Stengel ausgegebenen Atlasarbeiten 
behandelt die Marburger Dissertation von Elisabeth Kleberger 
die Territorialgeschichte des hinteren Odenwalds (Graf- 
schaft Erbach, Herrschaft Breuberg, Herrschaft Fränkisch-Crumbach). 
(Quellen und Forschungen zur hessischen Geschichte 19. Darmstadt, 
Selbstverlag der Hessischen Historischen Kommission 1958. XVI, 
198 S., 4 Ktn., 16 DM — zugleich Stück 26 der Schriften des Hes- 
sischen Amtes für geschichtliche Landeskunde). Sie verfolgt nach 
einleitenden Bemerkungen zur Siedlungs- und Verkehrsgeschichte die 
Entwicklung von den einfachen, wenn auch nicht in allen Einzel- 
heiten durchsichtigen Verhältnissen der Frühzeit (Übergang aus 
Königshand an die Reichsabteien Fulda und Lorsch als die maßgeb- 
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lichen Siedlungsträger — neben der altfreiherrlichen, bis 1806 selb- 
ständigen Mark Fränkisch-Crumbach) zur Territorialisierung auf 
Grund der Untervogtei und des Rodungsrechtes durch die zeitig 
an Kurpfalz angelehnten Schenken von Erbach und die Anfang des 
14. Jahrhunderts erlöschenden Herren von Breuberg, deren Besitz- 
stand durch wechselvolle Kondominatsschicksale sich ebenfalls ziem- 
lich unverändert bis 1806 hielt. Fast ein Drittel des Buches ist der 
Aufhellung der Ortsgeschichte seit dem Hochmittelalter im Rahmen 
der Amts- und Gerichtsgliederung innerhalb der drei Territorien 
gewidmet. 
Mainz Ludwig Petry 


“1000 Jahre Stift und Stadt Aschaffenburg. Festschrift 
zum Aschaffenburger Jubiläumsjahr 1957, zwei Bände (Aschaffen- 
burger Jahrbuch Band 4). Aschaffenburg, Paul Pattloch-Verlag 1957. 
XL, 1113 S. — Obwohl weder Gründer noch Gründungszeit des 
Kollegiatstiftes St. Peter und Alexander in Aschaffenburg irgendwie 
urkundlich fixiert sind, entschloß man sich für das Jahr 1957, der 
tausendjährigen Wiederkehr des Todestages Herzog Liudolfs, zur 
Jubiläumsfeier, da, nach der Vermutung von Decker-Hauff, „bei 
Liudolfs Tod am 6. September 957 der erste Anstoß zur Gründung 
bereits gegeben war“ (S. 142). Im letzten Jahrhundert hatte man im 
Jahre 1882 den neunhundertjährigen Todestag Ottos, des großzügigen 
Förderers des Stiftes, zum Anlaß der Feier genommen. Daß von einer 
Stadt Aschaffenburg jedoch weder 957 noch 982 bereits die Rede sein 
konnte, darüber waren sich die Verantwortlichen natürlich selber 
klar, haben aber trotzdem (und das wohl mit Recht) beim Jubiläum 
auf Stift und Stadt Bezug genommen, deren Geschicke später doch 
eng miteinander verflochten waren. So hat ein gemeinsames Bemühen 
eine auch äußerlich hervorragend ausgestattete Festschrift entstehen 
lassen, deren wissenschaftlicher Ertrag weit über das hinausgeht, was 
man bei ähnlichen Anlässen gedruckt vorzufinden gewöhnt ist. Aus 
Raumgründen ist es hier nicht einmal möglich, auch nur die Titel der 
43 in den zwei stattlichen Bänden vereinigten Aufsätze aufzuzählen. 
Sie gruppieren sich um einige Hauptthemen, in deren Mittelpunkt 
natürlich Kollegiatstift und Stiftskirche, auch in ihrer kunstgeschicht- 
lichen Ausdeutung, stehen. Daneben werden die Stadt und das Fürsten- 
tum Aschaffenburg berücksichtigt, schließlich auch die Beziehungen, 
die zum nahen Erzstift und Kurfürstentum Mainz hinüberreichten. 

München Kurt Reindel 


Historischer Atlas von Bayern, Teil Franken. Lichtenfels- 
Staffelstein. Hrsg. v. Hildegard Weiss. München, Kommission für 
bayerische Landesgeschichte 1959, 192 S. — Der neue Band des 


Historischen Atlas ist mit der gewohnten Sorgfalt bearbeitet worden. 
Nichts zwingt so sehr zur Klarstellung der rechtlichen Verhältnisse 


wie die kartographische Arbeit. Nur ein Teil der Ergebnisse kann 
freilich in der Karte zur Darstellung kommen, aber es entspricht 
auch nicht immer die Rechtslage der politischen Wirklichkeit. Es 
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sind deshalb mit Recht in der Karte auch strittige Ansprüche ein- 
getragen worden. In einer knappen Zusammenfassung gibt die Ver- 
fasserin einen Überblick über die Rechts- und Herrschaftsentwick- 
lung in dem zur Hauptsache dem Bistum Bamberg unterstehenden 
Gebiet. Unter den darin berührten Einzelheiten sei vor allem der 
Hinweis auf die gemeindliche Selbstverwaltung erwähnt. Das Ganze 
regt, wie jedes Heft des Atlas, zu rechtsvergleichenden Betrach- 
tungen an. Die beiden Karten und Kommentare haben die Stichjahre 
1792 und 1818 zur Grundlage. 


Zürich Paul Kläui 


Franz Huter [Bearb.]), Tiroler Urkundenbuch. ]. Abt.: 
Die Urkunden zur Geschichte des deutschen Etschlandes und des 
Vintschgaus. III: 1231—1253. Innsbruck, Universitätsverlag Wagner 
1957. XXXVIII, 523 S., 7 Tfl., 395 65. — Die beiden bisher erschiene- 
nen Bände der I. Abteilung des Tiroler Urkundenbuches umfaßten 
die Quellen des deutschen Etschlandes und des Vintschgaus bis zum 
Jahr 1230. Es handelt sich dabei um das Gebiet vom Ursprung der 
Etsch über Meran und Bozen bis zur Salurner Klause, das bekannt- 
lich die historische Kernlandschaft der um diese Zeit sich bildenden 
Grafschaft Tirol darstellt. Über Anlage und Planung des gesamten 
Urkundenbuches durch die Historische Landeskommission des 
Ferdinandeums in Innsbruck ist bereits bei Besprechung des 2. Bandes 
(HZ 172 [1951], 582ff.) berichtet worden. Der vorliegende 3. Band 
umfaßt nun plangemäß die Urkunden der gleichen Landschaft von 
1231 bis 1253, dem Jahr des Aussterbens der älteren Grafen von Tirol. 
Es sind insgesamt 383 Urkunden, von denen 155 bisher in keiner 
brauchbaren Form vorlagen. Sie sind vorwiegend als Volltexte, teil- 
weise als Auszüge oder als Regesten veröffentlicht. Die in sich ge- 
schlossene, ziemlich selbständige und große Urkundengruppe der 
Notariatsinbreviaturen, deren Edition von Voltelini begonnen und 
von Huter abgeschlossen wurde, ist im einzelnen nicht noch einmal 
aufgenommen, aber durch gelegentliche Hinweise so weit berück- 
sichtigt worden, daß sie nicht übersehen werden kann. Die sammle- 
rische Vollständigkeit des Materials ist zweifellos im höchstmöglichen 
Ausmaß erreicht worden. Huter hebt den Anteil der älteren Mit- 
arbeiter der Historischen Landeskommission, insbesondere R. Heu- 
bergers (dem der Band gewidmet ist) an den sammlerischen und 
anderen Vorarbeiten besonders hervor. Die jahrzehntelange Beschäfti- 
gung des Herausgebers mit dem Stoff und seine besondere Vertraut- 
heit mit allen seinen Problemen ist der Edition bis in die Einzelheiten 
zugute gekommen. Alles, was in dieser Hinsicht zum 2. Band gesagt 
wurde, gilt auch für diesen. Hervorgehoben sei der eingehende Apparat, 
der von der intensiven quellenkritischen Behandlung des Stoffes 
zeugt. Die beigefügten Siegeltafeln enthalten die ältesten Siegel der 
Grafen von Tirol, der bedeutendsten Edel- und Ministerialengeschlech- 
ter, geistlicher Personen und Städte, insgesamt 19 Siegelbilder samt 
Beschreibung. Interessant ist die Untersuchung der Überlieferungs- 
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gruppen, die uns ein Bild der im Lande regen politischen, wirtschaft- 
lichen und geistigen Kräfte vermittelt. Bemerkenswert ist das weitere 
Anwachsen des bodenständigen Urkundenmaterials, das Hervor- 
treten der ‚„‚deutschtiroler‘‘ Provenienzen, zumal der Urkunden der 
Grafen von Tirol, und der starke Rückgang der ‚‚welschtiroler‘‘ Pro- 
venienzen. Auch dies ein Ausdruck des im Vormarsch befindlichen 
Tiroler Landesfürstentums und des allmählichen Zusammenwachsens 
des Tiroler Etschlandes und des Vintschgaus mit den benachbarten 
deutschtiroler Talschaften. In diplomatischer Hinsicht bemerkens- 
wert ist die andauernde Vorherrschaft des Notariatsinstruments im 
Gesamtbereich des Bistums Trient und sein teilweises Übergreifen 
auf den Brixner Bereich. Allerdings beginnt sich auch im Notariat 
das deutsche Element neben den Romanen durchzusetzen. Im ganzen 
bieten Notariatsinstrumente wie Siegelurkunden durch die einge- 
streuten Germanismen und Vulgärbezeichnungen eindrucksvolle 
Zeugnisse für die Zugehörigkeit der Landschaft zum deutschen Kultur- 
und Sprachbereich. Das beherrschende politische Ereignis, das sich 
in den Quellen dieses letzten Bandes deutlich abzeichnet, ist die 
Frühentwicklung des Landesfürstentums von Tirol, das aus der 
Fülle weltlicher und geistlicher Herrschaften zur einigenden Macht 
emporsteigt. Die urkundlichen Bausteine für die verwickelte Ge- 
schichte der Auseinandersetzungen zwischen Tirol, Trient und der 
Reichsgewalt unter Graf Albert III. von Tirol liegen nunmehr bereit. 
Eine Reihe von Deperdita, wichtige Quellenglieder dieser Entwicklung, 
wurden aus späteren Stücken erschlossen. Die Ergiebigkeit des reichen 
Materials für alle übrigen Zweige der Landesgeschichte, für die Ge- 
schichte der Wirtschaft, Kultur, der ständischen Entwicklung, der 
führenden Geschlechter und der geistlichen Hochstifter kann nur 
angedeutet werden. Ein sehr eingehendes Glossar schließt das reich- 
haltige Sach- und Wortgut auf und wird den meisten sachgeschicht- 
lichen, rechts- und sozialhistorischen, kulturgeschichtlichen, aber auch 
philologischen Ansprüchen genügen; desgleichen das nicht minder 
eingehende Namensregister. Mit diesem 3. Band findet die I. Abteilung 
(Tiroler Etschland und Vintschgau) des Tiroler Urkundenbuches mit 
insgesamt 1308 urkundlichen Quellen (wobei die vielen Subnummern 
nicht gezählt sind) ihren Abschluß. Die Abteilung II soll plangemäß 
das Eisacktal, Pustertal und Inntal bis 1253 behandeln. Die Abteilung 
III soll mit den Urkunden der Tiroler Landesfürsten von 1253—1363 
die Abteilungen I und II in gewissem Sinn fortsetzen, und eine Ab- 
teilung IV soll die nicht landesfürstlichen Urkunden nach 1253 für 
das ganze deutsche Alt-Tirol bieten. 
Graz Hermann Wiesflecker 


Das Jahrbuch fürLandeskunde von Niederösterreich NF 32/ 
1955—1956 bringt neben Arbeiten von lokalerem Interesse vor allem 
die methodisch wichtige Arbeit von Karl Lechner, Herrschaft und 
„Markt‘‘ Weierburg, S. 94—125, die für die Besitzgeschichte des 
westlichen Weinviertels, daneben aber vor allem für die plastisch 
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gezeigte Entstehung einer Herrschaft mit ihren vielfältigen Rechten 
von Bedeutung ist. Walter Pongratz, Zur Frage der partiellen 
Ortswüstungen im oberen Waldviertel, S. 125—133, zeigt am Beispiel 
eines Waldviertler Ortes, daß neben dem Problem der totalen Wüstung 
auch die teilweise Verödung eines Ortes relativ häufig ist; sie ist 
eigentümlicherweise vor allem dort anzunehmen, wo später zahlreiche 
überdotierte Bauerngüter feststellbar sind, da die verödeten Güter 
meist auf die anderen Bauern aufgeteilt wurden. Als Ursache der 
partiellen Ortswüstungen vermutet er die Agrarkrisen des 15. Jahr- 
hunderts und den damit verbundenen Menschenmangel, kaum aber 
geographische Gründe oder Katastrophen irgendwelcher Art. Ri- 
chard Kurt Donin, Die Rosenburg als ein Beispiel nördlicher und 
südlicher Baugestaltung, S. 192—208, betont die oft vernachlässigte 
Bedeutung der venezianischen Baukunst für den Renaissanceprofan- 
bau in Österreich. Adalbert Klaar, Ein Beitrag zur Kunstgeo- 
graphie Niederösterreichs, S. 209—236, bringt einen mit zahlreichen 
Bauplänen versehenen eingehenden Überblick über die Kirchen- und 
Wehrbauten Niederösterreichs bis zur Barockzeit mit besonderer 
Betonung des Mittelalters, wobei vor allem auf das Problem der 
„Kunstlandschaft‘‘ und der landschaftlich bedingten Typisierung des 
Bauwerkes eingegangen wird; eine reiche Bibliographie über das 
Thema ist beigegeben. Fritz Bodo, Wiener Neustadt. Ein Über- 
blick über die Bevölkerungsbewegung und Herkunft der Bevölkerung, 
S. 346—361, bringt einen vor allem quellengeschichtlich wichtigen 
Beitrag zur Bevölkerungs- und Sozialgeschichte einer niederöster- 
reichischen Mittelstadt von der Gründung (1194) bis zur Gegenwart 
mit besonderer Betonung der Industrialisierung im 19. Jahrhundert. — 
Der 23. Band (1957) bringt als Festschrift für Karl Lechner eine 
Anzahl von Arbeiten von Schülern des bekannten österreichischen 
Landeshistorikers und Landeskundlers. Fritz Eheim, Die älteste 
Topographie von Österreich, S. 7—25, weist auf eine unbekannte 
Landesbeschreibung Österreichs aus der Zeit um 1510 hin, die im 
Gelehrtenkreis Maximilians I. entstanden ist. Karl Gutkas, Die 
Bedeutung der Grundherrschaften für die Stadt- und Marktwerdung 
niederösterreichischer Orte, S. 48—65, kann die alte These der Stadt- 
oder Markterhebung durch den Landesfürsten entkräften. Der Groß- 
teil der Märkte und kleineren Städte wurde von den Grundherr- 
schaften dieser Orte zu ihrer Stellung erhoben, die spätere landes- 
fürstliche Bestätigung hatte meist nur formellen Charakter. Gustav 
Otruba, Die Quellenlage zur Frühgeschichte der Industrialisierung 
in Niederösterreich, S. 82—95, gibt damit wichtige Hinweise für die 
Industrieforschung. Schließlich kann Rudolf Steuer, Karl-Lechner- 
Bibliographie, S. 105—110, mit 73 Titeln das reiche Opus des Jubilars 
in der Zeit von 1948—1957 anführen (eine Bibliographie der Arbeiten 
Karl Lechners bis 1947 findet sich in Karl Lechner, Ausgewählte 
Schriften. Wien 1947). 

Im 24. Band (1958—1960) (Adalbert-Klaar-Festschrift) gibt Erik 
Arnberger, Thematische Atlas- und Kartensammelwerke über 
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Deutsche Landschaften 791 


Niederösterreich und Wien und ihre Bedeutung, S. 1—19, eine histo- 
rische Überschau von den Anfängen der Sonderkartographie zu 
Beginn des 19. Jahrhunderts bis zum ‚„Niederösterreich-Atlas“, der 
1958 abgeschlossen wurde. Herbert Mitscha-Märheim, Archäo- 
logische Anmerkungen zur Frage der slawischen Besiedlung Nieder- 
österreichs, S. 44—48, macht an Hand von neuen Bodenfunden 
wahrscheinlich, daß die slawische Bevölkerung Niederösterreichs bis 
zur Donau im wesentlichen nordslawisch (prototschechisch ?) gewe- 
sen sein dürfte, während man bisher das slowenische Element über- 
schätzt hat. Gustav Otruba, Zur Geschichte der Frauen- und 
Kinderarbeit im Gewerbe und in den Manufakturen Niederöster- 
reichs, S. 143—179, bringt einen historischen Überblick über die 
Geschichte der Frauen- und Kinderarbeit im allgemeinen — hier 
fehlen fast alle Vorarbeiten — und kann besonders für Nieder- 
österreich eine wahre Fülle von Material bringen. Die Arbeit kann als 
bahnbrechend gelten und ist allgemein-methodisch von größter 
Bedeutung. Lothar Machura, Die Donau als Problem österreichi- 
scher Landschaftspflege, S. 237—300, ist besonders im Hinblick auf 
die schon gebauten und projektierten Donaukraftwerke von bren- 
nender Aktualität. Karl Lechner, Der pagus Grunzwiti und seine 
Besitzverhältnisse, S. 301—324, kann dieses seit bald 200 Jahren 
umstrittene Problem wohl endgültig und abschließend klären. Der 
Grunzwitigau ist ein Kleingau im Raum der Fladnitz und Grünz 
nordwestlich von St. Pölten. P,E. 


Bohemia, Jahrbuch des Collegium Carolinum. Hrsg. von 
Karl Bosl und Theodor Mayer. I. München, Robert Lerche 1960. 
452 S., 1 Abb. 25 DM. — Ältere und junge Gelehrte haben sich zu 
diesen Forschungen über die böhmischen Länder zusammengefunden. 
Ernst Schwarz faßt seine neu aufgeworfenen Fragen der Grenz- 
beziehungen für „Deutsche, Tschechen und Polen‘ im Mittelalter 
abschließend zusammen. Theodor Mayers Aufriß der Problematik 
„Böhmen und Europa‘ geht von dem jüngst erschienenen staats- 
rechtlichen Buch Wilh. Wegeners aus und darüber hinaus. Heinz 
Zatschek kommt von Untersuchungen zur Volksgeschichte Wiens 
in den letzten 300 Jahren zu einer neuen Fragestellung für die Ge- 
schichte der Handwerker aus den Sudetenländern. H. Kudlich, L. v. 
Löhner und Fr. Schuselka werden von Friedrich Prinz in ihrem 
Zusammenwirken als führende Deutschböhmen des Jahres 1848 neu 
gezeichnet. Weitere Abhandlungen, Berichte und Nachrufe gelten der 
Klärung des kulturpolitischen Gewichtes der Deutschen in diesen 
Ländern. — Aus unveröffentlichten Dokumenten in Paris erläutert 
Erwin Hölzle Rußlands Stellung zur Entstehung der Tschechoslo- 
wakei 1918/19. Memoirenwert kommt den Erinnerungen des ehem. 
Abgeordneten H. Neuwirth und der Studie Rud. Wierers (früher 
Universität Brünn) über die ‚Psychologische Einstellung der Tsche- 
chen zum sudetendt. Problem‘ zu. Kurt Rabl kritisiert jüngste 
tschechische Publikationen zur Sudetenkrise 1938. — Wilhelm 





792 Anzeigen und Nachrichten 


Weizsäckers Darstellung der rechtsgeschichtlichen Forschungen 
an beiden Universitäten und jüngster Arbeiten aus Prag entspricht 
der Funktion des Jahrbuches, auch als Mittler zur tschechischen 
Forschung zu wirken, wie dies weitere Berichte und bibliographische 
Aufstellungen zeigen. 


Ludwigshafen K. Oberdorffer 


VERMISCHTES 


Die Historische Kommission für ost- und westpreußi- 
sche Landesforschung hielt unter dem Vorsitz von Prof. Erich 
Keyser, Marburg, ihre Jahrestagung vom 16. bis 18. Juni in Duisburg, 
der Patenstadt von Königsberg, ab. Der Vorsitzende konnte über 
einen guten Fortgang der wissenschaftlichen Vorhaben (Preußisches 
Urkundenbuch, Altpreußische Biographie) und über neue Planungen 
berichten. In den wissenschaftlichen Sitzungen sprachen der Duis- 
burger Stadtarchivar v. Roden über Duisburg und den deutschen 
Osten, Dozent Wenskus, Marburg, über die Sozialordnung der Preußen, 
Prof. Hellmann, Münster, über das Verhältnis des Deutschen Ordens 
zu den Städten im Reich. In einer öffentlichen Gedenkstunde im 
Ratssitzungssaal zeichnete der letzte Königsberger Stadtarchiv- 
direktor Gause das historische Porträt Königsbergs. K—1t. 


Preisaufgabe 


Der Senat der Hochschule für Politische Wissenschaften in 
München (22, Von-der-Tann-Straße 2) hat das Thema ‚Der Imperia- 
lismus in sowjetischer und westlicher Auffassung‘ zur 
Preisaufgabe gestellt. Preis 4000 DM. Bis 1. Oktober 1962 sind 
drei Exemplare in Maschinenschrift einzureichen. Alles Nähere durch 
die Hochschule. K—t. 


Mitteilung 


Die (25.) Versammlung Deutscher Historiker, verbunden mit einer 
Tagung des Verbandes der Geschichtslehrer, wird vom 17. bis 20. 
Oktober 1962 in Duisburg stattfinden. Das Programm ist in Vor- 
bereitung und soll im Frühjahr 1962 versandt werden. Es wird gebe- 
ten, Anschriftenänderungen sowie Anmeldungen oder Abmeldungen 
als Mitglieder des Verbandes der Historiker Deutschlands unmittelbar 
an Frau Professor Höß zu richten (Nürnberg, Westtorgraben 7, III). 
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Siegfried A. Kaehler 
Studien zur Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts 


Aufsätze und Vorträge. Herausgegeben und mit einem Nachwort versehen von Walter 
Bußmann. 420 Seiten. Leinen 28,— DM. Aus dem Inhalt: Wilhelm und Alexander 
von Humboldt in den Jahren der napoleonischen Krise. Individualismus und Staatser- 
lebnis. Cavour, Louis Napoleon und Bismarck im Jahr 1848. Legende und Wirklich- 
keit im Lebensbild des Kanzlers Bernhard v. Bülow. Zur Beurteilung Ludendorffs im 
Sommer 1918. Die Problematik der preußischen Geschichte im 19. Jahrhundert. Der 
20. Juli 1944. Vom dunklen Rätsel deutscher Geschichte. 

»...Es gehört zu der einmaligen Begabung Kachlers, der Individualität bis ins Feinste 
und Private nachzuspüren, dann aber stets wieder zurückzufinden zu den großen Zu- 
sammenhängen und Problemen der geschichtlichen Welt ...« Neue Zürcher Zeitung 


Walter Schlesinger Mitteldeutsche Beiträge 
zur deutschen Verfassungsgeschichte des Mittelalters 


490 Seiten, Leinen 28,— DM. Aus dem Inhalt: Egerland, Vogtland, Pleißenland. Die 
geschichtliche Stellung der mittelalterlichen deutschen Ostbewegung. Burgen und Burg- 
bezirke. Deutsche Kirchen im Sorbenland. Die Verfassung der Sorben. Zur Geschichte 
der Landgemeinden im Zeitalter der deutschen Ostsiedlung. 


Der Frankfurter Historiker ist einer der besten Kenner der mittelalterlichen Ver- 
fassungsgeschichte. Angesichts der verstärkten Angriffe, denen vor allem die west- 
deutschen Arbeiten über das Verhältnis von Deutschen und Slaven im Mittelalter jetzt 
ausgesetzt sind, ist es wertvoll, an einem so treffenden Beispiel zeigen zu können, wie 
ein Forscher systematisch — ohne jede politische Ambition — diesen Fragen auf mittel- 
deutschem Raum jahrelang nachgegangen ist. 


Theodor Schieder Begegnungen mit der Geschichte 


Etwa 280 Seiten, engl. brosch. etwa 18,— DM. Aus dem Inhalt: Shakespeare und 
Macchiavelli. Schiller als Historiker. Ranke und Goethe. Das historische Weltbild 
Leopold von Rankes. Die historischen Krisen im Geschichtsbild Jacob Burckhardts. 
Das Italienbild der deutschen Einheitsbewegung. Bismarck und Europa. 

Es ergeben sich drei Kreise von Begegnungen, in denen einmal die Dichtung, die 
Geschichtschreibung und schließlich die Politik im Mittelpunkt stehen. Wenn auch die 
Entstehungszeit der einzelnen Untersuchungen oft weit auseinanderliegt, so sind sie 
doch alle thematisch und methodisch miteinander verknüpft. Bei einer gründlichen 
Durchsicht ist überall der letzte Stand der wissenschaftlichen Entwicklung berück- 
sichtigt worden. 


Renate Maria Radbruch und Gustav Radbruch 
Der deutsche Bauernstand zwischen Mittelalter und Neuzeit 


2. Auflage. Ergänzt durch Gustav Radbruchs nachgelassene Aufzeichnungen. Besorgt 
von Anneliese Stemper. Mit Vorwort und Nachwort von Harald Keller. 108 Seiten 
und 47.Abbildungen, engl. brosch. 12,80 DM. 


»...Kunst als Zeugnis der Kulturgeschichte — in einer hinreißend geschriebenen 
Arbeit über das Bauernbild am Ende des Mittelalters. Im Umbruch zweier Zeiten 
erscheint der Bauer als der Brennpunkt der sich widerstreitenden Kräfte und wird zu 
einer furchtbaren, gewaltigen Abbreviatur seiner Zeit.« 


Heinrich Lützeler in »Zeitschrift für Geisteswissenschaften« 
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T. B. L. WEBSTER 


VON MYKENE BIS HOMER 


Anfänge griechischer Literatur und Kunst 


im Lichte von Linear B 


Aus dem Englischen übersetzt von W. Doblhofer. 
404 Seiten Text und 24 Seiten Kunstdruckteil, ı Karte. Leinen DM 28,—. 


INHALT: Die Gesellschaft des zweiten Jahrtausends im Spiegel ihrer Aufzeich- 
nungen — Die mykenische Kunst in ihrer Umwelt — Die orientalische und die 
mykenische Dichtung — Die mykenische Dichtung — Der Zusammenbruch der 
mykenischen Kultur und die jonische Wanderung — Die Dichtung zwischen 
dem Untergang Mykenes und der Zeit Homers — Die protogeometrische und die 
geometrische Kunst — Homer und seine unmittelbaren Vorgänger — Schluß und 


Zusammenfassung. 


Die Frage, die dieses Buch zu beantworten unternimmt, ist alt. Was geschah, so 
lautet sie etwa, zwischen der griechischen Frühzeit, die Homer besingt, und der 
geschichtlich bezeugten Zeit, zu deren Beginn die homerischen Epen entstanden ? 
Was verbindet, mit anderen Worten, den Trojanischen Krieg (um 1230 v. Chr.) 
und die Kultur Mykenes mit der Ilias und Odyssee (um 750 v. Chr.)? Gab es 
überhaupt eine Verbindung? Es ist eine wissenschaftliche Pionierleistung ersten 
Ranges, wenn Prof. Webster in diesem Buch die Brücke zwischen griechischer 
Vorgeschichte und Geschichte, zwischen Mykene und Homer schlägt. Noch vor 
wenigen Jahren allerdings hätte dieses Buch nicht geschrieben werden können. 
Erst seit Michael Ventris im Jahre 1952 mykenische Inschriften, die unter dem 
Namen „Linear B“ bekannt geworden sind, als frühe Zeugnisse griechischer 
Sprache entzifferte, ist es möglich, diesen „weißen Fleck“ auf der Karte unserer 
historischen Kenntnisse mit den ersten Linien auszufüllen. 


„Dieses Buch ist ein Zeugnis leidenschaftlichen Forschergeistes. Für den allgemein inter- 
essierten Leser ist selbst die große Menge von Details reizvoll, die notwendig ist, um die 
Zustimmung der gelehrten Welt zu gewinnen — und zweifellos zuweilen auch ihren Wider- 
spruch, denn Prof. Websters Schlußfolgerungen sind oft kühn.“‘ 


New Statesman, London 


R.OLDENBOURG VERLAG »- MÜNCHEN 





In wesentlich erweiterter Neubearbeitung liegt vor: 


HEINZ QUIRIN 


Einführung in das Studium 
der mittelalterlichen Geschichte 


Mit einem Geleitwort von Hermann FHeimpel 
360 Seiten, Leinen 28,— DM, Best.-Nr. 10351 


In den zehn Jahren, die seit dem Erscheinen der ersten Auflage vergangen 
sind, hat sich diese aus der heutigen Seminarpraxis entstandene Einführung 
überall durchgesetzt. 

Die jetzt vorliegende zweite Auflage ist neu bearbeitet und wesentlich erwei- 
tert; sie berücksichtigt in ihrem Aufbau den Strukturwandel an unseren 
Universitäten und den immer deutlicher in Erscheinung tretenden Übergang 
des Lehrbetriebes zu schulischen Formen, der es erforderlich machte, ‚,... ein 
Arbeitsbuch zu schreiben, in dem an ausgewählten Beispielen nichts gelehrt 
wird als eben die freie, selbständige Arbeit selbst. Aufs Ganze soll es in großen 
Zügen den Stand der Forschung, erkennbare Schwerpunkte und sich abzeich- 
nende Möglichkeiten beschreiben, die Praxis dabei aber doch in den Vorder- 
grund stellen.“ 

Trotz der neuen Sinngebung des Buches geht es dem Verfasser nicht nur um 
Ausbildung, sondern in erster Linie um Bildung, für die die Kenntnis der 
Methode die unerläßlichen Grundlagen schafft. 

Große Teile des Buches sind dem praktischen Quellenstudium gewidmet. Ein- 
gehend wird gezeigt, unter welch verschiedenen Gesichtspunkten eine Quelle 
ausgewertet werden kann. Ebenfalls neu und besonders wertvoll für den Stu- 
dierenden ist die ausgedehnte Bibliographie, die sich über 60 Seiten erstreckt. 
Jedem, der sich lernend oder forschend mit dem Mittelalter befaßt, ist hier 
anstrengende Sucharbeit abgenommen worden. 

Zahlreichen Wünschen entsprechend, erhielt das Buch ein handlicheres Format 
und einen dauerhaften Ganzleineneinband. 

Sonderprospekte mit einer Wiedergabe des Inhaltsverzeichnisses stehen zur 
Verfügung. Bestellungen richten Sie bitte an Ihren Buchhändler. 


Georg Westermann Verlag Braunschweig 
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CHRISTOPHER DAWSON 


Gestaltungskräfte der Weltgeschichte 
Studien zur Soziologie, Theologie und Philosophie der Geschichte 


Herausgegeben von John J. Mulloy 
Aus dem Englischen übersetzt von Marianne Schön 


424 Seiten, ı Tafel, 8°, 1959, Leinen DM 24,— 


Ein Gesamtbild von Prof. Dawsons Anschauungen zu gewinnen, 
ist für deutsche Leser schwierig, zumal hier die vielen Aufsätze 
des Gelehrten meist unzugänglich sind. Um so wertvoller ist es 
daher, daß John ]J. Mulloy mit Hilfe des Verfassers selbst 
zusammenhängende Texte aus seinen Büchern und vor allem 
auch aus seinen Aufsätzen ausgewählt hat. Diese systematische 
Sammlung wird hier in deutscher Sprache vorgelegt — als 
Einführung in das Werk eines großen Geschichtsphilosophen 


unserer Gegenwart. 


Die Revolution der Weltgeschichte 


Universalhistorische Betrachtungen 


Aus dem Englischen übersetzt von Marianne Schön 


184 Seiten, 8°, 1960, Leinen DM 14,— 


Prof. Dawson weist hier auf universalhistorische Zusammen- 
hänge hin, wie sie ein katholischer Historiker und Kulturphilo- 
soph sieht. Sein Thema ist diesmal der Einbruch des rationalen 
Denkens in die Weltgeschichte und seine Folgen bis in die 
Gegenwart. 


R. OLDENBOURG » MÜNCHEN und WIEN 





Neuerscheinungen 1961 


Walther Hinz 
Zarathustra 


27) Seiten. ] Farbtafel und 10 Schwarz-Weiß-Tafeln. 
Leinen DM 27, — 


In diesem Buch wird versucht, von Leben und Lehre des altiranische! 
Religionsstifters Zarathustra ein deutlicheres und genaueres Bild zu zeich 
nen, als es das bisherige Schrifttum des Mörgen- und Abendlandes en 
worfen hat. Nach einer einleitenden Betrachtung der literarischen Q 
rekonstruiert W. Hinz die Umwelt des Zarathustra, um dann vor dieser 
Hintergrund sein Wirken, seine Lehre und seine Vorstellungen zu inte: 
pretieren, Anschließend untersucht er Zarathustras Wirkung in dd 
Geschichte, Grundlage der Darstellung ist eine als letztes Kapitel abg 
druckte neue Übersetzung der Gathas des Propheten. In Auslegung ur 
Deutung geht der Verfasser vielfach neue Wege, er löst umstrittene Pr 
bleme oder bringt sie der Lösung näher und gibt der weiteren Forschun 
Hinweise und Anregungen. 


Christos Karusos 


Aristodikos 


Zur Geschichte der attisch-archaischen Plastik und der Grabsta 


VIll und 94 Seiten mit 2Abbildungen und 32Tafeln Kunsf 
druck. Englisch broschiert DM 18,— 


Die Grabstatue des Aristodikos, ein bedeutendes, gegen 500 v. Chr. ei 
standenes Werk der attischen Skulptur, wurde bis jetzt noch nicht m 
reichend publiziert. Der Verfasser nimmt die längst erwartete und mu 
mehr allen Anforderungen genügende Veröffentlichung des Bildwe 
zugleich als Anlaß, Fragen zu behandeln, die für die Geschichte 
archaischen griechischen Skulptur von allgemeiner Bedeutung sind. Na 
einer eingehenden Analyse des Erhaltungszustandes und der stilistisch 
Eigenart des Werkes erweitert er den Umkreis seiner Betrachtung, | 
das Problem der Künstlerwerkstätten in der spätarchaischen attisc“ 
Plastik zu erörtern. 


wP W. Kohlhammer Verlag, Stuttgart 


1645 








